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Einleitung. 


Eine uralte Sage unſeres Volkes erzählt, daß in der Tiefe 
unſeres größten und ſchönſten Stromes ein Goldſchatz verborgen 
ſei, der Demjenigen die höchſte Macht und Kraft verleihe, der 
dieſen Schatz zu heben verſtehe. Noch heute aber liegt ein 
Schatz vor uns ausgebreitet, der wahrlich nicht geringeren Wert 
beſitzt, als jener der alten Sage. Denn hier ſind vereinigt 
höchſte ſtaatsmänniſche Weisheit, reichſte Lebenserfahrung, gründ— 
lichſte Welt- und Menſchenkenntnis, und vor Allem die reinſte 
deutſche Vaterlandsliebe, die mit gewaltiger Beredſamkeit, mit 
rückhaltloſer Wahrheitsliebe gegen Hoch und Nieder, den deutſchen 
Landsleuten rund heraus ſagt, was zum Heil und Verderben 
unſeres Volkes und Reiches führt, und was demnach die Pflicht 
und Schuldigkeit jedes guten Deutſchen iſt und ſein muß. 
Dieſer Schatz, einer der koſtbarſten und unvergleichlichſten unſeres 
Volkes, iſt im Laufe eines halben Jahrhunderts angehäuft 
worden, in den Mahnworten Bismarcks an die deutſche 
Nation. Jedem Arm und Auge iſt dieſer Schatz erreichbar, 
aber freilich iſt ſeine Sammlung mühſam, da er in Reden, 
Briefen, Berichten, Denkſchriften, Zeitungsartikeln, Depeſchen u. |. w. 
zerſtreut iſt, deren Entſtehung ſich faſt auf fünfzig Jahre, auf 
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die Zeit von 1847 bis 1895 verteilt. Bei weitem nicht jeder, 
der dieſen Schatz gern beſitzen möchte, verfügt über die Zeit 
und die Kenntniſſe, um ihn zu heben, zu ſammeln. Es erſchien 
daher dem Verfaſſer als ein Gebot nationaler Pflichterfüllung, 
dieſe Arbeit für tauſende deutſcher Landsleute zu unternehmen, 
ihnen den herrlichen Schatz der Mahnworte Bismarcks an 
unſer Volk geſammelt zu übergeben und in einer billigen Volks⸗ 
ſchrift jedem zugänglich zu machen. Wie es ſeit des ehrwürdigen 
Knigges „Umgang mit Menſchen“ Bücher gibt, welche uns 
über den „guten Ton in allen Lebenslagen“ zweckdienlich unter- 
richten, ſo bieten Bismarcks Mahnworte an das deutſche Volk 
einen untrüglichen Wegweiſer in allen Irrgängen unſeres Partei— 
lebens, bei allen Zweifeln und Anfechtungen, die den deutſchen 
Vaterlandsfreund vom richtigen Wege ablenken könnten — 
immer weiſt Bismarck ihm den richtigen Weg. Die Feinde 
unſerer nationalen Sache, auch wenn ſie ſich noch ſo kunſtvoll 
als unſere Freunde maskieren, werden uns an der Hand dieſes 
Wegführers, dieſes Staats- und Herzenskundigen von unver— 
gleichlicher Größe und Bedeutung, ſofort in ihrem wahren Weſen 
erkennbar. Und in allem Dunkel und Gram, in aller Ver— 
worrenheit und Zerſplitterung unſerer Tage, weiſt er ſicher und 
unerſchütterlich, tröſtend, erhebend und willenlenkend auf den 
klaren, ſtrahlenden Leitſtern ſeines ganzen großen Lebens: das 
Gemeinwohl, das Heil von Kaiſer und Reich, das wir über 
Alles, Alles in der Welt ſtellen müſſen! So hoffen wir denn, 
in dieſem kleinen Werke dem deutſchen Volke einen zuverläſſigen 
Führer in allen Lagen und Fragen des öffentlichen Lebens 
darzubieten. Wie jeder Einzelne daraus reiche Belehrung und 
Erhebung ſchöpfen wird, ſo wird es namentlich auch allen 
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Vereinen, die vaterländiſchen Sinn pflegen, gute Dienſte leiſten 
und ferner bei allen Wahlen den nationalen Parteien gegen reichs— 
feindliche oder eigenſüchtige Beſtrebungen und Gegenparteien als 
tüchtige Wehr und Waffe und nützlichſtes Agitationsmittel zur 
Seite ſtehen. 

Die Anordnung des Stoffes glaubte der Verfaſſer am 
beſten nach der Zeitfolge der Mahnworte treffen und dabei 
kurz auf die geſchichtliche Veranlaſſung hinweiſen zu ſollen, 
welche das einzelne Mahnwort Bismarcks hervorrief. Wären 
die Mahnworte ſtofflich gruppiert worden, z. B. alle Warnungen, 
die Bismarck von 1848 bis 1895 gegen den „Polonismus“, 
gegen den „Fraktionspartikularismus“ u. ſ. w. ausgeſprochen hat, 
ſo hätten ſich ſehr ermüdende Wiederholungen derſelben geſchicht— 
lichen Ereigniſſe nicht vermeiden laſſen. Dagegen iſt dem Be- 
dürfnis des Leſers, die über ein halbes Jahrhundert zerſtreuten 
Außerungen Bismarcks über die Hauptpunkte unſeres nationalen 
Lebens, gleichſam nach gewiſſen Stichworten einheitlich zuſammen— 
geſtellt zu finden, durch das alphabetiſche Regiſter am Schluſſe 
des Werkchens Rechnung getragen. Natürlich finden ſich in dieſer 
Schrift bei weitem nicht alle „geflügelten Worte“ Bismarcks 
vereinigt, ſondern nur ſolche, die aus Anlaß einer Warnung 
oder Mahnung an ſein deutſches Volk von ihm geſprochen oder 
geſchrieben wurden. Und auch von dieſen Warnungen und 
Mahnungen wurden nur diejenigen von bleibender Bedeutung 
ausgewählt. Immerhin belaufen ſich auch dieſe noch auf bun: 
derte von Kernſprüchen. 


I. Gegen die polniſche Verhetzung, 5. April 1848. 


Ik 
Aus den Jahren 1847 bis 1851. 


Der Gutsbeſitzer und Deichhauptmann Otto v. Bismarck— 
Schönhauſen war 32 Jahre alt, als er 1847 in den „Vereinigten 
preußiſchen Landtag“ eintrat. Schon hier war er unſtreitig der 
bedeutendſte und ſchneidigſte Redner der Altkonſervativen und 
ſein Name weit über Preußens Grenzen hinaus berühmt ge— 
worden, als er ſich am 28. Juli 1847 mit Johanna v. Putt⸗ 
kamer vermählte. In ſeinen Reden auf jenem erſten Vereinigten 
Landtage Preußens tritt jedoch im allgemeinen der jugendliche 
konſervative Heißſporn ſo lebhaft hervor, und ihr Inhalt betrifft 
ſo ausſchließlich damalige politiſche Verhältniſſe, daß hier keines 
der vielen Kernworte wiedergegeben werden kann, welche den 
Namen Bismarck ſchon damals Allen geläufig machten “). 

Aus dem Jahre 1848 dagegen haben wir ſchon mehrere 
ſeiner Außerungen aufzuzeichnen. So verlangte er im Vereinigten 
Landtag am 5. April von der Regierung Aufklärung über ihre 
ſchwächliche Haltung und Verſöhnungspolitik gegenüber den bald 
nachher zum offenen, blutigen Aufruhr anwachſenden national— 
polniſchen Verhetzungen in Poſen, mit den denkwürdigen 
Worten: „Ich vermiſſe die dreiſte Berührung einer der 


) Daneben freilich enthalten ſie ſchon viel ſtaatsmänniſche Weisheit 
bezüglich der damals ſtreitigen Fragen. Hierüber wie über alles Folgende 
findet der Leſer eingehende Aufſchlüſſe in dem großen biographiſchen Werke 
Blum, „Fürſt Bismarck und feine Zeit“. (München, Beck, 1894/95.) 
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tiefſten Wunden, die der Ruhe Preußens geſchlagen 
ſind. Ich meine die polniſch-nationale Entwickelung des Groß— 
herzogtums Poſen, welche die Regierung ſich zur Aufgabe geſtellt 
zu haben ſcheint.“ Er erhielt keine Antwort. Dagegen machte 
er ſeinem gepreßten Herzen nach Schluß des Landtags, am 
20. April, in einer Zuſchrift an die Magdeburgiſche Zeitung 
Luft. Da ſchrieb er: „Die Befreiung der wegen Landesverrates“ 
(begangen 1846) „verurteilten Polen iſt eine der Errungen- 
ſchaften des Berliner Märzkampfes“ (der Revolution vom 18. März 
1848) „und zwar eine der weſentlichſten. Die Berliner haben 
die Polen mit ihrem Blute befreit und ſie dann eigenhändig im 
Triumph durch die Straßen gezogen. Zum Dank dafür ſtanden 
die Befreiten bald darauf an der Spitze von Banden, welche die 
deutſchen Einwohner einer preußiſchen Provinz mit Plünderung 
und Mord, mit Niedermetzelung und barbariſcher Verſtümmelung 
von Weibern und Kindern heimſuchen. So hat deutſcher En— 
thuſiasmus wieder einmal zum eigenen Schaden fremde Kaſtanien 
aus dem Feuer geholt. Ich hätte es erklärlich gefunden, 
wenn der erſte Aufſchwung deutſcher Kraft und Ein— 
heit ſich damit Luft gemacht hätte, Frankreich das 
Elſaß abzufordern und die deutſche Fahne auf den 
Dom zu Straßburg zu pflanzen. Aber es iſt mehr als 
deutſche Gutmütigkeit, wenn wir uns mit der Ritterlichkeit von 
Romanhelden vor allem dafür begeiſtern wollen, daß deutſchen 
Staaten das beſte von dem entzogen werde, was deutſche Waffen 
im Laufe der Jahrhunderte in Polen gewonnen hatten. Das 
will man jubelnd verſchenken, einer ſchwärmeriſchen Theorie zu 
Liebe. Eine nationale Entwicklung des polniſchen Elements in 
Poſen kann kein anderes vernünftiges Ziel haben als das, der 
Herſtellung eines unabhängigen polniſchen Reiches zur Vor— 
bereitung zu dienen. Wie kann aber ein Deutſcher weinerlichem 
Mitgefühl und unpraktiſchen Theorien zu Liebe, dafür ſchwärmen, 
dem Vaterlande in nächſter Nähe einen raſtloſen Feind zu 
ſchaffen, der viel gieriger nach Eroberung auf unſere Koſten 
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ſein muß, als der ruſſiſche Kaiſer. Schutz gegen Rußland 
brauchen wir von Polen nicht, wir ſind uns ſelbſt Schutz genug. 
Ich halte daher unſere jetzige Politik in Bezug auf 
Poſen für die bedauerlichſte Don Quixoterie, die je ein 
Staat zu ſeinem und ſeiner Angehörigen Verderben begangen 
hat. Gutsbeſitzer von B. auf Schönhauſen.“ 

Aus den Reden Bismarcks in der II. Kammer des preußi— 
ſchen Landtags im Jahre 1849 merken wir uns folgende Worte 
vom 21. März: „Es iſt kein Ausdruck im letzten Jahre mehr 
mißbraucht worden, als das Wort ‚Bolf‘. Jeder hat das 
darunter verſtanden, was gerade in ſeinen Kram paßte; gewöhnlich 
einen beliebigen Haufen von Individuen, die es ihm gelungen 
war, für ſeine Anſicht zu gewinnen. Das wahre preußiſche 
Volk hat in der letzten Zeit viel Geduld gezeigt und große 
Leichtgläubigkeit gegen diejenigen, die ſich ſeine Freunde nennen.“ 
Am folgenden Tage (22. März) ſprach Bismarck zum erſten— 
male ſeine Auffaſſung von fonftitutionellem Königtum 
aus, die er ſein Leben lang feſtgehalten hat. Er ſagte da u. A.: 
„Die konſtitutionelle Monarchie liegt für unſere Verhältniſſe 
gerade in dem Begriffe des Rechts mitten inne. Es iſt ein 
weitverbreitetes Vorurteil, daß ein konſtitutioneller König kein 
König von Gottes Gnaden ſein könne. Ich bin der Meinung, 
er iſt es gerade recht.“ Ganz in demſelben Sinne fügte er am 
21. April hinzu: „Mag in Belgien oder Frankreich, in Anhalt» 
Deſſau oder da, wo der morgenrötliche Glanz der mecklenburgi— 
ſchen Freiheit ſtrahlt, konſtitutionell fein, was da will, hier 
iſt nur das konſtitutionell, was auf der preußiſchen 
Verfaſſung beruht.“ Dieſelben Gedanken legte Bismarck in 
der zweiten preußiſchen Kammer am 24. September 1849 aus: 
führlicher dar. Da rief er: „Das Wort ,fonjtitutionell* iſt 
eines der Stichwörter, die in neueſter Zeit das Recht haben, 
an die Stelle jedes Grundes ſich einzuſtellen. Aber über die 
Bedeutung dieſes Wortes werden Sie ſelten zwei Menſchen 
einig finden, jeder beſchuldigt ſeinen Gegner des falſchen Kon— 

1* 
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ſtitutionalismus, und eine maßgebende Auslegung fehlt. Die 
meiſten ſcheinen anzunehmen, daß Beſtimmungen, welche in Eng— 
land, Frankreich, Belgien Gültigkeit haben oder gehabt haben, 
konſtitutionell ſeien und aus dieſem Grunde, welches auch die 
Folgen davon ſeien, in Preußen eingeführt werden müſſen. Bei 
uns iſt verfaſſungsmäßig ſeit Jahrhunderten ein ſelbſtändiges 
Königtum, ein Königtum, welches zwar im Laufe der Zeit und 
namentlich der letzten Jahre einen beträchtlichen Teil ſeiner Rechte 
auf die Volksvertretung übertragen hat, aber freiwillig und nicht 
etwa, weil ihm die Widerſtandsfähigkeit fehlte. Aber eben dieſes 
Königtum unterſcheidet ſich dadurch von den konſtitutionellen 
Dynaſtien in England, Frankreich und Belgien, daß dort die 
Krone, wie ein gemeines Volksſprichwort ſagt: gleich einem ge— 
ſchenkten Gaul u. ſ. w. aus den blutigen Händen der Revolution 
überreicht iſt unter denjenigen Bedingungen, wie nun die Re— 
volution für gut fand, jenen Dynaſtien aufzulegen. Die Be— 
rufungen auf England ſind unſer Unglück; geben Sie 
uns alles Engliſche, was wir nicht haben, geben Sie 
uns engliſche Gottesfurcht und engliſche Achtung vor dem Geſetze, 
die geſamte engliſche Verfaſſung, aber auch die geſamten Ver— 
hältniſſe des engliſchen Grundbeſitzes, engliſchen Reichtum und 
engliſchen Gemeinſinn, beſonders aber ein engliſches Unterhaus, 
kurz und gut alles, was wir nicht haben, dann will ich auch 
ſagen, Sie können uns nach engliſcher Weiſe regieren. 
Aber aus dieſer Möglichkeit würde ich noch immer keine Ver— 
pflichtung für die preußiſche Krone entnehmen, ſich in die macht— 
loſe Stellung drängen zu laſſen, welche die engliſche Krone 
einnimmt, die mehr als ein zierlicher Kuppelſchmuck des 
Staatsgebäudes erſcheint, während ich in der unſrigen 
den tragenden Mittelpfeiler desſelben erkenne. Es 
wird häufig auf unſern politiſchen Bildungsprozeß das Sprich— 
wort angewandt: wenn wir ſchwimmen lernen wollen, müſſen 
wir ins Waſſer gehen; das mag wahr ſein, aber ich ſehe nicht 
ein, warum jemand, der ſchwimmen lernen will, gerade da 
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hineinſpringen ſoll, wo das Waſſer am tiefſten iſt. Die Grund» 
lage unſerer Verfaſſung bildet die Gleichberechtigung der Krone, 
der erſten und zweiten Kammer in der Geſetzgebung. Andern 
Sie dieſe Gleichberechtigung zum Nachteil der Krone, entziehen 
Sie die Geſetzgebung über Steuern, über deren Einnahme und 
Ausgabe, dieſer allgemeinen Regel, ſo vernichten Sie die Selb— 
ſtändigkeit der Krone zu Gunſten von Mehrheiten, deren Geltung 
auf der gewagten Vorausſetzung beruht, daß ein jeder einzelne 
der künftigen preußiſchen Abgeordneten in der Lage ſein werde, 
ſich über alle Fragen der Politik und Geſetzgebung ein unab— 
hängiges und unbefangenes Urteil zu bilden.“ 

In einem Schreiben vom 4. Oktober 1849 an den einfluß— 
reichen Stadtverordneten Meus ſeines Wahlkreiſes Rathenow 
ſprach Bismarck gleichfalls eine Überzeugung aus, die er ſein 
ganzes Leben lang feſtgehalten hat. Denn da ſagte er: „Unſer 
Unglück in der Kammer iſt und bleibt der Ehrgeiz der Partei— 
führer. Wer über ein Dutzend Stimmen verfügt, betrachtet 
ſich als den rechtmäßigen Erben eines Portefeuilles und findet, 
daß ſein Vorgänger, der jetzige Miniſter, ſchon viel zu lange 
im Amte iſt. An dieſen Führern hängt eine große Menge von 
Leuten, die glauben, bei einem Wechſel der Miniſter wenigſtens 
mit einer Präſidentenſtelle bedacht zu werden.“ 

Die große Rede, welche Bismarck am 15. November 1849 
in der preußiſchen zweiten Kammer gegen die Civilehe hielt, 
wurde ihm noch mehrere Jahrzehnte ſpäter entgegengehalten, als 
er für die Civilehe in Preußen und im Deutſchen Reiche eine 
trat. Aber der unvergängliche Wert jener Rede liegt nicht in 
den weniger haltbaren Einwendungen gegen die Civilehe, als in 
den folgenden Sätzen, die Bismarck nie verleugnet hat, ja die 
drei Jahrzehnte ſpäter in ſeiner großartigen deutſchen Sozial— 
politik in die That umgeſetzt worden ſind: „Ich glaube nicht, 
daß es Aufgabe der Geſetzgebung ſein kann, das, was dem Volke 
heilig iſt, zu ignorieren. Haben Sie dem Menſchen den geoffen— 
barten Unterſchied zwiſchen gut und böſe, den Glauben daran 
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genommen, ſo können Sie ihm zwar beweiſen, daß Raub und 
Mord durch die Geſetze, welche die Beſitzenden zum Schutze ihres 
Eigentums und ihrer Perſon gemacht haben, mit ſchweren Strafen 
bedroht werden, aber Sie werden ihm nimmermehr beweiſen, 
daß irgend eine Handlung an und für ſich gut oder böſe ſei. 
Ich habe in dieſer Zeit manchen Lichtfreund zu der ſchnöden 
Erkenntnis kommen ſehen, daß ein gewiſſer Grad von 
poſitivem Chriſtentum dem gemeinen Mann nötig ſei, wenn 
er nicht der menſchlichen Geſellſchaft gefährlich werden ſoll. 
Fahren wir auf dieſem Wege fort, ſo hoffe ich es noch zu er— 
leben, daß das Narrenſchiff der Zeit an dem Felſen der 
chriſtlichen Kirche ſcheitert.“ In derſelben Rede ſagte er: „Das 
Ausländische hat immer einen gewiſſen vornehmen Anſtrich 
für uns. Man hat uns im Laufe der Verhandlung geſagt, 
daß Europa uns für ein Volk von Denkern halte. Meine 
Herren! Das war früher! (Heiterkeit). Die Volksvertretungen 
der letzten zwei Jahre haben uns um dieſen Ruf gebracht, ſie 
haben dem enttäuſchten Europa nur Überſetzer franzöſiſcher 
Makulatur, aber keine Selbſtdenker gezeigt.“ 

Über das von der Demokratie der Bewegungsjahre ſtets 
geforderte „Aufgehen Preußens in Deutſchland“ äußerte 
ſich Bismarck in dem Wahlprogramm, das er mit ſeinen alt— 
konſervativen Geſinnungsgenoſſen für die Wahlen zum Erfurter 
Unionsparlament aufſtellte, folgendermaßen: „Die Zeit iſt 
vorüber, wo die Meinung Gehör fand, daß man den preußiſchen 
Staat ſchwächen oder auflöſen dürfe, um Deutſchland groß zu 
machen; die Stärke Preußens hat Deutſchland gerettet; die Liebe 
und Treue zwiſchen dem preußiſchen Volke und ſeinem Königs— 
hauſe hat die Beſtrebungen der Partei zu Boden geſchlagen, 
welche in Unordnung und Anarchie die Freiheit und das Glück 
der Völker ſucht. Die früheren Pläne zur Einigung Deutſch— 
lands ſind zum Gegenſtand ruhiger Prüfung geworden.“ 

Seinem Wunſche gemäß, wurde Bismarck in ſeinem treuen 
Wahlkreiſe Rathenow zum Erfurter Volkshauſe gewählt und 
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hatte hier Gelegenheit, ſeine Herzensmeinung über die ſo— 
genannten „Grundrechte“ und namentlich über die zügelloſe 
„Vereinsfreiheit“ am 17. April 1850 auszuſprechen: „Wenn 
ich alle dieſe Grundrechte als Eroberungen der Revolution auf 
Koſten des allgemeinen Grundrechtes des friedlichen Bürgers, des 
Rechtes auf ungeſtörten Schutz durch die Obrigkeit betrachte, ſo 
ſehe ich gerade in dem Vereinsweſen die gefährlichſte Waffe der 
Geiſter, die verneinen, gegen jede obrigkeitliche Autorität. Warum 
ſoll die Obrigkeit ſie nicht zerbrechen, ſobald ſie die Macht dazu 
fühlt? Ich glaube, daß das Vereinsrecht ein Recht iſt, deſſen 
Mißbrauch entſchieden den Gebrauch übertrifft .. . Es wird 
ſo viel gemißbraucht, daß es ganz unbrauchbar iſt, und ich kann 
mich gegen die üblen Folgen dieſes Rechtes nicht mit jenem 
moraliſchen Vertrauen waffnen, welches von jener Seite gegen 
alle Fehler der Verfaſſung geltend gemacht wird, mit dem un— 
begrenzten Vertrauen auf den Edelmut der Menſchen. Ich 
glaube, daß beſonders das Vereinsrecht imſtande iſt, dieſes Ver— 
trauen auf das bitterſte zu täuſchen. Gerade in dem Vereins— 
rechte liegt vorzugsweiſe die Schneide jener Schere, mit welcher 
die konſtitutionelle Delila dem Simſon der Monarchie die Locken 
verſchneidet, um ihn den demokratiſchen Philiſtern wehrlos in 
die Hände zu liefern. Ich möchte Sie alſo bitten, meine Herrn, 
alles zu thun, was in Ihrer Macht ſteht, damit dieſer Blaſebalg 
der Demokratie nicht in den Händen verbleibe, um die Kohlen 
unter der Aſche anzublaſen. Ich will die Demokratie nicht 
gerade das Reich der Geiſter nennen, aber die Geiſter, die ver— 
neinen, gehören ihr.“ 

Die Schwierigkeiten Preußens, die in Erfurt vom Parlament 
angenommene Unionsverfaſſung gegen den Willen Oſterreichs 
und nach dem Abfall Hannovers und Sachſens durchzuführen, 
und die Verwickelungen der ſchleswig-holſteiniſchen und kur— 
heſſiſchen Frage hatten ſich im Laufe des Jahres 1850 ſo ver— 
größert, daß jeden Augenblick der Ausbruch des Krieges gegen 
Oſterreich und Bayern drohte. Die liberalen Parteien der 
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preußiſchen zweiten Kammer verlangten, daß Preußen lieber das 
Schwert ziehe, als ſich demütige. Bismarck aber warf in der 


Sitzung vom 3. Dezember die Frage auf: „Warum führen 


große Staaten heutzutage Krieg?“ „Die einzig geſunde 
Grundlage eines großen Staates, und dadurch unterſcheidet er 
ſich weſentlich von einem kleinen Staate, iſt der ſtaatliche Egois— 
mus und nicht die Romantik. Es iſt leicht für einen Staats- 
mann, ſei es in dem Kabinette oder in der Kammer, mit dem 
populären Winde in die Kriegstrompete zu ſtoßen und ſich dabei 
an ſeinem Kaminfeuer zu wärmen oder von dieſer Tribüne 
donnernde Reden zu halten, und es dem Musketier, der auf 
dem Schnee verblutet, zu überlaſſen, ob ſein Syſtem Sieg und 
Ruhm erwirbt oder nicht. Es iſt nichts leichter als das, aber 
wehe dem Staatsmann, der ſich in dieſer Zeit nicht nach einem 
Grunde zum Kriege umſieht, der auch nach dem Kriege noch 
ſtichhaltig iſt. Die preußiſche Ehre beſteht nach meiner Über— 
zeugung nicht darin, daß Preußen überall in Deutſchland den 
Don Quixote ſpiele für gekränkte Kammerberühmtheiten, welche 
ihre lokale Verfaſſung für gefährdet halten. Ich ſuche die 
preußiſche Ehre darin, daß Preußen vor allem ſich von jeder 
ſchmachvollen Verbindung mit der Demokratie entfernt halte, 
daß Preußen in der vorliegenden wie in allen Fragen nicht 
zugebe, daß in Deutſchland etwas geſchehe ohne Preußens Ein— 
willigung. Ein Krieg, für die Umon von Preußen geführt, 
könnte mich nur lebhaft an jenen Engländer erinnern, der ein 
ſiegreiches Gefecht mit einer Schildwache beſtand, um ſich in dem 
Schilderhauſe hängen zu können, ein Recht, welches er ſich und 
jedem freien Briten vindizierte.“ 


II. 
Aus der Seit, da Bismarck preußiſcher Bundestags: 
Gejandter in Frankfurt a. M. war (1851 bis 1859). 


Am 11. Mai 1851 traf Bismarck als Vertreter 
Preußens bei dem reaktivierten deutſchen Bundestage in 
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Frankfurt a. M. ein. Am 15. Juli wurde er endgültig zum 
preußiſchen Bundestagsgeſandten ernannt und hat dieſes Amt 
bis zum 5. März 1859 bekleidet. Die faſt ausſchließlich diplo— 


matiſche Wirkſamkeit Bismarcks während dieſer acht Jahre bietet 


naturgemäß der vorliegenden Schrift geringere Ausbeute. Dennoch 
aber finden ſich in manchem der geheimen amtlichen Berichte des 
preußiſchen Geſandten an ſeinen Chef, den Miniſterpräſidenten 
von Manteuffel, oder an den König ſelbſt, und in manchem 
ſeiner vertraulichen Briefe und Schreiben Außerungen, die wir 
mit vollem Rechte zu den „Mahnworten an das deutſche Volk“ 
rechnen dürfen, wenn ſie urſprünglich auch nur an die Em— 
pfänger jener Berichte und Briefe gerichtet waren. Denn jene 
acht Jahre der Geſandſchaftsthätigkeit Bismarcks am Bundes— 
tage ſind acht Jahre unabläſſigen Kampfes um die Rechte Preußens 
und des ganzen deutſchen Volkes gegenüber der öſterreichiſchen 
Bevormundung und Herrſchſucht. Je klarer Bismarck in dieſen 
Jahren reifender politiſcher Einſicht die Unhaltbarkeit und das 
elende Ungenügen der beſtehenden deutſchen Bundesverfaſſung 
und Preußens großen deutſchen Beruf erkennt, um ſo häufiger 
werden ſeine Mahnworte an die leitenden preußiſchen Staats— 
männer und an einflußreiche Freunde. 

Als erſtes dieſer Mahnworte aus Bismarcks Bundestags— 
zeit möchten wir jene Stellen aus ſeinem vertraulichen Schreiben 
an den Miniſter Manteuffel vom 29. November 1853 anführen, 
welche ſich mit der damals tobenden Empörung der badiſchen 
Kleriſei gegen die badiſche Regierung beſchäftigen und Bismarck 
Gelegenheit geben, ſeine tiefe Erkenntnis vom Weſen des Ul— 
tramontanismus darzulegen, die er ſein ganzes ferneres Leben 
hindurch unverändert feſtgehalten hat. Da ſchreibt er: „Es 
handelt ſich hier nicht um eine Zwiſtigkeit zwiſchen der badiſchen 
Regierung und dem Erzbiſchof von Freiburg, ſondern um die 
Sache aller proteſtantiſchen Obrigkeiten gegenüber dem ſtreitbaren, 
unerſättlichen und in den Ländern evangeliſcher Fürſten unver— 
ſöhnlichen Geiſte, welcher ſeit dem letzten Jahrzent einen Teil 
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der katholiſchen Geiſtlichkeit beſeelt, ein Geiſt, für welchen 
erlangte Zugeſtändniſſe ſtets die Grundlage neuer 
Zugeſtän dniſſe bilden, und deſſen Forderungen jede Re— 
gierung zu berückſichtigen Anſtand nehmen muß, weil die Er— 
fahrung lehrt, daß der Friede mit ihm ohne Einräumung 
unumſchränkter Alleinherrſchaft nicht erreichbar iſt. 
Die römiſche Kirche erfreut ſich in Preußen einer Unabhängig— 
keit, wie fie derſelben kaum von irgend einem katholiſchen Landes— 
herrn bisher eingeräumt worden iſt, und doch kann man nicht 
ſagen, daß der Friede mit dem Staate deshalb in Preußen 
geſichert ſei. Eine derartige Erfahrung muß bei evangeliſchen 
Regierungen den Entſchluß wecken, auch anſcheinend billigen 
Forderungen gegenüber jeden Zollbreit des Beſitzſtandes mit 
Entſchloſſenheit zu verteidigen, umſomehr, wenn derartige An— 
ſprüche, wie jetzt in Baden erhoben werden.“ Am 20. Januar 1854 
ſetzte Bismarck in einem vertraulichen Briefe an ſeinen Gönner 
den General v. Gerlach, den einflußreichſten Vertrauten des 
Königs Friedrich Wilhelm IV., hinzu: „Es iſt nicht nur kein 
chriſtliches Bekenntnis, ſondern ein heuchleriſcher, götzendieneriſcher 
Papismus voll Haß und Hinterliſt, der hier einen unverſöhn⸗ 
lichen, mit den infamſten Waffen geführten Kampf gegen die 
proteſtantiſchen Regierungen, und beſonders gegen Preußen, als 
die weltlichen Bollwerke des Evangeliums, unterhält. Und doch 
ſind wir gerechter gegen die römiſche Kirche, wie irgend ein 
katholiſcher Staat. Die badiſche Regierung iſt eine elende 
Bureaukratie“) und hat die einzige haltbare Stellung gegen 
den Biſchof, die des ausſchließlichen Proteſtantismus, nicht ein— 
zunehmen gewußt, iſt auch zu ſchwach dazu; aber ſo lange mir 
mein Bekenntnis höher ſteht, als meine politiſche Anſicht, glaube 
ich auch dieſe mattherzigen Proteſtanten gegen den gefähr— 
lichen Feind als Mitſtreiter anſehen zu müſſen, der mit 


*) Natürlich bezieht fi dieſes harte Urteil nur auf die damalige 
Regierung Badens. 
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ſeinen anmaßlichen Menſchenſatzungen die Offenbarung 
Gottes fälſcht und die Abgötterei als Grundlage 
weltlicher Herrſchaft pflegt. Iſt die Aufhetzung der Soldaten 
in den Kaſernen durch Flugblätter, der Bauern von den Kanzeln 
herab wirklich die Sprache des Chryſoſtomus und Ambroſius, 
oder gar der Apoſtel, oder haben dieſe mit der weltlichen Obrig— 
keit in der Weiſe gehadert, und gleich Hecker und Struve erklärt, 
daß Geſetze unverbindlich ſeien für den, welcher ſie für unge— i 
recht hält? Heißen die Worte: Gott mehr gehorchen als | 
den Menſchen, ebenjoviel wie: dem Biſchof mehr ge- 
horchen, als dem Großherzog, und beſtehen die Rechte 
Gottes und die Freiheit ſeiner Kirche wirklich notwendig in dem, 
was der Biſchof unter Aufkündigung des Unterthanenverbandes 
dem Großherzog abtrotzen will? Das alles halte ich aus der 
innerſten Überzeugung meines Glaubens für ſo falſch, wie die 
Unterſchiebung der hieſigen Biſchöfe als Geſalbte ‚des Herrn“ 
und Nachfolger der Apoſtel“ oder der ehrgeizigen Prieſter als È 
„Schutzmächte der Ehre der unbefleckten Braut‘, oder die Affek— ; 
tation eines Cyprianiſchen Märtyrertums in dem erzbifchöflichen g 
Palaſt in Freiburg.“ 
In einem Privatſchreiben an den Miniſter Manteuffel vom 
11. Februar 1855 ſagt Bismarck ſchon, wie ſpäter ſeit 1866 
und namentlich ſeit 1870 oftmals: „Die Südweſtſpitze 
Deutſchlands iſt eine Art Schlußſtein des deutſchen Ge— 
wölbes, deſſen Fall von ſchwerer Bedeutung werden kann und 
der Stütze deshalb ebenſo wert als bedürftig erſcheint.“ 
Infolge der Feindſeligkeit Oſterreichs in allen Streit— 
fragen mit Preußen am Bunde von 1851 bis 1856, und namente 
lich nach dem treuloſen Verhalten Oſterreichs während der 
orientaliſchen Wirren von 1853 bis 1856, iſt Bismarck zu den 
Überzeugungen gelangt, die er in ſeinem berühmten „Prachtbericht“ 
an Manteuffel vom 26. April 1856 in den Worten ausſpricht: 
„Die überlieferte Politik Oſterreichs und feine Eifer- 
ſucht gegen uns würde auch durch einen Perſonalwechſel in 
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der dortigen Leitung nicht beſeitigt ſein, und ich könnte dem 
alten Fuchs im neuen Pelze ebenſo wenig trauen, wie bisher im 
räudigen Sommerhaar. Nach der Wiener Politik iſt einmal 
Deutſchland zu eng für uns beide. Selbſt der ſcharfe Druck 
von außen, die dringendſte Gefahr der Exiſtenz beider, vermochte 
1813 und 1814 das Eiſen nicht zu ſchmieden. Der deutſche 
Dualismus hat ſeit 1000 Jahren gelegentlich, ſeit Karl V. in 
jedem Jahrhundert, regelmäßig durch einen gründlichen inneren 
Krieg ſeine inneren Beziehungen geordnet, und auch in dieſem 
Jahrhundert wird kein anderes als dieſes Mittel die Uhr 
der Entwickelung auf ihre richtige Stunde ſtellen 
können. Ich beabſichtige mit dieſer Ausführung keineswegs zu 
dem Schluſſe zu gelangen, daß wir jetzt unſere Politik darauf 
richten ſollen, die Entſcheidung zwiſchen uns und Oſterreich unter 
möglichſt günſtigen Umſtänden herbeizuführen. Ich will nur 
meine Überzeugung ausſprechen, daß wir in nicht zu langer Zeit 
für unſere Exiſtenz gegen Oſterreich werden fechten müſſen, und 
daß es nicht in unſerer Macht liegt, dem vorzubeugen, weil der 
Gang der Dinge in Deutſchland keinen anderen Ausweg hat. 

Iſt dieſes richtig, ſo ift es auch für Preußen nicht möglich, die 
Selbſtverleugnung jo weit zu treiben, daß wir das eigene Da— 
ſein einſetzen, um die Unverſehrtheit von Oſterreich zu ſchützen, 
und zwar in einem, meines Erachtens hoffnungsloſen Kampfe. 
Und wenn wir wirklich gegen ein franzöſiſch-ruſſiſches Bündnis 
ſiegreich bleiben, wofür hätten wir ſchließlich gekämpft? Für die 
Erhaltung des öſterreichiſchen Übergewichts in Deutſchland, und 
der erbärmlichen Verfaſſung des Bundes.“ 

Die Unabhängigkeit der preußiſch-deutſchen Poli— 
tik, unter Umſtänden auch im Ein verſtändnis mit Frank— 
reich gegen Oſterreich und andere Feinde Preußens, wahrt 
Bismarck in einem Schreiben vom 2. Mai 1857 an den General 
von Gerlach, der gleich dem Könige eine unüberwindliche Ab- 
neigung gegen jede Annäherung an Frankreich und den Kaiſer 
Napoleon hatte. Bismarck ſchreibt: „Frankreich intereſſiert mich 
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nur inſoweit, als es auf die Lage meines Vaterlandes reagiert, 
und wir können Politik nur mit dem Frankreich treiben, welches 
vorhanden iſt, dieſes aber aus den Kombinationen nicht aus— 
ſchließen. Ein legitimer Monarch wie Ludwig XIV. iſt ein 
ebenſo feindſeliges Element wie Napoleon I. Frankreich zählt 
mir, ohne Rückſicht auf die jeweilige Perſon an ſeiner Spitze, 
nur als ein Stein, und zwar ein unvermeidlicher, in 
dem Schachſpiel der Politik, ein Spiel, in welchem ich nur 
meinem Könige und meinem Lande zu dienen den Beruf habe. 
Sympathieen und Antipathieen in betreff auswärtiger Mächte und 
Perſonen vermag ich vor meinem Pflichtgefühl im auswärtigen 
Dienſte meines Landes nicht zu rechtfertigen, weder an mir noch 
an anderen: es iſt darin der Embryo der Untreue gegen den 
Herrn oder das Land, dem man dient. Die Intereſſen des 
Vaterlandes dem eigenen Gefühl von Liebe oder Haß gegen 
Fremde unterzuordnen, dazu hat meiner Anſicht nach ſelbſt der 
König nicht das Recht, hat es aber vor Gott und nicht vor 
mir zu verantworten, wenn er es thut, und darum ſchweige ich 
über dieſen Punkt. In der Gefühlspolitik gibt es gar 
keine Gegenſeitigkeit, ſie iſt eine ausſchließlich preu— 
ßiſche Eigentümlichkeit; jede andere Regierung nimmt lediglich 
ihre Intereſſen zum Maßſtabe ihrer Handlungen, wie ſie die— 
ſelben auch mit rechtlichen oder gefühlvollen Ausführungen 
drapieren mag.“ Am 11. Mai ſetzte Bismarck hinzu: „Ich habe“ 
(während des orientaliſchen Krieges) „auf die Frage, ob ich ruſſiſch 
oder weſtmächtlich ſei, ſtets geantwortet: ich bin preußiſch, und mein 
Ideal für auswärtige Politik iſt die Vorurteilsfreiheit, die 
Unabhängigkeit der Entſchließungen von den Eindrücken der 
Abneigung oder der Vorliebe für fremde Staaten und Regenten.“ 

Ganz in demſelben Sinne ſagt Bismarck in einer amtlichen 
Denkſchrift an Manteuffel vom 2. Juni 1857: „Ein paſſives Ab— 
warten der Ereigniſſe, ein Beſtreben, uns von der Berührung 
durch dieſelben fernzuhalten, iſt in der Mitte Europas nicht 
durchzuführen, und wenn wir uns nicht die Rolle des Hammers 
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vorbereiten, ſo bleibt leicht nur die des Ambos übrig. In der 
Politik thut niemand etwas für den anderen, wenn er nicht 
zugleich ſein Intereſſe dabei findet. Die Dankbarkeit und das 
Vertrauen werden im Falle der Not nicht einen Mann für uns 
ins Feld bringen; die Furcht, wenn ſie vorſichtig und geſchickt 
benutzt wird, kann den ganzen Bund zu unſerer Verfügung 
ſtellen, und um ſie einzuflößen, müſſen wir offenkundige Zeichen 
unſerer guten Beziehungen zu Frankreich geben. Deshalb dürfte 
es ſich unter allen Geſichtspunkten empfehlen, unſeren Bezieh— 
ungen zu Frankreich jede Pflege angedeihen zu laſſen, welchen 
nicht unabweisliche Rückſichten entgegenſtehen.“ 

Als letzte Außerungen Bismarcks aus der Zeit ſeiner Bundes— 
tagsgeſandtſchaft ſetzen wir hierher die berühmte Stelle aus einem 
Briefe vom 2. April 1858 an einen unbekannten Adreſſaten: 
„Ich glaube, daß wir den Unionsprojekten von 1849 eine Ein— 
richtung entnehmen, eine Art Zollparlament einrichten müſſen. 
Die Regierungen werden ſchwer daran gehen, aber wenn wir 
dreiſt und beharrlich wären, könnten wir viel durch— 
ſetzen.“ Am würdigſten aber ſchließt dieſer Abſchnitt mit einigen 
Sätzen aus jenem Bericht, den Bismarck im März 1858 an 
Manteuffel ſandte, d. h. zu einer Zeit, wo die „neue Ara“ 
Preußens unter der Regentſchaft des Prinzen von 
Preußen, des ſpäteren Königs und Kaiſers Wilhelms I., ſich 
vorbereitete. Dieſen Bericht nennt Bismarck mit Recht ſelbſt 
eine Denkſchrift „betr. die Inangriffnahme einer ſelb— 
ſtändigen preußiſch-deutſchen Politik“. Dasſelbe Vere 
langen haben wir ihn von Frankfurt aus ſchon früher erheben 
ſehen. Bemerkenswert iſt aber in dieſer Denkſchrift die Tiefe 
der Begründung. Denn hier heißt es: „Preußen muß wieder 
zu der leitenden Stellung gelangen, die es vor 1848 einnahm. 
Seine Überlegenheit an Mitteln auf dieſem Gebiete iſt im Ver— 
gleich mit Oſterreich und anderen deutſchen Staaten noch immer 
bedeutend. Die Sicherheit, daß der König von Preußen auch 
dann noch Herr im Lande bleibe, wenn das geſamte ſtehende 
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Heer aus demſelben herausgezogen würde, teilt kein anderer 
fontinentaler Staat mit Preußen. Der Grad politiſcher Freie 
heit, welcher zuläſſig iſt, ohne die Autorität der Regierung zu 
beeinträchtigen, iſt in Preußen ein viel höherer als im übrigen 
Deutſchland. Preußen vermag ſeiner Landesvertretung und ſeiner 
Preſſe ohne Gefahr auch in betreff rein politiſcher Fragen einen 
freieren Spielraum zu gewähren als bisher. Die Geſamtkraft 
Preußens darf nicht durch Reibungen im Innern teilweiſe ge— 
brochen werden, ſonſt kann ſie nach außen hin nicht den domi— 
nierenden Einfluß auf Deutſchland ausüben, welcher ihr ſicher 
iſt, wenn ſie ungeſchwächt zur Wirkung gelangt. Die königliche 
Gewalt ruht in Preußen auf ſo ſicheren Grundlagen, daß die 
Regierung ſich ohne Gefahr durch eine belebtere Thätigkeit der 
Landesvertretung ſehr wirkſame Mittel der Aktion auf die 
deutſchen Verhältniſſe ſchaffen kann. Die gerade für Preußen 
ſpezifiſch notwendige Bundespolitik kann durch die Offentlichkeit 
und durch öffentliche Beſprechungen nur an Kraft gewinnen.“ 


IL, 


Aus der Seit der Geſandtenthätigkeit Bismarcks in 
Petersburg (1859 bis 1862). 


Am 5. März 1859 wurde Bismarck zum preußiſchen 
Geſandten in Petersburg ernannt. Wenige Monate ſpäter 
brach der italieniſch-öſterreichiſche Krieg aus, in welchem Frank— 
reich dem ſardiniſchen Heere zu Hülfe zog. In Preußen war 
ſeit Oktober 1858 die Regentſchaft des Prinzen von Preußen 
förmlich eingeſetzt, und dieſer klarblickende Regent verſagte und 
behütete Preußen vor dem Anſinnen Sſterreichs und der deutſchen 
Mittel- und Südſtaaten, ein preußiſches Hülfsheer zu Gunſten 
Oſterreichs abzuſenden, um — wie der öſterreichiſche Hochmut 
damals verlangte — „Deutſchland ()) am Po und Mincio zu 
verteidigen“ und in Frankreich einzufallen. Nun regnete es 
Drohungen und Anklagen gegen das „verräteriſche“ Preußen 
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und die giftigſten Verleumdungen gegen Bismarck, von dem die 
Kundigen aus ſeiner tapferen diplomatiſchen Frankfurter Krieg— 
führung gegen Sſterreich wußten oder vermuteten, daß fein 
Allen überlegener Geiſt dieſe angeblich „treuloſe“ und „bundes— 
widrige“ preußiſche Politik nicht blos vollkommen billige, ſondern 
auch anſtifte und ermuntere. Doch hatte Preußen Anfang Mai, 
um allen Wendungen gewachſen zu ſein, ſich in Kriegsbereit— 
ſchaft geſetzt. Dieſe Vorgänge bilden den geſchichtlichen Hinter— 
grund für Bismarcks nachſtehende Außerungen. Am 12. Mai 
1859 ſchrieb er aus Petersburg an den auswärtigen preußiſchen 
Miniſter der „neuen Ara“, Herrn v. Schleinitz, auf grund ſeiner 
achtjährigen Erfahrungen beim Bundestage: „Stets 
haben wir uns derſelben kompakten Mehrheit, demſelben An— 
ſpruch auf Preußens Nachgiebigkeit gegenüber befunden. Ich 
ſehe in unſerem Bundesverhältnis ein Gebrechen Preußens, 
welches wir früher oder fpäter ferro et igni (mit Blut 
und Eiſen) werden heilen müſſen. Das Wort ‚deutjch‘ 
für „preußiſch“ möchte ich gern erſt dann auf unſere Fahne 
geſchrieben ſehen, wenn wir enger und zweckmäßiger mit unſeren 
übrigen Landsleuten verbunden wären, als bisher; es verliert 
von ſeinem Zauber, wenn man es ſchon jetzt, in Anwendung 
auf den bundestäglichen Nexus abnützt. Wenn die Mittel— 
ſtaaten, ‚die Staatsmänner von Bamberg‘, uns aber „durch 
unbeſonnene und fanatiſche Beſtrebungen irre zu machen juchen‘, 
fährt er fort, „und ſich dabei der Bundesein richtungen bedienen 
wollen, um eine Macht wie Preußen ins Feuer zu ſchicken; wenn 
uns zugemutet wird, Gut und Blut für die politiſche Weisheit 
und den Thatendurſt von Regierungen einzuſetzen, denen unſer 
Schutz unentbehrlich zum Exiſtieren iſt; wenn dieſe Staaten uns 
den leitenden Impuls geben wollen, und wenn ſie als Mittel 
dazu bundesrechtliche Theorieen in Ausſicht nehmen, mit deren 
Anerkennung alle Autonomie preußiſcher Politik aufhören würde, 
dann dürfte es meines Erachtens an der Zeit ſein, uns zu er— 
innern, daß die Führer, welche uns zumuten, ihnen zu folgen, 
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anderen Intereſſen dienen als preußiſchen, und daß ſie die Sache 
Deutſchlands, welche ſie im Munde führen, ſo verſtehen, daß 
ſie nicht zugleich die Sache Preußens ſein kann, wenn wir uns 
nicht aufgeben wollen. Ich glaube, wir ſollten den Handſchuh 
aufnehmen und kein Unglück, ſondern einen Fortſchritt der Kriſis 
zur Beſſerung darin ſehen, wenn eine Mehrheit in Frankfurt 
einen Beſchluß faßt, in welchem wir eine Überſchreitung der 
Zuſtändigkeit, eine willkürliche Anderung des Bundeszweckes, 
einen Bruch der Bundes verträge finden. Je ungmeie 
deutiger die Verletzung zu tage tritt, deſto beſſer. In Oſter— 
reich, Frankreich, Rußland finden wir die Bedingungen nicht 
leicht wieder ſo günſtig, um uns eine Verbeſſerung unſerer Lage 
in Deutſchland zu geſtatten, und unſere Bundesgenoſſen ſind 
auf dem beſten Wege, uns vollkommen gerechten Anlaß dafür 
zu bieten, auch ohne daß wir ihrem Übermute nachhälfen. Wenn 
heute lediglich der Bund aufgehoben würde, ohne daß man etwas 
an ſeine Stelle ſetzte, ſo glaube ich, daß ſchon auf grund dieſer 
negativen Errungenſchaft ſich bald beſſere und natürlichere Be— 
ziehungen Preußens zu ſeinen deutſchen Nachbarn herausbilden 
würden, als die bisherigen.“ 

Über die boshaften Verleumdungen ſeiner Feinde ſchrieb 
Bismarck am 16. Juni 1860 an einen Freund: Sie hätten 
„immer noch Angſt“ daß Bismarck Miniſter werde, „und meinen 
dies durch Schimpfen über mich und meine franzöſiſch-ruſſiſchen 
Geſinnungen zu hintertreiben. Viel Ehre, von den Feinden 
Preußens gefürchtet zu werden. Ich glaube gerade im nationalen 
Aufſchwung Abwehr und Kraft zu finden. Wenn ich einem 
Teufel verſchrieben bin, jo iſt es ein teutoniſcher 
und kein galliſcher“. Dieſe gerechte und ſtolze Selbſtver— 
teidigung Bismarcks gehört durchaus mit in unſere Sammlung, 
da ſeine Worte die Geſinnung und das Weſen des mahnenden 
Propheten unſeres Volkes ſo hoch ſtellen, wie ihm gebührt. 

Inzwiſchen hatte auch das liberale Miniſterium der neuen 


Ara in Preußen, welches unter Leitung des Herrn v. Schleinitz 
Blum, Bismarck's Mahnworte. 
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auf „moraliſche Eroberungen“ ausging, bis zum Juli 1861 weder 
moraliſche noch ſonſtige Eroberungen zuſtande gebracht. Seit 
dem 2. Januar 1861 herrſchte König Wilhelm J. in Preußen, 
ſein Kriegsminiſter war Albrecht v. Roon, der ſeit Jugend— 
tagen mit Bismarck befreundet war. Der König und ſein Kriegs— 
miniſter hatten ſchon 1858 den umfaſſenden Plan einer Re— 
organiſation des preußiſchen Heeres ausgearbeitet und 
zu Beginn des Jahres 1860 eine entſprechende Geſetzesvor— 
lage dem Landtag unterbreitet. Aber gerade in dieſer für 
Preußens und Deutſchlands Zukunft wichtigſten Frage hatten 
ſich die liberalen Miniſter ſchwach erwieſen. Der König wie 
das Abgeordnetenhaus glaubten ſich in ihren vornehmſten Rechten 
gekränkt. Zweimal, 1860 und 1861, hatte das Abg.⸗Haus 
die Heeresvorlage abgelehnt. Der ſchwerſte innere Konflikt zwiſchen 
Regierung und Volksvertretung ſeit dem Beſtehen der preußiſchen 
Verfaſſung war damit ausgebrochen, die „Konfliktszeit“, 
die bis zu Ende des Jahres 1866 dauern ſollte. Wiederholt 
hatte Roon dem Könige vorgeſchlagen, den Petersburger 
Geſandten Otto v. Bismarck an die Spitze des preußiſchen 
Miniſteriums zu berufen. Doch hatte König Wilhelm bisher 
gezaudert, dieſem Rate ſtattzugeben, da Bismarck bei den Libe— 
ralen im Rufe eines rückſichtsloſen und gewaltthätigen „Junkers“ 
ſtand, feine Berufung zum Miniſter daher die letzten Wege zur 
Verſöhnung verſchließen würde. Nach dem Schluſſe des Lande 
tags, am 5. Juli 1861, erneute aber Roon dieſe Vorſtellungen 
beim König, da dieſer nun auch die ſchleswig-holſteiniſche und 
kurheſſiſche Frage zur Löſung bringen wollte. Und am 28. Juni 
telegraphierte Roon an Bismarck nach Petersburg, dieſer möge 
ſeine beabſichtigte Urlaubsreiſe ſogleich antreten, und zwar nach 
Berlin. Es ſei Gefahr in Verzug. Darauf antwortete Big 
marck am 2. Juli, indem er die Grundzüge einer kräftigen und 
erfolgreichen inneren und äußeren Politik Preußens 
darlegte: „Meinem Eindruck nach lag der Hauptmangel unſerer 
bisherigen Politik darin, daß wir liberal in Preußen und kon- 
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ſervativ im Auslande auftraten, die Rechte unſeres Königs wohl— 
feil, die fremder Fürſten zu hoch hielten. Eine natürliche Folge 
des Dualismus zwiſchen der konſtitutionellen Richtung der 
Miniſter und der legitimiſtiſchen, welche der perſönliche Wille 
Sr. Majeſtät unſerer auswärtigen Politik gab. Nur durch eine 
Schwenkung in unſerer ‚auswärtigen‘ Haltung kann, wie ich 
glaube, die Stellung der Krone im Innern von dem Andrang 
entlaſtet werden, dem ſie auf die Dauer ſonſt thatſächlich nicht 
widerſtehen wird, obſchon ich an der Zulänglichkeit der Mittel 
dazu nicht zweifle. Man ſollte glauben, daß eine lange und 
ſchwere Mißregierung das Volk gegen ſeine Obrigkeit ſo erbittert 
hätte, daß bei jedem Luftzug die Flamme aufſchlägt. Politiſche 
Unreife hat viel Anteil an dieſem Stolpern über Zwirns— 
fäden; aber ſeit 14 Jahren haben wir der Nation Geſchmack 
an der Politik beigebracht, ihr aber den Appetit nicht befriedigt, 
und ſie ſucht die Nahrung in den Gaſſen. Ich bin meinem 
Fürſten treu bis in die Waden, aber gegen alle anderen fühle 
ich in keinem Blutstropfen eine Spur von Verbindlichkeit. den 
Finger für ſie aufzuheben. In dieſer Denkungsweiſe fürchte 
ich von der unſeres allergnädigſten Herrn ſo weit entfernt zu 
ſein, daß er mich ſchwerlich zum Rate ſeiner Krone geeignet 
finden wird. Deshalb wird er mich, wenn überhaupt, lieber im 
Innern verwenden. Das bleibt ſich aber meines Erachtens ganz 
gleich, denn ich verſpreche mir von der Geſamtregierung keine 
gedeihlichen Ergebniſſe, wenn unſere auswärtige Haltung nicht 
kräftiger und unabhängiger von (außerpreußiſchen) dynaſtiſchen 
Sympathien wird, an denen wir aus Mangel an Selbſtver— 
trauen eine Anlehnung ſuchen, die ſie nicht gewähren können 
und die wir nicht brauchen.“ 

Wenige Monate ſpäter, am 8. September 1861, gab Bismarck 
in einem Schreiben an ſeinen gemäßigt-konſervativen Freund 
v. Below-Hohendorf zum erſten Male die Loſung aus, daß 
Preußen eine deutſche Nationalvertretung ſchaffen 
müſſe. Er ſagte da: „Wir haben die doppelte Aufgabe, Zeugnis 
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abzulegen, daß das Beſtehende der Bundesverfaſſung unſer 
Ideal nicht iſt, daß wir die notwendige Anderung aber auf recht— 
mäßigem Wege offen anſtreben. Wir brauchen eine ſtraffere 
Befeſtigung der deutſchen Wehrkraft ſo nötig wie das liebe 
Brot; wir bedürfen einer neuen und bildſamen Einrichtung auf 
dem Gebiete des Zollweſens, und einer Anzahl gemeinſamer 
Inſtitutionen, um die materiellen Intereſſen gegen die Nachteile 
zu ſchützen, die aus der unnatürlichen Geſtaltung der deutſchen 
inneren Landesgrenzen erwachſen. Daß wir dieſe Dinge ehrlich 
und ernſt fördern wollen, darüber ſollten wir jeden Zweifel 
heben. Ich ſehe außerdem nicht ein, warum wir vor der Idee 
einer Volksvertretung, ſei es im Bunde, ſei es in einem Zoll— 
und Vereinsparlament ſo zimperlich zurückſchrecken. Eine Ein— 
richtung, die in jedem deutſchen Staate geſetzliche Geltung hat, 
die wir Konſervative ſelbſt in Preußen nicht entbehren möchten, 
können wir doch nicht als revolutionär bekämpfen! Auf dem 
nationalen Gebiete würden bisher ſehr mäßige Zugeſtändniſſe 
immer noch als ſehr wertvoll anerkannt werden. Man könnte 
eine recht konſervative Nationalvertretung ſchaffen und doch ſelbſt 
bei den Liberalen Dank dafür ernten.“ 

Bismarcks Anweſenheit in Berlin, im Juli 1861, führte ſeine 
Ernennung zum Miniſter noch nicht herbei, ebenſo wenig das 
abermals von Roon veranlaßte Erſcheinen Bismarcks in Berlin 
im Mai 1862. Vielmehr ernannte der König Herrn v. Bis— 
marck am 22. Mai 1862 zum Geſandten in Paris. Doch als 
auch der im Mai 1862 neugewählte Landtag alle Koſten für 
die Reorganiſation des preußiſchen Heerweſens verweigerte, er— 
ſchien Bismarck nun auch dem Könige als der alleinige Retter 
in der Not. Am 15. September telegraphierte Roon dem 
Freunde nach Frankreich: „Die Birne iſt reif“. Am 18. folgte 
ein zweites Telegramm Roons: „Gefahr im Verzuge. Eilen 
Sie.“ Am 20. September morgens traf Bismarck in Berlin 
ein. Am 23. Nachmittags übergab ihm König Wilhelm die 
Ordre, welche Bismarck an die Spitze des preußiſchen 
Staatsminiſteriums berief. 
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Aus den erſten Jahren der Miniſterthätigkeit Bis— 

marcks, der Konfliktszeit, bis zum Ausbruch des 

deutſch-däniſchen Krieges (September 1862 bis Ende 
Januar 1864). 


Während die geſamte preußiſche Oppoſition bei der Kunde 
von dieſer Ernennung in den Ruf ausbrach: „Herr von Bis— 
marc, das iſt der Staatsſtreich“, kam der neue Miniſter den 
Gegnern der Regierung mit ungeahnter Verſöhnlichkeit und 
aufrichtigen Warnungen vor Verſchärfung des Ver— 
faſſungskonfliktes entgegen. Am 30. September 1862 gab 
Bismarck nämlich in der Budgetkommiſſion folgende Erklärungen 
ab: Eine Verfaſſung werde gegeben nicht als etwas 
Todtes, wohl aber als etwas erſt zu Belebendes. Ihre 
Auslegung aus der Praxis, aus der lebendigen Wirkſamkeit der 
Verfaſſung, zu übereilen, ſei nicht rätlich; dann werde die 
Rechtsfrage leicht zur Machtfrage. Der Konflikt betreffe 
die Grenze zwiſchen Krongewalt und Parlamentsgewalt. Die 
Krone habe noch andere Rechte, als die in der Verfaſſung 
ſtünden. Er gebe die Hoffnung nicht auf, daß die Kriſis, wie 
ſie auch enden möge, zum Wohle des Landes ausſchlagen werde. 
Der Konflikt werde ſich wohl noch auf verfaſſungsmäßigem Wege. 
erledigen. Verfaſſungsfragen ſeien keine mathematiſchen 
Exempel; nur mit gegenſeitiger Schonung ſeien ſie zu löſen. 
Ein Mißbrauch von Verfaſſungsrechten könne von allen Seiten 
getrieben werden, das führe dann zur Gegenwirkung von der 
anderen Seite. Die Krone z. B. könne nach dem Buchſtaben 
der Verfaſſung zwölfmal hintereinander auflöſen, das würde aber 
doch Mißbrauch fein. „Wir find vielleicht zu ‚gebildet‘, 
um eine Verfaſſung zu ertragen, zu kritiſch; die Be— 
fähigung, Regierungsmaßregeln, Akte der Volksvertretung zu 
beurteilen, iſt zu allgemein; im Lande giebt es eine Menge 
‚catilinariſcher Exiſtenzen“, die ein großes Intereſſe an 
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Umwälzungen haben. Nicht auf Preußens Liberalismus 
ſieht Deutſchland, ſondern auf Preußens Macht; Bayern, 
Württemberg, Baden mögen dem Liberalismus hold ſein, darum 
wird ihnen doch niemand Preußens Rolle anweiſen; Preußen 
muß ſeine Kraft zuſammenfaſſen und zuſammenhalten auf den 
günſtigen Augenblick, der ſchon einigemale verpaßt iſt; Preußens 
Grenzen nach den Wiener Verträgen ſind zu einem geſunden 
Staatsleben nicht günſtig; nicht durch Reden und Mehrheits— 
beſchlüſſe werden die großen Fragen der Zeit entſchieden — das 
iſt der große Fehler von 1848 und 1849 geweſen — ſondern 
durch Eiſen und Blut.“ Er ſuche aufrichtig die Brücke der 
Verſtändigung mit dem Abgeordnetenhauſe und „Sie können 
doch uns als ehrlichen Leuten trauen“. 

Das Abg.-Haus aber wies in feiner großen Mehrheit jede 
Verſöhnung zurück und verſchärfte den Konflikt von Tag zu 
Tag, namentlich durch die Adreſſe, welche es auf die Thronrede 
vom 13. Januar 1863 erließ. Denn hier wurde den Miniſtern 
Verfaſſungsverletzung vorgeworfen und Deckung ihrer Perſonen 
durch den erhabenen Namen des Königs. Bismarck erklärte 
ſchon in der Adreßkommiſſion ſcharf: „Es giebt eine Grenze 
dafür, was ein König von Preußen anhören kann. Die 
Adreſſe ſetzt zwar eine Trennung und Unterſcheidung zwiſchen 
König und Regierung voraus, ſo, als ob der König durch Krank— 
heit oder Abweſenheit verhindert geweſen, von den Handlungen 
der Regierung und des Landes Kenntnis zu nehmen. So liegt 
die Sache nicht. Die Adreſſe trifft den König. Der Vorhang, 
mit welchem man die Unterſcheidung bedeckt, iſt zu durchſichtig. 
Die Akte, in denen die Verfaſſungsverletzung gefunden wird, 
ſind im Namen des Königs eingebracht. Eine Trennung iſt 
nicht zu erreichen. Wir, die Miniſter, nehmen die Eide ebenſo 
ernſt, wie Sie, die Abgeordneten. Als Verfaſſungsfreund will 
ich darauf hinweiſen, man möge nicht zu oft von Verfaſſungs— 
verletzungen ſprechen. Solche Mittel ſchwächen ſich durch Wieder- 
holung ab.“ Im Abg.⸗Hauſe ſelbſt erneuerte Bismarck dieſe 
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Erklärung in der Adreßdebatte am 27. Januar 1863 mit den 
Worten: „Ich weiſe die Trennung der Miniſter von der 
Krone, wie ſie von der Adreſſe angenommen wird, keineswegs 
zurück, um die Autorität der Krone zu einem Schilde zu machen, 
durch welchen das Miniſterium ſich deckt. Wir bedürfen dieſer 
Deckung nicht, wir ſtehen feſt auf dem Boden unſeres guten 
Rechtes. Ich weiſe dieſe Trennung nur deshalb zurück, weil 
durch ſie die Thatſache verdeckt wird, daß Sie ſich im Kampfe 
mit der Krone um die Herrſchaft dieſes Landes befinden und 
nicht im Kampfe mit dem Miniſterium. Die Verfaſſung hält 
das Gleichgewicht der drei geſetzgebenden Gewalten in allen 
Fragen, auch in der Budgetgeſetzgebung, durchaus feſt; keine 
dieſer Gewalten kann die andere zum Nachgeben zwingen; die 
Verfaſſung verweiſt daher auf den Weg der Kompro— 
miſſe zur Verſtändigung. Ein konſtitutionell erfahrener 
Staatsmann hat geſagt, daß das ganze Verfaſſungsleben 
jederzeit eine Reihe von Kompromiſſen iſt. Wird der 
Kompromiß dadurch vereitelt, daß eine der beteiligten Gewalten 
ihre eigene Anſicht mit doktrinärem Abſolutismus durchführen 
will, ſo wird die Reihe der Kompromiſſe unterbrochen und an 
ihre Stelle treten Konflikte, und Konflikte, da das Staats— 
leben nicht ſtillzuſtehen vermag, werden zu Machtfragen; 
wer die Macht in Händen hat, geht dann in ſeinem 
Sinne vor, weil das Staatsleben auch nicht einen Augenblick 
ſtillſtehen kann. Sie erwarten Nachgiebigkeit von der Krone, 
wir erwarten ſie von Ihnen! Es iſt ein eigentümliches Zu— 
ſammentreffen, daß die Beratung dieſes Manifeſtes, welches un— 
ſerem Königlichen Herrn überreicht werden ſoll, gerade zuſammen— 
fällt mit dem heutigen Geburtstage des jüngſten mutmaßlichen 
Thronerben.“) In dieſem Zuſammentreffen, meine Herren, 
ſehen wir eine verdoppelte Aufforderung, feſt für die Rechte des 
Königstums, feſt für die Rechte der Nachfolger Sr. Majeſtät 
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einzuſtehen. Das preußiſche Königtum hat feine Miſſion 
noch nicht erfüllt, es iſt noch nicht reif dazu, einen 
rein ornamentalen Schmuck Ihres Verfaſſungsgebäudes 
zu bilden, noch nicht reif, als ein toter Maſchinenteil 
dem Mechanismus des parlamentariſchen Regiments 
eingefügt zu werden.“ 

In derſelben Sitzung erwiderte er auf den Angriff, die 
„preußiſche“ Sprache des Miniſters verſtehe hier niemand: „Meine 
Herren, ich bin ſtolz darauf, eine preußiſche Sprache 
zu reden, und Sie werden dieſelbe noch oft von mir hören!“ 
Und bei Fortſetzung der Adreßdebatte am 29. Januar that 
Bismarck den berühmten Ausſpruch: „Der Weg, den ein 
preußiſches Miniſterium überhaupt gehen kann, iſt ſo 
ſehr breit nicht; derjenige, der weiter links ſteht, wenn er 
Miniſter wird, wird nach rechts rücken müſſen; derjenige, der 
weit rechts ſteht, wenn er Miniſter wird, wird nach links rücken 
müſſen, und man hat für die weiten Abſchweifungen der Doktrin, 
wie man ſie als Redner, als Abgeordneter entwickeln kann, auf 
dieſem ſchmalen Pfade, auf dem die Regierung eines großen 
Landes wandeln kann, keinen Raum.“ 

Am 22. Januar 1863 brach der ſeit langer Zeit vorbe— 
reitete polniſche Aufſtand in Warſchau aus, der ſich bald 
über die polniſchen Provinzen Rußlands verbreitete und auch 
in den polniſchen Provinzen Preußens Gährungen hervorrief. 
Dieſe Bewegung wurde von Dfterreich insgeheim, von England 
offener, von Frankreich ganz offen unterſtützt. Bismarck aber 
trat mit aller Kraft dagegen auf. Preußiſche Truppen ver— 
hinderten an der ruſſiſchen Grenze jeden Übertritt polniſcher 
Freiſchaaren und jede Erhebung auf preußiſchem Gebiet, und 
zur großen Freude des Zaren erklärte ſich Preußen bereit, ſeine 
Truppen auch zum Zuſammenwirken mit den ruſſiſchen behufs 
Unterdrückung des Aufſtandes an der Grenze eingreifen zu laſſen. 
Das wurde in einem geheimen preußiſch-ruſſiſchen Vers 
trage vom 8. Februar 1863 genau feſtgeſtellt. Die preußiſche 
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Oppoſition ſchwärmte dagegen für die „Freiheit“ und das „Recht“ 
der edeln Polen und verdammte daher Bismarcks polenfeindliche 
und ruſſenfreundliche Politik in den ſchärfſten Ausdrücken. Am 
18. Februar interpellierte die Oppoſition des preußiſchen Abge— 
ordnetenhauſes den Miniſter, ob ein Vertrag zur Unterdrückung 
des polniſchen Aufſtandes mit Rußland beſtehe? Bismarck lehnte 
die Beantwortung ab. Gleichwohl trat das Haus in eine Be— 
ſprechung der Interpellation ein. Danach erwiderte Bismarck 
auf die leidenſchaftlichen Angriffe der Gegner: „daß auch für 
Schmähungen der eigenen Regierung vor der Offentlich- 
keit und vor dem Auslande gewiſſe Grenzen ſich empfehlen“ 
und fuhr dann fort: „In dieſer ganzen Sache kommt es uns 
nicht auf ruſſiſche Politik und auch nicht auf unſer Verhältnis 
zu Rußland an, ſondern lediglich auf das Verhältnis Preußens 
gegen die polniſche Inſurrektion und auf den Schutz preußiſcher 
Unterthanen gegen die Nachteile, die aus dieſer Inſurrektion 
für dieſelben hervorgehen können. Daß Rußland keine preußiſche 
Politik treibt, weiß ich, weiß Jeder. Es hat auch keinen Beruf 
dazu; im Gegenteil hat es die Verpflichtung, ruſſiſche Politik zu 
treiben. Ob ein unabhängiges Polen, welches ſich an der 
Stelle von Rußland in Warſchau etablieren möchte, preußiſche 
Politik treiben würde, ob es ein leidenſchaftlicher Bundes- 
genoſſe Preußens gegen auswärtige Mächte ſein würde, ob es 
ſich bemühen würde, Poſen und Danzig in preußiſchen Händen 
zu bewahren, meine Herren, das überlaſſe ich Ihrer eigenen 
Erwägung zu ermeſſen.“ Als dann der Abg. Waldeck rief: 
der Gendarmendienſt, den Preußen an Rußland leiſte, „müſſe 
jedem Preußen die Schamröte ins Geſicht treiben“, da entgeg— 
nete Bismarck, nachdem er vergebens den Schutz des Präſidenten 
gegen dieſe Beleidigung angerufen: „Ich glaube, für die 
Ehre Preußens mindeſtens ſo viel Sinn zu haben, wie 
der Herr Abgeordnete Waldeck, und glaube dies durch mein 
Verhalten in der Gegenwart, durch mein Verhalten in der Ver- 
gangenheit in reichem Maße bethätigt zu haben (Sehr gut! Bravo 
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rechts). Mir fiel bei dieſer Außerung ein Vorgang im eng- 
liſchen Parlament ein, meine Herren, auf das Sie ſich ſo gern 
berufen. Es handelte ſich um die Abſchaffung von Monopolien, 
und einer der engliſchen Staatsmänner bemerkte dabei nicht mit 
Unrecht, das gehäſſigſte aller Monopole ſei dasjenige 
der politiſchen Einſicht und Tugend, welches einzelne 
Parteien und Parteiführer ſich beilegten (Bravo! rechts. Lachen 
links).“ 

In Entgegnung auf die Angriffe des Abgeordneten Virchow 
erklärte Bismarck aber in derſelben Sitzung: „Der Herr Vor— 
redner bedauert, daß wir, anſtatt einer militäriſchen Interven— 
tion, zu der er uns die Abſicht zuſchreibt, nicht eine diploma⸗ 
tiſche hätten eintreten laſſen, um die ruſſiſche Regierung zu 
einer anderen Regierungsweiſe in Polen zu bewegen, als ſie 
eingeſchlagen hat. Ich muß darauf aufmerkſam machen, daß 
dergleichen Ratſchläge an fremde Regierungen, wie ſie 
im Innern zu regieren haben, immer etwas Mißliches haben, 
weil ſie ſehr leicht zur Reziprozität führen (große an— 
haltende Heiterkeit)“ 

Als dann aber ſogar die berühmten Profeſſoren der Ge— 
ſchichte und des Staatsrechtes, die Abgeordneten v. Sybel und 
v. Rönne für die polniſche Sache eintraten, indem ſie die 
preußiſche Punktation mit Rußland bekämpften, da rief Bismarck 
die geſchichtlichen Worte: „Die Neigung, ſich für fremde 
Nationalitäten und Nationalbeſtrebungen zu begei— 
ſtern, auch dann, wenn dieſelben nur auf Koſten des eigenen 
Vaterlandes verwirklicht werden können, iſt eine politiſche 
Krankheitsform, deren geographiſche Verbreitung ſich 
auf Deutſchland leider beſchränkt (Heiterkeit. Sehr gut 
rechts). Die Regierung fand es durch die Staatsintereſſen vor— 
geſchrieben, die Beantwortung dieſer Interpellation abzulehnen. 
In jedem anderen mir bekannten Parlamente würde auch die 
ſtrengſte Oppofition, die unzufriedenſte mit der beſtehenden Ne 
gierung, von der Verfolgung der Interpellation von dem Augen— 
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blick an Abſtand genommen haben, und ich knüpfe daran den 
Wunſch: „Geben Sie uns ein engliſches Unterhaus, 
und dann fordern Sie engliſche Institutionen‘ (Ve 
wegung. Ruf: Oberhaus !). Das Oberhaus iſt weniger wichtig 
(Große Heiterkeit). Ein Unterhaus wie das engliſche würde 
unſer Oberhaus entbehrlich machen.“ 

So bittere Erfahrungen mit der preußiſchen Volksvertretung 
führte Bismarck nicht mit Unrecht auf die Mängel des preußi— 
ſchen Wahlgeſetzes zurück. Er ſagte darüber zu dem fran— 
zöſiſchen Botſchafter beim Wiener Hofe, dem Herzog von Gramont, 
in Karlsbad während des Aufenthaltes daſelbſt im Juni oder 
Juli 1863: „Der preußiſche Wahlkörper ſtelle nur höchſtens 
ein Siebenzehntel der Bevölkerung dar, und dank der ſchlechten 
Landesgeſetzgebung ſei dieſes Siebenzehntel auch beinahe aus— 
ſchließlich zuſammengeſetzt aus Bureaukraten mit feindſeliger und 
befangener Geſinnung. An der Stelle von Bürgern gingen aus 
den Wahlen nur Profeſſoren und ungenießbare Pedanten her— 
vor. Es ſei abſolut nötig, den Kreis der Wähler zu erweitern, 
um eine Kammer zu erlangen, die vaterländiſcher (nationaler) 
geſinnt, weniger dogmatiſch und minder feindſelig ſei gegenüber 
den legitimen Vorrechten des Königtums.“ 

Bekanntlich verſuchte Oſterreich im Auguſt 1863 durch Unter- 
breitung eines „föderaliſtiſchen“ Bundesreformprojektes 
an den von Sſterreich berufenen Frankfurter Fürſtentag 
Preußen hinfort auf die Rolle Bückeburgs oder Lippes hinab- 
zudrücken und die öſterreichiſche Vorherrſchaft in Deutſchland 
für alle Zeiten zu ſichern. Das Fernbleiben des Königs Wilhelm 
von Frankfurt und die unbedingte Ablehnung — und dadurch 
Vereitelung — des Preußen überrumpelnden öſterreichiſchen Ver— 
faſſungsprojektes war weſentlich Bismarcks Werk und Verdienſt. 
Er ſchrieb darüber am 14. Auguſt an den preußiſchen Bundes 
tagsgeſandten v. Sydow in Frankfurt: „Ich betrachte das öſter— 
reichiſche Reformprojekt als eine Scha umwelle, mit welcher 
Schmerling“ (der mit Grund als der Haupturheber galt) „mehr 
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noch ein Manöver der inneren öſterreichiſchen Politik, als einen 
Schachzug autipreußiſcher Diplomatie beabſichtigt. Er arrangiert 
dem Kaiſer eine glänzende Geburtstagsfeier mit weißgekleideten 
Fürſten, und fingiert ihm Erfolge der konſtitutionellen Ara 
Oſterreichs. Von dem Dampf der Phraſen entkleidet, 
iſt des Pudels Kern ein ſo dürftiger, daß man dem 
Volke lieber nicht praktiſch vordemonſtrieren ſollte, wie nicht 
einmal das zu jtande kommt.“ Nachdem dann aber der Fürſten— 
tag das Projekt mit großer Mehrheit günſtig beurteilt hatte, 
fällte Bismarck in einer amtlichen Denkſchrift vom 
15. September ein ganz vernichtendes Urteil darüber, in 
welcher er u. a. ſagte: „Die verhältnismäßige Schwäche des 
Bundes, im Vergleich zu der der deutſchen Nation innewohnen— 
den Geſamtkraft beruht in der Schwierigkeit, die Bundes— 
zentralgewalt ſo zuſammenzuſetzen und mit ſolchen 
Attributionen zu verſehen, daß fie kräftig und wirkſam ſei, gue 
gleich aber die berechtigte Unabhängigkeit der einzelnen Staaten 
ſchone und erhalte. Dieſe Schwierigkeit wurzelt in einer tauſend— 
jährigen Geſchichte des Landes und läßt ſich bei dem beſten 
Willen der Beteiligten weder ſchnell noch vollſtändig überwinden.“ 
Die Denkſchrift ſchloß mit dem Ausdrucke zuverſichtlicher Er— 
wartung, daß auch der demnächſt zuſammentretende neue preußiſche 
Landtag „nur ſolchen Anderungen der beſtehenden Bun— 
desverträge die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung“ erteilen 
werde, „vermöge deren die Würde und die Machtſtellung 
Preußens und die Intereſſen der geſamten deutſchen 
Nation in gleichem Maße Berückſichtigung finden.“ 

Da König Wilhelm dieſen Bericht genehmigte und ihn an 
alle deutſchen Fürſten verſenden ließ, jo war die öſterreichiſche 
Überrumpelung ſchon jetzt vollſtändig mißlungen, denn zur Ab— 
änderung der alten Bundesverfaſſung gehörte Einſtimmigkeit 
aller Bundesglieder. Bismarck aber ließ nun am 16. September 
durch die halbamtliche „Provinzialkorreſpondenz“ auch einen 
mahnenden und warnenden Aufruf an die preußiſchen Wähler, 
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„an alle Patrioten“ richten, der mit den Worten ſchloß: „Wenn 
Preußen in ſolcher Gemeinſchaft zwiſchen König und Volk neu 
erſtarkt, dann werden die Verſuche, ſein Anſehen und ſeine 
Stellung in Deutſchland zu ſchmälern, vollends zu Schanden 
werden — man wird ſich nirgends darüber täuſchen, daß die 
Verjüngung und nationale Kräftigung Deutſchlands, 
über deren Bedürfnis Preußens Fürſten und Volk jederzeit 
einig waren, nimmermehr ohne Preußen, geſchweige denn gegen 
Preußen durchzuführen iſt.“ 

Zu Ende des Jahres 1863 war die Zeit gekommen, das 
Recht der Elbherzogtümer Schleswig-Holſtein, das ſeit 
1848 von Dänemark vergewaltigt worden war, wieder zu Ehren 
zu bringen. Dänemark hatte im November 1858 und 1863 
durch eine den Elbherzogtümern oktroyierte Verfaſſung ſelbſt die 
geringe Selbſtändigkeit derſelben mit Füßen getreten, welche die 
Herzogtümer nach dem Londoner Protokoll vom 8. Mai 
1852 noch für ſich gewahrt hatten. Und nur auf Grund dieſes 
Londoner Protokolls konnte, nach dem am 15. November 1863 
erfolgten Tode des Königs Friedrich VII. von Dänemark, der 
„Protokollprinz“ Chriſtian IX. den däniſchen Thron beanſpruchen. 
Bismarck und ſein König waren ſo feſt überzeugt, wie irgend 
ein glühender deutſcher Patriot, daß Schleswig-Holſtein wieder 
an Deutſchland gebracht werden müſſe, und ſo feſt entſchloſſen, 
wie irgend Jemand, ihr Beſtes zu dieſem Ziele zu thun. Aber 
auf ganz anderen Wegen wollte Bismarck (und auf ſeinen Rat 
König Wilhelm) an dieſes Ziel gelangen, als die Mehrheit des 
deutſchen Bundestages, als die große Mehrheit des damaligen 
deutſchen Volkes, und namentlich als die ungeheure Mehrheit 
des damaligen preußiſchen Abgeordnetenhauſes. Denn alle dieſe 
Widerſacher der Bismarck'ſchen Politik verlangten ſofortige Auf— 
hebung der Novemberverfaſſung, unter Drohung der Bundes- 
exekution gegen Dänemark, Losſage vom Londoner Protokoll. 
da Dänemark dies durch die Novemberverfaſſung gebrochen habe, 
demgemäß auch Nichtanerkennung des Königs Chriſtian IX. von 
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Dänemarck; vielmehr Anerkennung und Einſetzung des „Erb— 
prinzen“ Friedrich von Auguſtenburg als rechtmäßigen Herrn 
von Schleswig⸗Holſtein. Dieſe Verlangen erfüllten Sſterreich 
mit den größten Beſorgniſſen und machten dem Kaiſerſtaate 
daher den Beiſtand Preußens beſonders wertvoll. Bismarck er— 
kannte das ſofort. Irgend ein Schritt in der von den dente 
ſchen Mittelſtaaten, dem Nationalverein, Abgeordnetentag und 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe erſehnten Richtung hätte Preußen 
von Oſterreich iſoliert, aber auch von allen europäischen Mäch— 
ten, da dieſe das Londoner Protokoll und die Thronfolge 
Chriſtians IX. als rechtsbeſtändig anerkannten, und der deutſche 
Bund jedenfalls in die Angelegenheiten Schleswigs ſich gar 
nicht zu miſchen hatte, auch der Anſpruch des Auguſtenburgers 
höchſt zweifelhaft war, da ſein Vater 1852 für ſich und ſeine 
Nachfolger Verzicht geleiſtet hatte. Dieſe Politik hätte daher 
Preußen völlig vereinzelt in einen Krieg mit dem von England 
und Sſterreich unterſtützten Dänemark getrieben. Statt deſſen 
ſtrebte Bismarck nach der Losreißung der Herzogtümer von Däne— 
mark — ohne dieſes letzte Ziel irgend Jemandem, außer dem 
Könige, zu verraten — im engſten Einvernehmen mit Ofterreich 
und den europäiſchen Mächten, und ohne die Gefahr eines 
europäiſchen Krieges. Er hielt daher vorläufig noch am Lon— 
doner Protokoll feſt und erkannte den König Chriſtian IX. an. 
Er war aber einverſtanden mit der (an Sachſen und Hannover) 
am 1. Oktober 1863 übertragenen Bundesexekution in Holſtein, 
behufs Erzwingung der Aufhebung der Novemberverfaſſung. 
Ferner ließ er, mit Öfterreich vereint, in Kopenhagen den Krieg 
und die gewaltſame Beſetzung Schleswigs androhen, wenn die 
oktroyierte Novemberverfaſſung nicht bis zum 1. Januar 1864 
aufgehoben ſei. Er wußte ſicher, daß der durch Englands Zu— 
ſpruch bis zum Wahnwitz geſteigerte däniſche Übermut dieſe Friſt 
unbenutzt laſſen und den Kriegsfall damit ſchaffen werde. Dann 
war aber auch das Londoner Protokoll, wie jeder frühere Ver— 
trag, von Dänemark gebrochen, und Preußen konnte, ohne 
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Widerſpruch von Oiterreid oder irgend einer Großmacht be- 
fürchten zu müſſen, als Großmacht, je nach dem Glück feiner 
Waffen, über das Schickſal der Herzogtümer beſtimmen. 

Schon das Feſthalten Preußens am Londoner Protokoll, 
die Anerkennung Chriſtians IX. und die Nichtanerkennung des 
Auguſtenburgers genügte, um den Zorn des Abgeordnetenhauſes, 
der Mittelſtaaten und der großen Mehrheit der Deutſchen ge— 
gen Bismarcks „undeutſche, feige“ Politik zu entflammen. Bereits 
am 17. April 1863 hatte der Abgeordnete Tweſten eine Inter— 
pellation im preußiſchen Abgeordnetenhauſe eingebracht und unter 
großem Beifall der Mehrheit angedeutet, daß die preußiſche 
Volksvertretung für eine derartige Politik niemals einen Pfennig 
bewilligen werde, namentlich nicht zu einem Kriege gegen Däne— 
mark für ſo kleinliche Ziele. Bismarck erwiderte darauf: „Der 
Herr Vorredner hat Dänemark darüber zu beruhigen geſucht, 
daß es einen Krieg in dieſem Augenblicke von Preußen unter 
unſeren nach innen und außen zerrütteten Verhältniſſen nicht 
zu erwarten habe. Meine Herren, zum Glück ift man im Aus— 
lande nicht ebenſo leichtgläubig, und ich kann Sie verſichern 
und das Ausland verſichern, wenn wir für nötig finden, 
Krieg zu führen, ſo werden wir ihn führen mit oder 
ohne Ihr Gutheißen (Senſation).“ 

Am 19. Dezember 1863 hielt das Abgeordnetenhaus, als 
die Regierung 12 Millionen Thaler zur Kriegsrüſtung gegen 
Dänemark forderte, ſogar für nötig, „zur weiteren Aufklärung der 
Sache eine Adreſſe an den König zu erlaſſen“, als ob dieſer 
von Bismarck über alles Weſentliche im Dunkel gelaſſen worden 
ſei. Die Begründung dieſes Adreßbeſchluſſes durch den Bericht 
erſtatter v. Virchow gab Bismarck Gelegenheit zu folgender Ent— 
gegnung: „Heute wird mir ſogar der europäiſche Standpunkt 
vorgeworfen. Meine Herren, ſo lange wir in Europa wohnen 
und nicht etwa mit Dänemark auf einer wüſten Inſel, ſo lange 
müſſen wir uns auf den europäiſchen Standpunkt 
ſtellen, und ich laſſe mir dieſen Vorwurf ebenſo bereitwillig 
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gefallen, als den, daß ich eine zu preußiſche Politik triebe. Um 
zur Ablehnung zu gelangen, ſchieben Sie uns eine Politik unter, 
die wir nicht treiben. Unſere Politik ruht auf dem von Ihnen 
im Adreßentwurfe zitierten Ausſpruch Sr. Majeſtät, daß kein 
Fuß breit deutſcher Erde verloren gehen und daß ebenſo 
kein Titel deutſchen Rechtes geopfert werden ſolle. 
Der Weg, den wir zu dieſem Behufe gehen, ſcheint Ihnen nicht 
der richtige zu ſein. Dieſen Weg richtig zu wählen, und ihn 
überhaupt zu wählen, iſt aber Sache der Exekutive. Eine Ver— 
ſammlung von 350 Köpfen kann heutzutage die Po— 
litik einer Großmacht nicht in letzter Inſtanz leiten 
wollen — das iſt nicht möglich!“ 

Darauf beklagte Virchow, daß Bismarcks Politik immer 
„von wechſelnden Standpunkten ausgehe, daß er eigentlich keine 
Politik hat (Heiterkeit), daß er ohne Kompaß in das Meer der 
äußeren Verwickelungen hinausſtürme (Sehr gut!), daß ihm 
jedes leitende Prinzip fehlt. Der Herr Miniſterpräſident hat 
auch keine Ahnung von einer nationalen Politik (Heiterkeit).“ 
Bismarck entgegnete darauf: „Dieſe Auffaſſung erklärt ſich da— 
durch, daß dem Auge des unzünftigen Politikers jeder ein— 
zelne Schachzug im Spiel wie das Ende der Partie erſcheint 
und daraus die Täuſchung hervorgeht, daß das Ziel wechsle. 
Die Politik iſt keine exakte Wiſſenſchaft; mit der Poſi— 
tion, die man vor ſich hat, wechſelt auch die Benutzungsart der 
Poſitionen. Der Herr Vorredner hat geſagt, mir fehle das 
Verſtändnis für die nationale Politik; ich kann ihm den 
Vorwurf nur mit Unterdrückung des Epithetons zurückgeben. 
Ich finde bei dem Herrn Vorredner Verſtändnis für Politik 
überhaupt nicht. Dieſes Verſtändnis iſt gewiß auch in anderen 
Ländern nicht weiter verbreitet als bei uns (Unruhe), aber es 
findet ſich in anderen Parlamenten doch ſelten dieſer 
Grad von Entſchloſſenheit im Bilden und Ausſprechen 
von Anſichten, gepaart mit demſelben Maße von Un— 
kenntnis der Dinge wie bei uns (Große Heiterkeit).“ 
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Ganz in demſelben Sinne äußerte ſich Bismarck zwei Tage ſpäter, 
am 21. Dezember, gegen die Angriffe des Prof. Tellkampf im 
Herrenhauſe auf Bismarcks Politik in der däniſchen Frage. 
„Wir verlangen“, ſagte Bismarck, „bei uns für jede amtliche 
Funktion, z. B. für die Juſtiz, ja für den Dienſt des Unter— 
offiziers und jeden anderen, Prüfungen, praktiſche Vorbildung, 
ſchwere Examina, aber die hohe Politik — die kann Jeder 
treiben, zu der fühlt ſich jeder berufen, und es iſt nichts 
leichter, als auf dieſem jeder Konjunktur offenen Felde mit 
einiger Sicherheit im Auftreten alles mögliche mit großer Schein— 
barkeit zu behaupten; um einen falſchen Gedanken zu wider— 
legen, muß man bekanntlich ein ganzes Buch ſchreiben, und 
den, der den Ausſpruch gethan hat, überzeugt man doch nicht 
(Heiterkeit). Es iſt ein gefährlicher Irrtum, aber heute weit 
verbreitet, daß in der Politik dasjenige, was kein Verſtand der 
Verſtändigen ſieht, dem politiſchen Dilettanten durch naive 
Induktion offenbar wird (Lebhaftes Bravo!)“. 

Einen wahren Beifallsſturm der großen oppoſitionellen 
Mehrheit entfeſſelten in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
vom 21. Januar 1864 die Worte Virchows: Bei ſeinem Ein— 
tritt ins Amt habe Bismarck „noch gewiſſe Vorſtellungen von 
perſönlicher Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit“ gehabt. Jetzt 
habe er aber nicht mehr das Gefühl, „er werde durch eine ener— 
giſche äußere Politik etwas ausrichten. Nein, meine Herren, er 
iſt jetzt dem Böſen verfallen (Heiterkeit), und er wird von 
ihm nicht wieder loskommen! (Große andauernde Heiterkeit)“. 
Darauf erwiderte Bismarck: „Der Herr Vorredner kam auf den 
Umſtand, daß ich meine politiſche Stellung ſeit meinem Eintritt 
in das Miniſterium weſentlich geändert, daß ich ſie, um mich 
trivial auszudrücken, nach rechts hinübergerückt habe. Wenn 
das in dem Sinne zuträfe, und wenn ich bei ſeiner Auffaſſung 
des „Böſen“ dem ich verfallen wäre, ſtehen bleibe, fo 
glaube ich, ihm meine Gedanken von ſeinem Standpunkt aus 


mundrecht zu machen, wenn ich ſage, ich habe nach dem Satze 
Blum, Bismarck's Mahnworte. 3 
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gebandelt: Flectere si nequeo superos, Acheronta movebo!*) 
Ich habe, als ich herkam, allerdings die Hoffnung gehegt, daß 
ich noch bei Anderen als bei mir die Neigung finden könnte, 
den Parteiſtandpunkt unter Umſtänden dem allgemeinen 
vaterländiſchen Intereſſe zu opfern. Ich will nicht näher 
hervorheben, um niemand zu verletzen, inwieweit und bei wem 
ich mich darin getäuſcht habe; getäuſcht aber habe ich mich, und 
natürlich wirkt das auf meine politiſche Stellung und Be— 
ziehungen ein.“ 

Als am folgenden Tage, den 22. Januar, der fortſchritt— 
liche Abgeordnete Schulze-Delitzſch dieſe Angriffe ſeines Freundes 
Virchow durch den Vorwurf ergänzte, daß die Regierung deutſche 
Intereſſen nicht kenne, erwiderte Bismarck: „Es muß ein eigen— 
tümlicher Zauber in dieſem Worte „Deutſch' liegen. 
Man ſieht, daß jeder das Wort für ſich zu gewinnen ſucht, 
und jeder das ‚„Deutjch‘ nennt, was ihm nützt, was 
ſeinem Parteiſtandpunkt Vorteil bringt und damit nach Be— 
dürfnis wechſelt. So kommt es, daß man in manchen Zeiten 
es ‚Deutjch‘ nennt, gegen den Bund ſich aufzulehnen, in aus 
deren Zeiten das für ‚Deutſch“ gilt, für den fortſchrittlich ge— 
wordenen Bund Partei zu nehmen. So kann es leicht geſchehen, 
daß uns vorgeworfen wird, wir wollten von Deutſchland nichts 
wiſſen aus Privatintereſſen. Ich kann dieſen Vorwurf Ihnen 
mit vollem Rechte zurückgeben. Sie wollen von Preußen nichts 
wiſſen, weil es Ihrem Parteiſtandpunkte, Ihrem Parteiintereſſe 
nicht konveniert, weil es Ihnen konveniert, Preußen entweder 
nicht oder als Domäne des Nationalvereins beſtehen zu laſſen 
(Bewegung). Der Hauptgrund, weshalb Sie die Anleihe ab— 
lehnen werden, iſt der Mangel an Vertrauen zu dem jetzigen 
Miniſterium, das iſt der Brennpunkt Ihrer ganzen Beweis— 
führung. Ich habe mich deshalb gefragt: was müßten wir 


*) Aus Virgils Aneis, III, 342. „Kann ich die Götter nicht beugen, 
ſo will ich die Hölle bewegen.“ 
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thun, um Ihr Vertrauen zu erwerben? Es müßte ſich von der 
preußiſchen Verfaſſung losſagen (Unruhe und Widerſpruch links); 
es müßte ſich von Preußens Überlieferungen, von Preußens 
Geſchichte, vom preußiſchen Volksgefühl vollſtändig losſagen, in— 
dem es die Hand dazu böte, die Alleinherrſchaft dieſes Hauſes 
in Preußen herzuſtellen. Wir würden dann nicht königliche 
Miniſter, wir würden Parlaments miniſter, wir würden 
Ihre Miniſter fein und da zu, das hoffe ich zu Gott, werden 
wir nicht kommen! (Heiterkeit und Zuſtimmung). Der Volks— 
geiſt Preußens iſt durch und durch monarchiſch, Gott 
ſei Dank! und dabei wird es auch trotz Ihrer Aufklärung, die 
ich Verwirrung der Begriffe nenne, bleiben. Fühlte das preußiſche 
Volk wie Sie, ſo müßte man einfach ſagen, der preußiſche Staat 
habe ſich überlebt, und die Zeit ſei gekommen, wo er anderen 
hiſtoriſchen Gebilden Platz zu machen habe. So weit ſind wir 
aber noch nicht! Ich erinnere Sie an das Schreiben König 
Friedrich Wilhelms I. an ein Mitglied der oſtpreußiſchen Stände 
bei Einführung der Grundſteuer; er jagt darin: ‚Was ich 
ruiniere, das iſt das nie pozwalam der Junker“); ich etabliere 
die souverainité comme un rocher de bronze.“ Meine Herren, 
der rocher de bronze ſteht noch heute feſt; er bildet 
das Fundament der preußiſchen Geſchichte, des preußiſchen Ruh⸗ 
mes, der preußiſchen Großmacht und des verfaſſungsmäßigen 
Königtums! Dieſen ehernen Felſen werden Sie nicht zu 
erſchüttern vermögen durch Ihren Nationalverein, durch Ihre 
Reſolution und Ihr liberum Veto! (Bravo! rechts. Ziſchen 
links).“ 

Auf weitere Angriffe des Abgeordneten Grafen Schwerin 
in derſelben Sitzung entgegnete Bismarck: „Ich muß dem Herrn 
Vorredner darin widerſprechen, als hätte ich behauptet, daß das 
Recht allein bei den Bajonetten liege. Ich habe nur behauptet, 


*) d. h. das liberum veto (das willkürliche Einſpruchsrecht) des pol— 


niſchen Adels. 
* 


36 IV. „Furcht“. „Mut und Furcht“, 22. Jan. 1864. 
das Recht ließe ſich in europäiſchen Streitigkeiten, 
wo ein zuſtändiger Gerichtshof nicht beſteht, nur durch die 
Bajonette geltend machen. Der Herr Redner hat ferner 
als Motiv unſerer Handlungsweiſe die Furcht vor der De— 
mokratie und Furcht vor dem Auslande der Regierung 
unterſchoben. Ich glaube, der Herr Vorredner kennt mich lange 
genug, um zu wiſſen, daß ich Furcht vor der Demokratie nicht 
kenne. Hätte ich dieſe, ſo ſtünde ich nicht an dieſem Platze 
oder würde das Spiel verloren geben (Große Bewegung. Rufe: 
„Ein Spiel! Ein Spiel!“). Ich laſſe mich auf Worte nicht ein; 
rechten Sie nicht über Ausdrücke, rechten Sie über die Sache! — 
Ich fürchte dieſen Gegner nicht, ich hoffe ſicher, ihn zu beſiegen 
(Ruf: ‚Oho!); ich glaube, das Gefühl, daß es jo kommen 
werde, iſt Ihnen nicht mehr ganz fern (Heiterkeit). Was da— 
gegen die Furcht vor dem Auslande betrifft, ſo beſtreite ich die 
Richtigkeit des Ausdruckes. Man kann Vorſicht Furcht, 
man kann Mut Leicht fertigkeit nennen. Der Mut nimmt 
meines Erachtens dieſen Charakter an, wenn man einer Re— 
gierung, die für das Schickſal eines großen Landes verantwort— 
lich iſt, zumutet, auch gegen die erdrückendſte Übermacht zu den 
Waffen greifen zu laſſen. Das kann der einzelne, der ent— 
ſchloſſen iſt, ſeine Perſon daran zu ſetzen. Eine Regierung 
(aber) hat nicht das Recht, das Land, deſſen Schickſal ihr an— 
vertraut iſt, gegen eine von Hauſe aus erdrückende Übermacht 
ohne Not ins Feld zu führen.“ 

Als dann ſchließlich noch die Abgeordneten Waldeck und 
Löwe (Calbe) der Regierung „junkerliche Gelüſte“ vorwarfen, 
und Waldeck als die erſte und wichtigſte Aufgabe des preußiſchen 
Königtums den Kampf gegen das Junkertum bezeichnete, da 
fragte Bismarck: „Meine Herren, was verſtehen Sie eigentlich 
unter Junkertum? Ich will den Begriff nicht erſchöpfen, aber 
ich glaube, unzertrennbar davon iſt die Idee von der Überhebung 
in Anſprüchen auf Einfluß und Herrſchaft, welche geſetzlich nicht 
begründet ſind, oder der Mißbrauch der Privilegien, die einem 


IV. Parlam. Junkertum. V. Erfolge der din. Politik Vs, 1864. 37 
geſetzlich zukommen (Zuſtimmung), in dieſem Sinne gibt es aber 
auch ein parlamentariſches Junkertum; — die Kaſten 
ſind wandelbar, ſie gehen unter, und es bilden ſich neue — und 
wenn ein ſolches parlamentariſches Junkertum, wie ich behaupte, 
ſich gebildet hat, ſo ſehe ich auch deſſen Bekämpfung als eine der 
weſentlichſten Pflichten der preußiſchen Krone an (Bravo! 
rechts. Ziſchen links).“ 
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Aus dem Ende der Vonfliktszeit. 
(Vom däniſchen Krieg, Anfang 1864, bis zur preußiſchen 
Indemnität, Auguſt 1866.) 


Bismarck's Politik gegen Dänemark bewährte ſich glänzend. 
Das preußiſche Abgeordnetenhaus lehnte zwar die geforderte 
Anleihe am 22. Januar 1864 mit 275 gegen 51 Stimmen ab. 
Bei dem trefflichen Stande der preußiſchen Finanzen aber ver— 
mochte Bismarck den Krieg, wie er vorausgeſagt, auch ohne 
Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes zu führen, auch ohne An— 
leihe. Die größten Erfolge im Kriege gegen Dänemark, die 
Erſtürmung der Düppeler Schanzen und die Wegnahme der 
Inſel Alſen, errangen die Preußen allein, ohne die Oſterreicher. 
Gemeinſam beſetzten ſie ganz Jütland. Damit war der däniſche 
Widerſtand gebrochen, zumal da auch der Londoner Kongreß 
der Großmächte, auf dem Bismarck ſich immer nachgiebig und 
verſöhnlich, Dänemark aber ſich äußerſt hochmütig und trotzig 
gezeigt hatte, im Frühjahr 1864 erfolglos auseinanderging. 
Im Wiener Frieden vom 30. Oktober mußte Däne— 
mark die Elbherzogtümer Schleswig-Holſtein und 
Lauenburg an die Sieger, Preußen und Oſterreich, abtreten. 
Die beiden bis dahin verbündeten Großmächte richteten ſich alſo 
nunmehr zum gemeinſamen Beſitz der Herzogtümer ein, unter 
der zornigen Verwünſchung aller Mittelſtaaten, des Auguſten— 
burgers und der großen Mehrheit aller Deutſchen und Preußen, 
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denen die Befreiung der deutſchen Länder vom Dänenjoche nicht 
genügte, weil der Auguſtenburger dieſe Länder nicht beherrſchte. 
Da dieſer Prinz aber nicht einmal die beſcheidenen nationalen 
Forderungen Preußens an dieſen durch preußiſches Blut und 
Geld errungenen deutſchen Beſitz bewilligen wollte, ſo ſtrebte 
Bismarck nun entſchloſſen nach der Annexion der Herzogtümer 
an Preußen, während Oſterreich jetzt plötzlich die Anſprüche des 
Auguſtenburgers begünſtigte, obwohl es ſich in einem Vertrage 
mit Preußen vom 16. Januar 1864 verpflichtet hatte, „die 
künftige Erbfolge in Schleswig-Holſtein nicht anders als in ge— 
meinſamem Einverſtändnis mit Preußen zu entſcheiden“. Dieſe 
öſterreichiſche Unterſtützung der Intriguen und Wühlereien des 
Auguſtenburgers in den Herzogtümern lockerte das Verhältnis 
zwiſchen Preußen und Oſterreich in der erſten Hälfte des Jahres 
1865 in bedenklicher Weiſe. Aber auch jetzt noch ſtand das 
preußiſche Abgeordnetenhaus auf der Seite der Mittelſtaaten 
und des Auguſtenburgers, der Politik Bismarcks aber feindſelig 
gegenüber. Dies zeigte ſich ſchon bei den Adreßdebatten beider 
Häuſer des Landtages, zur Beantwortung der Thronrede, welche 
die zuverſichtliche Erwartung ausgeſprochen hatte, das Abgeord— 
netenhaus werde nun endlich die im däniſchen Kriege ſo glän— 
zend bewährte preußiſche Heeresorganiſation genehmigen und 
dadurch den Konflikt ſchließen. Natürlich erklärte ſich die Adreſſe 
des Herrenshauſes damit vollſtändig einverſtanden, und Bismarck 
ſprach hier bei der Adreßdebatte am 24. Januar 1865 die denk— 
würdigen Worte: „Die Grundlage des fonftitutionellen 
Lebensprozeſſes iſt überall der Kompromiß. Auf dieſe 
Grundlage weiſt die preußiſche Verfaſſung um ſo notwendiger 
hin, als ſie, von vielen anderen abweichend, auch in Bezug auf 
das Budget, die Übereinſtimmung der drei Faktoren der Geſetz— 
gebung verlangt. Auch legt die Verfaſſung keiner der drei Ge— 
walten das Recht bei, ein: Sie volo, sie jubeo (ſo will ich, 
ſo befehle ich) zu ſprechen, bei dem die anderen ſich zu beugen 
hätten.“ 


V. B. im Abg.⸗Hauſe am 1. Juni 1865. 2 


Das Abg.⸗Haus ſetzte dagegen den Konflikt beharrlich fort, 
und die Kommiſſion deſſelben ſchlug auch die Verwerfung eines 
im Mai 1865 dem Abg.⸗Hauſe unterbreiteten Regierungs- 
entwurfes vor, in welchem die Mittel zur Errichtung eines 
preußiſchen Kriegshafens in Kiel gefordert wurden. Bismarck 
verteidigte die Vorlage am 1. Juni in einer großen Rede, in 
welcher er zunächſt den Einwand der Gegner widerlegte, daß 
Preußen zu ſchwach ſei, um dieſe Laſt zu tragen, daß ſie nur 
ertragen werden könne, wenn man andere deutſche Staaten in 
Mitleidenſchaft ziehe, und zwar „nur durch gutmütige Uber 
redung. Es ſteht dem aber entgegen, daß im allgemeinen 
in Deutſchland partikulare Intereſſen ſtärker ſind, 
als der Gemeinſinn. Es ſteht dem entgegen, daß im all- 
gemeinen das Daſein auf der Baſis der Phäaken be— 
quemer iſt, als auf der Baſis der Spartaner. Man 
läßt ſich gern ſchützen, aber man zahlt nicht gern, und am aller 
wenigſten gibt man das geringfügigſte Hoheitsrecht zum Beſten 
der allgemeinen Intereſſen auf. Sie find der Meinung: auch 
in der ſchleswigſchen Frage habe die Regierung, was ſie erreicht, 
nur der Richtung des öffentlichen Geiſtes und der Zuſtimmung 
des Landtags für die Loslöſung der Herzogtümer zu danken.“ 
Ich konſtatiere, daß Sie uns damit die Tendenz, die Herzog— 
tümer loszulöſen, zuerkennen; von Ihrer Zuſtimmung zu 
etwas, was die Regierung gethan hätte, iſt mir (dagegen) 
nichts erinnerlich. Haben Sie mit der Verweigerung der 
Anleihe, die wir damals“) von Ihnen verlangten, Düppel er: 
obert und Alſen (Heiterkeit rechts), dann, meine Herren, habe 
ich auch die Hoffnung, daß aus Ihrer Verweigerung der jetzigen 
Anleihe auch eine preußiſche Flotte hervorgehen werde (Bravo! 
und erneute Heiterkeit rechts, Unruhe links).“ Da aber die 
Kommiſſion die Gewährung der für Kiel geforderten Anleihe 
hauptſächlich deshalb ablehnte, weil das „Budgetrecht“ des Hauſes 


*) S. o. Seite 37. 
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von der Regierung verletzt werde, und dieſes Recht zuvor 
„wiedergewonnen“ werden müſſe, ſo fragte Bismarck weiter: 
„Was verſtehen Sie unter Ihrem Budgetrecht?“ und 
wies eingehend nach, daß die Rechte des Königs, der Regierung, 
des Herrenhauſes, ja ſelbſt die Unabhängigkeit der Rechtspflege 
mit dem vom Abg.⸗Hauſe erhobenen Anſpruch auf Alleinherr- 
ſchaft unvereinbar ſeien. Zuſammenfaſſend ſagte er: „Sie 
können Ihre Ziele mit der preußiſchen Verfaſſung 
nicht erreichen. Sie verſuchen dieſe Anderungen dadurch zu 
erzwingen, daß Sie in Sachen der auswärtigen Politik das Ge— 
meinweſen ſchädigen, ſoweit Sie innerhalb Ihrer Befugniſſe ver- 
mögen, durch Verweigerung Ihrer Mitwirkung (Widerſpruch). 
Wie Sie ſich mit Ihren Wählern darüber abfinden, das iſt Ihre 
Sache; ich glaube, daß das jo ſchwer nicht iſt, das Gewählt⸗ 
werden. Wenn man verſprechen kann, ſo kann man auch 
gewählt werden (Unruhe). In allen Schichten unſerer Be⸗ 
völkerung liegt eine gewiſſe Trägheit zur Erfüllung der 
Pflichten, ohne deren Erfüllung ein großer Staat 
eben nicht beſtehen kann; in allen Schichten dient man 
nicht gern ſo lang, als man muß. Geſchmuggelt wird faſt in 
allen Ständen, beſonders vom weiblichen Teil der Bevölkerung; 
ich ſchließe daraus, daß Steuern nicht aus Patriotismus, ſondern 
aus Zwang bezahlt werden. — Ich kann doch nicht leugnen, 
daß es mir einen peinlichen Eindruck macht, wenn ich ſehe, daß 
Angeſichts einer großen nationalen Frage diejenige Verſamm⸗ 
lung, die in Europa für die Konzentration der Intelligenz und 
des Patriotismus in Preußen gilt, zu keiner anderen Haltung 
als zu der einer impotenten Verneinung ſich erheben kann. 
Es iſt dies, meine Herren, nicht die Waffe, mit der Sie dem 
Königtum das Scepter aus der Hand winden werden, es ift 
auch nicht das Mittel, durch das Ihnen gelingen wird, unſeren 
konſtitutionellen Einrichtungen diejenige Feſtigkeit und weitere 
Ausbildung zu geben, deren ſie bedürfen (Bravo! rechts. Ziſchen 
links).“ 
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Als Herr Virchow am folgenden Tage, dem 2. Juni, 
wieder einmal der Politik Bismarcks vorwarf, daß ſie fort— 
während wechſele, erwiderte dieſer: „Die Kritik des Herrn Vor— 
redners über den Wechſel unſeres Verfahrens kritiſiere ich ledig— 
lich mit einer einzigen Phraſe, die er ſelbſt gebraucht hat. Er 
hat uns vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der Wind gewech— 
ſelt, auch das Steuerruder gedreht. Nun frage ich, was ſoll 
man denn, wenn man zu Schiffe fährt, anderes thun, als das 
Ruder nach dem Winde drehen, wenn man nicht etwa ſelbſt 
Wind machen will. Das überlaſſen wir Anderen.“ Mit 
Recht verſpottet Bismarck auch, „all die ſchönen Worte, die die 
Kommiſſion in dem Berichte für die Flotte gemacht hat, während 
doch der Schluß lautet, Geld geben Sie nicht. Ja, meine Herren, 
wenn Worte Geld wären, dann hätten wir der Freigebigkeit, 
mit der Sie die Regierung behandeln, nur unſere dankbare Be— 
wunderung zu zollen (Heiterkeit).“ 

Wie nun das Abg.⸗Haus am 2. Juni die Anleiheforderung 
für den Kieler Kriegshafen verwarf, ſo verwarf es am 13. Juni 
1865 ſogar auch die Genehmigung der für den ſiegreichen Krieg 
gegen Dänemark beſtrittenen baren Koſten und Auslagen. Bis— 
marck aber ging mit dieſer jedem vaterländiſchen Gefühl und 
jeder Pflichterfüllung unzugänglichen fortſchrittlichen Mehrheit 
ſcharf ins Gericht in den Worten: „Ich glaube, Sie würden 
das (Ihnen mangelnde) Vertrauen zu den Perſonen, welche die 
preußiſche Politik leiten, gehabt haben, wenn Sie ſich deutlich 
vergegenwärtigt hätten, daß die Perſon, welche die auswärtige 
Politik des preußiſchen Staates leitet, Se. Majeſtät der König 
iſt, ſowohl verfaſſungsmäßig als auch thatſächlich (Senſation). 
Die Reſultate, die Sie wünſchten, ſind erreicht, nur nicht auf 
den Wegen, die Sie eingeſchlagen zu ſehen wünſchten. Doch 
halte ich es für unfruchtbar, über die Vergangenheit weiter zu 
konjekturieren und zu kritiſieren. Die Frage, über die ich hier 
einen Ausſpruch des Hauſes noch mehr als über die finanzielle 
erwartet hätte, iſt die politiſche, die Frage der Gegenwart und 


Zukunft. Dieſe Frage nun, die jeit zwanzig Jahren in dem 
Vordergrunde des deutſchen politiſchen Intereſſes geſtanden hat, 
harrt gegenwärtig der Löſung. Sie, meine Herren, ſind durch 
die Vorlage der Regierung in die Lage geſetzt, ſich zu äußern. 
Das Land hat ein Recht zu erfahren, was die Meinung ſeiner 
Landesvertretung über die Sache ſei. Sie haben Gelegenheit 
zu ſprechen; diplomatiſche Bedenken ſtehen Ihnen nicht im Wege. 
Es gibt thatſächlich keine andere Politik als diejenige, 
welche die vom König eingeſetzte Regierung betreibt. 
Bekämpfen Sie dieſe Politik, ſo bekämpfen Sie die Politik Ihres 
eigenen Vaterlandes im Bunde mit dem dem Vaterlande gegen— 
überſtehenden Auslande (Widerſpruch und Unruhe, beſonders 
links).“ 

Bekanntlich drohte ſchon Mitte 1865, infolge der unver— 
ſöhnlichen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Preußen und 
Oſterreich über die Zukunft der Elbherzogtümer und über die 
angemeſſene Löſung der deutſchen Frage, der Krieg auszubrechen. 
Noch einmal indeſſen wurden — wie Bismarck ſich ausdrückte 
— „die Riſſe im Bau verklebt“ durch den Vertrag von Gaſtein 
vom 14. Auguſt 1865, nach welchem Preußen Schleswig, Oſter— 
reich aber Holſtein, bis zur endgültigen Auseinanderſetzung der 
beiden Großmächte über ihren gemeinſamen Beſitzſtand, ver— 
walten ſollten. Das Herzogtum Lauenburg überließ Oſterreich 
in dieſem Vertrage gegen eine Zahlung von 2 ũ Millionen 
Thalern (aus König Wilhelms Civilliſte) eigentümlich an Preußen. 
Die in Gaſtein nur „verklebten Riſſe“ klafften aber bald nur 
noch breiter auf und führten im Juni 1866 bekanntlich zum 
Kriege, in welchem Hannover, die beiden Heſſen, Naſſau, Sachſen, 
Meiningen, Reuß ä. L., Bayern, Württemberg, Baden, Frank: 
furt und Liechtenſtein zu Oſterreich hielten, die übrigen nord— 
und mitteldeutſchen Staaten zu Preußen. Das preußiſche Abg. 
Haus hatte ſich ſchon im Januar geweigert, auch nur die 
Erwerbung von Lauenburg anzuerkennen, obwohl dieſe dem 
preußiſchen Steuernzahler gar nichts koſtete, und deshalb war 
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der Landtag von Bismarck bereits am 22. Februar nach Hauſe 
geſchickt worden. Aus der fortſchrittlichen Preſſe aber erfuhr 
Bismarck ganz genau, daß er den Unverſöhnlichen dereinſt mit 
Kopf und Kragen, mit Gut und Blut für jeden Mann und 
jeden Groſchen werde haften müſſen, die er zu dieſem „Bruder— 
krieg“ gegen Slovaken und Hannaken aufwenden würde. 

Hier kann nicht die Rede ſein von dem beiſpielloſen 
preußiſchen Siegeszug, der binnen einer einzigen Woche zermal— 
mend hinwegging über das gewaltige öſterreichiſche Heer und der 
den Norden Deutſchlands bis zum Main unterwarf, binnen einem 
Monat auch die ſüddeutſchen Gegner außer Gefecht ſetzte. Am 
15. Juni hatte der Krieg begonnen, am 26. Juli war der Vor— 
friede von Nikolsburg mit Oſterreich ſchon abgeſchloſſen. Hier er- 
ſchienen auch bereits alle „bußfertigen“ deutſchen Gegner Preußens 
zu Friedensverhandlungen, wurden aber von Bismarck nach 
Berlin gewieſen, wohin er mit dem König am 4. Auguſt aus 
Böhmen zurückkehrte. Wie Oſterreich, gingen auch Sachſen und 
die ſüddeutſchen Staaten, außer Heſſen, mit völliger Unverſehrt— 
heit ihres Gebietes aus dem Kriege hervor, den ſie Preußen 
um fein Daſein und um fein Alles aufgezwungen hatten. Diter 
reich ſchied aus dem deutſchen Bunde aus und überließ Schles— 
wig⸗Holſtein an Preußen. Nur Hannover, Kurheſſen, Naſſau, 
Frankfurt hatten ihre preußenfeindliche Politik von zwanzig 
Jahren mit ihrer Selbſtändigkeit zu büßen. Alle übrigen 
deutſchen Gegner Preußens machte Bismarcks bewunderungs— 
würdige Mäßigung fortan zu treuen Verbündeten Preußens und 
des Norddeutſchen Bundes zu Schutz und Trutz gegen alle 
auswärtigen Feinde. Aber faſt noch größer als in ſeiner 
Mäßigung gegen dieſe mit den Waffen überwundenen Gegner 
zeigte ſich Bismarck durch ſeine hochherzige Verſöhnlichkeit gegen— 
über der preußiſchen Oppoſition, der ſein König und er, nach 
der ungeheuren Machtſteigerung der Krone und Regierung durch 
dieſen ruhmreichen Feldzug, jede Demütigung und jede Ver— 
faſſungsänderung hätte auferlegen können. Statt deren aber 
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hatte Bismarck ſchon in Nikolsburg beim König die frohe Bot— 
ſchaft vorbereitet, welche einen Tag nach der Rückkehr nach Ber: 
lin, am 5. Auguſt, König Wilhelm in der Thronrede bei 
Eröffnung des am 3. Juli (dem Tage von Königgrätz!) neue 
gewählten Landtages verkündete und dadurch viele Millionen 
beglückte und verſöhnte. Denn in dieſer Thronrede bat der 
ruhmgekrönte Schlachtenſieger die Vertretung ſeines Volkes um 
Indemnität, um nachträgliche Genehmigung des, freilich nur für 
Preußens und Deutſchlands höchſte Intereſſen, jahrelang ge— 
führten budgetloſen Regiments. Unter dem tiefen Eindruck dieſes 
von Bismarck erwirkten erhabenen Königswortes verſchwand die 
konfliktsfrohe, unverſöhnliche Mehrheit aus dem preußiſchen Abg. 
Hauſe. Die ſtärkſte Partei war hier fortan die neue national: 
liberale Partei, die Bismarcks feſteſte parlamentariſche Stütze 
für länger als ein Jahrzehnt werden ſollte. 

Die große Wandlung der großen Zeit hatten ſchon die 
Landtagswahlen vom 3. Juli 1866 zum Ausdruck gebracht, 
hatte das hochherzige verſöhnende Königswort vollendet. Mit 25 
gegen 8 Stimmen hatte die Adreßkommiſſion des Abg.-Hauſes ſich 
dahin entſchieden, die „Indemnität“ zu erteilen. Am 1. Septem- 
ber mußte auch das Abg.-Haus ſich entſcheiden. Leidenſchaftlich 
erhob ſich die ganze alte Fortſchrittspartei gegen Schließung des 
Konfliktes. Bismarck aber führte in einer von Beifall über— 
ſchütteten Rede aus, daß die Landesvertretung ſelbſt ſicherlich 
längſt ſchon der Regierung Vertrauen bezeigt und ihr die Pein 
eines budgetloſen Zuſtandes erſpart haben würde, wenn die 
Regierung nicht ſo „Manches, was verſchwiegen werden mußte“, 
hätte geheim halten müſſen. Aber auch die künftigen Aufgaben, 
fuhr er fort, „werden wir nur gemeinſam löſen können, indem 
wir von beiden Seiten demſelben Vaterlande mit dem— 
ſelben guten Willen dienen, ohne an der Aufrichtigkeit des 
Andern zu zweifeln (Beifall). Unſere Aufgabe iſt noch nicht 
gelöſt, ſie erfordert die Einigkeit des geſamten Landes der 
That nach und dem Eindruck nach. Wenn man ſo oft geſagt 
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hat: ‚Was das Schwert gewonnen, hat die Feder verdorbené, 
ſo habe ich das volle Vertrauen, daß wir nicht hören werden: 
„Was Schwert und Feder gewonnen haben, iſt von dieſer Tri— 
büne vernichtet worden!“ (Lebhafter Beifall).“ In der That 
wurde am 3. September die Indemnität mit 230 gegen 75 
Stimmen erteilt. 


VI. 
Aus der Zeit des Vorddeutſchen Bundes und deutſchen 
Sollparlaments (1867 bis 1870). 


Am 7. Februar 1867 hatten die zur Vorberatung der 
Norddeutſchen Bundesverfaſſung in Berlin verſammelten 
Vertreter der verbündeten norddeutſchen Regierungen den von 
Bismarck vorgelegten Verfaſſungsentwurf durchberaten und 
angenommen. Am 12. Februar folgten die Wahlen zum 
konſtituierenden Reichstage des Norddeutſchen Bundes, der 
am 24. Februar 1867 durch König Wilhelm in Berlin eröffnet 
wurde. Seine einzige Aufgabe beſtand in der Durchberatung 
des Verfaſſungsentwurfes und der Beſchlußfaſſung darüber. 
Bismarck ergriff zum erſten Mal das Wort, als er am 4. März 
dem Reichstag die Bundesverfaſſung vorlegte. Da ſagte er: 
„Es liegt ohne Zweifel etwas in unſerm Nationalcharakter, 
was der Vereinigung dauernd widerſtrebt. Es iſt, wie mir 
ſcheint, ein gewiſſer Überſchus an dem Gefühl männlicher 
Selbſtändigkeit, welche in Deutſchland den Einzelnen, die 
Gemeinde, den Stamm veranlaßt, ſich mehr auf die eigenen 
Kräfte zu verlaſſen, als auf die der Geſamtheit. Es iſt der 
Mangel jener Gefügigkeit des Einzelnen und des Stammes 
zu Gunſten des Gemeinweſens, jener Gefügigkeit, welche unſere 
Nachbarvölker in den Stand geſetzt hat, die Wohlthaten, die 
wir erſtreben, ſich ſchon früher zu ſichern. Die Regierungen 
haben Ihnen, m. H., ein gutes Beiſpiel gegeben. Liefern auch 
Sie den Beweis, daß Deutſchland in einer 600 jährigen Leidens— 
geſchichte Erfahrungen gemacht hat, die es beherzigt.“ 
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Als dieſe Worte, wie die Generaldebatte des Reichstags 
über die Verfaſſung in den Tagen vom 9. bis 11. März bewies, 
nur von einem Teile des Hauſes beachtet wurden, widerlegte 
Bismarck am 11. März die vom „partikulariſtiſchen Standpunkt“ 
aus gegen den Verfaſſungsentwurf erhobenen Einwendungen 
mit den Worten: „Unter Partikularismus denkt man ſich 
ſonſt eine widerſtrebende Dynaſtie oder Kaſte in irgend einem 
Staate, die ſich der Herſtellung gemeinſamer Einrichtungen aus 
Sonderintereſſe entgegenſtellt. Wir haben es heute mit einer 
neuen Spezies von Partikularismus zu thun, mit dem parla— 
mentariſchen Partikularismus (Heiterkeit). Früher hieß 
es vom dynaſtiſchen Standpunkte aus: „Hie Waiblingen, hie 
Welf“, jetzt heißt es: „Hie Landtag, hie Reichstag!“ 

In derſelben Rede warnte er nachdrücklich davor, die Wehr— 
kraft des Bundes durch eine jährliche Prüfung und 
Kritik ihrer Bedürfniſſe (ihres Budgets) in Frage zu ſtellen. 
Das mache ihm, ſagte er, „den Eindruck eines Deichverbandes, 
in welchem jedes Jahr nach der Kopfzahl, auch der Beſitzloſen, 
darüber abgeſtimmt wird, ob die Deiche bei Hochwaſſer dure: 
ſtochen werden ſollen oder nicht. Aus ſolchem Deichverbande 
würde ich einfach ausſcheiden, da wäre mir das Wohnen zu 
unſicher.“ Die Rede ſchloß mit den berühmten Worten: „Meine 
Herren, arbeiten wir raſch! Setzen wir Deutſchland ſo zu 
jagen in den Sattel! Reiten wird es ſchon können 
(Lebhafter Beifall).“ 

Bei der am 18. März beginnenden Spezialdebatte legte der 
Führer der Polen, der Abgeordnete Kantak, „Namens der 
polniſchen Nation“ Verwahrung ein gegen die Einverleibung ehe— 
mals polniſcher Landesteile der preußiſchen Monarchie in den 
Norddeutſchen Bund. Bismarck geißelte in einer herrlichen Rede, 
aus der wir nachſtehend die Hauptſtellen anführen, die An— 
maßung der polniſchen Fraktion, im Namen der „polniſchen 
Nation“ zu ſprechen, indem er zunächſt feſtſtellte, „daß gerade 
die Bewohner des preußiſchen Anteils der ehemaligen Republik 
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Polen vor Allem und mit Recht dankbar geweſen find für die 
Wohlthaten der Civiliſation, die ihnen damit in höherem Grade als 
früher zu teil geworden ſind (Beifall). Dieſer Teil der ehemaligen 
Republik Polen erfreut ſich eines Grades von Wohlſtand, von 
Rechtsſicherheit, Anhänglichkeit der Einwohner an ihre Regierung, 
wie er in dem ganzen Umfange der Republik Polen, ſo lange 
es eine polniſche Geſchichte gibt, nicht vorhanden und nicht er— 
hört worden iſt (Wiederholter Beifall).“ Ihre Anhänglichkeit 
und Treue an die Krone Preußen hätten die preußiſchen Polen 
namentlich dadurch allezeit bethätigt, daß es: „trotz aller Ver— 
führungsmittel, die angewendet wurden, bei den ungefähr 
alle 15 Jahre ſich wiederholenden Aufſtänden zur 
Auffriſchung der Gefühle (große Heiterkeit), nicht gelungen 
iſt, die preußiſchen Unterthanen polniſcher Zunge in irgend er— 
heblicher Zahl zu verführen, daß ſie an dieſen Beſtrebungen 
einer Minderheit ſich beteiligt hätten . . . . Die Wieder— 
herſtellung der Republik Polen in den Grenzen von 1772 
iſt Schon aus dem Grunde unmöglich, weil es dazu 
nicht Polen genug gibt; es gibt ſehr viel weniger Polen 
in der Welt, als man gewöhnlich glaubt (Heiterkeit), nämlich 
nur 7½ Millionen Polen, mehr gibt es in der ganzen 
Welt nicht (Heiterkeit), und davon find 1¼ Millionen gere 
ſtreut in den weiten weſtlichen Gouvernements des ruſſiſchen 
Reiches, 10 Prozent unter 90 Prozent anderer Völker, zum 
größten Teil ruſſiſchen Stammes, Ruthenen und Weißruſſen; 
dieſe (Polen) ſprechen nur ruſſiſch, weinen ruſſiſch, wenn ſie 
unter polniſcher Herrſchaft ſind (Heiterkeit) — und da wollen 
6 Millionen Polen 24 Millionen Nichtpolen beherr— 
ſchen und drei große Reiche, Preußen, Rußland und 
Oſterreich, in die Luft ſprengen, um dieſe Herrſchaft 
zu begründen. Ja, es iſt nicht einmal glaublich, daß dieſe 
6 Millionen Polen polniſch beherrſcht ſein wollen, ſie haben 
zu trübe Erfahrungen gemacht (Heiterkeit). Ich will die ruſſiſche 
Herrſchaft nicht als eine beſonders milde rühmen (Heiterkeit), 
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aber der polniſche Bauer hat zu ihr doch mehr Zutrauen, als 
zu der Herrſchaft feines adeligen Landsmannes (Heiterkeit). 
Verzichten Sie darauf, dieſem Phantom nachzujagen, 
vereinigen Sie ſich mit uns an den Wohlthaten der Civiliſation, 
die Ihnen der preußiſche Staat bietet, an den Wohlthaten, die 
Ihnen die durch den Norddeutſchen Bund vermehrte friedliche 
Sicherheit gewährt.“ 

Die Norddeutſche Bundesverfaſſung wurde vom 
Reichstag mit großer Mehrheit angenommen und der Reichs— 
tag am 17. April geſchloſſen. Kaiſer Napoleon hatte ſeit dem 
großen Macht- und Gebietszuwachs Preußens im Jahre 1866 
immer das heiße Verlangen bekundet, auch für Frankreich „etwas 
zu eſſen“ zu bekommen. Im Februar 1867 kaufte er dem geld— 
bedürftigen Könige von Holland das Großherzogtum Luxem— 
burg in aller Stille ab. Aber Preußen hatte in der Feſtung 
Luxemburg das Beſatzungsrecht, und als der ſaubere Handel 
bekannt wurde, kam es beinahe zum Kriege zwiſchen Preußen— 
Deutſchland und Frankreich. Da veröffentlichte Bismarck die 
bis dahin geheim gehaltenen Schutz- und Trutzbündniſſe 
mit den ſüddeutſchen Staaten. Das brachte die galliſchen 
Säbelraßler zur Beſinnung, und Bismarck behandelte den fran— 
zöſiſchen Chauvinismus in jenen Jahren „dilatoriſch“; er 
glaubte, den furchtbaren Entſcheidungskampf zwiſchen den zwei 
waffenmächtigſten Völkern Europas überhaupt vermeiden zu 
können. Deshalb verzichtete er lieber auf das ohnehin recht— 
lich zweifelhafte Beſatzungsrecht Preußens in Luxemburg und 
bewilligte die Schleifung der dortigen Feſtungswerke, wogegen 
ein europäiſcher Kongreß in London am 11. Mai 1867 
das Großherzogtum Luxemburg unter europäiſchen Schutz ſtellte. 

Am 8. Juli 1867 wurde dann mit den ſüddeutſchen Staaten 
der neue Zollvereinsvertrag geſchloſſen, der das von Bis— 
marck ſeit einem Jahrzehnt geplante Zollparlament ins Leben 
rief. Und am 31. Auguſt fanden die Wahlen zum erſten 
ordentlichen Reichstag des Norddeutſchen Bundes ſtatt. Die 
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regierungstreuen Parteien hatten die große Mehrheit, die na— 
tionalliberale war die ſtärkſte, die tonangebende. Ihr gehörte 
auch der im Alter von 26 Jahren, als jüngſter Abgeordneter 
gewählte Verfaſſer dieſes Werkes an. Am 10. September wurde 
der Reichstag eröffnet. Am 24. September, bei der Adreßdebatte, 
ergriff Bismarck das Wort über Luxemburg, deſſen „Losreißung 
von Deutſchland“ der bekannte, glühende, deutſche Vaterlands— 
freund, Herr Bebel, beweint hatte. Bismarck belehrte ihn, daß 
die ſtaatsrechtliche Stellung Luxemburgs zu Deutſchland jetzt 
noch genau dieſelbe ſei wie vor 1866 und fuhr dann fort: 
„Wenn der Herr Redner hier nachträglich das Verlangen aus— 
ſprechen will, daß wegen der Luxemburger Frage hätte 
Krieg geführt werden ſollen, ſo ſteht er damit, glaube ich, ziem— 
lich iſoliert (Sehr richtig!). Se. Majeſtät der König hat ſich 
den Dank des deutſchen Volkes dadurch erworben, daß er der 
für ein kriegeriſches Volk nahe liegenden Verführung wider— 
ſtanden hat, auf die Gefahr hin, von ſolchen, welche ihn auf 
dem Standpunkte, wie der Herr Vorredner, angreifen, verdächtigt 
zu werden. Für ein hinfälliges Recht 30 bis 80000 Menſchen 
auf das Leichenfeld zu ſchicken, war eine Verantwortung, die 
der Herr Vorredner und ſeine Geſinnungsgenoſſen unter Um— 
ſtänden vielleicht auf ſich nehmen können, die aber ein legitimer 
Landesherr nicht ſo leicht übernimmt.“ 

Da die Redner der Oppoſition bei dieſer Adreßdebatte auch 
gerügt hatten, daß die neue deutſche Staatsordnung das Ver— 
hältnis zu den ſüddeutſchen Staaten und Brüdern „in 
der Schwebe gelaſſen“ habe (Bebel und Mammen), ſo erklärte 
Bismarck in derſelben Rede am 24. September: „Wir unſerer— 
ſeits vermeiden jeden Druck, jedes Drängen, aber wenn die 
deutſche Nation in ihrer Geſamtheit, der Süden und der Norden, 
die Einheit wollten, dann würde meiner Überzeugung nach, keine 
deutſche Regierung und kein deutſcher Staatsmann ſtark genug 
ſein, es hindern zu können, keiner, ich weiß nicht ob ich ſagen 
ſoll mutig oder kleinmütig genug, es hindern zu können (Leb— 
hafter Beifall).“ 
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Zur Erleichterung der Opfer, welche die neue Bundes— 
verfaſſung den ärmeren kleinen Bundesſtaaten auferlegte, hatte 
Preußen am 18. Juli 1867 die Koſten der geſamten Staats- 
verwaltung des Fürſtentums Waldeck in einem „Aecceſſions— 
vertrag“ übernommen, der dagegen Preußen die Einkünfte des 
Herzogtums überwies. Natürlich war Waldeck dabei der ge— 
winnende Teil, und die fortſchrittliche Oppoſition des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes, die, ohne Bekanntſchaft mit dem ſittlichen 
Gebot „noblesse oblige“, jenen Vertrag ihrerſeits wohl nicht 
geſchloſſen hätte, klagte bitter über Bismarcks Freigebigkeit. 
Darauf entgegnete er am 11. Dezember 1867, unter lebhaftem 
„Hört! hört!“ der Verſammlung: „Ich höre gerade von dieſer 
Seite“ — der Fortſchrittspartei — „dieſelbe Sprache, die ich 
acht Jahre lang im Bundestage zu Frankfurt gehört habe. 
Sobald dort von nationalen Einrichtungen die Rede war, war 
immer das erſte Wort: ſie legen uns Laſten auf. Es waren die 
Stimmen des Partikularismus, und, meine Herren, verzeihen 
Sie mir, es iſt auch hier noch die Stimme des preußiſchen 
Partikularismus (Beifall). Bringen uns denn dieſe Laſten 
nichts ein? Ich wundere mich, ſie angegriffen zu ſehen von 
derjenigen Seite, die für die Freiheit, die individuelle Freiheit, 
wie ich nicht zweifle, jedes Opfer zu bringen bereit iſt; ſollen 
wir denn kein Opfer bringen für unſere ſtaatliche 
nationale Freiheit? In welcher Lage wären wir ohne dieſe 
Laſten? Wir müßten, ſobald uns politiſche Gefahren drohten, 
um Schutz durch Bündniſſe ſuchen, wie wir dies früher gethan 
haben. Dieſe Laſten ſetzen uns in den Stand, daß unſere 
Bündniſſe geſucht werden, und daß wir imſtande find, unſere 
Freiheit, unſere Ehre durch eigene Kraft zu wahren, ohne um 
das Wohlwollen anderer Staaten zu werben (Beifall). Iſt 
Ihnen denn dieſe Genugthuung, die ſeit Auferlegung dieſer Laſten 
unſere deutſchen Landsleute in allen Weltteilen und mit tiefer 
Bewegung empfunden, ſo daß man ſagen möchte, der deutſche 
Patriotismus ſei in Amerika, in Neu-Südwales u. ſ. w., ich will 
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nicht ſagen lebendiger, komme aber lebhafter zum Ausdruck, als 
im engeren Vaterlande, gar nichts wert? (Lebhafter Beifall). 
Iſt Ihnen das nichts wert, meine Herren, zu hören, daß unſere 
Landsleute in ſo fernen Gegenden jetzt mit uns ſtolz auf das 
Vaterland blicken und mit Selbſtgefühl jagen: ‚Wir find Deutſches, 
während ſie früher verſchämt die Augen niederſchlugen (Beifall). 
Meine Herren! Ich gehöre nicht zu denen, die kalt 
auf die Laſten blicken, die dem Dürftigen auferlegt 
werden. Ich habe dazu zu lange auf dem Lande gelebt, um 
nicht zu wiſſen, was es heißt, wenn der arme Steuerzahler 
ſeinen Groſchen bringt, und wenn er ihn in der Zeit der Not 
bringt. Aber, meine Herren, die Unabhängigkeit, die 
ſtaatliche Freiheit, die nationale Ehre geht einem 
Volke wie das unſere über alles; ihr bringen ſelbſt dieſe 
Armen freudig ihr Opfer! (Stürmiſcher Beifall).“ 

Am 29. September 1867 hatte Preußen ferner einen 
„Abfindungsvertrag mit dem König von Hannover“ 
geſchloſſen, nach welchem dem abgeſetzten König aus den Ein— 
künften der Hannöverſchen Krongüter 16 Millionen Thaler, unter 
preußiſcher Verwaltung dieſes Vermögens, zu ſeinem Lebens— 
unterhalte überwieſen wurden. Im Abgeordnetenhauſe kam dieſer 
Vertrag am 1. Februar 1868 zur Sprache und die Abgeordneten 
der Fortſchrittspartei riefen: Bismarck werfe das Geld der 
Steuerzahler zum Fenſter hinaus. Der Miniſterpräſident ere 
innerte die klugen Leute an ihre Angriffe auf ihn während der 
Konfliktszeit, „wo ebenfalls die auswärtige Politik der Regierung 
in dieſem Hauſe keiner Seite recht war, wo ſie angegriffen wurde 
von allen Seiten. Wir ſtanden vollſtändig iſoliert; jedermann 
wußte beſſer, was wir zu thun hätten, als wir ſelbſt; jeder 
war bereit, uns zu belehren, uns zu tadeln. Wenn ich die 
Herren von dieſer Seite (links), zum Teil perſönlich dieſelben, 
die ich mir im Jahre 1863 und 1864 gegenüber ſah — reden 
höre, ſo ſollte man glauben, dieſe Herren hätten Hannover er— 
obert, ſie hätten, was noch ſchwieriger war, Europa mit dieſer 
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Erwerbung verſöhnt, und wir wären es jetzt, die wir uns in 
dies Geſchäft eindrängten, indem wir in einer ziemlich ruchloſen 
Weiſe die Gelder des Staates zum Fenſter hinauswürfen 
(Beifall und Heiterkeit rechts). Es iſt ja möglich, daß wir, 
nachdem wir 1866 in Bezug auf unſere Einſicht vielleicht über 
Gebühr gerühmt wurden, jetzt plötzlich von einer geiſtigen Ver— 
blendung befallen und bornierte Verſchwender geworden ſind, 
die nicht wiſſen, was ſie thun, die die Schätze des Landes mit 
vollen Händen zum Fenſter hinauswerfen. Aber ich frage Sie, 
ſieht der Herr Finanzminiſter (v. d. Heydt) ſo aus wie Einer 
von dieſer Gattung? (Große Heiterkeit). Ich meine, daß auch 
ich ſchon öffentliche Beweiſe davon gegeben habe, wie ich mich 
in ſchwierigeren Geſchäften, als dieſes iſt, daß ich mich nie in 
dem Maße habe fortreißen laſſen, die Berechnungen, das Augen— 
maß, vollſtändig verloren hätte. Iſt es Ihnen aber mit der 
Mißbilligung Ernſt, dann bitte ich Sie dringend, haben Sie 
auch den Mut Ihrer Meinung, verwerfen Sie die Sache einfach. 
Sie werden die Regierung konſtitutioneller finden, 
als Sie vielleicht vorausſetzen“. 

Bei der Beratung der Vorlage betr. die Errichtung eines 
hannöverſchen Provinzialfonds machte die Oppoſition des 
preuß. Abg.⸗Hauſes am 4. Februar 1868 geltend, Hannover 
habe dieſen Fonds nur ſparen können durch Knauſerei in den 
Ausgaben für ſein Heerweſen. Darauf ſprach Bismarck die be— 
deutſamen Worte: „Ja, m. H., eine ſchlechte Anſtalt für 
die Landes verteidigung ſtraft ſich in ſich ſelbſt; dafür, 
daß Hannover dieſe vernachläſſigte, hat es ſeine Unab— 
hängigkeit verloren, und ſo wird es jedem Staate ergehen, 
der ſie vernachläſſigt! Das iſt damit bezahlt.“ Der Abg. 
v. Kardorff erkannte dagegen am 5. Februar freudig an, daß 
die Regierung in der Vorlage den Weg der Dezentraliſation 
und Selbſtverwaltung betrete. Darauf erklärte Bismarck: 
„Darüber iſt das Miniſterium in ſich einig, daß ein Zuſtand ſo 
bald als möglich aufhören müſſe, in welchem über jeden Zaun, 
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über jede Brückenbohle durch fünf Inſtanzen bis nach Berlin 
gegangen wird, und daß ſchließlich die beiden äußerſten Pole, 
die Bezirksgendarmen und die geheimrätlichen Kreiſe des Mi— 
niſteriums die eigentlich Entſcheidenden in jeder einzelnen Sache 
ſind (Heiterkeit). Dieſe Aufgabe verſtehen wir unter Dezen— 
traliſation.“ 

Zum erſten Male machten bei dieſer Vorlage die Konſer— 
vativen der Regierung und Bismarck leidenſchaftlich Oppoſition, 
worauf dieſer ſeinen einſtigen Parteigenoſſen klar legte, was 
es bedeute, „zur Unterſtützung der Regierung gewählt“ 
zu ſein. Darunter ſei ſelbſtverſtändlich nicht eine blinde Ge— 
folgſchaft zu verſtehen. „Aber es wird doch immer ſoviel heißen, 
daß in Anbetracht einer bedeutenden politiſchen Maßregel der 
Regierung, die vor den Wahlen öffentlich bekannt geweſen iſt, 
die Zuſage der Unterſtützung der Regierung die Unterſtützung 
dieſer Maßregel mit einſchließt, und daß wir ein Recht zu haben 
glauben, in dieſer Frage auf die Unterſtützung der fonfervativen 
Partei, als derjenigen Partei, deren Grundlage vorzugsweiſe 
das Vertrauen zur jetzigen Regierung geweſen iſt, ganz unbe— 
dingt zu zählen. Eine konſtitutionelle Regierung iſt 
nicht möglich, wenn die Regierung nicht auf eine der 
größeren Parteien mit voller Sicherheit zählen kann. . .. 
Das Heben und Stützen kann mir nichts helfen, wenn es nicht 
in der Geſamtheit der Politik geſchieht. Ich kann mich nicht 
partiell heben und ſtützen laſſen, ſonſt komme ich aus 
dem Gleichgewicht (Sehr gut!). Die Regierung muß ſo ge— 
hoben und geſtützt werden, wie ſie in der Geſamtheit vorhanden 
iſt; und wenn der Herr Vorredner ſich vor böſen Worten der 
Wähler in ſeinem Kreiſe fürchtet, ſo empfehle ich ihm nur das 
Rezept, zu ſagen, er habe mit mir geſtimmt, und ich bin ſicher, 
man wird ihm verzeihen! (Beifall) Faſt für jede Sache 
laſſen ſich zwei, drei Wege einſchlagen. Welcher der richtige, 
welcher der fehlerhafte iſt, entjcheidet die Zukunft, vielleicht wenn 
wir alle nicht mehr leben; aber der Weg, auf dem eine 
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Regierung zu Grunde geht, iſt der, wenn ſie bald dies, 
bald jenes thut, wenn ſie heute etwas zuſagt, und dies 
morgen nicht mehr befolgt. Eine Regierung darf nicht 
ſchwanken; hat ſie ihren Weg gewählt, ſo muß ſie, ohne nach 
rechts oder links zu ſehen, vorwärts gehen; kommt ſie ins 
Schwanken, ſo wird ſie ſchwach, und darunter leidet das ganze 
Staatsweſen. Wir können hier das Staatsgebilde nicht 
vom Parteiſtandpunkte betrachten. Wollen wir konſtitu— 
tionell regieren, ſo bedürfen wir einer Mehrheit; verweigern die 
Herren, die vorzugsweiſe gewählt ſind, mit der Regierung zu 
gehen, uns ihre Stimmen, ſo müſſen wir eine andere Mehrheit 
zu finden ſuchen. Ich kann das nicht erwarten. Sie (rechts) ver— 
langen von uns, daß wir uns zum Organ einer einzelnen Frak— 
tion, einer einzelnen Partei machen, um es darauf ankommen 
zu laſſen, ob die ganze für das Land bedrohliche Situation des 
Konfliktes ſich in dieſer ſchwierigen Zeit erneuern ſoll oder nicht. 
Daß ich den Konflikt nicht fürchte — m. H., ich habe ihm 
ehrlich die Stirn gezeigt drei Jahre hindurch, aber ihn zu einer 
permanenten, nationalen Einrichtung zu machen, iſt 
nicht meine Abſicht! (Beifall).“ 

Im Reichstag von 1868 gab das Bundesſchulden— 
geſetz Anlaß zu lebhaften Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
Bismarck und der liberalen Mehrheit. Die letztere wollte dem 
Reichstag wie dem Bundeskanzler ein Klagrecht gegen die ver— 
antwortlichen Beamten bei Verfehlungen gegen das Geſetz ein— 
räumen. Bismarck entgegnete am 22. April: „Ich könnte mich 
eher mit dem Grundſatz der Verantwortlichkeit des Bundeskanz— 
lers oder ſeiner etwaigen Miniſterkollegen vor Gericht vertraut 
machen, als mit dem Grundſatze, daß die Disziplin der Beamten 
und ihr Zuſammenhang dadurch gelockert werde, daß die unter 
dem Miniſterium ſtehenden Beamten direkt und unabhängig ver— 
antwortlich ſind. Damit kann eine geordnete Verwaltung nicht 
beſtehen. Ich würde dann eher hinnehmen können, daß der 
Bundeskanzler unter den Kreisrichter oder Stadtrichter geſtellt 
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wird, aber ich würde dann doch für zweckmäßig halten, den 
Stadtrichter lieber gleich zum Miniſter zu machen 
(Lebhafter Beifall, Heiterkeit), er weiß ja allein genau, wie die 
Verfaſſung ausgelegt werden muß, und wenn der Bundes— 
kanzler das vor dem Urteil wiſſen will, ſo muß er dieſen 
Kreisrichter gewiſſermaßen als konſtitutionellen Haus— 
arzt konſultieren (Große Heiterkeit).“ 

Unmittelbar nachher, am 27. April, trat auch das deutſche 
Zollparlament zu ſeiner erſten Tagung zuſammen. Bismarck 
gewährte dem berühmten Staatsrechtslehrer Bluntſchli, dem Boll: 
parlamentsabgeordneten für Heidelberg und einem der Führer 
der nationalliberalen Partei Badens, am 30. April eine längere 
Audienz. Dabei that Bismarck folgende Ausſprüche: „Es wird 
Ihnen vielleicht phantaſtiſch vorkommen, wenn ich behaupte, es 
iſt unter den Völkern wie in der Natur, die Einen ſind 
männlich, die Anderen weiblich. Die Germanen ſind 
ſo ſehr männlich, daß ſie für ſich allein geradezu unregierbar 
ſind. Jeder lebt nach ſeiner Eigenart. Wenn ſie aber zu— 
ſammengefaßt ſind, dann ſind ſie wie ein Strom, der alles vor 
ſich niederwirft, unwiderſtehlich. Weiblich dagegen ſind die 
Slaven und die Kelten. Sie bringen es zu nichts aus ſich, ſie 
ſind nicht zeugungsfähig. Die Ruſſen können nichts machen 
ohne die Deutſchen. Sie können nicht arbeiten, aber ſie ſind 
leicht zu verführen. Sie haben keine Widerſtandskraft und folgen 
ihren Herrn. Auch die Kelten ſind nichts als eine paſſive Maſſe. 
Erſt als die Germanen hinzutraten, erſt durch die Miſchung 
entſtanden ſtaatliche Völker. So die Engländer und auch die 
Spanier, ſo lange noch Gothen an ihrer Spitze waren, die 
Franzoſen, ſo lange das fränkiſche Element ſie leitete. Die 
franzöſiſche Revolution hat dasſelbe ausgeſtoßen und damit der 
keltiſchen Natur wieder das Übergewicht verſchafft. Das macht 
die Franzoſen geneigt, ſich der Autorität zu unterwerfen. Die 
Weſtfalen und die Schwaben ſind echte Germanen und wenig 
gemiſcht, deshalb auch ſo ſchwer an den Staat zu gewöhnen. 
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Wenn fie aber von einem nationalen Gedanken erfaßt find, und 
dann wild werden, ſo ſchlagen ſie Felſen zuſammen. Das aber 
iſt ſelten. In der Regel will jedes Dorf und jeder Bauer für 
ſich ſein. In den Preußen iſt eine ſtarke Miſchung von jla- 
wiſchen und germaniſchen Elementen. Das iſt eine Haupturſache 
ihrer ſtaatlichen Brauchbarkeit. Sie haben etwas von der Füg— 
ſamkeit des ſlaviſchen Weſens an ſich und zugleich etwas von 
der Kraft und Männlichkeit der Germanen.“ In derſelben 
Unterredung ſagte Bismarck: „Wir können nur dann die Dinge 
ſich ruhig entwickeln laſſen, wenn wir wirklich für Entwicke— 
lung ſorgen! Stillſtand wäre Rückſchritt.“ 

Der große Tag des deutſchen Zollparlaments, der größte 
den dieſe nur bis 1870 beſtehende Körperſchaft überhaupt er- 
lebte, war der 18. Mai 1868, da dieſe erſte geſamtdeutſche 
Vertretung ſeit 1848 ſich ihrer nationalen Bedeutung vollbe— 
wußt wurde. Und kein Geringerer als Bismarck entfeſſelte dieſes 
Bewußtſein, indem er die ängſtlichen Bedenken des ultramontan— 
demokratiſchen ſchwäbiſchen Abgeordneten Probſt vor einer Cine 
miſchung des Auslandes (Frankreichs) mit den herrlichen Worten 
zermalmte: „Dem Herrn Vorredner und allen, die dasjelbe 
Thema mit ihm behandeln, gebe ich zu bedenken, daß cin Ape 
pell an die Furcht in deutſchen Herzen niemals ein 
Echo findet! (Stürmiſcher Beifall).“ Nach dieſer Rede Bis- 
marcks durfte der bayeriſche Abgeordnete Völk gehobenen Herzens 
das unvergängliche Wort verkünden: „Es iſt Frühling ge— 
worden in Deutſchland!“ 

Im preußiſchen Abg.⸗Hauſe that Bismarck am 9. Dezember 
1868 bei Beratung des Budgets des Auswärtigen Amtes den 
Ausſpruch: „Die Theorie iſt in der diplomatiſchen Thätigkeit 
und auf dem diplomatiſchen Gebiete noch grauer als 
im gewöhnlichen Leben und kommt noch weniger zur Gel— 


tung.“ Und als am 17. Dezember im Al g.-Hauſe der forte 


ſchrittliche Abgeordnete D. Löwe (Calbe) die Regierung inter— 
pellierte, ob ſie die Kartellkonvention (den Auslieferungsvertrag) 
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mit Rußland vom Jahre 1857 zu erneuern gedenke, lehnte Bis— 
marck die Beantwortung ab und jagte: „Ich möchte vor Ten— 
denzpolitik wiederholt warnen. Wer hat nicht die früheren 
Regierungen und zwar vom Standpunkte der Landeswohlfahrt 
aus mit Recht getadelt über die Tendenzpolitik, die vor etwa 
vierzig Jahren für das legitimiſtiſche Prinzip mit Spanien und 
anderen Ländern getrieben wurde, wo nicht das objektive Landes: 
intereſſe, ſondern, ich möchte ſagen, das Urteil über die Re— 
gierungsform, die ein fremdes Land ſich gegeben hat, die Baſis 
der politiſchen Beziehungen bildet. Hüten wir uns, dieſes Land 
zu ſchädigen durch eine ähnliche Tendenzpolitik! Wir ſind für 
die Art, wie die anderen Länder regiert werden, Gott 
ſei Dank, nicht verantwortlich, weder Sie noch ich; wir 
ſind aber alle einigermaßen verantwortlich dafür, wie wir die 
Wohlfahrt der deutſchen und preußiſchen Geſellſchaft wahren, 
ohne daß wir uns auf den Standpunkt der Kritik fremder Re— 
gierungen zu ſtellen haben.“ 


Die landesverräteriſchen Umtriebe der entthronten Herrſcher 
von Hannover und Kurheſſen nötigten Preußen ſchon zu Beginn 
des Jahres 1868 den „Welfenfonds“ und das Vermögen 
des Kurfürſten mit Beſchlag zu belegen. Am 30. Januar 
18 69 begründete Bismarck im Abg.-Hauſe die letztere Maßregel. 
„Über juriſtiſche Zwirnsfäden wird die Regierung nicht 
ſtolpern in der Ausübung der Pflicht, für den Frieden des 
Staates zu ſorgen“, erklärte er. Dann fügte er hinzu: „Leider 
kann ſich das Ausland ſagen, daß, wenn eine Armee ſiegreich 
bei uns vordränge, ſie nicht überall auf denſelben feindlichen 
Widerſtand ſtoßen würde, wie er vielleicht bei jeder anderen 
geſchloſſenen europäiſchen Nation zu erwarten wäre. Die Co— 
riolane ſind in Deutſchland nicht ſelten, es fehlt 
ihnen nur an ‚Volsfern‘, und wenn ſie Volsfer fänden, 
würden ſie ſich bald demaskieren; nur den letzten verſöhnenden 
Abſchluß Coriolans würden alle Frauen Kaſſels und Deutſch— 
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lands dann nicht imſtande ſein, herbeizuführen!“) Es iſt ſehr 
zu beklagen, daß dem bei uns ſo iſt. Wenn in Spanien wie 
in Rußland, in England wie in Frankreich, in Ungarn wie in 
Dänemark irgend jemand erklärte: er wolle ſeine partikulariſti— 
ſchen Gelüſte, ſeine Familien- oder Parteiintereſſen mit aus— 
ländiſcher Hülfe durchführen, er ſetze ſeine ganze Hoffnung 
darauf, und arbeite dahin, daß die Fluren ſeines Vaterlandes 
zertreten würden von ſiegreichen ausländiſchen Kriegsheeren, daß 
ſeine eigene Heimat in dieſelbe Unterjochung verfalle, wie wir 
ſie im Anfang dieſes Jahrhunderts in Deutſchland erlebt haben 
— was kümmern ihn die rauchenden Trümmer ſeines Vater— 
landes, wenn er nur auf ihnen ſteht! — nehmen Sie an, daß 
in allen Ländern bis in das kleine Dänemark hinein, eine Par— 
tei, eine Klique die Frechheit hätte, ſich zu ſolchen Beſtrebungen 
offen zu bekennen, ſolche Leute würden dort überall er— 
ſticken unter der zermalmenden Verachtung ihrer Lands— 
leute! Bei uns allein iſt das nicht ſo; bei uns erliegen 
ſie nicht der Verachtung; ſie tragen die Stirn hoch, ſie finden 
öffentlich Verteidiger bis in dieſe Räume hinein. Über— 
all, wo Fäulnis iſt, ſtellt ſich ein Leben ein, welches 
man nicht mit reinen Glagehandſchuhen anfaſſen kann. 
Dieſer Thatſache gegenüber ſprechen Sie doch nicht von Spionier— 
weſen! Ich bin nicht zum Spion geboren meiner ganzen Natur 
nach; aber ich glaube, wir verdienen Ihren Dank, wenn wir 
uns dazu hergeben, bösartige Reptilien zu verfolgen bis 
in die Höhlen hinein, um zu beobachten, was ſie treiben. 
Mir ſind in der Preſſe Vorwürfe gemacht worden, daß ich 
ſolchen Erſcheinungen gegenüber die diplomatiſche Ruhe, die 
meine Stellung erfordert, nicht zu bewahren vermöchte; ich muß 


*) Anſpielung auf Shakeſpeares Trauerſpiel „Coriolan“. Dieſer 
ſtolze römiſche Patrizier ging lieber zu den Volskern in die Verbannung, 
als ſich von dem durch die Tribunen aufgehetzten römiſchen Volke richten 
zu laſſen. Er führte einen feindlichen Stamm gegen Rom heran, ließ ſich 
jedoch durch die Bitten ſeiner Mutter und Gattin zum Abzug bewegen. 
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nun aber ſagen: wer über ſolche Niederträchtigkeit nicht 
in Zorn gerät, hat ein anders organiſiertes National— 
gefühl, als mir eigen iſt! (Lebhafter Beifall).“ 

Im Reichstag von 1869 bekämpfte Bismarck am 16. April 
nachdrücklich den von den Nationalliberalen und Freifon- 
ſervativen eingebrachten Antrag auf Einſetzung verant— 
wortlicher Bun desminiſter, als verfaſſungswidrig und für 
die amtliche Stellung des Bundeskanzlers abſolut unannehmbar. 
Um dieſem ſeine ohnehin ſchon unendlich ſchwierige Aufgabe 
noch mehr zu erſchweren „wollen Sie ihm Hände und Füße 
binden und ihn durch ein Kollegium in das Gängelband nehmen 
laſſen“, ſagte er. Vor der „Notwendigkeit, auf eigene Verant— 
wortung Entſchließung zu faſſen, ſchreckt zuletzt ein Miniſter— 
präſident nicht zurück, wohl aber vor der Notwendigkeit, ſieben 
Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, wirklich 
das richtige iſt. Das iſt eine ganz andere Arbeit, als einen 
Staat zu regieren! Alle Mitglieder eines Miniſteriums haben 
ihre ehrliche, feſte Überzeugung und je ehrlicher und tüchtiger 
ſie in ihrer Thätigkeit ſind, um ſo ſchwerer werden ſie ſich fügen. 
Ein Jeder iſt umgeben von einer Reihe ſtreit barer 
Räte (Heiterkeit), die auch jeder ihre Überzeugung haben. Je 
tüchtiger die einzelnen Charaktere ſind, um ſo ſchwieriger iſt 
natürlich die Einigung unter ihnen; zwei harte Steine 
mahlen ſchlecht, das iſt ein bekanntes Sprichwort, aber acht 
harte Steine noch viel ſchwerer (Heiterkeit).“ Gegen die 
Verfaſſungsmäßigkeit des von ihm bekämpften Antrages, 
bemerkte Bismarck, „auf die Gefahr hin, als wäre ich irgend 
ein Partikulariſt: Iſt denn überhaupt der Unitarismus die 
nützlichſte und die beſte politiſche Geſtaltung? Iſt er es nament- 
lich in Deutſchland? Iſt er hiſtoriſch in Deutſchland? Daß er 
es nicht iſt, beweiſen ja gerade die partikulariſtiſchen Bildungen, 
die Deutſchland nach allen Richtungen hin — nicht bloß riume 
lich — durchſetzen. Sie haben nicht bloß einen Dorfpatriotis- 
mus und einen Stadtpatriotismus, von einer Ausbildung, wie 
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ihn Romanen und Slaven gar nicht kennen, Sie haben einen 
Fraktionspatriotismus (Heiterkeit. Sehr gut!), Sie haben 
einen Reſſortpatriotismus, der alles außerhalb des eigenen 
Reſſorts als Ausland betrachtet, dem man jeden Schaden zu— 
fügen kann, wenn das eigene Reſſort Vorteil dabei hat (Große 
Heiterkeit). So etwas iſt nur dem deutſchen Charakter möglich. 
Das hat auch dahin geführt, daß der Deutſche ſich nur in einem 
kleineren Gebiete behaglich fühlt, und daß man nicht wohl thut, 
ihm von ſeinem häuslichen Behagen mehr zu nehmen, als ab— 
ſolut zum Zuſammenhalten des Ganzen, als zur Wirkung nach 
außen erforderlich iſt. Dieſer Partikularismus iſt die Baſis 
der Schwäche, aber auch nach einer Seite hin die Baſis 
der Blüte Deutſchlands. Die kleinen Zentren haben ein 
Gemeingut von Bildung und Wohlſtand in allen Teilen Deutſch— 
lands verbreitet, wie man es in zentraliſtiſch organifierten großen 
Ländern kaum findet. Die muß man bereiſt haben, ziviliſierte 
und unziviliſierte, um zu erkennen, wie dort die Provinzen ge— 
gen das allgemeine Zentrum um Jahrhunderte in Rückſtand 
bleiben. Die Fehler des Partikularismus, die Schwäche nach 
außen, die Zerriſſenheit im Innern, die Hemmſtricke für die 
Entwickelung von Handel und Verkehr, die hat der Bund im 
Prinzip vollſtändig durchſchnitten, und ſie vollſtändig zu be— 
ſeitigen, iſt ſeine Aufgabe. Laſſen Sie ihm Zeit dazu. Er iſt 
noch jung, er wird es zu ſtande bringen, und wir werden da— 
bei einträchtig zuſammenwirken zu einem poſitiven und von der 
ganzen Nation, wenn es erreicht wird, dankend anerkannten 
Ziele . .. Die Zentraliſation iſt mehr oder weniger 
eine Gewaltthat und iſt ohne einen — mindeſtens am Getjte 
der Verfaſſung ſich verſündigenden Bruch kaum durchzuführen, 
und ein ſolcher Bruch, mag er auch in der Form gedeckt oder 
gerechtfertigt erſcheinen, hinterläßt Stellen, die innerlich bluten, 
und wie lange ſie nachbluten, das weiß kein Menſch und kann 
keiner kontrollieren. Ich glaube, man ſoll ſich in den ger— 
maniſchen Staaten nicht fragen, wenn man es der Bevölkerung 
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recht machen will: was kann gemeinſam ſein? wie weit 
kann der große Mund des Gemeinweſens hineinbeißen in den 
Apfel? — ſondern man muß ſich fragen: was muß abſolut 
gemeinſam ſein? und dasjenige, was nicht gemeinſam zu ſein 
braucht, das ſoll man der ſpeziellen Entwickelung überlaſſen. 
Damit dient man der Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt. 
Wir können das Reifen der Früchte nicht dadurch be— 
ſchleunigen, daß wir eine Lampe darunter halten, und 
wenn wir nach unreifen Früchten ſchlagen, ſo werden wir nur 
ihr Wachstum hindern und ſie verderben. Wir können den 
Lauf der Zeit nicht dadurch beſchleunigen, daß wir 
unſere Uhren vorſtellen. Ich ſollte denken, dieſe Maſchine 
(des Bundes) hier, an der wir ſitzen, hat zwei Jahre lang 
recht gut und recht förderlich gearbeitet — ſo gut, daß es Sie 
faſt ſchon langweilt, daß es ſo gut geht. Sie fühlen das Be— 
dürfnis, die Uhr einmal aufzumachen, ein Rad herauszuholen 
und zu ſehen, ob es denn vielleicht nicht noch beſſer geht (Heiter— 
keit). Bewahren wir uns das Bewußtſein, daß wir dieſem gemein— 
ſchaftlichen Ziele mit gleicher Treue und mit gleicher Hingebung 
hüben wie drüben zuſtreben, und machen wir aus Meinungs- 
verſchiedenheiten über die zu ergreifenden Mittel und Wege keine 
perſönlichen Vorwürfe; verfallen wir nicht in den Fehler, 
bei jedem Andersmeinenden entweder an ſeinem Ver— 
ſtändnis oder an ſeinem guten Willen zu zweifeln 
(Lebhafter Beifall).“ 

Am 22. April, bei der Debatte des Reichstags über die 
Anregung des Abgeordneten Tweſten auf Vorlegung von „Blau— 
büchern“ that Bismarck den berühmten Ausſpruch: „Man kann 
nur noch aus nationalen Gründen — aus Gründen, 
welche in dem Maße national ſind, daß ihre zwingende Natur 
von der großen Mehrheit der Bevölkerung anerkannt wird, 
Krieg führen, wenigſtens meiner Auffaſſung nach.“ 

Dieſem Reichstag war zur notwendigen Verbeſſerung der 
Reichsfinanzen von dem Finanzminiſter v. d. Heydt — leider erſt 
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gegen das Ende der Tagung — ein ganzes „Steuerbouquet“ 
vorgelegt worden, welches bei allen Parteien wenig Anerkennung. 
fand. Die partikulariſtiſche Demokratie und die Fortſchrittspartei 
aber bekämpfte die Vorlage mit dem bequemen Vorſchlag: Er 
ſparniſſe an den „unproduktiven“ Ausgaben für das Heer ein— 
zuführen. Darauf entgegnete Bismarck in der Sitzung vom 
21. und 22. Mai 1869: „Sie beſchließen in der Fraktion 
im voraus dasjenige, über was Sie abſtimmen wollen, unter 
dem Einfluſſe der bedeutendſten Redner unter Ihnen; es iſt die 
Rednergabe etwas ſehr Gefährliches, das Talent hat 
ſeine hinreißende Macht, ähnlich wie bei der Muſik und der 
Improviſation. Es muß in jedem Redner, der auf Zuhörer 
wirken ſoll, ein Stück von einem Dichter ſtecken, und ſoweit 
das der Fall iſt, ſoweit er als Improviſator Sprache und Ge— 
danken beherrſcht, hat er die Gabe, auf ſeine Zuhörer zu wirken. 
Iſt aber der Dichter oder Improviſator gerade derjenige, dem 
das Steuerruder des Staates, welches volle kühle Überlegung 
fordert, anzuvertrauen wäre? In einem anderen Lande iſt von 
amtlicher Stelle aus geſagt worden: der Friede Europas beruhe 
auf dem Degen Frankreichs. Ich beziehe mich ausdrücklich auf 
dieſe Außerung, um keine eigene auf einem Gebiete zu thun, 
auf dem ich ſehr ungern ſpreche; aber daß dieſelbe Außerung 
auf jeden Staat anwendbar iſt; daß jeder Staat, dem ſeine 
Ehre und Unabhängigkeit lieb iſt, ſich bewußt ſein muß, daß 
ſein Friede und ſeine Sicherheit auf ſeinem eigenen Degen 
beruht — ich glaube, meine Herren, darüber werden wir alle 
einig ſein (Beifall). Ich würde die Bürgſchaft, die der Herr 
Vorredner bei Verminderung unſerer Wehrkraft perſönlich für 
die Sicherheit zu übernehmen bereit ſchien, meinerſeits acceptieren, 
wenn ich glaubte, daß eine ſiegreiche feindliche Armee 
an der Grenze durch die Macht der Beredſamkeit auf— 
gehalten werden könnte (Heiterkeit). Ich muß doch 
wiederholt davor warnen, im Publikum die Meinung zu ver— 
breiten, daß die Ausgaben für die Armee unproduktive 
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Ausgaben feien, und ich bin überzeugt, die Herren würden 
an dieſem Bau nicht ſo oft rütteln, wenn ſie nicht ganz ſicher 
wären, daß ſie ihn nicht einreißen. Unproduktiv in dem— 


ſelben Maße wie die Armee ſind etwa Dämme, die eine 


Niederung vor Überſchwemmung ſchützen. Die Koſten 
daran zu ſparen, kann ſehr teuer werden. Gerade wie ein Dach 
vor dem Wetter ſchützt, ein Deich vor Überſchwemmung, jo 
ſchützt auch unſere Armee unſere Produktivität in ihrem 
ganzen Umfange.“ 

Im Frühjahr 1870 brachte der Abg. Lasker den Antrag, 
ein, den Anſchluß Badens an den Norddeutſchen Bund baldigſt 
zu vollziehen. Dem Bundeskanzler Grafen Bismarck war dieſer 
Antrag mit Rückſicht auf ſeine innere und auswärtige Politik 
gleich unangenehm und er bekämpfte ihn daher in der Sitzung. 
vom 24. Februar nachdrücklich. Am Schluſſe der Rede fagte 
er: „So lange ich Bundeskanzler und auswärtiger 
Miniſter bin, ſo muß die Politik nach meiner Einſicht 
gemacht werden (Sehr richtig!). Verſtehen Sie die Sache 
beſſer, ſo müſſen Sie Bundeskanzler werden, ſo iſt es ganz un— 
richtig, daß Sie dort ſitzen, denn die öffentliche Politik Deutſch— 
lands kann von den Stühlen nicht geleitet werden, ſie muß von 
hier geleitet werden; wiſſen Sie alles beſſer wie ich, ſo ſetzen 
Sie ſich hier her, und ich werde mich auf jene Stühle ſetzen 
und will diejenige Kritik üben, die mir eine zwanzigjährige Er 
fahrung in den Geſchäften deutſcher Politik an die Hand geben 
wird (Große Heiterkeit); aber ich verſichere Sie, meine Vater— 
landsliebe wird mich ſchweigen laſſen, wenn ich fühle, 
daß Sprechen zur Unzeit iſt (Lebhafter Beifall).“ 

Den wichtigſten Gegenſtand der Beratungen des Reichstags 
im Frühjahr 1870 bildete das Strafgeſetzbuch für den Nord— 
deutſchen Bund und in dieſer Vorlage wieder die Frage der 
Beibehaltung der Todesſtrafe. Bismarck trat am 1. März 
beredt für die Todesſtrafe ein und bezeichnete als die letzten. 
Gründe ihrer Gegner folgende: „Es iſt eine der Krank— 


it 
ha 
È 

| 
la 
| 

| 


64 VI. 1870. B. im Reichstag, 1. März, über Todesſtrafe. 


heiten unſerer Zeit die Scheu vor der Verantwortung, 
auf eigene Überzeugung hin ein Todesurteil auszuſprechen; von 
Seiten der Geſchworenen, auf eigene Verantwortung hin einen 
Wahrſpruch zu geben, von dem ſie nach dem Geſetze annehmen 
können, daß er die Tötung des Verbrechers zur Folge hat. 
Dieſe Furcht vor der Verantwortlichkeit iſt eine Krankheit, die 
unſere ganze Zeit durchſetzt, eine Krankheit, die bis in die 
höchſten Spitzen der menſchlichen Hierarchie hinaufreicht; ſelbſt 
dem Souverän iſt die Verantwortlichkeit im höchſten Maße be— 
ſchwerlich und empfindlich, die er mit der Handhabung des Richt— 
ſchwerts übernimmt — um wie viel mehr dem Richter, der 
weniger daran gewöhnt iſt, Intereſſen von ſolcher Schwere, wie 
die Streichung eines feiner Nebenmenſchen aus der Reihe der 
Lebendigen, auf ſeine Verantwortlichkeit zu übernehmen. Und 
dieſe ſchwächliche Abneigung, das Richteramt bis in ſeine höchſte 
Potenz zu üben, ſie beruht auf einem Mißverſtändnis. Denn 
iſt nicht die Verantwortlichkeit ebenſo ſchwer, wenn ich einen 
Menſchen Zeitlebens einſperre, ja, ich gehe weiter, iſt nicht die 
Verantwortung moraliſch dieſelbe, wenn ich einen Menſchen auf 
acht Tage ungerecht einſperre, als wenn ich ihn zum Tode ver— 
urteile? Ich möchte alſo an die Herren Juriſten die Auffor— 
derung richten: ſchrecken Sie Angeſichts der hohen Aufgabe, die 
Ihnen von der Vorſehung auferlegt iſt, nicht vor Erfüllung 
derſelben in ihrem höchſten Stadium zurück und werfen Sie 
das Richtſchwert nicht von ſich. Sie können ſich dazu nur ge— 
drungen fühlen, wenn Sie Ihrem Arm in ſeiner Handhabung 
lediglich menſchliche Kraft zutrauen. Eine menſchliche Kraft, 
die keine Rechtfertigung von oben in ſich ſpürt, iſt 
allerdings zur Führung des Richtſchwerts nicht ſtark 
genug! (Lebhafter Beifall)“ 

Vor der Schlußberatung am 23. Mai wurde noch ein 
höchſt unglücklicher Verſuch gemacht, die Gegenſätze in dieſer 
wichtigen Frage zu verſöhnen. Es war dies ein von den 
Abgeordneten Dr. Planck-Stephani geſtellter Antrag, 
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nach welchem die Todesſtrafe in denjenigen Bundesſtaaten ab— 
geſchafft bleiben ſollte, in denen ſie bereits abgeſchafft war, d. h. 
in Sachſen, Oldenburg und Bremen, in den übrigen Bundes— 
ſtaaten aber beſtehen bleiben ſollte. Aufs Schärfſte erklärte ſich 
Bismarck gegen dieſen Antrag, der den idealen Hauptzweck dieſer 
Vorlage, die deutſche Rechtseinheit zu begründen, ver— 
leugnete und vereitelte. Mit vollem Rechte wandte Bismarck 
gegen dieſen Antrag ein: „Die Regierungen haben den Be— 
weis gegeben, daß ſie die eigene Überzeugung, die eigene Rechts— 
anſicht dem höheren nationalen Zwecke zu opfern ſich entſchließen 
können; nur ein Opfer können ſie dieſem Zwecke nicht 
bringen: das iſt das Prinzip dieſer nationalen Ein— 
heit ſelbſt (Lebhafter Beifall). Das Verlaſſen unſerer Grund— 
prinzipien in Bezug auf die Einheit, die wir in Deutſchland zu 
ſchaffen haben, das läßt ſich niemals wieder gut machen (Leb— 
hafter Beifall). Unſere Aufgabe iſt, die Gleichheit vor dem 
Geſetz für alle norddeutſchen Bürger zu ſchaffen. Wir haben 
unverrückt unſer nationales Ziel im Auge behalten; wir haben 
nicht links, nicht rechts geſehen, ob wir jemandem wehe thäten 
in ſeiner teuerſten Überzeugung. M. H., aus dieſem Geiſte 
haben wir unſere Kraft, unſere Macht geſchöpft, zu handeln 
wie wir gethan. Wir werden die Quelle, aus der wir die Be— 
rechtigung ſchöpften, hart zu ſein und mit eiſernem Schritt zu 
zermalmen, was der Herſtellung der deutſchen Nation in ihrer 
Herrlichkeit und Macht entgegenſtand. . . . (Lebhafter Beifall. 
Von den Plätzen der ſozialdemokratiſchen Fraktion: Oho! Er— 
neuter ſtürmiſcher Beifall). M. H., ich freue mich des Zeug— 
niſſes, das mir durch die Mißbilligung der Gegner deutſcher 
Einheit und deutſcher Größe gegeben wird (Widerſpruch auf 
den Plätzen der ſozialdemokratiſchen Partei. Ruf auf der 
Rechten: Sehr gut! Lebhaſter Beifall von allen Seiten des 
Hauſes). . . . Beweiſen Sie durch Ihre Abſtimmung, 
daß da, wo es auf die geheiligte Sache unſerer 
nationalen Einheit ankommt, der Deutſche ſeinen 
Blum, Bismarck's Mahnworte. 5 
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alten Nationalfehlern zu entſagen weiß, indem Sie 
Ihren Blick auf das große Ganze erheben und dieſem großen 
Ganzen einen Dienſt erweiſen (Lebhafter Beifall).“ 


VII. 

Aus der Zeit des deutſch-franzöſiſchen Krieges (1870/71) 
bis zur Wiederaufrichtung von Kaifer und Reich und 
bis zum Schluſſe des erſten Deutſchen Reichstags 
(15. Zuni 1871). 

Aller Welt, auch dem Bundeskanzler Grafen Bismarck 
völlig unerwartet, überzog Frankreich plötzlich Mitte Juli 
1870 das friedliche Deutſchland mit Krieg! Am 17. 
wurde der norddeutſche Reichstag zum 19. Juli nach Berlin be— 
rufen. Die von Bismarck verfaßte, von König Wilhelm mit 
bewegter Stimme verleſene Thronrede enthält folgende beſonders 
bemerkenswerte Stellen: „Hat Deutſchland derartige Vergewal— 
tigungen ſeines Rechtes und ſeiner Ehre in früheren Jahr— 
hunderten ſchweigend ertragen, ſo ertrug ſie es nur, weil es in 
ſeiner Zerriſſenheit nicht wußte, wie ſtark es war. Heute, wo 
das Band geiſtiger und rechtlicher Einigung, welches die 
Befreiungskriege zu knüpfen begannen, die deutſchen Stämme 
je länger deſto inniger verbindet, wo Deutſchlands Rüſtung 
dem Feinde keine Offnung mehr bietet, trägt Deutſchland in 
ſich ſelbſt den Willen und die Kraft der Abwehr er— 
neuter franzöſiſcher Gewaltthat. Wir werden nach dem 
Beiſpiele unſerer Väter für unſere Freiheit und für unſer Recht 
gegen die Gewaltthat fremder Eroberer kämpfen, und in dieſem 
Kampfe, in dem wir kein anderes Ziel verfolgen, als 
den Frieden Europas dauernd zu ſichern, wird Gott 
mit uns ſein, wie er mit unſeren Vätern war.“ 

Als ein einig Volk von Brüdern trat ganz Deutſchland in 
den großen Krieg! Wie 1866 begleitete Bismarck auch jetzt 
ſeinen erhabenen königlichen Herrn, den Oberfeldherrn aller 
deutſchen Heere, ins Feld. Innerhalb eines Monats nach der 
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am 19. Juli erfolgten Kriegserklärung Frankreichs waren die 
großen Siege von Weißenburg, Wörth, Spicheren erfochten und 
Marſchall Bazaine nach den drei Auguſtſchlachten um Metz (Co- 
lombey, Marssla-Tours und St. Privat-Gravelotte) mit feiner 
ganzen Armee in der lothringiſchen Feſtung eingeſchloſſen. Der 
preußiſche Kronprinz erörterte ſchon damals lebhaft die künf— 
tige deutſche Reichsverfaſſung. Er dachte ſich das künf— 
tige deutſche Reich als Einheitsſtaat, den deutſchen Kaiſer als 
Landesherrn über alle deutſchen Gebiete, die Bundesfürſten auf 
die Rolle von Mitgliedern eines Oberhauſes hinabgedrückt, und 
er war Willens, gegen die etwa widerſprechenden ſüddeutſchen 
Fürſten ſogar Gewalt zu gebrauchen, während ihre Landeskinder 
an der Seite der Preußen und Norddeutſchen ihr Blut für 
das Vaterland verſpritzten!“) Bismarck trat dieſen Gewalt— 
plänen ſchon damals nachdrücklich entgegen. In welchem Sinne 
und mit welchen Gründen, das erkennen wir aus einem Artikel, 
den Bismarck nach dem Erſcheinen des kronprinzlichen Tage— 
buches in ſeinem Organ, der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, 
am 15. Oktober 1888 ſchreiben ließ. Denn da hieß es: „Das 
deutſche Reich, welches in der freiwilligen Mitwirkung aller 
Stämme und Dynaſtien die feſte Baſis der Einheit fand, 
wäre ſchon durch den Verdacht gewaltthätigen Druckes gegen 
Bundesgenoſſen unmöglich geworden, und der latente Bürger— 
krieg, das Welfentum, übertragen auf 10 Millionen 
ſüddeutſcher Landsleute, würde das Ergebnis einer 
unehrlichen Gewaltthat geweſen ſein. Aus ihr hätte 
eine nationale Entwickelung des Kaiſertums niemals 
hervorgehen können, ſelbſt wenn die Gewaltthat gelungen 
wäre.“ 

Am 1. September war das letzte kaiſerliche Heer Frank— 
reichs bei Sedan bis zur Vernichtung geſchlagen und einge— 


*) Aus dem „Tagebuch“ des Kronprinzen in der „Deutſchen Rund- 
ſchau“ vom Oktober 1888. 
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ſchloſſen. Abends gegen 10 Uhr fanden ſich die franzöſiſchen 
Generale Wimpffen, Caſtelnau und Faure zur Verhandlung 
über die Kapitulation der Armee und Feſtung in Bismarcks 
Quartier in Donchéry ein. Die Bitten und Drohungen, mit 
welchen die Franzoſen günſtigere Bedingungen als die Waffen— 
ſtreckung des ganzen Heeres und die Übergabe der Feſtung zu 
erreichen ſuchten, erkennen wir aus Bismarcks Entgegnung. Er 
ſagte kühl: „Im allgemeinen muß man auf Dank ſehr 
wenig, auf die Dankbarkeit eines Volkes aber gar nicht 
rechnen. An die Dankbarkeit eines Souveräns, im Notfall an 
die ſeiner Familie kann man glauben, unter Umſtänden ſogar 
mit aller Zuverſicht darauf zählen, aber ich wiederhole, von der 
Dankbarkeit einer Nation muß man nichts erwarten. In Frank— 
reich ſind außerdem ſeit achtzig Jahren die Regierungen ſo 
wenig dauerhaft, ſo buntſcheckig geweſen, ſie haben ſo raſche und 
unberechenbare Wechſel durchgemacht, daß man in Ihrem Lande 
auf nichts bauen kann. Überdies wäre es ja ſinnlos, 
ſich einzubilden, Frankreich könnte uns jemals un— 
ſere Erfolge verzeihen. Sie ſind ein reizbares, neidiſches 
Volk, eiferſüchtig und neidiſch bis zum Übermaß. Seit 200 
Jahren hat Frankreich dreißig Mal an Deutſchland den Krieg 
erklärt: und dies Mal haben Sie ihn uns erklärt, wie immer 
aus Eiferſucht, weil Sie uns unſern Sieg bei Sadowa nicht 
vergeben konnten, und doch hat Sadowa Ihnen nichts gekoſtet 
und konnte Ihren Ruhm nicht ſchmälern. Aber es ſchien 
Ihnen, als wäre der Sieg ein Erbe, auf das außer Ihnen 
niemand ein Recht hätte; als wäre der Waffenruhm für 
Sie ein Monopol. Sie konnten nicht ertragen, daß an Ihrer 
Seite eine Nation entſtand ebenſo ſtark wie Sie. Sadowa haben 
Sie uns nicht verziehen, wo weder Ihre Intereſſen und Ihr 
Ruhm im Spiel waren. Und Sie ſollten uns Ihren Zu— 
ſammenbruch bei Sedan vergeben? Niemals! Heute iſt 
es endlich genug! Frankreich muß gezüchtigt werden für ſeinen 
Dünkel und ſeine ewig friedhäſſige Angriffsluſt. Endlich 
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wollen wir die Sicherheit unſerer Kinder ſeſtſtellen, und dazu 
brauchen wir ein Glacis zwiſchen Frankreich und uns; 
wir brauchen ein Land, Feſtungen und Grenzen, die uns für 
immer gegen jeden Überfall von ſeiner Seite ſicher ſtellen.“ 
Auf die weiteren Einwendungen des Generals Wimpffen er— 
widerte Bismarck: „Nein, Frankreich hat ſich ſeit 1815 
nicht geändert, es hat ſelbſt den Krieg gewollt, und um 
dieſem Ruhmeswahn im nationalen Intereſſe zu ſchmeicheln, hat 
Kaiſer Napoleon uns herausgefordert. Wir wiſſen ſehr wohl, 
daß der vernünftige und beſonnene Teil der Nation nicht zum 
Kriege trieb. Aber der Teil Frankreichs, der zum Kriege 
trieb, iſt eben derjenige, der die Regierungen macht 
und wieder ſtürzt. Bei Ihnen iſt es das Geſindel und auch 
die Journaliſten, und die wollen wir züchtigen, deshalb müſſen 
wir nach Paris. Wir wollen den Frieden, einen dauer— 
haften Frieden und unter den Bedingungen, die ich Ihnen 
ſchon angegeben habe; zu dieſem Zwecke müſſen wir Frankreich 
unfähig machen, uns zu widerſtehen.“ 

Auch Moltke blieb unerbittlich, und jo ward am 2. Sepe 
tember die Kapitulation von Sedan unterzeichnet. Kaiſer 
Napoleon kam als Gefangener nach Wilhelmshöhe. Bei dieſer 
Unglückskunde, wie bei jeder früheren, ſchrie ganz Paris über 
„Verrat“. Am 4. September wurde das Kaiſertum geſtürzt und die 
„Regierung der nationalen Verteidigung“ eingeſetzt, an ihrer 
Spitze Jules Favre und Leon Gambetta. In Eilmärſchen zogen 
die vereinigten deutſchen Heere Paris zu, wie Bismarck in Don— 
chéry den franzöſiſchen Generalen angekündigt hatte. Dicht 
hinter den Heeren folgte das Hauptquartier des Königs. Am 
9. September erreichte es die alte franzöſiſche Krönungsſtadt 
Reims und von hier aus erließ Bismarck am 13. jenes be— 
rühmte Rundſchreiben, welches das Ausland zum erſten Male 
mit den deutſchen Kriegs- und Friedensforderungen bekannt 
machte. Da ſagte Bismarck u. A.: „Nachdem man uns zu dem 
Kriege, dem wir widerſtrebten, gezwungen hat, müſſen wir 
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dahin ſtreben, für unſere Verteidigung gegen den 
nächſten Angriff der Franzoſen beſſere Bürgſchaften 
als die ihres Wohlwollens zu gewinnen. Dieſe Bürg— 
ſchaften haben wir nicht von einer vorübergehenden Regierung 
Frankreichs, ſondern von der franzöſiſchen Nation zu fordern, 
welche gezeigt hat, daß ſie jeder Herrſchaft in den Krieg gegen 
uns zu folgen bereit iſt, wie die Reihe der ſeit Jahrhunderten 
von Frankreich gegen Deutſchland geführten Angriffskriege un— 
widerleglich darthut. Wir können deshalb unſere Forde— 
rungen für den Frieden lediglich darauf richten, für 
Frankreich den nächſten Angriff auf die deutſche Grenze, und 
namentlich die bisher ſchutzloſe ſüddeutſche Grenze dadurch zu 
erſchweren, daß wir dieſe Grenze und damit den Ausgangs— 
punkt franzöſiſcher Angriffe weiter zurücklegen und die 
Feſtungen, mit denen Frankreich uns bedroht, als defenſive 
Bollwerke in die Gewalt Deutjchlands zu bringen ſuchen.“ Ein 
zweites Rundſchreiben des Bundeskanzlers aus Meaux vom 
16. September wiederholte und erläuterte die Gerechtigkeit 
dieſer Forderungen. Bismarck ſchrieb: „Unſere Friedens— 
bedingungen ſind ganz unabhängig, wie und von wem die 
franzöſiſche Nation regiert wird, ſie ſind uns durch die Natur 
der Dinge und durch das Geſetz der Notwehr gegen ein 
gewaltthätiges und friedloſes Nachbarvolk vorgeſchrieben. So 
lange Frankreich im Beſitz von Straßburg und Metz bleibt, 
iſt ſeine Offenſive ſtrategiſch ſtärker als unſere Defenſive bezüg— 
lich des ganzen Südens und des linksrheiniſchen Nordens von 
Deutſchland. Straßburg iſt, im Beſitze Frankreichs, eine ſtets 
offene Ausfallpforte gegen Süddeutſchland. In deutſchem Be— 
ſitz gewinnen Straßburg und Metz dagegen einen defenſiven 
Charakter; wir ſind in mehr als zwanzig Kriegen niemals 
die Angreifer gegen Frankreich geweſen. Von Deutſchland iſt 
keine Störung des europäiſchen Friedens zu befürchten. 
Niemand wird uns Mangel an Mäßigung vorwerfen können, 
wenn wir dieſe gerechte und billige Forderung feſthalten.“ 
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Schon am 19. September ward Paris von den deutſchen 
Heeren mit eiſernen Armen umklammert. Am 5. Oktober er— 
reichte das deutſche Hauptquartier Verſailles, wo es fünf Monate 
weilen ſollte. Am 19. trafen hier die Miniſter der ſüddeutſchen 
Staaten ein, um mit Bismarck den Anſchluß ihrer Staaten an 
den Norddeutſchen Bund und die künftige Verfaſſung für Ge— 
jamtdeutjchland zu beraten. Bis zum 25. November waren 
alle Südſtaaten auf Grund der Norddeutſchen Bundesverfaſſung 
dieſem Bunde beigetreten. Und der norddeutſche Reichstag ge— 
nehmigte in ſeiner kurzen Tagung vom 24. November bis 
10. Dezember die Verſailler Verträge mit der bedeutſamen 
Anderung, daß an die Stelle der Vertragsworte „Bundesober— 
haupt“ und „Deutſcher Bund“ Kaiſer und Reich geſetzt werde. 
Das entſprach auch der vom König Ludwig II. von Bayern 
hochherzig angeregten Kundgebung der deutſchen Fürſten. 

Am 18. Januar 1871 fand im Königsſchloſſe Ludwigs XIV. 
zu Verſailles die feierliche Proklamation des deutſchen 
Kaiſerreichs ſtatt. Aus der von Bismarck verfaßten unvergäng— 
lichen Anſprache des Kaiſers Wilhelm gehören hierher als Merk— 
und Mahnworte für alle Zukunft die Sätze: „Wir übernehmen 
die kaiſerliche Würde in dem Bewußtſein der Pflicht, in deutſcher 
Treue die Rechte des Reichs und ſeiner Glieder zu ſchützen, 
den Frieden zu wahren, die Unabhängigkeit Deutſchlands, ge— 
ſtützt auf die geeinte Kraft ſeines Volkes, zu verteidigen. Uns 
aber und Unſeren Nachfolgern an der Kaiſerkrone wolle Gott 
verleihen, allzeit Mehrer des Deutſchen Reiches zu ſein, nicht 
an kriegeriſchen Eroberungen, ſondern an den Gütern und Gaben 
des Friedens, auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit 
und Geſittung.“ 

Nun war auch Paris zum Fall reif geworden. Zu den 
franzöſiſchen Unterhändlern, die nach Verſailles gekommen waren, 
um den Kapitulationsvertrag abzuſchließen, ſprach Bismarck gegen 
Ende Januar das bedeutſame Wort: „Man muß dem Vater— 
lande nicht ſeine Neigungen und Wünſche aufdringen: 
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La patrie veut etre servie et pas dominée (Man ſoll dem 
Vaterlande nur dienen, es aber nicht meiſtern).“ Auf 
die Franzoſen machte die klaſſiſche Form dieſes Ausſpruchs ge— 
waltigen Eindruck. 

Am 28. Januar kapitulierte Paris. Am 26. Februar wurde 
in Verſailles der deutſch-franzöſiſche Vorfriede abgeſchloſſen, 
der Elſaß-Lothringen wieder mit Deutſchland vere 
einigte und fünf Milliarden Kriegsentſchädigung an Deutſch— 
land gewährte, bis zu deren Zahlung Frankreich von den deutſchen 
Heeren beſetzt bleiben ſollte. Am 23. Januar ſchrieb Bismark 
aus Verſailles die Wahlen zum erſten geſamtdeutſchen Reichstag 
für den 3. März aus, der am 21. März zuſammentreten ſollte. 
Am 6. März verließ Bismarck, der ſeit dem 18. Januar vom 
Kaiſer zum Reichskanzler ernannt war, Verſailles und langte 
am Frühmorgen des 9. März in Berlin an. Am 21. März, 
am Tage der Eröffnung des Reichstags, wurde Bismarck 
vom Kaiſer in den erblichen Fürſtenſtand erhoben. Im 
deutſchen Reichstag ſprach der Reichskanzler Fürſt Bismarck zum 
erſten Mal an ſeinem 56. Geburtstage, am 1. April 1871, und 
zwar boten die Herren Polen die Veranlaſſung hierzu. Dieſe 
hatten, obwohl der Reichstag, nach Lage der Sache, die in Ver— 
ſailles zwiſchen den Bundesregierungen feſtgeſtellte Reichsver— 
faſſung nur im Ganzen annehmen oder verwerfen konnte, doch 
den ganz unnützen Antrag eingebracht: „daß es nicht zur Kompe— 
tenz des Reichstags gehört, die ehemaligen polniſchen Landes— 
teile, die unter Preußens Herrſchaft ſtehen, dem Deutſchen Reiche 
einzuverleiben“. Zur Begründung dieſes erſtaunlichen Antrages 
bezogen ſich deſſen polniſche Urheber auf die Stelle der Thron— 
rede: „Die Achtung, welche Deutſchland für ſeine eigene Selb— 
ſtändigkeit in Anſpruch nimmt, zollt es bereitwillig der Unab— 
hängigkeit aller anderen Staaten, der ſtarken wie der ſchwachen.“ 
Bismarck entgegnete: „In der Thronrede iſt die Rede von 
anderen Staaten und Völkern, deren Selbſtändigkeit ge— 
ſchont werden ſoll. Die Herren (aber) gehören zu keinem 
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anderen Staate und zu keinem anderen Volke als zu 
dem der Preußen, zu dem ich ſelbſt mich zähle, und können 
Poſen und Weſtpreußen, langjährige Beſtandteile der preußiſchen 
Monarchie, nicht zu denjenigen anderer Völker und Staaten 
zählen, welche in der Thronrede gemeint ſind. Es iſt das eine 
der Fiktionen, die den Blick trüben und das Urteil fälſchen. 
Ich beſtreite den Herren ferner das Recht, im Namen 
der Bevölkerung irgend eines der preußiſchen Landes— 
teile zu ſprechen, welches auch die Sprache dieſer Bevölkerung 
ſein mag. Ich will nur daran erinnern, daß Ihre Wähler mit 
dem, was Sie hier angeblich im Namen Ihrer Wähler erklären, 
nicht einverſtanden ſind. Ihre Landsleute haben mit demſelben 
Mute und mit derſelben Hingebung für die Sache, welche uns 
hier vereint, geſtritten, wie die Bewohner jedes anderen Teils 
von Preußen, und Ihre Landsleute, die Sie hier vertreten, ſind 
für die Segnungen der preußiſchen Kultur gerade ſo dankbar, 
wie die Bewohner Schleſiens und anderer Provinzen (lebhafte 
Zuſtimmung). Ich beſtreite Ihnen ferner das Recht, ſich 
auf einen Vertrag für Sonderſtellung einzelner Pro— 
vinzen im preußiſchen Staat zu berufen. Sie haben 
ſtets ſorgfältig vermieden, dieſe Verträge ihrem vollen Wortlaut 
nach anzuführen. Ich möchte Sie dann auch daran erinnern, 
uns mehr durch das Beiſpiel der Duldſamkeit als durch Ihre 
Worte zu belehren. Wie hat ſich denn die polniſche Nation zur 
Zeit, wo ſie ſelbſtändig war, gegen die von ihr mit dem Schwert 
Unterworfenen verhalten? Dann, m. H., würde Ihre Exiſtenz 
in dieſem Lande vollſtändig unerträglich werden, wenn wir Sie 
ſo behandeln wollten, wie Sie die durch Eroberung unter— 
worfenen Deutſchen behandelt haben.“ Bismarck erinnert weiter 
an das Blutbad von Thorn, am 7. Dezember 1724, „wo die 
polniſchen Herrſcher es den Deutſchen mit blutiger Schrift be— 
wieſen haben, wie ſie nationale Sonderbeſtrebungen zu behandeln 
entſchloſſen waren. Fürchten Sie nicht, m. H., daß wir aus 
dieſen geſchichtlichen Erinnerungen, zu denen Sie mich wider 
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meinen Willen zwingen, irgend ein Beiſpiel oder eine Empfind— 
lichkeit übernehmen. Die verbündeten Regierungen und insbe— 
ſondere Ihre Landesregierung, die königlich preußiſche, wird 
fortfahren in den Beſtrebungen, die Segnungen des Rechtsſchutzes 
und der Geſittung unter den Dankbaren und Undankbaren zu 
verbreiten, und glücklicher Weiſe ſind die Dankbaren in 
der Mehrheit, auch bei Ihnen! (Lebhafter Beifall).“ 

Als hierauf der Abg. v. Niegolewski dem Reichskanzler 
die Worte unterlegte: er verſage den Polen derartige Anträge, 
„weil wir kein Volk wären“, entgegnete Bismarck: „Aus der 
Betonung des letzten Herrn Redners habe ich vermutet, daß 
auch er ſich ein neues Schlagwort vorbereitet: ‚Wir find fein 
Volk.“ Ja, damit kann man viel Mißbrauch treiben; es kommt 
darauf an, was man unter dem ‚wir‘ verſteht. In meinem 
Sinne verſtehe ich unter dem ‚wir‘ — und damit unterſchreibe 
ich vollſtändig den Satz — die etwa zwanzig Herren Ab— 
geordneten, die ſich hier als Volk gebärden, und zwar 
als polniſches Volk. Sie, m. H., ſind wirklich kein 
Volk, auch vertreten Sie kein Volk. Sie haben kein Volk 
hinter ſich, Sie haben nichts hinter ſich als Ihre 
Fiktionen und Ihre Illuſionen, und zu denen gehört unter 
anderem, daß Sie vom polniſchen Volke hierher in den Reichs— 
tag gewählt ſeien, um die polniſche Nationalität zu vertreten. 
Ich weiß auch etwas davon, wozu Sie gewählt worden ſind. 
Sie find gewählt, um die Intereſſen der katholiſchen Kirche zu 
vertreten, und wenn Sie das thun, ſobald dieſe Intereſſen in 
Frage kommen, ſo werden Sie Ihre Schuldigkeit gegen Ihre 
Wähler erfüllen. Denn dazu ſind Sie ehrlich gewählt, dazu 
haben Sie das volle Recht; aber hier das polniſche Volk oder 
die polniſche Nationalität zu vertreten, dazu haben Sie das 
Mandat nicht! Ein ſolches Mandat hat Ihnen kein Menſch 
gegeben, und das Volk in Poſen und Weſtpreußen am 
allerwenigſten; es teilt nicht die Fiktionen, die Sie ver— 
teidigen: daß die polniſche Herrſchaft gut geweſen wäre 
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oder nicht ſchlecht, wie der Herr Vorredner ſich ausdrückte. Bei 
aller Unparteilichkeit und bei aller Neigung, gerecht zu ſein, 
kann ich Ihnen verſichern, ſie war ganz herzlich ſchlecht, 
und darum wird fie niemals wiederkommen! (Beifall).“ 

Gegen den Antrag der Fortſchrittspartei, in Abänderung 
des Artikels 32 der Reichsverfaſſung, den Reichstagsabgeordneten 
Diäten zu gewähren, erklärte ſich Bismarck in der Reichstags— 
ſitzung vom 19. April mit den Worten: „Die Regierungen ſind 
bisher nicht entſchloſſen; ſagen Sie immerhin: ſie wagen es 
nicht; denn es iſt ein trauriger Mut, auf die Gefahr 
des öffentlichen Wohles hin etwas zu wagen. Man 
kann nicht jeden Weg bis ans Ende gehen, man hat ſeinen 
Punkt, auf dem man Halt machen will, und wo man ſagt: hier 
will ich jetzt nicht weiter vorgehen, ſondern abwarten, wie ſich 
die Sache geſtaltet.“ 

Auch die von den Abg. Windthorſt und Graf Münſter 
beantragte Einführung des Zweikammerſyſtems durch Errichtung 
eines Oberhauſes, als „Korrektiv für eine diätenloſe Ver— 
ſammlung“, bekämpfte Bismarck in derſelben Rede vom 19. April: 
„Ich muß zu meinem Bedauern ſagen: die politiſche Erfahrung 
hat mich überzeugt, daß ſolche Verſammlungen den Zweck, ein 
Gegengewicht und einen Schutz zu gewähren gegen die Gefahren, 
welche das allgemeine Stimmrecht in ſeiner vollſten Ausbeutung 
in ſich bergen kann, nicht erfüllen können. Wenn eine friſch 
durch Wahlen legitimierte, den Anſpruch einer Vertretung des 
ganzen Volkes in ſich tragende Verſammlung das Gegenteil be— 
ſchließt, dann brauche ich ein ſtärkeres Gegengewicht. Das 
haben wir im Bundesrate. Ich weiß nicht, was die Herren 
bewegt, den Bundesrat in den geſetzgebenden Faktoren nicht 
mitzuzählen; die Verfaſſung weiſt ihm die volle Gleichberechtigung 
an, und wenn ich ſage, er wiegt ſchwerer als ein gewöhn— 
liches Erſtes Haus, ſo iſt das, weil er zugleich ein 
Staatenhaus im vollſten Sinne des Wortes iſt. Da 
(im Bundesrat) ſtimmt nicht der Freiherr v. Frieſen, ſondern 
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das Königreich Sachſen ſtimmt durch ihn; nach ſeiner Inſtruktion 
giebt er ein Votum ab, das ſorgfältig deſtilliert iſt aus all den 
Kräften, die zum öffentlichen Leben in Sachſen mitwirken; in 
dem Votum iſt die Diagonale aller der Kräfte enthalten, die in 
Sachſen thätig ſind, um das Staatsweſen zu bilden; es iſt das 
Votum der ſächſiſchen Krone, modifiziert durch die Einflüſſe der 
ſächſiſchen Landesvertretung, vor welcher das ſächſiſche Miniſterium 
für die Vota, welche es im Bundesrat abgeben läßt, verant⸗ 
wortlich iſt. Es iſt alſo recht eigentlich das Votum eines 
Staates, ein Votum in einem Staatenhaus. Die Vota im 
Bundesrat nehmen die Achtung für ſich in Anſpruch, 
die man dem geſamten Staatsweſen eines der Bundesglieder 
ſchuldig iſt. Das halte ich für außerordentlich ſchwerwiegend, 
und dieſe Bedeutung macht ſich unbewußt ja in uns 
längſt fühlbar. Einen Votum von 25 einzelnen Herren 
würden Sie nicht das Anſehen beimeſſen, deſſen der Bun— 
desrat ſich glücklicherweiſe erfreut; aber dem Votum von 
25 Staaten, wo jeder der Herren hier einem derſelben an— 
gehört, und von lauter Staaten, die ſich einer freien parla— 
mentariſchen Verfaſſung erfreuen, wo die Abſtimmung der Ein— 
zelnen recht eigentlich der Ausdruck der Geſamtheit deſſen, was 
man früher ſagte, Völker, jetzt will ich nur ſagen, Einwohner— 
ſchaften für ſich haben, dem ſind Sie Achtung ſchuldig in anderer 
Weiſe, und die zollen Sie ihm auch, und die Bevölkerung zollt 
ſie ihm. Ich halte deshalb jede Neuerung, durch welche dieſer 
meines Erachtens ſehr glücklich gefundene Senat — Staaten— 
haus, Erſtes Haus — des Deutſchen Reiches in ſeiner Bedeutung 
abgeſchwächt, gewiſſermaßen mediatiſiert wird, für eine ſehr be— 
denkliche Anderung an der Verfaſſung. . . Deswegen möchte ich 
Sie bitten, taſten Sie nicht den Bundesrat an. Ich ſehe 
eine Art von Palladium für unſere Zukunft, eine große 
Garantie für die Zukunft Deutſchlands gerade in dieſer Geſtaltung 
— es iſt ja möglich (man ſieht nicht in die Zukunft), daß ich zu 
roſig ſehe, aber ich hoffe das Gegenteil! (Lebhafter Beifall rechts).“ 


VII. 1874. Die Notwendigkeit der Reichslande für Deutſchland, 2. Mai. 77 


Am 2. Mai beriet der Reichstag über die künftige ſtaats— 
rechtliche Stellung der Reichslande Elſaß-Lothringen zum 
Deutſchen Reiche. Bismarck erläuterte zunächſt die Notwendig— 
keit ihrer Wieder vereinigung mit Deutſchland zu 
Deutſchlands Sicherheit: „Der Keil, den die Ecke des 
Elſaß bei Weißenburg in Deutſchland hineinſchob“, ſagte er, 
„trennte Süddeutſchland wirkſamer als die politiſche Mainlinie 
von Norddeutſchland, und es gehörte der hohe Grad von Ent— 
ſchloſſenheit, von nationaler Begeiſterung und Hingebung bei unſeren 
ſüddeutſchen Bundesgenoſſen dazu, um ungeachtet dieſer nahe— 
liegenden Gefahr, der ſie bei einer geſchickten Führung des Feld— 
zuges von Seiten Frankreichs ausgeſetzt waren, keinen Augen— 
blick anzuſtehen, in der Gefahr Norddeutſchlands die ihrige zu 
ſehen und friſch zuzugreifen, um mit uns gemeinſchaftlich vor— 
zugehen (Beifall). Daß Frankreich in dieſer überlegenen Stellung, 
in dieſer vorgeſchobenen Baſtion, welches Straßburg 
gegen Deutſchland bildete, der Verſuchung zu erliegen 
jederzeit bereit war, ſobald innere Verhältniſſe eine Ableitung 
nach Außen nützlich machten, das haben wir Jahrzehnte hindurch 
geſehen (Sehr wahr!). Es blieb daher nichts anderes übrig, als 
dieſe Landesſtriche mit ihren ſtarken Feſtungen vollſtändig in deutſche 
Gewalt zu bringen, um fie ſelbſt als ein ſtarkes Glacis 
Deutſchlands gegen Frankreich zu verteidigen, und um den 
Ausgangspunkt franzöſiſcher Angriffe um eine Anzahl von Tage- 
märſchen weiter zurückzulegen.“ 

Bismarck verhehlt nicht, daß die Mehrheit der Bewohner 
der Reichs lande jetzt (1871) noch an Frankreich hänge. Aber bei 
geſchickter Behandlung dürfe man hoffen, dieſe Gebiete wieder 
zu germaniſieren. Er ſagte: „Thatſache iſt, daß dieſe Ab— 
neigung vorhanden war, und daß es unſere Pflicht iſt, ſie mit 
Geduld zu überwinden. Wir haben meines Erachtens viele 
Mittel dazu; wir Deutſche haben im ganzen die Gewohn— 
heit, wohlwollender, mitunter etwas ungeſchickter, aber auf 
die Dauer doch wohlwollender und menſchlicher zu regieren, 
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als es die franzöſiſchen Staatsmänner thun (Heiterkeit); 
es iſt das ein Vorzug des deutſchen Weſens, der in dem deutſchen 
Herzen der Elſäſſer bald anheimeln und erkennbar werden wird. 
Wir ſind außerdem im ſtande, den Bewohnern einen viel höheren 
Grad von kommunaler und individueller Freiheit zu bewilligen, 
als die franzöſiſchen Einrichtungen und Überlieferungen dies je 
vermochten; einen freieren Spielraum von Hauſe aus, der all— 
mählich ſo erweitert wird, daß er dem Ideal zuſtrebt, daß jedes 
Individuum, jeder kleinere Kreis das Maß der Freiheit beſitzt, 
das überhaupt mit der Ordnung des Geſamtſtaatsweſens ver— 
träglich iſt. Das zu erreichen, dieſem Ziele möglichſt nahe zu 
kommen, halte ich für die Aufgabe jeder vernünftigen Staats- 
kunſt. Ich glaube deshalb, daß es uns mit deutſcher 
Geduld und deutſchem Wohlwollen gelingen wird, 
den Landsmann dort zu gewinnen — vielleicht in kürzerer 
Zeit, als man jetzt erwartet.“ 

Bismarck unterbrach jeine Beteiligung an den Reichstags— 
verhandlungen, um am 10. Mai den Frankfurter Frieden 
mit Frankreich perſönlich zu ſchließen. Mit unendlichen 
Jubel begrüßt, erſchien der Reichskanzler am 12. Mai wieder 
im Reichstag und ſagte über das abgeſchloſſene Friedenswerk: 
„Ich kann nicht annehmen, daß dieſe Abmachungen jeden einzelnen 
perſönlichen Wunſch befriedigen werden, aber ich glaube, daß hiermit 
dasjenige erreicht worden iſt, was wir von Frankreich vernünftiger— 
weiſe und nach den Traditionen, die anderen Friedensſchlüſſen 
zu Grunde liegen, verlangen konnten. Wir haben unſere Grenzen 
durch Landabtretung geſichert, wir haben unſere Kriegsent— 
ſchädigung ſo weit geſichert, wie es nach menſchlichen Verhält— 
niſſen überhaupt möglich iſt. Ich erlaube mir die Mitteilung 
mit dem Ausdruck der Hoffnung zu ſchließen, daß dieſer 
Friede ein dauerhafter und ſegensreicher ſein, und 
daß wir der Bürgſchaften, deren wir uns verſichert haben, um 
gegen einen etwa wiederholten Angriff geſchützt zu ſein, auf 
lange Zeit nicht bedürfen mögen (Lebhafter Beifall).“ 


VII. 1871. B. über die Notwendigkeit des „Reichslandes“, 25. Mai. 79 


In der Reichstagsſitzung vom 25. Mai ſprach ſich Bismarck 
auch über die Gründe aus, warum Elſaß-Lothringen zum 
„Reichslande“ gemacht worden ſei: „Ernſthaft iſt wohl nur 
in Frage gekommen: ſoll Elſaß und Lothringen zu Preußen 
gelegt werden, oder ſoll es unmittelbares Reichsland ſein? Ich 
habe mich unbedingt für die letztere Alternative entſchieden, ein— 
mal, um dynaſtiſche Fragen nicht ohne Not in unſere politiſchen 
zu miſchen, zweitens aber auch darum, weil ich es für leichter 
halte, daß die Elſäſſer ſich mit dem Namen der ‚Deutjchen‘ aſſi— 
milieren, als mit dem Namen der ‚Preußen‘ (Sehr richtig!). 
Die Elſäſſer haben ſich in ihrer 200jährigen Zugehörigkeit zu 
Frankreich ein tüchtiges Stück Partikularismus nach guter deutſcher 
Art fonferviert, und das iſt der Baugrund, auf dem wir m. E. 
mit dem Fundamente zu beginnen haben werden; dieſen Partiku— 
larismus zunächſt zu ſtärken, iſt im Widerſpruch zu den Er— 
ſcheinungen, die uns in analoger Weiſe im Norden Deutjchlands 
vorgelegen haben, jetzt unſer Beruf. Je mehr ſich die Bewohner 
des Elſaß als Elſäſſer fühlen werden, um ſo mehr werden ſie 
das Franzoſentum abthun. Fühlen ſie ſich erſt vollſtändig als 
Elſäſſer, ſo ſind ſie zu logiſch, um ſich nicht als Deutſche zu 
fühlen. Der Name „Preußen“ iſt ihnen nicht ohne Erfolg durch. 
die künſtlichen — ich kann wohl ſagen — Intriguen der fran— 
zöſiſchen Regierung in Frankreich verhaßt gemacht worden im 
Vergleich zu dem der Deutſchen. Was ſpäter im Intereſſe des 
Reichs, im Intereſſe des Elſaſſes zu thun ſein wird, darüber 
wollen wir vor allen, denke ich, die Meinung der Elſäſſer ſelbſt. 
kennen lernen.“ 


VIII. 


Aus der Zeit des Kulturfampfes und des erſten 
Ausbaues im neuen Reiche (1871 bis 1875). 


Am 16. Oktober 1871 trat der deutſche Reichstag 
zu einer Herbſtſeſſion zuſammen. Eine der wichtigſten Vorlagen. 
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betraf die Errichtung eines Kriegs ſchatzes von 120 Mil- 
lionen Thaler, die im Thurm der Feſtung Spandau in barem 
Golde niedergelegt werden ſollten. Die fortſchrittliche Demo— 
kratie erhob lebhaften Einſpruch gegen dieſe „unproduktive“ 
Anlage einer jo großen Summe. Ihr entgegnete aber der Reichs- 
kanzler Fürſt Bismarck: „Ich will blos die Thatſache hervor— 
heben, daß wenn wir einen Staatsſchatz nicht gehabt hätten, 
wir poſitiv nicht im Stande geweſen ſein würden, die paar 
Tage zu gewinnen, welche hinreichten, das geſamte linke Rhein— 
ufer, das bayeriſche wie das preußiſche, vor der franzöſiſchen In: 
vaſion zu ſchützen (Hört!). Hätten wir den Staatsſchatz nicht 
gehabt, ſo fing der Krieg am Rheine an, und wir hatten aus 
dem Rheinfeſtungen zu debouchieren und den Franzoſen das 
Rheinufer, was ſie möglicherweiſe bis Frankfurt überſchritten 
und überſchwemmt haben konnten, wieder abzunehmen, nachdem 
ſie Zeit gehabt, dort mit ihren Turkos und anderem Geſindel 
zu hauſen (Heiterkeit).“ Dem Abg. v. Hoverbeck insbeſondere 
erwiederte er: „Der Herr Abg. hat die Theorie eines Angriffs— 
krieges zum Zwecke der Verteidigung in Zweifel gezogen. 
Ich glaube, daß eine ſolche Verteidigung durch den Vorſtoß doch 
eine ſehr häufige und in den meiſten Fällen die wirkſamſte iſt, 
und daß es für ein Land von einer ſolchen zentralen Lage in 
Europa, das drei bis vier Grenzen hat, wo es angegriffen werden 
kann, ſehr nützlich iſt, dem Beiſpiele Friedrichs des 
Großen vor dem ſieben jährigen Kriege zu folgen, 
der nicht wartete, bis das Netz, das ihn umſpinnen ſollte, ihm 
über den Kopf wuchs, ſondern mit raſchem Vorſtoße es zerriß. 
Ich glaube, daß diejenigen auf eine ungeſchickte und ſchwer 
verantwortliche Politik rechnen, die annehmen, daß das Deutſche 
Reich unter Umſtänden in der Lage ſei, einen Angriff, der gegen 
dieſes Reich geplant werde, vielleicht von übermächtigen Koali- 
tionen, vielleicht auch nur von Einzelnen abzuwarten, bis dem 
Gegner der bequeme und nützliche Zeitpunkt loszuſchlagen ge— 
kommen zu ſein ſcheint. In ſolchen Lagen iſt es Pflicht der 
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Regierung, und die Nation hat das Recht, von der Regierung 
zu fordern, daß, wenn wirklich ein Krieg nicht vermieden werden 
kann, dann die Regierung denjenigen Zeitpunkt wählt, ihn zu 
führen, wo er für das Land, für die Nation mit den geringſten 
Opfern, mit der geringſten Gefahr geführt werden kann.“ Als 
darauf aber Hoverbeck höhniſch bemerkte, Bismarcks Ausführung 
laufe darauf hinaus, „daß der Abſolutismus die bequemere Form 
für den Krieg ſei“, entgegnete der Reichskanzler unter lebhaftem 
Beifall: „Die letzte Bemerkung des Herrn Vorredners halte ich 
einfach für eine ungerechte und thatſächlich nicht gerechtfertigte, 
wenn damit auf die letzten Kriege, die in Deutſchland geführt 
worden ſind, hingewieſen werden ſoll. Ich glaube, die Folge 
eines jeden dieſer Kriege hat gezeigt, daß die preußiſche Re— 
gierung und die Reichsregierung nach dem Kriege 
entgegenkommender und kon ſtitutioneller geweſen find, als 
in der Zeit vor dem Kriege.“ 

Am 17. November 1871 beriet der Reichstag die Regierungs— 
vorlage über die deutſche Münzeinheit. Die Vorlage 
wollte auf der Rückſeite der deutſchen Gold- und Silbermünzen 
das Bildnis der deutſchen Bundesfürſten und das Wappen 
der Freien Städte ausprägen laſſen. Dagegen wollte ein An— 
trag des Abg. Grafen Münſter nur das Bildnis des Kaiſers zu— 
laſſen. Fürſt Bismarck erklärte ſich nachdrücklich gegen dieſen 
Antrag. Er ſagte: „Wenn einer von Ihnen, m. H., eine 
Überzeugung hat, ſei ſie auch mehr theoretiſcher als praktiſcher 
Bedeutung, wie dieſe, ſo hält nichts ihn ab, aufzutreten und 
dieſer Überzeugung in Geſtalt eines Antrags praktiſche Geltung 
zu geben; die Folgen davon, wie viel ſorgfältig geſponnene 
Fäden dadurch zerreißen, ſind ihm vollkommen gleichgültig, und 
wenn er darauf aufmerkſam gemacht wird von dieſer Stelle, ſo 
iſt er berechtigt, zu antworten: ‚Das geht mich nichts an, ich 
rede nach meiner Überzeugung‘ Nun, m. H., ich habe auch 
perſönliche Überzeugungen und muß ihnen häufig Gewalt anthun, 


und wenn ich es nicht thäte, ſo würden wir in Frieden nicht 
Blum, Bismarck's Mahnworte. 6 
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ſo weit gekommen ſein, wie wir gekommen ſind. Wir Leute 
der Regierung haben nicht das Recht, beliebig nach 
unſerer Überzeugung zu verfahren, ſondern wir müſſen 
uns die Wirkungen vergegenwärtigen, die die ausgeſprochene 
Überzeugung auf die politiſchen Dinge hat. Daß das Syſtem, 
nach dem wir verfahren ſind, nicht ganz ohne Erfolg geweſen 
iſt, wird Ihnen klar werden, wenn Sie ſich vergegenwärtigen, 
wo wir noch heute vor einem Jahr mit unſeren Einheitsbeſtrebungen 
waren. Wäre ich immer nach meiner perſönlichen Überzeugung 
gegangen, ſo würden wir vielleicht noch da ſtehen, wo wir vor 
einem Jahre ſtanden. Ich habe mancher meiner Überzeugungen 
nicht Ausdruck gegeben, und ſo haben wir erreicht, was wir 
erreicht haben. Es iſt mir als Reichskanzler in keiner Weiſe 
gleichgültig, wie die verbündeten Monarchen, und namentlich die 
mächtigeren unter ihnen, perſönlich geſtimmt ſind, und wem 
dieſes gleich iſt, der iſt ein Theoretiker; ich muß mit dieſen 
Stimmungen rechnen, ſie fallen ſchwer ins Gewicht. Als ich 
dieſen Antrag nach all den ſchwierigen Verhandlungen hörte, 
da war mein Gefühl, ich hoffe, nicht ganz ſo ohnmächtig, 
wie das des Archimedes, zu ſagen: Noli turbare circulos 
meos! (Störe meine Kreiſe nicht!).“ 

Am nämlichen Tage, den 18. November 1871, war im 
Reichstage der Antrag Laskers auf Durchführung der vollen 
deutſchen Rechtseinheit angenommen worden. Aber während 
im Reichtag nur das Zentrum und die äußerſte Rechte dagegen 
ſtimmten, wußte Bismarck, daß im Bundesrat die Gegner der 
deutſchen Rechtseinheit noch bedeutend überwogen und nament— 
lich durch die drei Königreiche Sachſen, Bayern und Wiirttem= 
berg vertreten wurden. Da äußerte ſich Bismarck am Abend des 
18. November auf feiner parlamentariſchen Soiree über die 
Gegner der vollen deutſchen Rechtseinheit: „So kann es nicht 
fortgehen, da kämen wir in die alten Bundestagszeiten zurück, 
ja wir wären ſogar noch ſchlimmer daran; denn damals waren 
doch nur die Schrullen der Regierungen maßgebend, und bekümmer— 
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ten ſich dieſe um die Landtage wenig oder gar nicht, jetzt aber 
hätte man auch noch mit dieſen oft zweifelhaften und künſtlich 
erzielten Majoritäten zu rechnen, das wäre der ſicherſte Weg 
zum Chaos! Die Partikulariſten und Ultramontanen 
ſollten nicht vergeſſen, daß ſie ihre Hauptſtützen in 
Paris und Wien verloren haben, und daß Reichsverfaſſung 
und Reichstag uns ganz andere Handhaben bieten, über ihre 
Wünſche, die bisher faſt allzu große Berückſichtigung gefunden 
haben, fortan zur Tagesordnung überzugehen.“ 

Die katholiſch-ultramontane Partei des Zentrums hatte 
ſich ſchon im erſten deutſchen Reichstag, im Frühjahr 1871, 
dem Reichskanzler unangenehm bemerkbar gemacht. Als dieſe 
Partei nun im Jahre 1872 auch im preußiſchen Abg. 
Hauſe erſchien, ihre Gehäſſigkeit gegen den liberalen neuen 
preußiſchen Kultusminiſter Dr. Falk am 30. Januar durch Be- 
mängelung des Kultusbudgets zum Ausdruck brachte, und Herr 
Windthorſt namentlich über „konfeſſionelle Imparität“ bei Be- 
ſetzung der höheren preußiſchen Beamtenſtellen klagte, da ſagte 
Bismarck: „Die Regierung habe keine Verpflichtung zur 
konfeſſionellen Volkszählung, insbeſondere in den 
Beamtenſtellen“ und namentlich auf dem Poſten des Kultus- 
miniſters ſei kein Centrumsmann zu brauchen. Dann fuhr er 
wörtlich fort: „Ich habe es von Hauſe aus als eine der un— 
geheuerlichſten Erſcheinungen auf politiſchem Gebiete be— 
trachtet, daß ſich eine konfeſſionelle Fraktion in einer 
politiſchen Verſammlung bildete, ein Fraktion, der man, 
wenn alle übrigen Konfeſſionen denſelben Grundſatz annehmen 
wollten, nur die Geſamtheit einer evangeliſchen Fraktion gegen— 
über ſtellen müßte, dann wären wir allerſeits auf einem in— 
kommenſurabeln Boden, denn damit würden wir die Theo— 
logie in die öffentlichen Verſammlungen tragen, um 
fie zum Gegenſtande der Tribünen-Diskuſſion zu machen (Sehr 
gut! Sehr richtig! Große Unruhe). Es war ein großer politiſcher 
Fehler, den die Herren vom politiſchen Standpunkt des Vor— 

6 * 
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redners begingen, daß ſie dieſe Fraktion überhaupt bildeten, eine 
rein fonfeffionelle Fraktion auf rein politiſchem Boden, indem 
ſie ihre Glaubensgenoſſen aus den verſchiedenen Fraktionen 
durch die Einflüſſe, die ihnen zu Gebote ſtanden, nötigten, ſich 
ihnen anzuſchließen (Sehr wahr!). . .. Ich habe, als ich aus 
Frankreich zurückkehrte, die Bildung dieſer Fraktion nicht anders 
betrachten können, als im Lichte einer Mobilmachung der 
Partei gegen den Staat (Sehr wahr!). Daß die katholiſche 
Konfeſſion außerhalb ihres Gebietes eine Herrſchaft übe, das 
können wir in der That nicht zugeben, und ich glaube, der 
Streit liegt mehr auf dem Gebiete der hierarchiſchen Beſtrebungen, 
als auf einem Gebiete der Verteidigung. Jedes Dogma, 
auch das von uns nicht geglaubte, welches jo und fo viel Mil- 
lionen Landsleute teilen, muß für ihre Mitbürger und für die 
Regierung jedenfalls heilig ſein. Aber wir können den 
dauernden Anſpruch auf eine Ausübung eines Teils der Staats— 
gewalt den geiſtlichen Behörden nicht einräumen, und ſoweit ſie 
dieſelbe beſitzen, ſehen wir im Intereſſe des Friedens uns ge— 
nötigt, ſie einzuſchränken (Lebhafter Beifall!).“ 
Selbſtverſtändlich wuchs der Zorn der Ultramontanen noch 
bedeutend, als Miniſter Dr. Falk ein preußiſches Schu laufſichts— 
geſetz vorlegte, welches namentlich in den polniſchen Landes— 
teilen dem poloniſierenden Einfluß der katholiſchen 
Geiſtlichkeit ein Ende machte. Bismarck ging bei der erſten 
Beratung der Vorlage im Abg.-Haufe, am 9. Februar, 
noch mehr auf die Sonderart des Zentrums ein, indem 
er ſagte: „Ich habe neulich mein Erſtaunen darüber ausgeſprochen, 
daß ſich auf einem rein politiſchen Gebiet eine konfeſſionelle 
Fraktion gebildet habe. Indeſſen ich würde es doch noch als 
einen Vorteil betrachtet haben, wenn dieſe Fraktion wirklich 
eine ganz rein konfeſſionelle geblieben wäre, wenn ſie nicht ver— 
ſetzt worden wäre mit anderen Beſtrebungen, wenn ſie ſich nicht 
belaſtet hätte mit der Prozeßführung für Elemente 
und Beſtrebungen, die der friedlichen Aufgabe, die jede 


Kirche hat, auch die katholiſche, eigentlich vollſtändig fremd 
find. Deshalb wäre es m. E. Ihre Aufgabe geweſen, ſich von 
dem Einfluß ſolcher Faktoren frei zu halten, deren Element der 
Kampf iſt, deren Zukunft allein im Kampf und in Unſicherheit 
der gegenwärtigen Zuſtände liegt. Dieſe Elemente des Streites, 
mit denen Sie die Miſſion des Friedens, die Ihnen obliegt, ſich 
erſchwert haben, ſind mehrere. Das erſte davon iſt m. E. die 
Wahl Ihres, geſchäftsführenden Mitgliedes‘, welches ſich 
auf die Mehrheit der Fraktion ſtützt, gewöhnlich im Namen der 
Fraktion zu ſprechen pflegt und ihr den Namen (Fraktion 
Windthorſt-Meppen“ hauptſächlich gegeben hat. Sind die 
Intereſſen des Führers und der Armee nun identiſch? Das iſt 
die Frage, die ich zu erwägen geben möchte, oder kämpft dieſe 
Armee, im Vertrauen auf die Geſchicklichkeit ihres Führers, viel- 
leicht doch unter ſeiner Leitung für Zwecke, die nicht die ihrigen 
ſind.“ Der Abgeordnete Windthorſt ſei eben in erſter Linie 
Welfe. Er „beteiligt ſich viel an den Debatten, aber das Ol 
ſeiner Worte iſt nicht von der Sorte, die Wunden heilt, ſondern 
von der, die Flammen nährt, Flammen des Zornes.“ Im Volk 
machten ſeine Reden den Eindruck, „als wenn ſo ruchloſe Leute 
in der Regierung unſeres Königs ſäßen, die den heidniſchen 
Staat anſtreben, als ſei dieſes Geſetz — mit der Unterſchrift 
Sr. Majeſtät des Königs — wirklich dazu beſtimmt, das 
Heidentum, einen Staat ohne Gott, bei uns einzuführen, als 
ſeien der Herr Abgeordnete für Meppen und die Seinigen hier 
noch die alleinigen Verteidiger Gottes. Der Gott, an den ich 
glaube, möge mich davor bewahren, daß der Herr Abgeordnete 
für Meppen je die Verfügung über die Spendung ſeiner Gnaden 
für mich haben könnte (Heiterkeit). Ich würde dabei nicht gut 
wegkommen. . .. Ich glaube, m. H. vom Zentrum, Sie 
werden zum Frieden mit dem Staate leichter gelangen, 
wenn Sie ſich der welfiſchen Führung entziehen.“ 
Das Zentrum ſei aber auch ferner verbündet mit den 
„Beſtrebungen des polniſchen Adels, und Thatſache iſt, 
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daß im allgemeinen die katholiſche Geiſtlichkeit — auch 
deutſcher Zunge — die Beſtrebungen des polniſchen 
Adels, ſich von dem Deutſchen Reiche und der preußiſchen 
Monarchie zu löſen und das alte Polen in ſeinen früheren 
Grenzen wieder herzuſtellen, begünſtigt, mit Wohlwollen be— 
handelt und, ſoweit es ohne Verletzung der Strafgeſetze geſchehen 
kann, gefördert hat, und das iſt einer der empfindlichſten Punkte, 
in denen der Kampf von ſeiten der katholiſchen Kirche gegen die 
Staatsregierung zuerſt eröffnet worden iſt, und wo jeder Mi— 
niſter, der ſich ſeiner Verantwortlichkeit bewußt iſt, dahin ſehen 
muß, daß der Staat in Zukunft davor bewahrt werde.“ Die 
geiſtlichen Schulinſpektionen in den Provinzen, wo polniſch ge— 
redet wird, hätten „die deutſche Sprache nicht zu ihrem Recht 
kommen laſſen, ſondern dahin gewirkt, daß die deutſche Sprache 
vernachläſſigt und nicht gelehrt werde (Sehr wahr! rechts), daß 
der Lehrer, deſſen Schulkinder Fortſchritte in der deutſchen 
Sprache gemacht haben, von ſeinem Geiſtlichen keine günſtige 
Zenſur bekommt.“ Die meiſten bisher bei den Regierungsbe— 
hörden angeſtellten Schulräte hätten „mit dieſen Beſtrebungen 
ſympathiſiert, den Lehrern in halb polniſchen Landesteilen, bei 
denen die Kinder nicht deutſch lernten, wohlgewollt, diejenigen 
aber ſtrenger ins Auge gefaßt, wo die Kinder gute Fortſchritte 
in der deutſchen Sprache machten, und es befördert, daß wir 
in Weſtpreußen Gemeinden haben, die früher deutſch waren, 
wo aber jetzt die junge Generation nicht mehr deutſch verſteht, 
fondern poloniſiert worden iſt nach hundertjährigem Beſitz (Hört! 
Hört!). Es iſt das ein rühmliches Zeugnis für die Lebens— 
fähigkeit und Tüchtigkeit der polniſchen Agitation, aber dieſe 
polniſche Agitation lebt doch vielleicht nur von der Gut— 
mütigkeit des Staates. Aber die Herren müſſen dieſe Gut— 
mütigkeit nicht überſchätzen, ich kann Ihnen ſagen: ſie iſt 
zu Ende! und wir werden wiſſen, was wir dem Staate 
ſchuldig find (Beifall links). Sie werden mit weiteren An— 
trägen und Klagen, wie man mir ſagte, kommen zu Gunſten 
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der polniſchen Sprache; wir werden Ihnen mit Geſetzesvorlagen 
zu Gunſten der Beförderung der deutſchen Sprache entgegen- 
treten (Beifall links), auch für die Provinz Poſen. ... Wir 
werden uns künftig dasjenige annähernd zum Muſter nehmen, 
was beiſpielsweiſe von Frankreich im Elſaß zur großen An— 
erkennung der Elſäſſer beobachtet worden iſt (Heiterkeit).“ 

Bei der Fortſetzung der Debatte am 10. Februar kam Bis: 
marck auch auf die undeutſche Haltung und Geſinnung der 
katholiſchen Geiſtlichkeit in Deutſchland zu ſprechen. Er 
ſagte: „Die Regierung kann ſich der Überzeugung nicht verſchließen, 
daß die Geiſtlichkeit, auch die römiſch-katholiſche, in 
allen Ländern eine nationale ift; nur Deutſchland macht 
eine Ausnahme. Nur in Deutſchland ganz allein, da iſt die 
eigentümliche Erſcheinung, daß die katholiſche Geiſtlichkeit einen 
mehr internationalen Charakter hat. Ihr liegt die katholiſche Kirche, 
auch wenn ſie der Entwickelung Deutſchlands ſich auf der Baſis 
fremden Volkstums entgegenſtellt, näher am Herzen, als die Ent— 
wickelung des Deutſchen Reiches, womit ich nicht ſagen will, daß 
ihr dieſe Entwickelung fern läge, aber das andere ſteht ihr näher 
(Abg. Windthorſt: Beweiſe!). Beleidigung kann ich darin nicht 
finden (Ruf im Zentrum und rechts: Beweiſe!). Ach, m. H., greifen 
Sie doch in Ihren eigenen Buſen! (Andauernde Heiterkeit).“ 

Im preußiſchen Herrenhauſe zeigten ſich auch die Hoch— 
feudalen als erbitterte Gegner des Schulaufſichtsgeſetzes und 
klagten, daß „die Regierung mit der konſervativen Partei ge— 
brochen“ habe, indem ſie ein ſo „ſchädliches Geſetz“ vorlege. Bis— 
marck entgegnete den Herren bei der Beratung der Kommiſſions— 
vorlage am 6. März: „Keine Regierung hat je ein 
Intereſſe, mit einer konſervativen Partei zu brechen, 
aber die Partei beſorgt das mitunter ſelbſt (Beifall. 
Heiterkeit). Geſetze ſind wie Arzneien, ſie ſind gewöhnlich 
nur Heilung einer Krankheit durch eine geringere oder vorüber— 
gehende Krankheit. Ein jedes Geſetz hat ſeine Kehrſeite, eine 
jede Anderung von Geſetzen hat etwas Verdrießliches, und die 
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geſetzgebende Gewalt oder die Regierung, welche die Initiative 
derſelben ergreift, kann in der Regel nur zwiſchen zwei Übeln 
das kleinere wählen. Wenn jemand ein Geſetz nicht will, 
gleichviel aus welchem Grunde, ſo hat er ſtets das Be— 
dürfnis, die Übel, die mit dieſem neuen Geſetze, wie 
mit jedem andern, verbunden ſind, zu übertreiben. Was 
uns beſtimmt hat, dieſes Geſetz vorwegzunehmen aus dem (in 
Preußen mangelnden) Unterrichtsgeſetze, und gerade jetzt die 
Geduld nicht mehr zu haben, die wir hatten, das war die Er- 
wägung, daß wir früher in einem von ganz Europa be— 
neideten konfeſſionellen Frieden gelebt haben. Diejer 
Frieden begann aber minder ſicher für uns zu werden 
von dem Augenblicke an, wo Preußen mit ſeiner evangeliſchen 
Dynaſtie eine ſtärkere politiſche Entwickelung nahm. So lange 
neben Preußen zwei katholiſche Hauptmächte in Europa waren, 
von denen jede einzelne gedacht für die katholiſche Kirche eine 
ſtärkere Baſis zu ſein ſchien als Preußen, da haben wir dieſen 
Frieden gehabt; er wurde ſchon bedenklich und angefochten nach 
dem öſterreichiſchen Kriege, nachdem die Macht, welche in Deutjch- 
land eigentlich den Hort des römiſchen Einfluſſes bildet, im 
Jahre 1866 im Kriege unterlag und die Zukunft eines evan— 
geliſchen Kaiſertums in Deutſchland ſich deutlich am Horizont 
zeigte. Aber man verlor die Ruhe auf der anderen Seite voll— 
ſtändig, als auch die zweite katholiſche Hauptmacht in Europa 
(Frankreich) denſelben Weg ging, und Deutſchland einſtweilen 
anerkannt die größte Militärmacht und einſtweilen, und viel: 
leicht, je nachdem es Gott will, auf längere Zeit hin, die größte 
Schwerkraft in der politiſchen Wage wurde, ohne unter einer 
katholiſchen Dynaſtie zu ſtehen. Ich will den ganzen Kauſal⸗ 
zuſammenhang nicht entwickeln. Gleichmäßig mit dem 
Wachſen Preußens haben wir die Beeinträchtigung 
des konfeſſionellen Friedens von Hauſe aus geſpürt, 
und man hat nach vielen Mitteln gegriffen, um Waffen gegen 
uns in die Hand zu bekommen.“ 
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Am 8. April 1872 wurde der deutſche Reichstag eröffnet. 
Die Regierung brachte eine Vorlage ein, welche die Ermäßigung 
der Salzſteuer auf die Hälfte bewilligte. Der Fortſchrittler 
v. Hoverbeck beantragte, die Salzſteuer ganz abzuſchaffen und 
den Ausfallbetrag durch Matrikularbeiträge zu erheben. Das 
bekämpfte Bismarck am 1. Mai in folgenden Worten: „Ich 
halte die eigenen Einnahmen des Reiches für in ſo 
hohem Grade wichtig, daß ich nicht glaube, ein ſeiner Ver— 
antwortung ſich bewußter und von dem richtigen Intereſſe für 
den Beſtand und die Fortentwickelung des Reiches beſeelter 
Kanzler werde jemals ſeine Zuſtimmung dazu geben, daß die 
eigenen Einnahmen des Reiches ohne hinlänglichen Erſatz ver— 
mindert werden. Das große Bindemittel einer ſtarken 
gemeinſamen Finanzeinrichtung, eines gemeinſamen 
Finanzſyſtems fehlt einem Reiche, welches nur auf 
Matrikularbeiträge gegründet iſt. Daß die Matrikular— 
beiträge ungleich treffen, iſt eine Sache der Gerechtigkeit, aber 
daß man ſie überhaupt zu vermindern ſucht, iſt m. E. Aufgabe 
einer wohlerwogenen Reichspolitik. Ich weiß nicht, ob es nicht 
noch ſchlechtere Steuern wie die Salzſteuer in den einzelnen 
Ländern gibt. Aber jedesmal iſt die Steuer, die das 
Reich gerade am meiſten braucht, als eine den armen 
Mann beſonders drückende bezeichnet worden. Als 
man in dem Lokale am Dönhofsplatze über die Tabaksſteuer 
ſprach, erinnere ich mich, daß die Pfeife des armen Mannes 
eine ſehr große Rolle ſpielte (Heiterkeit). Wie von Petroleum 
geſprochen wurde, war es die Beleuchtung des armen Mannes; 
aber ſo lange wir noch Brot und Fleiſch beſteuern, muß ich 
ſagen, rechne ich dergleichen Außerungen in das Gebiet der— 
jenigen politiſchen Heuchelei (Ruf: Oh, oh! Pfui!), die man 
auf politiſchem Gebiet für erlaubt hält und ſich und anderen 
zugeſteht. . .. Man muß ſich überhaupt, wenn man den Staat 
ernſtlich will, und wenn man in ſich das Gefühl der ſtaatlichen 
Verantwortlichkeit hat, hüten, von irgend einer Steuer, die 
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man heute noch nicht entbehren kann, mit dieſer, ich kann wohl 
ſagen, Maßloſigkeit zu ſprechen, als wenn es eine ungerechte 
Bedrückung wäre, daß ſie überhaupt noch gezahlt wird. Die 
Steuern ſind alle unangenehm, alle läſtig, und haben 
alle die traurige Eigenſchaft, daß erſt diejenigen, welche von der 
großen Maſſe, von den Armen gezahlt werden, überhaupt dem 
Finanzminiſter den Säckel füllen, indem die Reichen nicht zahl— 
reich genug ſind, um ſie allein decken zu können. Uns fehlt 
noch in einem für mich ſchmerzlichen Maße das Gefühl der 
ſtaatlichen Verantwortlichkeit in unſerer Geſamt— 
vertretung.“ 

Am 14. Mai brachte der Abg. v. Bennigſen den unerhörten 
Vorgang im Reichstag zur Sprache, daß der römiſche Stuhl 
den vom Kaiſer Wilhelm zum Botſchafter bei der Kurie er— 
nannten Fürſten Kardinal Hohenlohe — den Bruder des 
heutigen Reichskanzlers — abgelehnt habe. Bismarck benützte 
den Anlaß zu einer ſeiner berühmteſten Reichstagsreden. Er 
ſagte: „Nach den neuerdings ausgeſprochenen und öffentlich 
verkündeten Dogmen der katholiſchen Kirche halte ich es nicht 
für möglich für eine weltliche Macht, zu einem Konkordat zu 
gelangen, ohne daß dieſe weltliche Macht bis zu einem Grade 
und in einer Weiſe effaciert würde, die das Deutſche Reich 
wenigſtens nicht annehmen kann (Sehr wahr!). Seien Sie 
außer Sorge: nach Canoſſa gehen wir nicht — weder 
körperlich noch geiſtig! (Lebhafter Beifall).“ Die Ernennung 
des Kardinals Hohenlohe zum Botſchafter ſei erfolgt, weil dieſer 
vermöge ſeiner „Wahrheitsliebe und Glaubwürdigkeit und die 
Verſöhnlichkeit ſeiner Geſinnung und Haltung“ beſonders geeig— 
net geweſen wäre. „Leider iſt dieſe Abſicht der Kaiſerlichen 
Regierung durch eine kurze Ablehnung von ſeiten der päpſt— 
lichen Kurie verhindert worden, zur Ausführung zu gelangen. 
Ich kann wohl ſagen, daß ein ſolcher Fall nicht häufig vor— 
kommt. . .. Der Kaiſer hat ernannt, ehe er anfrägt; die ver— 
neinende Antwort iſt alſo eine Forderung, das Geſchehene zu— 
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rückzunehmen, eine Erklärung: ‚Du haſt unrichtig gewählt!“ Ich 
bin ſeit ziemlich zehn Jahren jetzt auswärtiger Miniſter, ich bin 
ſeit 21 Jahren in den Geſchäften der höheren Diplomatie, und 
ich glaube mich nicht zu täuſchen, wenn ich ſage, es iſt dies 
der einzige und erſte Fall, den ich erlebt (Hört! hört!), 
daß eine ſolche Frage verneinend beantwortet wird.“ 

Da inzwiſchen auch der preußiſche katholiſche Klerus den 
„Kulturkampf“ durch offene Empörung gegen die Regierung 
und die Landesgeſetze begonnen hatte, ſo entgegnete Bismarck 
in derſelben Rede dem Abg. Windthorſt: „Das kann ich dem 
Herrn Vorredner verſichern, daß wir gegenüber den Anſprüchen, 
welche einzelne Unterthanen Sr. Majeſtät des Königs von 
Preußen geiſtlichen Standes ſtellen, daß es Landesgeſetze geben 
könne, die für ſie nicht verbindlich ſeien, daß wir ſolchen An— 
ſprüchen gegenüber die volle einheitliche Souveränität mit allen 
uns zu Gebote ſtehenden Mitteln aufrecht erhalten werden (Bei— 
fall), und in dieſer Richtung auch der vollen Unterſtützung der 
großen Mehrheit beider Konfeſſionen ſicher find (Lebhafter Bei: 
fall). Die Souveränität kann nur eine einheitliche 
ſein und muß es bleiben: die Souveränität der Geſetz— 
gebung! und wer die Geſetze ſeines Landes als für ihn nicht 
verbindlich darſtellt, ſtellt ſich außerhalb der Geſetze und ſagt 
ſich los von dem Geſetz! (Sehr gut! Sehr richtig!)“ 

An die deutſchen Vertreter im Auslande richtete Bismarck 
am nämlichen 14. Mai 1872, da er dieſe große Rede im Reichs⸗ 
tag hielt, den berühmten Erlaß über die künftige Papſt— 
wahl, in dem er ausführt: „Die Stellung des Oberhauptes 
der katholiſchen Kirche iſt für alle Regierungen, innerhalb deren 
Länder dieſe Kirche eine anerkannte Stellung hat, vön ſolcher 
Bedeutung, daß es geboten erſcheint, ſich die Folgen eines 
Wechſels in der Perſon des Papſtes rechtzeitig zu vergegen- 
wärtigen. . . . Vor allem aber hat das vatikaniſche Konzil 
und ſeine beiden wichtigſten Beſtimmungen über die 
Unfehlbarkeit und über die Jurisdiktion des Papſtes 
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die Stellung des Letzteren auch den Regierungen gegen— 
über gänzlich verändert und das Intereſſe der letzteren an 
der Papſtwahl aufs höchſte gefteigert, damit aber ihrem Rechte, 
ſich darum zu kümmern, auch eine um ſo feſtere Baſis gegeben. 
Denn durch dieſe Beſchlüſſe iſt der Papſt in die Lage gekommen, 
in jeder einzelnen Diözeſe die biſchöflichen Rechte in die Hand 
zu nehmen und die päpſtliche Gewalt der biſchöflichen zu ſub— 
ftituieren. Die biſchöfliche Jurisdiktion iſt in der päpſtlichen 
aufgegangen; der Papſt übt nicht mehr, wie bisher, einzelne 
beſtimmte Reſervatrechte aus, ſondern die ganze Fülle der 
biſchöflichen Rechte ruht in ſeiner Hand. Die Biſchöfe ſind 
nur noch ſeine Werkzeuge, ſeine Beamten ohne eigene Verant— 
wortlichkeit; ſie ſind den Regierungen gegenüber Beamte eines 
fremden Souveräns geworden, und zwar eines Souveräns, der 
vermöge ſeiner Unfehlbarkeit ein vollkommen abſoluter iſt — 
mehr als irgend ein abſoluter Monarch in der Welt. Ehe die 
Regierungen irgend einem neuen Papſte eine ſolche 
Stellung einräumen und ihm die Ausübung ſolcher Rechte 
geſtatten, müſſen ſie ſich fragen, ob die Wahl und die 
Perſon desſelben die Garantien bieten, welche ſie gegen 
den Mißbrauch ſolcher Gewalt zu fordern berechtigt ſind.“ 
Bismarcks weiſe Politik gegen Frankreich wurde 
bekanntlich von dem ſich viel klüger dünkenden damaligen deutſchen 
Botſchafter in Paris, dem Grafen Harry v. Arnim, ſo lange 
durchkreuzt und vereitelt, bis endlich zu Anfang 1874 die Ab: 
berufung des ungehorſamen Diplomaten von Paris erfolgen 
mußte. Aus den zahlreichen Erlaſſen an dieſen Botſchafter, in 
welchen ſich Bismarck über die Grundzüge der deutſchen Politik 
gegen Frankreich ausſpricht, heben wir folgende, noch heute ſehr 
beachtenswerte Stellen hervor. Zunächſt ſagt Bismarck in einem 
Erlaſſe an Arnim vom 20. Dezember 1872: „Die Bethätigung 
derartiger wohlwollender Teilnahme für die Geſchicke 
feindlicher Nachbarländer iſt eine weſentlich deutſche 
Eigentümlichkeit. Die Regierung Sr. Majeſtät des Kaiſers 
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hat aber um jo weniger Anlaß. dieſer unpraktiſchen Neigung 
(des Botſchafters) Rechnung zu tragen, als es keinem auf— 
merkſamen Beobachter hat entgehen können, wie ſtark und 
maſſenhaft in Deutſchland die Bekehrung geweſen 
iſt und noch iſt von roten zu gemäßigt-liberalen, von 
gemäßigt-liberalen zu konſervativen Geſinnungen, 
von doktrinärer Oppoſition zu dem Gefühl des Intereſſes am 
Staate und der Verantwortlichkeit für denſelben, ſeit dem 
experimentum in corpore vili (Verſuch an dem häßlichen 
Körper), welches mit der Kommune vor den Augen Europas 
gemacht wurde. Frankreich dient mit Nutzen als ab— 
ſchreckendes Beiſpiel. Unſer Bedürfnis iſt, von 
Frankreich in Ruhe gelaſſen zu werden und zu 
verhüten, daß Frankreich, wenn es uns den Frieden 
nicht halten will, Bundesgenoſſen finde. So lange es 
ſolche nicht hat, iſt uns Frankreich nicht gefährlich; und ſo lange 
die großen Monarchien Europas zuſammenhalten, iſt ihnen keine 
Republik gefährlich. Dagegen wird eine franzöſiſche Republik 
ſehr ſchwer einen monarchiſchen Bundesgenoſſen gegen uns finden. 
Dieſe meine Überzeugung macht es mir unmöglich, Sr. Majeſtät 
dem Könige zu einer Aufmunterung der monarchiſchen Rechten 
in Frankreich zu raten, welche zugleich eine Kräftigung des uns 
feindlichen ultramontanen Elements involvieren würde.“ 

Im Gegenſatz zu Arnim, welcher einen Ausſpruch des da— 
maligen Präſidenten der franzöſiſchen Republik, Adolphe Thiers: 
„Das Land iſt vernünftig, die Parteien find es nicht“, gering- 
ſchätzig als „Gemeinplatz“ bezeichnet hatte, erklärte Fürſt Bis- 
marck weiter in einem Erlaß vom 23. Dezember, daß er in 
dieſem Ausſpruch „parlamentariſch höflich und richtig die Cr 
ſcheinung bezeichnet finde, welche ſich in allen Ländern mit Re 
präſentativverfaſſung wiederholt und durch welche die Befugnis 
zur Auflöſung der Wahlkörper begründet iſt: daß die Be- 
völkerung einſchließlich der Wähler beſonnener, rea— 
liſtiſcher, patriotiſcher denkt, als die Führer organi— 
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ſierter Parteien und in der Preſſe, in denen gewöhnlich 
den in jeder Partei Avancierteſten die Führung zufällt.“ 

Nachdem hierauf Graf Arnim in einem Bericht vom 22. Ja⸗ 
nuar 1873 über die ungünſtige ſoziale Stellung der Deutſchen 
in Frankreich geklagt und von Bismarck Abhülfe gefordert hatte, 
entgegnete dieſer in einem Erlaſſe vom 2. Februar 1873: „Die 
Offenheit, mit welcher ſeit dem Friedensſchluß in Frankreich der 
Nationalhaß gegen die Deutſchen von allen Parteien geſchürt 
und proklamiert wird, läßt uns darüber keinen Zweifel, daß. 
jede Regierung, welcher Partei ſie auch angehören möge, 
die Revanche als ihre Hauptaufgabe betrachten wird. 
Es kann ſich nur darum handeln, welche Zeit die Franzoſen 
brauchen werden, um ihre Armee oder ihre Bündniſſe jo weit 
zu reorganiſieren, daß ſie ihrer Anſicht nach fähig iſt, den 
Kampf wieder aufzunehmen. Sobald dieſer Augenblick 
gekommen iſt, wird jede franzöſiſche Regierung dazu 
gedrängt werden, uns den Krieg zu erklären. Wir ſind— 
darauf vollſtändig gefaßt, und unſere Vertretung in Paris trifft 
kein Vorwurf, wenn ſie die galliſche Kampfluſt nicht zu zügeln 
vermag. Wir haben den Krieg nicht gewollt, ſind aber 
ſtets bereit, ihn nochmals zu führen, ſobald neue Über— 
hebungen Frankreichs uns dazu nötigen werden. „Oderint dum: 
metuant“ — ſie mögen uns haſſen, wenn ſie uns nur fürchten. 
Den Deutſchen, welche nach dem Kriege nach Frankreich gegangen 
ſind, um dort ihren Lebensunterhalt zu ſuchen, waren die Gefühle 
der Bevölkerung bekannt, ſie mußten auf Verfolgungen und De— 
mütigungen gefaßt ſein und ſich perſönlich eine erhebliche Befähigung. 
zutrauen, ſolche Erlebniſſe für Geld zu ertragen. Wenn ich es auch 
bei jeder Gelegenheit als eine Pflicht der Regierung Sr. Majejtät 
des Kaiſers betrachte, deren Erfüllung ich mich niemals entziehe, 
den nachbarlichen Volksintereſſen unſerer Landsleute vollen Schutz. 
zu gewähren, jo kann ich doch mit dem ‚Pariſer deutſchen 
Urſprungs“, der nur inſoweit deutſch bleibt, als er Schutz 
und Unterſtützung beanſprucht, nicht ſympathiſieren.“ 
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Um die Unbotmäßigkeit der katholiſchen Geiſtlichkeit und 
Partei in Preußen wirkſam zu bekämpfen, mußten vor Allen 
die Artikel 15 und 18 der preußiſchen Verfaſſung, 
in welchen dieſer Widerſtand eine anſcheinend verfaſſungsmäßige 
Grundlage beſaß, entſprechend abgeändert werden. Das 
Abg.⸗Haus hatte dieſe Verfaſſungsänderung bis zum 
1. März 1873 genehmigt. Im Herrenhauſe kam die Ver- 
faſſungsvorlage am 10. März zur Verhandlung, und die Ultra— 
Feudalkonſervativen, die ſchon das Schulaufſichtsgeſetz vergeblich 
bekämpft hatten, behaupteten jetzt, durch die Vorlage werde 
„die Kirche der Herrſchaft des omnipotenten liberalen Staates 
unterworfen“. Bismarck hatte der feudalen Fronde jchon bei 
dem Schulaufſichtsgeſetz erklärt, daß der Liberalismus wahr— 
ſcheinlich Fortſchritte machen werde. „Worin liegt denn das?“ 
fragte er jetzt am 1. März die überkonſervativen Gegner. 
Doch weſentlich in der Desorganiſation des Gegengewichts in 
der konſervativen Partei; es liegt weſentlich darin, daß die Re- 
gierung und namentlich ich, ihr früherer Vertreter, ſich in der 
Vorausſetzung, daß die konſervative Partei mit Vertrauen auf 
ſie blickte, getäuſcht hat ... und das Vertrauen iſt eine 
zarte Pflanze; iſt es zerſtört, ſo kommt es ſo bald 
nicht wieder. Darauf iſt die konſervative Partei in ſich zur 
Zerſetzung gekommen. Die Frage, in der wir uns befinden, 
wird m. E. gefälſcht, und das Licht, in dem wir fie betrachten, 
iſt ein falſches, wenn man ſie als eine konfeſſionelle, kirchliche 
betrachtet. Es iſt weſentlich eine politiſche; es handelt ſich nicht 
um den Kampf, wie unſeren katholiſchen Mitbürgern eingeredet 
wird, einer evangeliſchen Dynaſtie gegen die katholiſche Kirche, 
es handelt ſich nicht um den Kampf zwiſchen Glauben und Un— 
glauben, es handelt ſich um den uralten Machtſtreit, 
der ſo alt iſt wie das Menſchengeſchlecht, um den 
Machtſtreit zwiſchen Königtum und Prieſtertum, 
den Machtſtreit, der viel älter iſt, als die Erſcheinung unſeres— 
Erlöſers in dieſer Welt, den Machtſtreit, der die deutſche Ge— 
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ſchichte des Mittelalters bis zur Zerſetzung des Deutſchen Reiches 
erfüllt hat unter dem Namen der Kämpfe der Päpſte mit den 
Kaiſern, der im Mittelalter ſeinen Abſchluß damit fand, daß der 
letzte Vertreter des erlauchten ſchwäbiſchen Kaiſerſtammes unter 
dem Beil eines franzöſiſchen Eroberers auf dem Schaffot ſtarb, 
und daß dieſer franzöſiſche Eroberer im Einverſtändnis mit dem 
damaligen Papſte ſtand. Wir find der analogen Löſung der Situation 
nahe geweſen, überſetzt immer in die Sitten unſerer Zeit. Wenn 
der franzöſiſche Eroberungskrieg, deſſen Ausbruch mit der Ver— 
kündung der vatikaniſchen Beſchlüſſe zuſammenfiel, erfolgreich 
war, ſo weiß ich nicht, was man auf unſeren kirchlichen Ge— 
bieten in Deutſchland von den gestis Dei per Francos (den 
Thaten Gottes durch die Franzoſen) zu erzählen haben würde. 
Ahnliche Pläne haben vorgelegen vor dem letzten Kriege mit 
Oſterreich, ähnliche vor Olmütz. Es iſt m. E. eine Fälſchung 
der Politik und der Geſchichte, wenn man Se. Heiligkeit 
den Papſt ganz ausſchließlich als den Hohenprieſter einer 
Konfeſſion oder die katholiſche Kirche als Vertreterin des Kirchen— 
tums überhaupt betrachtet. Das Papſttum iſt eine politi— 
ſche Macht jeder Zeit geweſen, die mit der größten Ente 
ſchiedenheit und dem größten Erfolge in die Verhältniſſe dieſer 
Welt eingegriffen hat. Das Ziel, welches der päpſtlichen Ge— 
walt, wie den Franzoſen die Rheingrenze, ununterbrochen vor: 
ſchwebte, das zur Zeit der mittelalterlichen Kaiſer ſeiner Ver— 
wirklichung nahe war, iſt die Unterwerfung der weltlichen Gewalt 
unter die geiſtliche, ein eminent politiſcher Zweck, ein Streben, 
welches ſo alt iſt wie die Menſchheit, denn ſo lange hat es 
auch, ſei es kluge Leute, ſei es wirkliche Prieſter gegeben, die 
die Behauptung aufſtellten, daß ihnen der Wille Gottes genauer 
bekannt ſei, als ihren Mitmenſchen, und daß ſie auf grund 
dieſer Behauptung das Recht hätten, ihre Mitmenſchen zu be— 
herrſchen; und daß dieſer Satz das Fundament der päpſtlichen 
Anſprüche auf Herrſchaft iſt, iſt bekannt. Der Kampf des 
Prieſtertums mit dem Königtum, der Kampf in dieſem 
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Falle des Papſtes mit dem Deutſchen Kaiſer, wie wir 
ihn ſchon im Mittelalter geſehen haben, iſt zu beurteilen 
wie jeder andere Kampf: er hat ſeine Bündniſſe, 
ſeine Friedensſchlüſſe, ſeine Haltepunkte, ſeine 
Waffenſtillſtände. Es hat friedliche Päpſte gegeben, es 
hat kämpfende und erobernde gegeben. Es handelt ſich um 
Verteidigung des Staates, es handelt ſich um die Abgrenzung, 
wie weit die Prieſterherrſchaft und wie weit die Königsherrſchaft 
gehen ſoll, und dieſe Abgrenzung muß ſo gefunden 
werden, daß der Staat ſeinerſeits dabei beſtehen 
kann. Denn in dem Reiche dieſer Welt hat er das 
Regiment und den Vortritt.“ 

Als dann Graf Brühl am 24. April im Herrenhauſe als 
Schutzredner und Verteidiger des Zentrums auftrat, entgegnete 
ihm Fürſt Bismarck die noch heutzutage ſehr beachtenswerten 
Worte: „Die Mitglieder der Zentrumspartei wollen den Krieg. 
Sie ſprechen das Wort „Bürgerkrieg“ gelaſſen aus. Sie find 
Feinde des Staates, und ich habe Recht, ſie als ſolche zu be— 
zeichnen. Die Zentrumspartei in ihren Wirkungen iſt eine 
Breſchbatterie, aufgeführt gegen den Staat; die Artilleriſten, 
die ſie leiten, die Ingenieure, die ſie erbauten, ſie wiſſen genau, 
was ſie beabſichtigten. Das einzige Gegenmittel wäre eine kon— 
feſſionelle Geſamtpartei aller Nichtkatholiſchen. Der Staat aber 
thut wohl, daß er ſich vorſieht, auf daß der König 
Herr im Staate bleibe und nicht die Zentrumspartei!“ 

In derſelben Rede rief Bismarck noch den Ultrakonſer— 
vativen zu: „Ich habe mich nicht von der konſervativen Partei 
„losgeriſſen“, ich bin mit ihr einig geblieben; eine Fraktion, die 
früher der großen konſervativen Partei mit angehörte, hat ſich 
unter der Leitung beredter, einflußreicher Führer und aus Frak— 
tionszwang von der fonfervativen Partei getrennt; ſie hat im 
Kampfe die Regierung in einem entſcheidenden Augenblick (beim 
Schulauffichtsgefeg) zu meinem Bedauern im Stich gelaſſen. 
Bezeichnend für die ganze Anſchauungsweiſe des Herrn Vorred— 
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ners und ſeiner Fraktionsgenoſſen iſt der Ausdruck „losgeriſſen“ 
Das Kleinere reißt ſich vom Größeren los, das Be— 
wegliche von der Baſis, ein angewachſenes Schaltier 
von dem Schiff. Er betrachtet als Baſis und als konſer— 
vative Partei feine Fraktion; von der hat ſich, nach jeiner 
Meinung, Se. Majeſtät mit der königlichen Staatsregierung 
losgeriſſen und ſchwimmt nun ſteuerlos im Meere umher. Dieje 
außerordentliche Überſchätzung der Richtigkeit der 
eigenen perſönlichen Anſichten iſt ja gerade das ſtaats— 
zerſtörende Element, verbunden mit dieſer Unfähig— 
keit, ſich unterzuordnen, mit diefem außerordentlichen liber 
fluß an Zeit, um nachzudenken über das, was die Regierung. 
thut, und über die Kritik, die daran zu üben, während man den 
Beruf nicht hat und nicht fühlt, ſeinerſeits für die Verteidigung, 
des Staates gegen deſſen Feinde einzutreten, ſich aber monate— 
lang zu Haufe mit den Waffen oppoſitioneller Kritik ladet und 
ausrüſtet, dann hieher kommt, die Regierung abzukanzeln.“ 

Am 12. März 1873 wurde der deutſche Reichstag eröff— 
net. Hier klagte Windthorſt am 16. Mai bitter über „die de— 
moraliſierende Wirkung der Diktatur“ in Elſaß-Lothringen. Da 
dieſe Diktatur am 1. Januar 1874 zu Ende ging, fo erwiderte 
Bismarck: „Der Vorredner eitiert alſo nur ein Diktaturge— 
ſpenſt, und wenn er uns tadelt und angreift, weil wir von 
den geſetzlichen Mitteln zur Sicherung des Landes Gebrauch, 
machen, ſo kommt mir dieſe Klage ſo naiv vor, als wenn in der 
Schlacht der Feind ſagen wollte: ſchießen gilt nicht (Heiterkeit). 
Nicht aus Beſitzſucht an Land und Leuten, auch nicht aus dem 
berechtigten Gefühl, altes Unrecht ſühnen zu wollen, was uns 
vor zweihundert Jahren geſchehen iſt, ſondern in der bitteren 
Notwendigkeit, uns auf weitere Angriffe eines kriegeriſchen Nach— 
barn gefaßt machen zu müſſen, haben wir die Forderung auf 
Landabtretung, auf Feſtungsabtretung ſoweit ausgedehnt, wie 
es geſchehen iſt. Zweifeln Sie unter Umſtänden an unjerm 
Geſchick; aber an unſerer Hingebung, an unſerem guten Willen 
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zweifeln Sie nicht, an unſerem Mut und an dem feſten 
Entſchluß, allen Gegnern des Reichs eine feſte Stirne 
zu zeigen, daran zweifeln Sie nicht! (Beifall).“ 

Als gegen Ende der Seſſion das Reichspreßgeſetz für 
die nächſte Tagung verſchoben werden mußte, klagte Lasker am 
16. Juni darüber, da in dieſer Vorlage „doch einmal etwas 
von Volksrechten die Rede“ ſei. Bismarck bedauerte, eine der— 
artige Außerung vernommen zu haben, die „eine deklamatoriſche 
Abſchweifung auf die Frage“ enthalte: „ob wir bereit ſind, 
Volksrechte zu diskutieren oder nicht. Das ſind Reden aus 
vergangener Zeit (Nein! Nein! links), die ich berechtigt bin, 
deklamatoriſche zu nennen (Große Unruhe links). Ich habe 
lange in Zeiten gelebt, wo jeder, der etwas vorzubringen hatte, 
was gerade ſeiner Stellung, ſeinem Bedürfnis, ſeinen politiſchen 
Anſchauungen entſprach, ſich ausſchließlich die Stellung als 
Volksvertreter und als Volk vindizierte. Volksvertreter 
ſind alle Herren, die hier ſitzen, und zum Volke gehören 
wir alle, ich habe auch Volksrechte, zum Volke gehört 
auch Se. Majeſtät der Kaiſer; wir alle ſind das Volk, 
nicht die Herren, die gewiſſe alte, traditionell liberal genannte 
und nicht immer liberal ſeiende Anſprüche vertreten. Das ver— 
bitte ich mir, den Namen Volk zu monopoliſieren und 
mich davon auszuſchließen. — Der Vorredner hat geſagt: nach— 
dem ſo viele Finanzgeſetze beraten ſind — alſo nachdem wir 
der Regierung ſo viele Summen bewilligt haben —, hätten wir 
uns wohl auch mit den Volksrechten beſchäftigen können. Wie? 
Sind denn die Finanzgeſetze keine Volksgeſetze? Ja, 
wenn ſie es nicht wären, ſo hätten Sie Unrecht gethan, dieſelben 
zu bewilligen! Iſt die Verteidigung des deutſchen Bodens 
kein Volksrecht? Iſt die Herſtellung und Sicherung von 
Feſtungen gegen feindlichen Überfall des Landes kein Volksrecht? 
Iſt das Budgetrecht, das geordnete finanzielle Zuſtände im 
Deutſchen Reiche herbeiführen ſoll, kein Volksrecht? Oder 
wollen Sie bloß die Angriffswaffen gegen die Re— 
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gierung, das belagernde Element, wenn ich jo jagen foll, gegen 
den jedesmaligen Stand der Regierung für jich als Volks- 
rechte vindizieren? Das, m. H., wäre eine Scheidung, die 
— ich ſpreche ganz objektiv und nicht im verletzenden Sinne — 
eine Fälſchung der Sachlage ſein würde, die ich nicht annehmen 
kann, weil wir dabei ganz und gar zu kurz kämen. . .. Es iſt 
eine ſubverſive Tendenz, die darin liegt.“ 

Zu Ende des Jahres 1873 fab fi die preußiſche Re— 
gierung genötigt, zur Bewältigung des kirchlichen Kampfes, dem 
Landtag ein Zivilehegeſetz vorzulegen, das vom Zentrum 
und den Strengkonſervativen lebhaft bekämpft wurde. Nament⸗ 
lich hielten die Letzteren dem Fürſten Bismarck die Rede gegen 
die Zivilehe vor, die er am 15. November 1849 gegen die Zivil⸗ 
ehe gehalten hatte (ſ. o. S. 5). Der Miniſter entgegnete ihnen 
am 17. Dezember: „Meine perſönliche Stellung (zur Zivil- 
ehe) iſt die, daß ich mich allerdings nicht bereitwillig, ſondern 
ungern und nach großem Kampfe entſchloſſen habe, in Gemein— 
ſchaft mit meinen Kollegen bei Sr. Majeſtät den Antrag auf 
Vollziehung dieſer Vorlage zu ſtellen, und mich entſchloſſen 
habe, mit ihnen dafür einzuſtehen. Ich habe hier nicht Dog— 
matik zu treiben, ich habe Politik zu treiben. Aus dem 
Geſichtspunkte der Politik habe ich mich überzeugt, daß der 
Staat in der Lage, in welche das — ich will den Ausdruck 
nicht verletzend gebrauchen, ſondern wiſſenſchaftlich — revolu⸗ 
tionäre Verhalten der katholiſchen Biſchöfe den Staat gebracht 
hat, durch das Gebot der Notwehr gezwungen iſt, 
das Geſetz zu erlaſſen. Ich bin entſchloſſen, dafür ein⸗ 
zutreten, wie für jo manches, was meinen perſönlichen Uber 
zeugungen, namentlich wie ich ſie in der Jugend gehabt 
habe, nicht immer entſpricht. Aber ich bin ein, den Gejamt- 
bedürfniſſen und Forderungen des Staates im Intereſſe des 
Friedens und des Gedeihens meines Vaterlandes gegenüber, 
disziplinierter und ſich unterordnender Staatsmann (Bravo und 
Heiterkeit).“ 
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Die Leidenjchaftlichkeit, welche der Kulturkampf unter den 
Zentrumsabgeordneten entzündet hatte, trat namentlich deutlich 
zu Tage in der am 16. Januar 1874 im preuß. Abg.-Hauſe 
gegen Bismarck erhobenen Anſchuldigung des Abgeordneten 
v. Mallinckrodt: Der Kanzler habe ſich bereit erklärt, „einen 
Teil des linken Rheinufers an Frankreich abzutreten“. Vis: 
marck erklärte dieſe Behauptung in der Sitzung des Abg.-Hauſes 
vom 16. Januar: „für eine dreiſte, lügenhafte Erfindung, die 
natürlich der Herr Abgeordnete nicht gemacht hat, die aber 
anderswo gemacht iſt. Die Sache iſt in lügenhafter, gehäſſiger 
Abſicht erfunden worden, es iſt auch nicht eine Silbe davon 
wahr! Ich habe niemals irgend jemandem die Ab— 
tretung auch nur eines Dorfes oder eines Kleefeldes 
zugeſichert oder in Ausſicht geſtellt (Stürmiſcher Bei— 
fall).“ Als dann der Abg. v. Mallinckrodt ſich für ſeine ſchmäh— 
liche Behauptung auf die von Deutſchen- und Bismarckhaß 
triefende Schrift des vormaligen italieniſchen Miniſters La 
Marmora „Ein Bischen mehr Licht“ bezog, zeigte Bismarck, 
wie unſauber dieſe Quelle ſei und ſchloß: „Wenn jemand in 
der Politik offen vor ganz Europa auf der Bühne hat wirken 
können, wie ich, dann hat er doch wohl das Recht, ſich auf 
Thatſachen zu berufen und dagegen alle apokryphen Winkel— 
ſkribenten, mögen ſie Titel haben, wie ſie wollen, als Zeugen 
abzulehnen. Iſt denn irgend etwas abgetreten? Exiſtiert 
denn irgendwo eine Verhandlung darüber? Hätten wir 
nicht, wenn wir etwas hätten abtreten wollen, mit großer Leich— 
tigkeit, mit ſehr wenig, mit wenig Dörfern, nur daß der Schand— 
fleck an unſerer Politik gehaftet hätte, alles erreichen können? 
Das wäre ja dem Kaiſer Napoleon genug geweſen. M. H., 
ich finde, man hat gar nicht das Recht, mich auf dieſe Weiſe 
zu nötigen, durch einen Mißbrauch der Tribüne zur Verleumdung 
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der eigenen Regierung, den Leiter der Regierung zu nötigen, 
ſich hier gegen ſolche Vorwürfe zu verantworten und Ihre und 
meine Zeit damit zu töten, für deren Bezeichnung mir jeder 
parlamentariſche Ausdruck fehlt — aber die Preſſe wird ihn 
wohl finden! (Beifall).“ 

Bei den Reichstagswahlen vom 10. Januar 1874 hatten 
zum erſten Male auch die Bewohner der Reichslande mit— 
gewählt und lauter franzöſiſche Proteſtler oder Ultramontane 
in den Reichstag entſendet. Dieſe Herren hatten in Berlin, 
unterſtützt vom Zentrum, natürlich nur bittere Klagen gegen 
die deutſche „Diktatur“ und Unfreiheit vorzubringen, unter 
welcher die Reichslande angeblich ſchmachteten. 

Bismarck entgegnete ihnen im Reichstag am 3. März: „Die 
Herren aus dem Elſaß beklagen ſich, daß wir die drei Jahre 
ſie nicht ſo glücklich gemacht haben, wie ſie zwar unter der 
franzöſiſchen Herrſchaft nicht geweſen ſind, aber wie ſie es doch 
gern ſein möchten, und wie wir ſie auch gern ſehen möchten 
(Heiterkeit). Wir wünſchen es ihnen, aber der Zweck der 
Annexion war es eigentlich nicht. Wir haben mit derſelben 
nicht die Hoffnung verbunden, daß dieſe Herren ſofort nun en— 
thuſiaſtiſche Anhänger unſerer deutſchen Einrichtungen, Freunde 
unſerer dorthin geſendeten neuen Beamten ſein würden und 
ihnen mit wohlwollender Kritik und kindlichem Vertrauen ent— 
gegentreten würden. Wir haben uns darüber gar nicht ge— 
täuſcht, daß wir einen harten Kampf zu beſtehen haben würden, 
ehe es uns gelänge, ihre Anhänglichkeit zu gewinnen, die wir 
allerdings erſtreben, die wir aber augenblicklich ohne Zweifel 
noch nicht beſitzen. Die Zeit iſt ſo kurz dazu. Wenn die Herren 
erſt einmal zweihundert Jahre zu Deutſchland gehört haben 
werden ( Heiterkeit)“ — wie das Elſaß vorher zu Frankreich — 
„dann empfehle ich einen vergleichenden Rückblick, und ich bin 
überzeugt, daß ſie bei uns doch im ganzen angenehmer gelebt 
haben (Heiterkeit). Ich zweifele gar nicht daran, daß, wenn 
den Herren der Wunſch, wieder franzöſiſch zu werden, erfüllt 


IX. 1874. B. über das Militärg. Das Vaterland über Alles! 27. März. 103 


würde, ſie ſich ſofort im vollſtändigen Belagerungszuſtande be— 
finden würden, ebenſo wie die 28 übrigen Departements dort 
(Große Heiterkeit); und zwar unter einem Belagerungszuſtand, 
der doch mit etwas weniger Schonung, ich kann unter Um⸗ 
ſtänden ſagen, wenn die Wogen hochgehen, mit etwas weniger 
Menſchlichkeit gehandhabt wird, als bei uns, und in deſſen 
Hintergrund fie ſtatt auf die Vogeſen die Ausſicht auf Lame 
beſſa und Neukaledonien haben“, d. h. auf die franzöſiſchen 
Strafkolonien. 

Sehr bemerkenswert iſt, daß Bismarck ſchon in jenen Tagen, 
am 27. Februar 1874, gegen den ihn beſuchenden ungariſchen 
Dichter Maurus Joôkai den Ausſpruch that: „Den Bemühungen 
der deutſchen Diplomatie iſt es gelungen, das Einverſtändnis 
zwiſchen Rußland und der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie ins Geleiſe zu bringen; nun iſt dies gejchehen. 
Jetzt ſind wir verbündet, nicht wie dereinſt in der heiligen 
Allianz, damit wir im Einvernehmen der Herrſcher die Völker 
unterdrücken, ſondern daß wir durch Sicherung des Friedens 
die freiſinnige Entwickelung der Völker zu einer dauernden 
machen. Wollte, wer immer, den Frieden Oſterreich— 
Ungarns ſtören, ſo würde er Deutſchland ſich gegen— 
iiber finden.“ 

Die wichtigſte Vorlage, welche den Reichstag im Frühjahr 
1874 beſchäftigte, war unſtreitig das Militärgeſetz. Gleich⸗ 
wohl drohte es lange zu ſcheitern. Bismarck war durch ſchwere 
Erkrankung am Erſcheinen im Reichstag abgehalten. Am 27. März 
empfing er zwei vertraute Reichstagsabgeordnete (Dr. Lucius 
und Dietze [Barby]) an feinem Bette und erklärte ihnen: „Ich 
habe 1867 im konſtituierenden Reichstage gejagt: ‚Heben wir 
Deutſchland nur in den Sattel, reiten wird es ſchon können.“ 
Ich fürchte, dieſes geflügelte Wort muß man wieder ſtreichen. 
Der Reichstag ſcheint den Beweis liefern zu wollen, 
daß Deutſchland nicht reiten kann. Der Reichstag vere 
kennt die Lage. Einzelne hervorragende Mitglieder glauben ſich 


durch irgend eine frühere Außerung gebunden. Sie glauben des- 
halb das nicht thun zu dürfen, was die Lage des Augenblicks 
gebieteriſch fordert. Ich habe es anders gemacht. Ich habe 
ſtets geſtrebt, Neues zu lernen; und wenn ich dadurch in die 
Lage kam, eine frühere Meinung berichtigen zu müſſen, ſo habe 
ich das ſofort gethan, und bin ſtolz darauf, daß ich ſo ge— 
handelt habe. Denn ich ſtelle ſtets das Vaterland über meine 
Per ſon. Das gegenteilige Verhalten iſt mir geradezu 
unbegreiflich. Ich habe mich gar nicht beſonnen, ſogar meine 
ſubjektive Meinung zu opfern oder unterzuordnen, wenn das 
Wohl des Ganzen es erheiſchte. Hier aber im Reichstage glauben 
diejenigen Herren, welche ausdrücklich auf meinen Namen ge— 
wählt ſind, von welchen ihre Wähler wünſchen, daß ſie die 
deutſche Reichspolitik ſtützen, daß ſie mir gegen unſere gemein— 
ſamen Feinde beiſtehen, dieſe Herren glauben ſich dieſer Auf— 
gabe ſtets dann entziehen zu dürfen, wenn ſie dadurch ſchein— 
bar in Widerſpruch geraten mit irgend einem Wort, das ſie an 
einem anderen Orte, zu anderer Zeit und unter ganz anderen 
Umſtänden geſprochen haben.“ Die Mahnung hatte vollen Erfolg. 

In der Herbſtſitzung des Reichstags, der am 29. Oktober 
1874 wieder eröffnet wurde, erneueten die ultramontanen 
Abgeordneten aus dem Elſaß ihre Klagen über die deutſche Ver— 
waltung und tadelten namentlich, daß man immer nur das 
Reichsintereſſe und nicht das Intereſſe von Elſaß-Lothringen im 
Auge habe. Das gab Bismarck Veranlaſſung, am 30. November 
im Reichstage über das Reichsintereſſe in Elſaß-Lothringen 
ſich auszuſprechen: „Im Reichsintereſſe haben wir dieſe 
Länder in einem guten Kriege, in einem Verteidigungskriege, 
wo wir uns unſerer Haut zu wehren hatten, erobert“, ſagte er; 
„nicht für Elſaß⸗Lothringen haben unſere Krieger ihr Blut ver— 
goſſen, ſondern für das Deutſche Reich, für ſeine Einheit, für 
den Schuß feiner Grenzen! Wir haben auch im Reichesintereſſe 
und nicht im Intereſſe von Elſaß-Lothringen die Herren früh— 
zeitiger, als vielleicht nützlich war — ich bin zu dieſem Wagnis 
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nicht ohne lebhaftes Zureden gekommen, — in unſeren Schoß 
hier aufgenommen und ſie an den Wohlthaten der Reichsverfaſſung 
teil nehmen laſſen — nicht um Ihretwillen, m. H., wir könnten 
hier ohne Sie leben (Heiterkeit), ſondern lediglich im Intereſſe 
des Reiches, damit man hier mit lebendiger Teilnahme den 
dortigen Vorgängen folge, damit man aus dieſer entſchieden 
abgeneigten Kritik (der elſäſſiſchen Abgeordneten) doch genau 
die Fehler unſerer Verwaltung ſehe, die ja gewiß da ſind. Ich 
ſchätze an dem ganzen Regime der neueren Zeit nichts 
ſo ſehr als die abſoluteſte Offentlichkeit; es ſoll kein 
Winkel des öffentlichen Lebens dunkel bleiben (Sehr gut!), un d 
müßte ſelbſt nur das gelbliche Dämmerlicht aus der 
Blendlaterne, mit der die Herren Vorredner uns be— 
leuchten, auf ihre Schäden fallen, — es iſt immer beſſer, 
als daß ſie unbeleuchtet bleiben, und hätte es auch nur die 
Folge, daß der „Fluch der hohen Meinung“, mit der die beſte 
Verwaltung und Bureaukratie ſich ſo leicht täuſcht, einige Ver— 
minderung erleide. Ich bin dankbar für die ſchärfſte Kritik, 
wenn ſie nur ſachlich bleibt. Wir ſtehen alſo hier auf dem 
Reichsintereſſe, die Herren ſtehen teils auf dem Lokalintereſſe, 
teils auf dem Intereſſe ihrer Vergangenheit, die ſie nach Paris 
weiſt, teils auf dem Intereſſe einer Gegenwart, die ſie nach Rom 
weiſt (Oho! im Zentrum).“ 

Am 1. Dezember 1874 veranlaßten einige Bemerkungen 
Laskers im Reichstag zum Etat des Reichsjuſtizamtes den 
Fürſten Bismarck, in einer noch heute ſehr bemerkens— 
werten Weiſe über das Maß und die Art der Ver— 
ant wortlichkeit des Reichskanzlers ſich auszuſprechen. 
„Darin kann m. E. die Verantwortlichkeit des Reichs- 
kanzlers nicht geſucht werden“, ſagte er, „daß jede ſpezielle 
Maßregel innerhalb des ganzen Bezirks, für den er verant— 
wortlich iſt, gerade als von ihm perſönlich herrührend und ge— 
billigt angeſehen wird. Ich bin m. E. da für verantwortlich, 
daß an der Spitze der einzelnen Zweige der Reichs— 
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verwaltung Leute ſtehen, die nicht nur dazu befähigt 
ſind, ſondern die ihre Verwaltung im großen und ganzen 
in der Richtung des Stromes führen, den das deutſche 
politiſche Leben nach der augenblicklichen Richtung des deutſchen 
Geiſtes und der deutſchen Geiſter zu laufen genötigt iſt, 
daß kein Zwieſpalt nicht nur innerhalb der verſchiedenen — 
Reichsminiſterien, ſondern auch kein dauernder grundſätzlicher 
Zwieſpalt innerhalb der großen Körperſchaften, die dem Reiche 
ſeine Geſetze und Einrichtungen geben, einreiße, auch kein Miß— 
trauen und keine Feindſchaften zwiſchen den einzelnen Bundes— 
gliedern; im weſentlichen aber dafür, daß an jeder Stelle, 
die zu beſetzen iſt, jemand ſteht, der nach dem gewöhn— 
lichen Ausdruck ‚tanti‘ iſt, dieſes Geſchäft zu beſorgen.“ 

Bekanntlich hatte am 13. Juli 1874 Mittags der im 
katholiſchen Geſellenverein zu Salzwedel fanatiſierte Böttcher— 
geſelle Ludwig Kullmann aus Magdeburg in Kiſſingen einen 
Mordverſuch auf den Fürſten Bismarck gemacht. Die Zentrums⸗ 
preſſe hatte den zu 14 Jahren Zuchthaus verurteilten „un— 
glücklichen Kullmann“ lebhaft bedauert, und nicht undeutlich 
den Fürſten Bismarck dafür verantwortlich gemacht, daß 
Kullmann auf ihn ſchoß. Ganz dieſelben ſittlichen Anſchauungen 
trugen am 4. Dezember 1874 Windthorſt und andere Zentrums— 
redner auch im Reichstag vor. Da rief ihnen Bismarck die be— 
. rühmten Worte zu: „Mögen Sie ſich losſagen von dieſem 
Mörder, wie Sie wollen, er hängt ſich an Ihre Nod- 
ſchöße feſt! (Beifall. Murren im Zentrum). Er nennt Sie 
ſeine Fraktion! (Große Unruhe). Der Mann hat bei der 
einzigen Unterredung, welche ich mit ihm gehabt habe, wo ich 
ihn fragte: wenn Sie mich nicht gekannt haben, warum haben 
Sie mich denn umbringen wollen? — darauf hat er mir geant⸗ 
wortet: Wegen der Kirchengeſetze in Deutſchland. Ich habe ihn 
weiter gefragt, ob er denn glaubte, damit dieſe Sache zu ver— 
beſſern. Darauf hat er geſagt: Bei uns iſt es ſchon ſo ſchlimm 
— es kann nicht ſchlimmer werden. Und dann hat er noch ge— 
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ſagt: Sie haben meine Fraktion beleidigt! (Große Heiterkeit). 
Ich ſagte: Welches iſt denn Ihre Fraktion. Darauf hat er 
mir vor Zeugen geſagt: Die Zentrumsfraktion im Reichstage 
(Heiterkeit. Pfui! aus der Zentrumsfraktion). Ja, m. H. 
(nach dem Zentrum), verſtoßen Sie den Mann, wie Sie 
wollen! Er hängt ſich doch an Ihre Rockſchöße! (Pfui! 
aus dem Zentrum. Stürmiſches, andauerndes Bravo links 
und rechts, unter wiederholten Pfui-Rufen aus dem Zentrum. 
Glocke des Präſidenten).“ 

Nach dieſer ſtürmiſchen Scene fiel vom Bundesratstiſche 
noch die Erklärung, daß Preußen bezw. das Deutſche Reich 
fernerhin keinen Vertreter beim Papſte beglaubigen werde. 
Windthorſt erblickte darin, wie er in der Sitzung des Reichstags 
vom 5. Dezember erklärte, die Preisgebung der „Lebensintereſſen 
von 15 Millionen Katholiken.“ Bismarck erwiderte, dieſe Maß— 
regel ſei einfach „eine Sache des ſtaatlichen Anſtandes“, ſolange 
der Papſt mit dem Staat einen Kampf führe, mit deſſen Durch— 
führung zu dem päpſtlichen Ziele „jedes geordnete Staatsweſen 
abſolut unverträglich ſein würde.“ Dann enthüllte Bismarck 
Folgendes: „Ich kann Ihnen noch Spezialdata anführen, 
die zeigen, daß ſchon vor dem Kriege 1870 die Ausſicht auf 
dieſen Kampf bei den eingeweihteſten Mitgliedern der römiſchen 
Politik ziemlich feſtſtand (Hört! Hört! links). Ich will eine 
beſtimmte Thatſache nennen, die ſich in den amtlichen Akten 
einer deutſchen Regierung befindet. Dieſe deutſche Regierung 
hatte Anlaß, mit dem damaligen Nuntius in München, Meglia, 
zu verhandeln über gewiſſe Arrangements in ihrem eigenen 
Staate, und im Laufe des Geſprächs bekam ſie von dieſem, wie 
es ſcheint, nicht ſo verſchwiegenen Prälaten u. a. die Bemerkung 
zu hören: ‚Wir können uns auf Vergleiche nicht mehr 
einlaſſen, uns kann doch nichts helfen als die Revo— 
lution! (Bewegung). Die Revolution fand allerdings nicht 
ſtatt, dagegen kam der Krieg von 1870. Daß der Krieg 
im Ein verſtändnis mit der römiſchen Politik gegen 
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uns begonnen worden iſt, daß an dem franzöſiſchen 
Kaiſerhofe gerade die römiſch-politiſchen, jeſuitiſchen Einflüſſe, 
die dort in berechtigter oder unberechtigter Weiſe thätig waren, 
den eigentlichen Ausſchlag gaben für den kriegeriſchen Entſchluß, 
der dem Kaiſer Napoleon ſehr ſchwer wurde und ihn faſt 
überwältigte, daß eine halbe Stunde der Frieden dort feſt be— 
ſchloſſen war, und dieſer Beſchluß umgeworfen wurde durch 
Einflüſſe, deren Zuſammenhang mit den jeſuitiſchen Grund— 
ſätzen nachgewieſen iſt — über das alles bin ich voll- 
ſtändig in der Lage, Zeugnis ablegen zu können. Denn 
Sie können mir wohl glauben, daß ich dieſe Sache nachgerade 
nicht bloß aus aufgefundenen Papieren, ſondern auch aus Mit— 
teilungen, die ich aus den betreffenden Kreiſen ſelbſt habe, ſehr 
genau weiß.“ 

Im preußiſchen Landtag, der am 16. Januar 1875 
eröffnet wurde, brachte die Regierung zur Beilegung des kirch— 
lichen Kampfes eine Geſetzvorlage ein, welche ſämtlichen Biſchöfen 
und katholiſchen Geiſtlichen, die ſich gegen die ſtaatliche Geſetz— 
gebung auflehnten, alle Leiſtungen des Staates ſperrte. Spöttiſch 
nannte die Zentrumspreſſe jene Vorlage ‚das Brotkorbgeſetz'. 
Reichenſperger brandmarkte es in der Sitzung des Abg.-Hauſes 
vom 16. März 1875 als „ein Geſetz der Rache“ und der alte 
feudale Gerlach rief: „Man ſoll Gott mehr gehorchen als den 
Menſchen!“ Ihm antwortete Bismarck: „Ich glaube Gott 
zu dienen, indem ich meinem Könige diene im Schuß 
des Gemeinweſens, deſſen Monarch er von Gottes Gnaden 
iſt, und in welchem die Freiheit gegen fremden Geiſtes— 
druck und die Unabhängigkeit unſeres Volkes gegen 
fremde Eingriffe zu ſchützen die ihm von Gott aufer— 
legte Pflicht iſt. Der Satz um den es ſich hier handelt, iſt 
nicht: Man ſoll Gott mehr dienen als den Menſchen, ſondern 
die Frage iſt: Soll man dem Papſt mehr dienen als dem Könige 
(Widerſpuch im Zentrum). Zwiſchen Papſt und Gott iſt 
für mich ein weſentlicher Unterſchied. Sollen wir 
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in weltlichen Sachen, wo es ſich um unſer Seelenheil in 
keiner Weiſe handelt, dem Papſt mehr gehorchen als dem 
Könige? Wir haben früher unter der Herrſchaft des Landrechts 
gelebt, welches viel weiter geht; und ich glaube, von den Herren, 
die jetzt behaupten, durch die Maigeſetze in ihrem Seelenheil 
geſchädigt zu ſein, annehmen zu können, daß ihre Väter ſelig 
geworden ſind unter der Herrſchaſt des Landrechts und der ge— 
ringeren Freiheit, die ihnen damals gelaſſen wurde. Der Herr 
Vorredner hat den Kultusminiſter auch nach ſeinen Erfolgen 
gefragt. Auf Erfolge kommt es aber nicht an. Wir ſtreben 
un ſererſeits zunächſt nicht nach dem Erfolg, ſondern 
nach der Pflichterfüllung, in der Überzeugung, Gott mehr 
zu dienen als den Menſchen, jeder in ſeiner Weiſe. Auch dieſes 
Geſetz wird vielleicht keinen praktiſchen Erfolg haben; aber wir 
thun einfach unſere Pflicht, indem wir die Unabhängigkeit des 
Staates und der Nation gegen fremden Einfluß ſchützen, indem 
wir die geiſtige Freiheit gegen Unterdrückung durch den Jeſuiten— 
orden und durch einen jeſuitiſchen Papſt ſicher ſtellen. Dafür 
kämpfen wir mit Gott für König und Vaterland! 
(Stürmiſcher, andauernder Beifall rechts und links. Ziſchen im 
Zentrum).“ 

Unter Verdrehung der vorſtehenden Worte Bismarcks über 
das preußiſche Landrecht, bezweifelte Windthorſt am 18. März, 
bei Fortſetzung der Beratung, ob „der Herr Miniſterpräſident 
mit einer ſolchen Erklärung vor der großen Examenkommiſſion 
beſtehen würde“ und ſtellte jeden Erfolg der Vorlage in Ab— 
rede. Bismarck erwiderte ſofort: „In jedem Examen — 
bin ich überzeugt — wird der Herr Vorredner ſehr viel 
beſſer beſtehen als ich, namentlich im juriſtiſchen, bei 
ſeiner Vielſeitigkeit auch in ſehr viel anderen Dingen; etwas 
anderes iſt es aber, praktiſche Politik zu treiben, 
und ſich mit einigem Erfolge mit der Wohlfahrt des eigenen 
Landes zu beſchäftigen; da behaupte ich meinerſeits wieder, das 
beſſer zu verſtehen, als der Herr Vorredner (Heiterkeit), und 
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alle Examina, die er machen könnte, würden ihn vielleicht nicht 
dazu befähigen, wir würden vielmehr jeden Staat bedauern, dem es bee 
ſchieden wäre, von dem Herrn Vorredner regiert zu werden 
(Heiterkeit). Die Herren aus Hannover haben ja die Erfahrung 
gemacht, und ſie werden mir ſagen können, ob ſie lieber 
einen ſtreng examinierten oder einen dem Lande 
nützlichen Miniſter haben wollen (Beifall).“ Wenn Sie 
außerdem fragen, was für Erfolge wir davon haben, 
ſo glauben Sie den Erfolg zu haben, daß Sie ſich das kirch— 
liche Bewußtſein im Kampfe ſtärken. Aber auch der Staat hat in 
Bezug auf Geſchloſſenheit durch dieſen Kampf außerordentlich 
gewonnen. Die Überzeugung von der Notwendigkeit, daß der 
Staat einige Hülfsmittel zur Verteidigung haben muß, daß ein 
ſtarker Staat vorhanden ſein muß, daß alle Parteien ein In- 
tereſſe daran haben, daß der Staat nicht in ſeiner Exiſtenz, 
in ſeinen Grundfeſten erſchüttert werde, hat ſich in dieſem 
Kampfe weſentlich gekräftigt. Die Folge davon wird ſein, daß 
wir mit der Zeit nur zwei große Parteien haben werden, eine 
die den Staat verneint und ihn bekämpft, und eine andere 
große Mehrheit der dem Staate anhänglichen, achtbaren, patrio- 
tiſch geſinnten Leute. Dieſe Partei wird ſich bilden in der 
Schule dieſes Kampfes. Der Staat iſt durch das Wachſen der 
ſtaatlichen Geſinnung der großen Mehrheit derer, die ihn ehrlich 
wollen, ſtärker und mächtiger geworden als früher, und er wird 
mächtiger und ſtärker aus dieſem Kampfe hervorgehen. Wer 
uns braucht, weiß uns zu finden, wir genügen unſeren 
Zwecken durch uns ſelbſt.“ 

Im Herrenhauſe klagte Bismarcks eigener Onkel, Herr 
v. Kleiſt⸗Retzow, am 14. April über den Verfall „der Kirche“ 
infolge dieſes Geſetzes, obwohl die evangeliſche Kirche darin 
mit keinem Worte erwähnt war. Bismarck machte das dem vere 
bitterten alten Herrn deutlich und fuhr dann fort: „Folge ich 
dem Papſte, jo geht für mich die Seligkeit verloren; 
der Papſt hat ſie nicht für mich. Er iſt auch nicht, wie 
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Graf Brühl andeutete, der Nachfolger Petri; Petrus war 
nicht unfehlbar, er ſündigte, er bereute ſeine Sünde 
und weinte bitterlich über ſie; von dem Papſt, glaube 
ich, dürfen wir das nicht erwarten.“ 

Die Erfahrungen, welche Bismarck mit dem Grafen Arnim 
gemacht hatte, und die Lücken der Geſetzgebung, welche das erſte 
Strafverfahren gegen Arnim offenbarte, machten zur Aufrecht— 
erhaltung der Disziplin im Dienſte des Auswärtigen Amtes die 
Aufnahme einer Spezialbeſtimmung (des fog. „Arnim-Para⸗ 
graphen“) in das deutſche Strafgeſetzbuch notwendig, welche die 
widerrechtliche Mitteilung amtlicher Schriftſtücke u. ſ. w., die 
Irreführung u. ſ. w. der Vorgeſetzten durch einen Beamten des 
Ausw.-Amtes unter Strafe ſtellte. Dieſe Beſtimmungen wurden 
in die dem Reichstag im Herbſt 1875 vorgelegte Strafgeſetz— 
novelle aufgenommen, von Lasker aber am 3. Dezember leb— 
haft bekämpft, worauf ihm Fürſt Bismarck erwiderte: „Was 
mir da zur Wahrung meiner Verantwortlichkeit unentbehrlich iſt, 
das muß ich nachgerade wiſſen, und in dem Verlangen, daß mir 
das gewährt werde, kann ich mich dadurch nicht irre machen 
laſſen, daß mir geſagt wird“ (von dem Abg. Lasker), „das 
widerſpräche juriſtiſchen Theorien. Mit juriſtiſchen Theorien 
läßt ſich auswärtige Politik nicht treiben (Heiterkeit und 
Bewegung). . . . Paßt es Ihnen nicht in die juriſtiſche 
Fagade, fo paßt es mir nicht in die Möglichkeit, die 
auswärtigen Geſchäfte zu führen, wenn ich gar keine 
Hülfe, feine Verſchärfung der nicht ausreichenden Disziplinar— 
beſtimmungen bekomme.“ 

Gegen Ende des Jahres 1875 tauchte wieder einmal die 
orientaliſche Frage in einem gewiſſen Gegenſatze der In— 
tereſſen Rußlands und Sſterreich-Ungarns im Orient auf. Bis— 
marcks orientaliſche Politik wurde vom Reichskanzler ſchon 
im Dezember 1875 in einem Privatgeſpräche mit dem Neichst.= 
Abg. Karl Braun genau ſo vorgezeichnet, als ſie ſpäter einge— 
halten wurde. Bismarck ſagte damals: „Friedrich der Große 
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behauptete vom Kaiſer Joſeph II., derſelbe wolle immer ſchon 
den zweiten Schritt thun, bevor er den erſten zurückgelegt habe. 
Hüten wir uns, daß man dasſelbe auch von uns ſagen könne. 
Das mächtige Deutſchland hat große Aufgaben, vor 
allem aber die, Europa den Frieden zu erhalten! Dies 
iſt für mich der oberſte Geſichtspunkt, auch in der orientalischen 
Kriſis. Ich gedenke mich ohne die äußerſte Not nicht einzu— 
miſchen. Denn gerade durch die Einmiſchung könnte ein euro— 
päiſcher Brand entſtehen, namentlich dann, wenn auf der Balkan— 
Halbinſel die Intereſſen Oſterreichs und Rußlands feindlich 
einander gegenübertreten. Nähme ich für den einen Staat 
Partei, dann würde ſich Frankreich ſofort auf die Seite des 
anderen ſchlagen, und ein europäiſcher Krieg ſtände vor der 
Thüre. Ich habe zwei mächtige Wappentiere an ihren 
Halsbändern. Ich halte ſie auseinander, erſtens damit ſie 
ſich nicht zerfleiſchen, zweitens damit ſie ſich nicht auf unſere 
Koſten verſtändigen können. Ich glaube damit nicht nur jedem 
derſelben, ſondern auch Deutſchland und Europa einen Dienſt 
zu erweiſen.“ 

Ganz in demſelben Sinne äußerte er ſich ein Jahr ſpäter, 
am 5. Dezember 1876, über ſeine Orientpolitik auf eine 
„Interpellation“ Eugen Richters im Reichstag. Er ſagte da: 
„Rußland verlangt von uns gar nichts, wofür wir unſererſeits 
einen Preis fordern könnten. Man muß ſich bei dem, was 
man in der Politik will, immer nur nach dem eigenen 
Landesintereſſe richten, nicht aber nach Preiſen, die 
ein Fremder bietet. Wir werden die Politik, die wir machen, 
aus eigenem Intereſſe machen, und eine andere zu machen, 
werden wir uns durch keine Anerbietung beſtimmen laſſen.“ 
Wenn der Herr Vorredner ein von ihm ſelbſt als apokryph 
bezeichnetes Gerücht anführte, daß ich geſagt haben ſoll, im 
ganzen Orient ſteckte kein Intereſſe, was ſo viel wert 
wäre als der Ertrag eines pommerſchen Rittergutes, ſo iſt das 
irrtümlich. Es iſt in allen ſolchen Legenden ein Stückchen 
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Wahrheit, und a Biſſerle Falſchheit ift allweil dabei (Große 
Heiterkeit). Ich habe geſagt: ich werde zu irgend welcher 
aktiven Beteiligung Deutſchlands an dieſen Dingen 
nicht raten, ſo lange ich in dem Ganzen für Deutſchland 
kein Intereſſe ſehe, welches auch nur — entſchuldigen 
Sie die Derbheit des Ausdrucks — die geſunden Knochen 
eines einzigen pommerſchen Musketiers wert wäre. 
Ich habe ausdrücken wollen, daß wir mit dem Blute unſerer 
Landsleute und unſerer Soldaten ſparſamer ſein müßten, als 
es für eine willkürliche Politik einzuſetzen, zu der uns kein In— 
tereſſe zwingt (Beifall). Und inſofern ſind wir allerdings 
der Mindeſtbeteiligte. Man weiß die Nützlichkeit dieſer 
unſerer Stellung zu ſchätzen; denn wir allein haben die 
Möglichkeit, unbeteiligt zu vermitteln, in einer Richtung 
hin, die entweder den Krieg verhindert, oder wenn das ſich als 
möglich nicht erweiſen ſollte, wenigſtens die Mittel dazu bieten 
kann, ihn einzuſchränken, zu lokaliſieren, zu hindern, daß aus 


dem orientalifchen Kriege ein europäiſcher werde, ein Krieg 
zwiſchen zwei europäiſchen Mächten.“ ) 


X. 
Aus den Jahren 1877 bis Ende 1881. 


Am 10. März 1877, als die Reichst.-Abg. Lasker und 
Richter die Erhöhung der Matrikularbeiträge dem Mangel von 
Reichsminiſterien, eines Reichsfinanzminiſters zuſchrieben, 
erklärte ihnen Fürſt Bismarck: „Ich glaube, Sie täuſchen ſich 
über die Entwickelung, die ein Reichsminiſterium nehmen würde. 
Die Macht der Stammeseinheit, der Strom des Partikularis— 
mus, iſt bei uns immer ſehr ſtark geblieben; er hat an Stärke 
gewonnen, ſeitdem ruhige Zeiten eingetreten ſind. Ich kann 
ſagen, die Reichsflut iſt rückläufig; wir gehen einer 
Ebbe darin entgegen. Es wird auch die Reichsflut wieder 


ſteigen. Man muß nur nicht annehmen, daß in drei oder ſelbſt 
Blum, Bismarcks Mahnworte. 8 
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in zehn Jahren alle dieſe Sachen fertig gemacht werden können. 
Überlaſſen Sie unſern Kindern auch noch eine Aufgabe; ſie 
könnten ſich ſonſt langweilen in der Welt, wenn gar nichts mehr 
für ſie zu thun iſt (Heiterkeit).“ 

Von 1877 an beſchäftigte ſich Bismarck in einem zehnmonat⸗ 
lichen Urlaub in Varzin eifrigſt mit der deutſchen Reichsſteuer⸗ 
und Tarifreform. Schon am 22. Februar 1878 bezeichnete er dem 
Reichstag die Ziele ſeiner Reichs ſteuerpolitik, indem er 
ausſprach: „Sie wiſſen von mir, daß ich ein Gegner der 
direkten, ein Freund der indirekten Steuern bin, daß 
ich auf dieſem Gebiet eine umfaſſende Reform anſtrebe, die das 
Reich aus arm, was es jetzt iſt, wirklich reich macht. Mein Ideal 
iſt nicht ein Reich, was vor den Thüren der Einzel— 
ſtaaten ſeine Matrikularbeiträge einſammeln muß, 
ſondern ein Reich, welches, da es die Hauptquelle guter 
Finanzen, die indirekten Steuern, unter Verſchluß hält, an alle 
Partikularſtaaten im ſtande wäre, herauszuzahlen; 
und ich bin überzeugt, daß wir auf dem Wege der Reform 
dahin gelangen können.“ 

Vorläufig aber war die orientaliſche Verwickelung 
noch dringender. Deshalb erläuterte am 19. Februar 1878 
Bismarck dem Reichstag die leitenden Grundſätze der nun, 
am Ende des ruſſiſch-türkiſchen Krieges, beabſichtigten deutſchen 
Vermittelungspolitik. Er ſagte: „Die freie Hand, welche 
Deutſchland ſich erhalten hat, die Ungewißheit über Deutſch— 
lands Entſchließungen mögen nicht ohne Mitwirkung in der 
bisherigen Erhaltung des Friedens ſein. Spielen Sie die 
deutſche Karte aus, werfen Sie ſie auf den Tiſch — und jeder 
weiß, wie er ſich danach einzurichten oder ſie zu umgehen hat. 
Es iſt das nicht praktiſch, wenn man den Frieden vermitteln 
will. Die Vermittelung des Friedens denke ich mir 
nicht ſo, daß wir nun bei divergierenden Anſichten den 
Schiedsrichter ſpielen und ſagen: So ſoll es ſein, und da— 
hinter ſteht die Macht des Deutſchen Reiches (Sehr gut!), ſondern 
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ich denke ſie mir beſcheidener, ja — ohne Vergleich im übrigen, 
ſtehe ich nicht an, Ihnen etwas aus dem gemeinen Leben zu 
citieren — mehr als die eines ehrlichen Maklers, der das 
Geſchäft wirklich zu ſtande bringen will (Heiterkeit) .. . Das 
iſt die Rolle, die ich mir denke, und die den freundſchaftlichen 
Verhältniſſen entſpricht“, die Deutſchland zu Rußland und 
Oſterreich-⸗Ungarn, aber auch zu England hegt, „und ich ſchmeichle 
mir deshalb, daß wir auch zwiſchen England und Rußland unter 
Umſtänden ebenſo gut Vertrauensperſon ſein können, als ich 
ſicher bin, daß wir es zwiſchen Oſterreich und Rußland find, 
wenn fie ſich nicht von ſelbſt einigen können (Beifall). Das Drei— 
kaiſerverhältnis, wenn man es ſo nennen will, während man 
es gewöhnlich Bündnis nennt, beruht nicht auf geſchriebenen 
Verpflichtungen, und keiner der drei Kaiſer iſt verpflichtet, ſich 
von den anderen zwei Kaiſern überſtimmen zu laſſen. Es be— 
ruht auf der perſönlichen Sympathie zwiſchen den drei 
Monarchen, auf dem perſönlichen Vertrauen, welches dieſe 
hohen Herren zu einander haben, und auf dem auf langjährige 
perſönliche Beziehungen baſierten Verhältniſſe der leitenden Mi— 
niſter in allen drei Reichen. Ich bin nicht der Meinung, 
daß wir den Napoleoniſchen Weg zu gehen hätten (Sehr gut!), 
um, wenn nicht der Schiedsrichter auch nur der Schulmeiſter 
in Europa ſein zu wollen (Beifall). Wir werden niemals 
die Verantwortung übernehmen, eine ſichere, ſeit 
Menſchenaltern erprobte Freundſchaft einer großen mächti— 
gen Nachbarnation (Rußlands), dem Kitzel, eine Richter— 
rolle in Europa zu ſpielen, aufzuopfern (Beifall). 
Deutſchland iſt durch ſeine Erſtarkung auch zu neuen Verpflich— 
tungen herangewachſen. Aber wenn wir eine große Anzahl Be— 
waffneter in die Wagſchale der europäiſchen Politik werfen 
können, ſo halte ich doch niemanden dazu berechtigt, der Nation, 
dem Kaiſer und den Fürſten, wenn wir Angriffskriege führen 
wollten, den Rat zum Appell an die erprobte Bereitwilligkeit 
der Nation zur Hingabe von Blut und Vermögen für einen 
8 * 
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Krieg zu erteilen. Nur für den Schutz unſerer Unab— 
hängigkeit nach außen, unſerer Einigkeit unter uns und 
für diejenigen Intereſſen, die ſo klar ſind, daß, wenn wir für 
ſie eintreten, nicht bloß das einſtimmige notwendige Votum des 
Bundesrats, ſondern auch die volle Überzeugung, die volle Be— 
geiſterung der deutſchen Nation uns trägt — nur einen 
ſolchen Krieg bin ich bereit dem Kaiſer anzuraten 
(Lebhafter Beifall !).“ 

Zur Begründung des So zialiſtengeſetzes hielt 
Bismarck am 17. September 1878 im Reichstag eine höchſt denk— 
würdige Rede über das Weſen und die Ziele der vater— 
landsloſen Um ſturzpartei. Dieſer großen Rede entnehmen 
wir folgende Stellen und Mahnworte: „Ich würde auch, wenn 
Herr Bebel den Wunſch hätte, ſich abends mit mir zu unterhalten, 
ihm nicht ausweichen, ich würde daran vielleicht die Hoffnung 
knüpfen, daß ich endlich auch erführe, wie Herr Bebel und 
Genoſſen ſich den Zukunftsſtaat, auf den ſie durch Nieder— 
reißen alles deſſen, was beſteht, was uns teuer iſt und ſchützt, 
vorbereiten wollen, eigentlich denken. Es iſt das Beſprechen 
außerordentlich ſchwierig, ſo lange wir darüber in demſelben 
Dunkel tappen, wie die gewöhnlichen Zuhörer bei den Reden 
in ſozialdemokratiſchen Verſammlungen; ſie erfahren auch nichts 
davon, es wird verſprochen, es werde beſſer werden, es gäbe 
bei wenig Arbeit mehr Geld — woher es kommt, namentlich, 
woher es auf die Dauer kommt, wenn die Teilung, die Beraubung 
der Beſitzenden einmal geſchehen ſein wird; denn dann wird 
vielleicht der Arbeitſame und Sparſame wieder reich werden 
und der Faule und Ungeſchickte wieder arm, und wenn das nicht 
iſt, wenn jedem das Seinige von oben her zugewieſen werden 
ſoll, gerät man in eine zuchthausmäßige Exiſtenz, 
wo keiner ſeinen ſelbſtändigen Beruf und ſeine Unabhängigkeit 
hat, ſondern wo ein jeder unter dem Zwang der Aufſeher ſteht. 
Und jetzt im Zuchthaus, da iſt wenigſtens ein Aufſeher zur 
Kontrolle, das iſt ein achtbarer Beamter, über den man ſich 
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beſchweren kann; aber wer werden denn die Aufſeher fein 
in dem allgemeinen ſozialiſtiſchen Zuchthaus? Das 
werden die Redner ſein, die durch ihre Beredſamkeit die 
große Maſſe für ſich gewinnen, gegen die wird kein Appell ſein, 
das werden die erbarmungsloſeſten Tyrannen, und die 
anderen Knechte der Tyrannen ſein, wie ſie je erfunden wurden. 
Ich glaube, niemand wird in ſolchen Verhältniſſen leben mögen, 
wenn er ſich dieſes Ideal ausmalt, was wir ſo durch die Ritzen 
zu erfahren kriegen — denn offen hat noch keiner der 
Herren ein poſitives Programm geben wollen; ſowie 
ſie mit einem ſolchen auftreten würden, wie ſie wirklich 
ſich die Zukunft zu geſtalten gedenken, ſo lacht ſie jeder ein— 
ſichtige Arbeiter aus, und dem wollen ſie ſich nicht aus— 
ſetzen.“ — 

Nun ſei ein ſcharfes Vorgehen notwendig, da die ſozial— 
demokratische Preſſe alle Teilnehmer an der der Partei drohenden 
Geſetzgebung davon abzuſchrecken ſuche durch die Drohung: „ſie 
möchten ſich doch der Verantwortlichkeit einmal klar bewußt 
werden, die ſie perſönlich übernehmen, wenn ſie gegen die Sozial— 
demokratie vorgehen. Discite moniti! Ihr ſeid gewarnt! Wo— 
vor denn gewarnt? Doch vor nichts anderem, als vor dem nihi— 
liſtiſchen Meſſer und der Nobiling'ſchen Schrotflinte. Ja, m. H., 
wenn wir in einer ſolchen Weiſe unter der Tyrannei 
einer Geſellſchaft von Banditen exiſtieren ſollen, 
dann verliert jede Exiſtenz ihren Wert (Lebhafter 
Beifall).“ 

In derſelben Rede führt Bismarck aus, daß ſämtliche 
ſozialdemokratiſche Abgeordnete im Reichstag ſeit 1867 
niemals irgend einen poſitiven Vorſchlag zu Gunſten 
der Arbeiter gemacht, ſondern „immer nur die reinſte 
Negation, nur Untergrabung und Umſturz zu Markte 
gebracht“ hätten. „Ich glaube auch den Grund zu 
wiſſen, warum die Herren darüber, wie ſie die Welt 
künſtlich geſtalten wollen, wenn ſie die Herren wären, 
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ſorgfältig ſchweigen: ſie wiſſen es nicht, ſie haben auch 
den Stein der Weiſen nicht. Sie können die Verſprechungen 
niemals halten, mit denen ſie jetzt die Leute verführen 
(Beifall rechts). Wenn fie diefen ihren Leuten nun glänzende 
Verſprechungen machen, dabei in Hohn und Spott, in Bild und 
Wort alles, was ihnen bisher heilig geweſen iſt, als einen 
Zopf, eine Lüge darſtellen, ihnen den Glauben an Gott, an 
unſer Königtum, die Anhänglichkeit an das Vaterland, den 
Glauben an die Familienverhältniſſe, den Beſitz, an die Ver— 
erbung deſſen, was ſie erwerben für ihre Kinder, — wenn ſie 
ihnen alles das nehmen, ſo iſt es doch nicht allzu ſchwer, einen 
Menſchen von geringem Bildungsgrad dahin zu führen, daß er 
ſchließlich mit Fauſt ſpricht: „Fluch ſei der Hoffnung, Fluch dem 
Glauben, und Fluch vor allem der Geduld!‘ Ein fo geiſtig ver— 
armter und nackt ausgezogener Menſch — was bleibt 
denn dem übrig, als eine wilde Jagd nach ſinnlichen 
Genüſſen, die allein ihn noch mit dieſem Leben verſöhnen 
können? (Sehr wahr!). Wenn ich zu dem Unglauben gekommen 
wäre, der dieſen Leuten beigebracht iſt — ja, m. H., ich lebe in 
einer reichen Thätigkeit, in einer wohlhabenden Stellung, aber 
das alles könnte mich doch nicht zu dem Wunſche veranlaſſen, 
einen Tag länger zu leben, wenn ich das, was der Dichter 
nennt: ‚An Gott und beſſere Zukunft glauben‘, nicht hätte 
(Lebhafter Beifall). Rauben Sie das dem Armen, dem Sie 
gar keine Entſchädigung gewähren können, ſo bereiten Sie 
ihn eben zu dem Leben süberdruß vor, der ſich in 
Thaten äußert, wie die, die wir erlebt haben.“ 

Das üppige Emporwachſen der Sozialdemokratie ſeit 
1871 erklärt Bismarck damit, daß dieſe Partei auf der einen Seite 
ſich ihren Lieblingstummelplatz, Frankreich, ſeit der Niederwerfung 
der Pariſer Kommune im Mai 1871, verſchloſſen fab, im Deut- 
ſchen Reiche dagegen fand „ein Land mit ſo milden Geſetzen, 
mit jo gutmütigen Richtern (Heiterkeit), ein Land mit fo Bere 
vorragender Freude an der Kritik, ein Land, in dem die Operations» 
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baſen des Sozialismus, die großen Städte, durch die fortſchritt⸗ 
liche Bearbeitung ſehr ſorgfältig vorbereitet waren (Heiterkeit). 
Der Fortſchritt iſt, um landwirtſchaftlich zu ſprechen, 
eine ſehr gute Vorfrucht (Heiterkeit) für den Sozialis— 
mus als Bodenbereiter, er gedeiht danach vorzüglich. . . 
Der Deutſche hat an und für ſich eine ſtarke Neigung zur Un⸗ 
zufriedenheit. Ich weiß nicht, wer von uns einen zufriedenen 
Landsmann kennt (Heiterkeit). Der Ehrgeiz des Deutſchen hat 
keine Grenze. Es iſt das eine Eigenſchaft, die ihre ſehr guten 
Seiten hat, die deutſche Strebſamkeit, ſie ſteckt ihr Ziel niemals 
zu kurz — aber ſie hat auch für die Zufriedenheit im Staat 
ihr ſehr Bedenkliches.“ 

Zur Ergänzung des Sozialiſtengeſetzes legte Bismarck dem 
Reichstag am 9. Januar 18 79 einen Geſetzentwurf vor, welcher 
dem Reichstag eine mäßige Strafgewalt über ſeine Mitglieder 
einräumen und namentlich verhindern wollte, daß die auf der 
Tribüne des Reichstags gehaltenen ſozialdemokratiſchen Brand— 
reden ſtraflos in der Preſſe verbreitet würden. Die Oppoſitions⸗ 
parteien nannten die Vorlage höhniſch „das Maulkorbgeſetz“, 
und die Mehrheit lehnte ſie ab, obwohl Bismarck am 4. März 
1879 mit folgenden Worten dafür eingetreten war: „Die ſo- 
zialiſtiſche Agitation iſt etwas ganz anderes, als wenn 
auch einige Redner anderer Parteien mitunter ſehr 
unangenehme Worte ſagen, eine Agitation, die ſich an die 
urteilsloſen Maſſen wendet, deren Begehrlichkeit durch den Not⸗ 
ſtand und unerfüllbare Verſprechungen angeregt iſt. Dazu das 
geſetzlich unanfechtbare Mittel des Abdrucks jeder Rede abzu⸗ 
ſchneiden, war der Hauptzweck dieſes Geſetzes, und der Gedanke 
iſt uns deshalb auch nicht früher, ſondern erſt nach der Offen- 
barung der Macht und der Ziele des Sozialismus, wie wir ſie 
in dieſem vergangenen Jahre noch ſtärker als im vorvergangenen 
gehabt haben — als eine Notwehr der Geſellſchaft gegen 
die Gefahr, die uns von da droht, gekommen, und unſere 
Frage an Sie iſt: Wollen Sie uns in dem Kampfe gegen die 
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gefährlichen Tendenzen des Sozialismus ferner mit der Energie 
beiſtehen, auf die wir Hoffnung hatten zu den Zeiten der 
Wahlen und zu den Zeiten der Attentate, oder iſt die Gefahr 
durch das augenblickliche, wohlüberlegte Schweigen und Wohl- 
verhalten der Sozialiſten Ihnen anſcheinend ſchon ſo ferne ge— 
rückt, daß Sie glauben, die Regierung mit ihrer Bitte um Bei— 
ſtand nach dieſer Richtung hin im Stiche laſſen zu können? 
Danach muß die Regierung ja das Maß von Erfolg, auf welchen 
ſie überhaupt im Kampfe gegen den Sozialismus rechnen kann, 
ihrerſeits bemeſſen, und wir können ohne den Beiſtand des 
Reichstags nichts machen.“ 

Im Frühjahr 1879 legte Bismarck ſeine ſeit Jahren vor— 
bereiteten Reformpläne der deutſchen Zoll- und Reichs- 
ſteuerpolitik vor. Am 2. Mai begann im Reichstag die 
Generaldebatte über die Zolltarifvorlage, und Bismarck ent— 
wickelte dabei die Ziele ſeiner deutſchen Wirtſchaftsreform 
in folgenden Worten: „Statt ein läſtiger Koſtgänger 
bei den Einzelſtaaten zu ſein, ein mahnender Gläubiger, 
könnte das Reich der freigebige Verſorger der Ein— 
zelſtaaten ſein bei richtiger Benutzung der Quellen, zu welchen 
die Schlüſſel durch die Verfaſſung in die Hände des Reichs 
gelegt, bisher aber nicht benutzt worden ſind. In allen 
dieſen (wirtſchaftlichen) Fragen halte ich von der Wiſſen— 
ſchaft gerade ſo wenig, wie in irgend einer anderen Beur— 
teilung organiſcher Bildungen. Unſere Chirurgie hat ſeit 2000 
Jahren glänzende Fortſchritte gemacht, die ärztliche Wiſſenſchaft 
in Bezug auf die inneren Verhältniſſe des Körpers, in die das 
menſchliche Auge nicht hineinſehen kann, hat keine gemacht; wir 
ſtehen heute demſelben Rätſel gegenüber wie früher. So iſt es 
auch mit der organischen Bildung der Staaten. Die abſtrakten 
Lehren der Wiſſenſchaft laſſen mich in dieſer Beziehung voll— 
ſtändig kalt, ich urteile nach der Erfahrung, die wir 
erleben. Ich ſehe, daß die Länder, die ſich ſchützen, gedeihen; 
ich ſehe, daß die Länder, die offen ſind, zurückgehen. Nach 
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meinem Gefühl ſind wir, ſeitdem wir unſere Tarife tief herunter— 
geſetzt haben, in einem Verblutungsprozeß begriffen, der durch 
die verrufene Milliardenzahlung um ein paar Jahre aufgehalten 
iſt, der ohne dieſe Milliarden aber wahrſcheinlich ſchon vor fünf 
Jahren ſo weit gekommen wäre, wie heute.“ 

Am 21. Mai verteidigte Bismarck die Getreidezölle 
u. A. mit folgenden Worten: „Sind niedrige Getreide— 
preiſe in wirtſchaftlicher Beziehung an ſich als ein 
Glück anzuſehen? Wenn wir das als richtig annehmen, ſo 
müßten die Länder im Oſten, welche die wohlfeilſten Getreide— 
preiſe haben, die Länder der unteren Donau, an der Theiß, 
Galizien und der ſüdliche Teil des europäiſchen Rußland in 
wirtſchaftlicher Beziehung die glücklichſten, wohlhabendſten, 
kräftigſt entwickelten Länder in Europa ſein. Oſtpreußen würde 
nach meiner Rechnung 25 bis 30 Prozent glücklicher ſein müſſen, 
als das Elſaß und der Breisgau.“ Dagegen beſtünden erfah— 
rungsmäßig „die höchſten Kornpreiſe in Europa dauernd gerade 
in denjenigen Ländern, in welchen alle Zweige der gewerblichen 
Thätigkeit am kräftigſten entwickelt ſind, im Weſten Deutſchlands, 
in den Niederlanden, in Belgien, in Frankreich, namentlich im 
Norden Frankreichs und in England. Es wird alſo auch dort 
der Nachweis geliefert, daß im Gegenteil die beſſeren Ein— 
nahmen des Landwirts wahrjcheinlich die Grundlagen 
einer Belebung des ganzen gewerblichen Lebens ſind, 
und ich bin überzeugt, daß, wenn unſere Landwirte ihr Korn, 
ich will nicht ſagen teurer, aber ſicherer verkaufen, der Abſatz 
geſicherter iſt, daß wir dann infolge dieſes Tarifs zu einer 
kräftigen Erneuerung unſerer wirtſchaftlichen Thätigkeit gelangen 
werden. Ich bin der Meinung, daß dieſer Zoll an und für 
ſich auf den Preis noch keinen Einfluß haben wird, ja ich ſehe 
mit einem gewiſſen Bedauern darauf, denn ich muß mich fragen: 
rückt der Augenblick nicht näher, wo unſere Landwirt— 
ſchaft überhaupt nicht mehr beſtandsfähig iſt? Ja, m. 
H., wenn das eintritt, ſo geht dabei nicht bloß die Land— 
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wirtſchaft zu Grunde, dabei geht auch der preußiſche 
Staat, das Deutſche Reich zu Grunde, ganz einfach (Sehr 
wahr! ).“ 

Nachdem Bismarck am 24. September 1879 in Wien mit 
dem Grafen Andraſſy, unter Genehmigung des Kaiſers Franz 
Joſef von Oſterreich das Friedensbündnis des Deutſchen 
Reiches mit Oſterreich— Ungarn geſchloſſen hatte — das 
ſich im Januar 1883 durch den Beitritt Italiens zum Drei— 
bund erweiterte — legte Bismarck gegen Ende September dem 
Kaiſer Wilhelm eine Denkſchrift über das Verhältnis 
Deutſchlands zu Rußland und Sſterreich vor, da der 
Kaiſer anfangs wenig Neigung zeigte, das Wiener Bündnis zu 
genehmigen. Dieſer Denkſchrift entnehmen wir folgende Haupt— 
ſätze: „Deutſchland hat nach wie vor dieſelben Gründe und 
dieſelben Wünſche, mit Rußland in Freundſchaft zu leben, wie 
früher, hat kein Intereſſe, dieſem Nachbar gegenüber andere 
als friedliche und freundliche Abſichten zu hegen. Dagegen haben 
wir auch kein Intereſſe daran, etwaige orientaliſche oder pan— 
ſlaviſtiſche Eroberungspläne Rußlands zu fördern, denn dies 
würde nicht geſchehen können, ohne unſere Beziehungen zu an— 
deren Freunden, namentlich Ofterreich, zu verſchlechtern. Was 
wir nicht vertragen könnten, wäre die Zumutung, die an weitere 
ruſſiſche Eroberungen im Orient ſich knüpfende Feindſchaft 
Oſterreichs und Englands auf uns zu nehmen. Die öſterreichiſch— 
ungariſche Monarchie iſt in demſelben Maße wie wir an der 
Erhaltung des Friedens intereffiert, und gleich uns frei von 
Beſtrebungen, in dem status quo Europas Anderungen herbei— 
zuführen. Beide Reiche haben bis 1866 in organiſchen Be— 
ziehungen zueinander geftanden, durch welche beiden ihr Beſitz— 
ſtand gegen ungerechte Angriffe geſichert war. Dadurch ſind 
beide Mächte niemals verhindert worden, mit dem Beiden be— 
nachbarten ruſſiſchen Reiche in der engſten und ein Jahrhundert 
hindurch ungeſtörten Freundſchaft zu leben. In dieſer Wahr- 
nehmung finden wir eine beruhigende Bürgſchaft für die Sicher- 
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heit und die Unabhängigkeit der Politik beider befreundeten 
Reiche, und im Beſitze dieſer Bürgſchaft wird Deutſchland ſich 
nach wie vor der Aufgabe hingeben dürfen, ſeine bewährten 
freundſchaftlichen Beziehungen zu dem mächtigen ruſſiſchen Nach- 
barreiche wie in der Vergangenheit ſo auch in der Zukunft zu 
pflegen.“ 

Schon nach dem am 7. Februar 1878 erfolgten Tode des 
ſtreitbaren Papſtes Pius IX. und der Wahl des friedlichen 
Leo XIII. zum Papſte, hatte Bismarck Friedens verhandlungen 
mit Rom angeknüpft, dabei aber die Erfahrung von neuem ge— 
macht, daß der Papſt ſelbſt bei weitem geneigter war, den 
kirchlichen Frieden in Preußen und dem Deutſchen Reiche wieder 
zu gewinnen als die herrſchſüchtige jeſuitiſche Umgebung des 
Papſtes. Im Jahr 1880 ließ Bismarck die bezüglichen Ver— 
handlungen durch den deutſchen Botſchafter Prinzen Reuß in 
Wien mit dem dortigen päpſtlichen Nuntius Jacobini führen 
und richtete an Reuß am 20. April folgenden Erlaß: 
„Daß in unſeren Unterhandlungen Rückſchläge früher oder ſpäter 
eintreten würden, darauf war ich durch die Haltung des Zen— 
trums vorbereitet. Wir müſſen auch ferner darauf gefaßt ſein, 
daß man von römiſcher Seite jedes Mittel der Diplomatie er— 
ſchöpfen wird, bevor wir zu einem erträglichen Modus vivendi 
gelangen, und wir werden noch mehr Phaſen wie die gegen— 
wärtige durchzumachen haben. Daß wir unſer Schwert zer— 
brechen ſollen, während die Kurie ihre Politik friedlich oder 
feindlich einrichten kann, nach dem Willen des jeweiligen Papſtes 
und ſeiner Ratgeber, iſt von uns nicht zu verlangen. Was 
hilft uns die theoretiſche Parteinahme des römiſchen 
Stuhls gegen die Sozialiſten, wenn die katholiſche 
Fraktion im Lande, unter lauter Bekennung ihrer Ergebung 
in den Willen des Papſtes, in allen ihren Abſtimmungen den 
Sozialiſten wie jeder anderen untergrabenden Rich— 
tung öffentlich Beiſtand leiſtet? Sie nimmt jede reichs— 
feindliche Beſtrebung unter ihren Schutz. Mag eine . 
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ſolche von den Sozialiſten, von den Polen oder von der 
welfiſchen Fronde ausgehen, das Syſtem bleibt ſtets dasſelbe, 
die Regierung des Kaiſers nachdrücklich zu bekämpfen. Ein 
Wort vom Papſte oder von den Biſchöfen, auch nur der 
leiſeſten Abmahnung würde dieſem unnatürlichen Bunde 
des katholiſchen Adels und der Prieſter mit So— 
zialiſten ein Ende machen. So lange ſtatt deſſen die Re— 
gierung in den Grundlagen ihres Daſeins und Beſtehens durch 
die römiſche katholiſche Fraktion bekämpft wird, iſt eine Nach— 
giebigkeit für erſtere ganz unmöglich. Die Regierung kann 
friedlichen Beftrebungen friedlich entgegenkommen; 
läßt ſie ſich aber durch Kampf und Drohungen die 
Hand zwingen, ſo hat ſie als Regierung abgedankt.“ 

Am 5. Mai ließ Bismarck an den Prinzen Reuß weiter 
ſchreiben: „Die Erklärung, daß der römiſche Stuhl keinen 
Einfluß auf das Zentrum beſitze, findet bei uns nicht 
Glauben.“ 

Wenige Tage ſpäter, am 8. Mai, hielt Bismarck im Reichs- 
tage gründliche Abrechnung mit dem Zentrum, dem er 
vorwarf, daß es gegen alle Vorlagen im Reichstag und preußi— 
ſchen Landtag ſtimme. Und dabei bilde es mit ſeinen 100 Mann 
„an den meiſten Tagen reichlich die Hälfte der Präſenzzahl. 
Die Herren vom Zentrum werden wiſſen, was ſie dabei bezwecken 
und damit erreichen. Meine Beſchwerde wendet ſich mehr gegen die 
Anhängſel des Zentrums, dieſen Belagerungsturm, 
welcher der Regierung ununterbrochen kampfbereit, angriffsbereit 
gegenüberſteht, die dieſes Paſſivum, mit dem unſer parla— 
mentariſches Vermögen belaſtet iſt, dieſes tote Gewicht be— 
nutzen, um hinauf zu ſpringen, um von dieſem Turm 
— damit ich im Bilde bleibe — den Mauerbrecher gegen 
die Regierung einſetzen und, geſtützt auf die Bundesge— 
noſſenſchaft des Zentrums, die Regierung anzugreifen und gegen 
ſie zu ſtimmen. Die Bereitwilligkeit, von dieſer immer bereiten 
Oppoſition des Zentrums Gebrauch zu machen, gewiſſermaßen 
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auf die Schultern des Zentrums zu fpringen, um von dort aus 
die Regierung zu bekämpfen, hat doch ihr ſehr Bedenkliches, 
m. H.! Ich halte den Boden, auf dem das Reich gegründet iſt, 
noch nicht gewachſen und ſolide genug, um mit dieſer Ver— 
geſſenheit, mit dieſer Sicherheit ſich der deutſchen Neigung hin— 
zugeben, der Regierung Oppoſition zu machen. Gegen die 
Regierung mit allen Mitteln zu kämpfen, iſt ja ein 
Grundrecht und Sport eines jeden Deutſchen, und wenn 
man da einen allezeit bereiten Bundesgenoſſen findet, der alles 
mitmacht, ſo iſt das ſehr willkommen für jemand, der etwas 
gegen die Reichsregierung hat, aus beſonderen Gründen, aus 
Überzeugung oder aus Fraktionsgründen. Aber die Fortſetzung 
dieſes Syſtems, die Partei, mit der zu meinem Bedauern ein 
grundſätzlicher Zwieſpalt herrſcht, als einen willkommenen 
Kryſtalliſationspunkt für jedes Oppoſitionsgelüſte zu benützen, 
halte ich für die Reichsverfaſſung verderblich, namentlich verderb— 
lich im Sinn der Liberalen, noch mehr als im Sinn der Konſer— 
vativen.“ Er mahnt daher: es möchten „die ganzen liberalen 
Parteien ſich dazu entſchließen können, dem Zentrum 
die Heerfolge abſolut und für immer zu verſagen. Können 
ſie das nicht, dann ſind meine Vorausſichten trübe; können ſie 
das, ſo will ich meine letzten Kräfte dem Streben dazu widmen.“ 
In der nämlichen Reichstagsſitzung vom 8. Mai 1880 benützte 
Bismarck aber auch das Schauſpiel, daß die große Mehrheit 
des Reichstags in der Frage des Anſchluſſes Hamburgs 
an das deutſche Zollgebiet ſich gegen dieſe ſtreng 
nationale und verfaſſungsmäßige Forderung in Widerſpruch 
ſtellte, zum Anlaß, den Gründen und Erſcheinungen der Er— 
mattung der nationalen Begeiſterung näher zu treten. 
Dabei ſprach er die ernſten Mahnworte: „Mir kommt es darauf 
an, die ganze Wandlung des Rechtsgefühls, des Rechts— 
bewußtſeins und der Rechtsvertretung nachzuweiſen, die 
in allen Behörden erkennbar iſt, ſeit die Begeiſterung 
für die deutſche Einheit und für die Herſtellung des 


l'Asia 4. 2) + a ee 9 


126 X. 1880. B. über die Ermattung der nationalen Begeiſterung, 8. Mai. 


neuen Reiches etwas matter geworden iſt (Widerſpruch 
links). Ja, matter geworden, m. H.! Ich ſtehe auf der Stelle, 
wo jedermann das am deutlichſten fühlt; der Geiſt des Par— 
tikularismus iſt gewachſen (ſehr richtig! links), die Kämpfe 
der Parteien — und das wirkt auf die Haltbarkeit des 
Verfaſſungsbodens als Tummelplatz für dergleichen Kämpfe; 
entweder hält man den Boden für unzerſtörbar, oder man macht 
ſich nicht viel daraus, ihn zu zerſtören, und ich bin vollſtändig 
berechtigt, von meinen Standpunkt her ein vollwichtiges Zeugnis 
abzulegen; ich bin kompetenter Zeuge dafür. Deshalb alſo, wenn 
Sie mich fragen, warum ich den Beſchlüſſen, die heute gefaßt 
werden können, eine praktiſche Tragweite nicht beilege und 
dennoch mich an der Debatte unter perſönlichen Schwierigkeiten 
beteilige, jo kann ich darauf nur erwidern, daß es mir ein Vee 
dürfnis geweſen iſt, noch einmal von hier aus Zeugnis abzu— 
legen für die nationalen Beſtrebungen und gegen die partikula— 
riſtiſchen und Parteibeſtrebungen, die der Entwickelung des 
Reiches im Wege ſtehen. Ich weiß nicht, ob der Boden der 
Reichsverfaſſung feſt genug iſt, ob der Baum, den ſie bildet, 
feſt genug gewurzelt iſt, um zur Unterlage derjenigen Partei 
kämpfe und partikulariſtiſchen Strebungen zu dienen, welche 
heutzutage auf demſelben ausgefochten werden ſollen. Ich richte 


beſonders an die liberale Partei die Frage: iſt es nützlich, Ver⸗ 


faſſungsentſcheidungen anzuregen und bis zum Außerſten zu 
verfolgen im Streit zwiſchen Reichstag und Bundesrat? Iſt 
es nützlich, den Partikularismus zu unterſtützen? Er iſt ſtark 
genug ohne Sie, m. H.! Vor allem möchte ich warnen vor der 
Tendenz, zwiſchen den Regierungen Unfrieden zu ſäen. Der 
feſte, vertrauensvolle Friede der Regierungen unter— 
einander iſt der unentbehrliche Hort unſerer Ver— 
faſſung. Ich habe nunmehr den Kampf für die deutſche Cine 
heit ſeit 30 Jahren geführt; es ſind nahezu 30 Jahre, daß 
ich am Bundestag zuerſt dafür eingetreten bin, es ſind 18 Jahre, 
daß ich in einer Stellung bin“, — nämlich in der Stellung als 
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leitender Miniſter — die beſonders zu „ungeſättigtem Haß“ und 
Neid Veranlaſſung gebe. „Ich bin nicht mehr jung, ich habe 
gelebt und geliebt (Heiterkeit), gefochten auch, und ich habe 
keine Abneigung mehr gegen ein ruhiges Leben. Das Einzige, 
was mich in meiner Stellung hält, iſt der Wille des Kaiſers, 
den ich in ſeinem hohen Alter gegen ſeinen Willen nicht habe 
verlaſſen können, verſucht habe ich es mehrmals. Aber ich kann 
Ihnen ſagen: Ich bin müde, todmüde, und namentlich wenn ich 
erwäge, gegen was für Hinderniſſe ich kämpfen muß, wenn ich 
für das Deutſche Reich, für die deutſche Nation, für ihre Ein— 
heit eintreten will. Ich will das nicht charakteriſieren, ich würde 
den Gleichmut verlieren. — So ruhig zuſehen, daß das 
Deutſche Reich, welches ich mit Aufwand meiner Lebens— 
kraft habe gründen helfen, zurückgeht, das vermag 
ich nicht. In meinem Alter wird man aber ruhiger und ſtiller, 
ich habe ein Bedürfnis nach beſchaulicher Einſamkeit — dann 
richten Sie das Reich ein, wie Sie wollen, aber verlangen 
Sie meine Mitwirkung nicht, wenn jeder ſich für be— 
rechtigt und berufen hält, die Grundlagen des Reiches 
in Frage zu ſtellen (Lebhafter Beifall rechts, Ziſchen links 
und im Zentrum).“ 

Auch am 4. Februar 1881 ſprach ſich Bismarck im Abg.= 
Haufe ganz ähnlich über den Korps geiſt der Parteien und 
den Mangel an patriotiſcher Pflichterfüllung aus. Er 
ſagte: „So klug wird man nie wieder, wie man ge— 
weſen iſt, als man noch Abgeordneter war, ohne jede 
Verantwortlichkeit, wo man mit unſkrupulöſer Sicherheit über 
alles urteilte, was überhaupt dem Menſchen gebracht werden 
kann. Bei uns iſt nur der parlamentariſche Sand, 
durch den wir müſſen, tiefer und daran Schuld, daß wir 
nicht auch einſehen, wie in England, Frankreich u. ſ. w., daß 
Tabak und Getränke eine weit höhere Beſteuerung vertragen. 
Der auf den Univerſitäten herrſchende Korpsgeiſt iſt bei 
uns auch im praktiſchen Leben ſchärfer als im Aus— 
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lande. Die Parteigegenſätze, die bei uns noch obwalten, 
ſchwinden nur vorübergehend, wenn das Vaterland in 
hohen Wellen der Gefahr ſteht, das iſt eigentlich nur in 
Kriegszeiten der Fall, und dieſe ſind, Gott ſei Dank! nicht 
vorhanden, es iſt auch keine Ausſicht dazu. Ich habe früher 
die Abſicht, zurückzutreten unumwunden erklärt, halte es aber 
für nützlich, feſtzuſtellen, daß ich von dieſer Velleität ganz zurück— 
gekommen bin, es fällt mir nicht ein, zurückzutreten. J'y suis, 
jy reste! (Lebhafter Beifall). Ich ſage, ich gedenke jo lange 
im Amte zu bleiben, wie Se. Majeſtät der Kaiſer es für gut 
findet; Sein Wille iſt das Einzige, was mich aus dem Sattel 
heben wird. . . . Nachdem ich die Herren ſchärfer ins Auge 
gefaßt habe, die meinen Rücktritt wollen, da habe ich mir ge— 
ſagt: Ich muß dem Vaterlande doch noch zu Etwas nütze ſein, 
wenn ich bleibe, und habe mich entſchloſſen, ſolange ein 
Faden an mir iſt, will ich dem Vaterlande dienen.“ 

Auf die Angriffe Eugen Richters im Reichstag bei der 
erſten Beratung des Etats am 24. Februar 1881 erwiderte 
Bismarck: „Sie müſſen ſelbſt darauf beſtehen, daß Sie einen 
in ſeinen Entſchließungen vollſtändig freien und 
ſelbſtändigen Kanzler haben; denn für alles das, worin er 
nicht frei und ſelbſtändig ſich hat entſchließen können, kann ihn 
kein Menſch verantwortlich machen. Das Ideal des Herrn 
Richter ſcheint zu ſein ein ſchüchterner, vorſichtiger Kanzler, der 
ſorgfältig hinhorcht: Kann ich hier anſtoßen, wenn ich dieſes 
thue, kann ich dort anſtoßen? Dazu bin ich nicht gemacht! 
Für mich hat immer nur ein einziger Kompaß, ein 
einziger Polarſtern, nach dem ich ſteuere, beſtanden: 
Salus publica! Ich habe von Anfang meiner Thätigkeit 
an vielleicht oft raſch und unbeſonnen gehandelt, aber wenn ich 
Zeit hatte, darüber nachzudenken, mich immer der Frage 
untergeordnet: Was iſt für mein Vaterland, was iſt 
— ſolange ich allein in Preußen war — für meine Dynaſtie, 
und heutzutage, was iſt für die deutſche Nation das 
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Nützliche, das Zweckmäßige, das Richtige? Doktrinär 
bin ich in meinem Leben nicht gemefen; alle Syſteme, 
durch die die Parteien ſich getrennt und gebunden fühlen, 
kommen für mich in zweiter Linie, in erſter Linie kommt die 
Nation, ihre Stellung nach außen, ihre Selbſtändigkeit, unſere 
Organiſation in der Weiſe, daß wir als große Nation in der 
Welt frei atmen können (Beifall rechts). Alles, was nachher 
folgen mag, liberale, reaktionäre, konſervative Verfaſſung — 
m. H., ich geſtehe ganz offen, das kommt mir in zweiter Linie, 
das iſt ein Luxus der Einrichtung, der an der Zeit iſt, nach— 
dem das Haus feſt gebaut daſteht. In dieſen Parteifragen 
kann ich zum Nutzen des Landes dem einen oder dem andern 
näher treten, die Doktrin gebe ich außerordentlich wohlfeil. 
Schaffen wir zuerſt einen feſten, nach außen ge— 
ſicherten, im Inneren feſt gefügten, durch das natio— 
nale Band verbundenen Bau, und dann fragen Sie mich 
um meine Meinung, in welcher Weiſe mit mehr oder weniger 
liberalen Verfaſſungseinrichtungen das Haus zu möblieren ſei, 
und Sie werden vielleicht finden, daß ich antworte: Ja, ich habe 
darin keine vorgefaßte Meinung. Man kann es ſo machen oder 
ſo, es gibt viele Wege, die nach Rom führen. Es gibt Zeiten, 
wo man liberal regieren muß, und Zeiten, wo man 
diktatoriſch regieren muß; es wechſelt alles; hier gibt 
es keine Ewigkeit. Aber von dem Bau des Deutſchen 
Reiches, von der Einigkeit der deutſchen Nation, da 
verlange ich, daß ſie feſt und ſturmfrei daſtehe, und 
nicht bloß eine paſſagere Feldbefeſtigung nach einigen Seiten 
hin haben ſoll. Seiner Schöpfung und Konſolidation habe ich 
meine ganze politiſche Thätigkeit vom erſten Augenblick, wo ſie 
begann, untergeordnet, und wenn Sie mir einen einzigen Moment 
zeigen, wo ich nicht nach dieſer Richtung der Magnetnadel ge— 
ſteuert habe, ſo können Sie mir vielleicht nachweiſen, daß ich 
geirrt habe, aber nicht nachweiſen, daß ich das nationale Ziel 


einen Augenblick aus den Augen verloren habe vn rechts).“ 
Blum, Bismarcks Mahnworte. 
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Am 28. März 1881 hielt Bismarck im Reichstag eine 
Rede über das Wirtſchaftsprogramm der Regierung, das eine 
Branntwein⸗ und Brauſteuer vorſah. Dabei ſagte er: „Es 
wird bei uns Deutſchen mit wenig ſo viel Zeit tot— 
geſchlagen, wie mit Biertrinken. Wer beim Frühſchoppen 
ſitzt oder beim Abendſchoppen und gar dazu raucht und Zei— 
tungen liest, hält ſich für voll ausreichend beſchäftigt und geht 
mit gutem Gewiſſen nach Hauſe in dem Bewußtſein, das Seinige 
geleiſtet zu haben.“ 

Am 2. April 1881 entwickelte Bismarck dem Reichstag zum 
erſten Male die Grundzüge ſeiner Sozialpolitik. Es ge— 
ſchah dies bei der Verhandlung über die erſte Vorlage eines 
Unfallverſicherungsgeſetzes. Da ſprach Bismarck aus: „Ich 
habe das Gefühl, daß der Staat auch für ſeine Unter— 
lafjungen verantwortlich werden kann. Ich bin nicht 
der Meinung, daß das laisser faire, laisser aller‘, ,das reine 
Mancheſtertum in der Politik“, ‚Jeder ſehe, wie er's treibe, 
Jeder ſehe, wo er bleibe‘, ‚Wer da hat, dem wird gegeben, wer 
nicht hat, dem wird genommen‘, — daß das im Staat, nament- 
lich in dem monarchiſchen, landesväterlich regierten Staat An— 
wendung finden könne, im Gegenteil, ich glaube, daß diejenigen, 
die auf dieſe Weiſe die Einwirkung des Staates zum Schutz 
der Schwächeren perhorreszieren, ihrerſeits ſich dem Verdacht 
ausſetzen, daß ſie die Stärke, die ihnen, ſei es kapitaliſtiſch, ſei 
es rhetoriſch, ſei es ſonſtwie, beiwohnt, zum Gewinn eines Anz 
hangs, zur Unterdrückung der anderen, zur Anbahnung einer 
Parteiherrſchaft ausbeuten wollen und verdrießlich werden, ſo— 
bald ihnen dieſes Beginnen durch irgend einen Einfluß der Re— 
gierung geſtört wird. Vor dem Verhungern iſt der invalide 
Arbeiter durch unſere heutige Armengeſetzgebung geſchützt. Das 
genügt aber nicht, um den Mann mit Zufriedenheit auf ſein 
Alter und ſeine Zukunft blicken zu laſſen, und es liegt in dieſem 
Geſetze auch die Tendenz, das Gefühl menſchlicher Würde, welches 
auch der ärmſte Deutſche meinem Willen nach behalten ſoll, 
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wach zu erhalten, daß er nicht rechtlos als reiner Almoſen— 
empfänger daſteht, ſondern daß er ein peculium (freies 
eigenes Vermögen) an ſich trägt, über das niemand 
außer ihm verfügen kann, und das ihm auch nicht ent⸗ 
fremdet werden kann und ihm manche Thüre leichter öffnet, die 
ihm ſonſt verſchloſſen wird, und ihm in dem Hauſe, in dem er 
Aufnahme gefunden hat, eine beſſere Behandlung ſichert, wenn 
er den Zuſchuß, den er mit hineinbringt, aus dem Hauſe auch 
wieder entfernen kann. Zunächſt iſt dieſes Geſetz gewiſſermaßen 
eine Probe, die wir machen, und auch eine Sonde, wie tief das 
Waſſer finanziell iſt, in das wir Staat und Land vorſchlagen 
hinein zu treten. Nennen Sie das Sozialismus oder 
nicht, es iſt mir das ziemlich gleichgültig; es iſt ein ziem— 
lich wohlfeiles Spiel mit dem Schatten an der Wand, wenn 
man „ſozialiſtiſch“ darüber ruft. Wenn der Herr Abg. Bam⸗ 
berger, der ja an dem Worte ‚chrijtlich‘ keinen Anſtoß nahm, 
für unſere Beſtrebungen einen Namen finden wollte, den ich 
bereitwillig annehme, ſo iſt es der: praktiſches Chriſtentum, 
aber sans phrase, wobei wir die Leute nicht mit Reden und 
Redensarten bezahlen, ſondern wo wir ihnen wirklich etwas. 
gewähren wollen (Beifall rechts). Aber umſonſt iſt der Tod! 
Wenn Sie nicht in die Taſche greifen wollen und in die Staats- 
kaſſe, ſo werden Sie nichts fertig bekommen.“ 

Am 5. Mai 1881 kam im Reichstag Bismarcks Vorlage 
zur Verhandlung, welche vierjährige Wahl- und zweijährige 
Budgetperioden vorſchlug. Der Reichskanzler nahm den „Vor- 
wurf“ gern hin, daß dieſe Vorlage „zum Teil auf die (im 
Herbſt 1881) bevorſtehenden Wahlen und die Wähler berechnet“ 
ſei. Denn, ſagte er: „Die verbündeten Regierungen 
haben m. E. gar nicht das Recht, die Wähler und die 
Nation darüber im Dunkeln zu laſſen, was ſie beab— 
ſichtigen. Ich will die Offentlichkeit und das Tribünenrecht, 
was mir meine Stellung hier dazu gibt, jeden Tag dazu be: 
nutzen, die Nation darüber aufzuklären, wo jeder von uns hin 
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will. Für mich hat der Beiſtand, den ich von den Fraktionen 
erfahren habe, ſehr häufig doch die Natur eines Kampfes, einer 
Verkürzung des Erreichbaren angenommen, dem gegenüber ich 
meine beſten Kräfte habe aufreiben müſſen (Unruhe links). Ich 
mache den Fraktionen den Vorwurf, daß ihre Kämpfe unter: 
einander hauptſächlich daran ſchuld ſind, daß das Reich nicht 
beſſer vorwärts kommt, daß man zweifelhaft wird an dem, was 
man errungen hat, daß eine gewiſſe Abſpannung und Ver— 
ſtimmung eintritt. Das Volk iſt es müde, ſich mit hoher 
Politik und mit Fraktionspolitik zu befaſſen (Bravo! 
rechts. Oho! links). Es will ſeine praktiſchen Inter— 
eſſen wahrgenommen ſehen. Die Hälfte des Reichstags 
iſt nicht mehr der Reichstag. Ich möchte doch darum ſehr in— 
ſtändig bitten, daß man ſich dem Wahne nicht hingibt, als ob 
ohne eigene Mitwirkung, ohne eigene patriotiſche und ſelbſt— 
loſe Hingebung für das Vaterland je eine Nation die 
Wohlthaten, deren ſich jetzt die deutſche nach langer Entbehrung 
erfreut, ſich auf die Dauer bewahren könnte (Sehr richtig!).“ 

Da alle dieſe Mahnungen nicht fruchteten und auch Bis— 
marcks große ſozialpolitiſche Gedanken und Pläne abgelehnt 
wurden, ſo entſchloß ſich der mit ihm in dieſen Plänen innig— 
verbundene Kaiſer Wilhelm zu einer perſönlichen Kundgebung 
ſeines Willens, zu der unſterblichen Kaiſerlichen Botſchaft 
vom 17. November 1881 an den Reichstag, die Bismarck 
verfaßte und, infolge eines plötzlichen Unwohlſeins des Kaiſers, 
dem Reichstag auch vortrug. Sie lautet in den Hauptſätzen: 
„Schon im Februar d. J. haben Wir Unſere Überzeugung aus- 
ſprechen laſſen, daß die Heilung der ſozialen Schäden 
nicht ausſchließlich im Wege der Repreſſion ſozial— 
demokratiſcher Ausſchreitungen, ſondern gleichmäßig 
auf dem der poſitiven Förderung des Wohles der Ar— 
beiter zu ſuchen ſein werde. Wir halten es für Unſere 
Kaiſerliche Pflicht, dem Reichstage die Aufgabe von neuem ans 
Herz zu legen, und würden Wir mit um ſo größerer Befriedigung 
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auf alle Erfolge, mit denen Gott Unſere Regierung ſichtlich ge— 
ſegnet hat, zurückblicken, wenn es Uns gelänge, dereinſt das 
Bewußtſein mitzunehmen, dem Vaterlande neue und dauernde 
Bürgſchaften ſeines inneren Friedens und den Hilfsbedürftigen 
größere Sicherheit und Ergiebigkeit des Beiſtandes, auf den ſie 
Anſpruch haben, zu hinterlaſſen. In Unſeren darauf gerichteten 
Beſtrebungen find Wir der Zuſtimmung aller verbündeten Ne 
gierungen gewiß und vertrauen auf die Unterſtützung des Reichs- 
tags ohne Unterſchied der Parteiſtellungen.“ In dieſem Sinne 
wird eine erneute Vorlage der Unfallverſicherung und eine 
weitere angekündigt, „welche ſich eine gleichmäßige Organiſation 
des gewerblichen Krankenkaſſenweſens zur Aufgabe ſtellt. 
Aber auch diejenigen, welche durch Alter oder Invalidität 
erwerbsunfähig werden, haben der Geſamtheit gegenüber einen 
begründeten Anſpruch auf ein höheres Maß ſtaatlicher Fürſorge, 
als ihnen bisher hat zu teil werden können. Für dieſe Für— 
ſorge die rechten Mittel und Wege zu finden, iſt eine ſchwierige, 
aber auch eine der höchſten Aufgaben jedes Gemeinweſens, welches 
auf den ſittlichen Grundlagen des chriſtlichen Volkslebens ſteht.“ 
Die Kaiſerliche Botſchaft ſchließt mit der feierlichen Erklärung: 
daß der Kaiſer ſich „zur Anregung dieſer weitgreifenden und 
ſchwierigen Aufgaben, deren Löſung in der kurzen Friſt einer 
Seſſion nicht zu bewältigen iſt, vor Gott und Menſchen ohne 
Rückſicht auf den unmittelbaren Erfolg derſelben, verpflichtet“ 
halte. 

Dieſe Kaiſerliche Botſchaft, die in ganz Deutſchland, ja in 
der ganzen geſitteten Welt mit jubelndem Beifall begrüßt wurde, 
machte Eugen Richter ſchon am 29. November im Reichstag 
zum Gegenſtand ſeiner Angriffe, indem er dem Reichskanzler 
u. A. vorwarf, daß dieſer den „Hausmeier“ des Kaiſers ſpiele, 
und indem der Abg. Hänel hinzuſetzte, daß Bismarck dem Kaiſer 
die Ohren vor der Stimme des Volkes verſchließe. Bismarck 
entgegnete ihm: „Daß ich mich mit meiner Namensunterſchrift 
als verantwortlich einſtelle, daß ich bereit bin, die Meinung, die 
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der Kaiſer ausſpricht, zu vertreten, das ändert an der That» 
jache gar nichts, daß dies die berechtigte, verfaſſungs— 
mäßige Außerung des Kaiſers iſt. Und wenn Sie glauben, 
daß dieſe Unterſchrift (des Kaiſers) immer leicht zu haben iſt, 
ſo ſind Sie in einem großen Irrtum. Ich vertrete die 
Kaiſerliche Politik, und ich bin bei den vielen Außerungen, 
die über die Kaiſerliche Botſchaft gefallen ſind, nicht zum Wort 
gekommen, deshalb bekunde ich erſt hier meine Überzeugung. 
Es wird Ihnen nicht gelingen, dem Kaiſer Wilhelm 
im Deutſchen Reich zu verbieten, daß er zu ſeinem 
Volke ſpricht. Den Kaiſer Wilhelm nach zwanzig Jahren 
unſerer Geſchichte mundtot zu machen, — das iſt ein ganz ver— 
gebliches Beginnen. Wie wollen Sie dem Monarchen, der auf 
ſeine Verantwortung und Gefahr die große nationale Politik 
gemacht hat, die Möglichkeit abſchneiden, eine eigene Überzeugung 
zu haben und, wenn er ſie hat, ſie auszuſprechen! Wenn die 
andere Anſicht richtig wäre, ſo wäre es gleichgültig wer regierte. 
Glauben Sie doch nicht, daß der Kaiſer ein Mann iſt, 
der ſich die Ohren zuhalten läßt von einem anderen; 
der Kaiſer kennt vollkommen die Lage wie die Gefahren, die 
ihm von der extremen Entwickelung des Liberalismus drohen; 
er hat mit zu offenen Augen die 85 Jahre ſeines Lebens die 
Verhältniſſe beobachtet. Wäre aber die Möglichkeit vorhanden, 
daß Sie das Ohr des Kaiſers finden könnten mit Gedanken, 
die ich für gefährlich halte für die Monarchie, ſo wäre es meine 
Pflicht, Sie nach Möglichkeit daran zu verhindern. Ich wüßte 
aber nicht, wie ich es anſtellen könnte; ſollte ich Sr. Majeſtät 
die Zeitungen vorenthalten? Außerdem haben Sie ja das große 
Sprachrohr hier (im Reichstag); warum ſtellen Sie denn nicht 
Anträge öffentlich?“ 

Tags vorher, am 28. November, hatte Bismarck, bei Be— 
ratung der Zollanſchlußfrage Hamburgs im Reichstag, das 
Anwachſen des Parteihaders in den Worten gegeißelt: 
„Heutzutage muß ich die Regierungen als die ſtärkeren 
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Bürgſchaften für die Erhaltung und Förderung der 
deutſchen Einheit im Vergleich mit dem Reichstage 
betrachten. In der Durchführung der nationalen Einheit 
ſehe ich mich durch die Regierungen gefördert aber durch den 
Reichstag gehindert — ohne Verſchulden des Einzelnen, es 
liegt an der Zerfahrenheit unſeres Fraktions- und 
Parteilebens. So weit ſind wir zurückgeſchritten in der Be— 
geiſterung für die deutſche Einheit!“ (d. h. ſeit der Begründung 
des Norddeutſchen Bundes). Als „die Folge von dem Partei— 
hader“ ſeien überall die antinationalen Parteien, „die 
polniſche, die däniſche, die franzoſenfreundliche will 
ich ſagen“, im Wachſen. „Das wäre noch vor 15 Jahren 
nicht möglich geweſen. Ich bin überzeugt, es liegt nicht an der 
Regierung, ſondern es liegt an dem Überwuchern des 
Parteihaders und des Fraktionshaſſes, wie er dem 
deutſchen Charakter eigentümlich iſt. Zum Verneinen iſt 
eine große Mehrheit bald hergeſtellt, aber was können 
Sie denn Poſitives leiſten? Für welches poſitive Pro— 
gramm haben Sie eine Mehrheit in dieſem Reichstag? Glauben 
Sie nicht, was die Zeitungen irrtümlich behaupten, daß mich in 
dieſem Ausdruck der Beſorgnis, des Unwillens über dieſe An— 
ſchauung der Gegenwart über meine Leiſtungen das Gefühl 
leitet, als ob ich perſönlich verletzt wäre, als ob ich perſön— 
lich etwa einen Dank vermißt hätte, auf den ich Anſpruch ge— 
macht hätte. Ich habe nie in meinem Leben auf Dank Anſpruch 
gemacht, ich habe ihn nie erwartet, ich habe ihn auch nicht ver— 
dient, denn ich habe niemals um Dank gehandelt, ſondern ein— 
fach meine Schuldigkeit gethan. Wenn Sie irgend jemandem 
für die deutſche Einheit Dank ſchuldig ſind, ſo iſt es der Kaiſer 
und ſein Heer. Wir ſind (ſeit 1867) zurückgegangen, wir ſind 
heruntergekommen und wiſſen, wenigſtens viele von uns, ſelber 
nicht wie. Mir aber iſt es klar, daß wir heruntergekommen 
ſind; das, was das Schwert uns Deutſchen gewonnen 
hat, wird durch die Preſſe und die Tribüne wieder 
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verdorben. Der Herr Vorredner hat mir vorgeworfen, daß 
ich die Fraktionen in ihrem ſoliden Bau zerſtört hätte. Ja, ich 
habe jede Fraktion ſchon bekämpfen müſſen; jede Fraktion, 
ſobald ich mich ihrer Unterſtützung bedient habe, hat bald die 
Neigung gehabt, die kaiſerliche ſowohl, wie die könig— 
lich preußiſche Regierung in ihren Dienſt zu nehmen.“ 


XI. 


Aus der Seit von 1882 bis zu Ende de 
Jahres 1886. 


Zur Widerlegung der Legende vom „wahren Konſtitutio— 
nalismus“, welche der Fortſchritt in der am Schluſſe des vorigen 
Abſchnittes (S. 134) erwähnten Reichstagsſitzung vom 29. No: 
vember 1881 vorgetragen hatte, richtete der Kaiſer und König 
am 4. Januar 1882 eine von Bismarck verfaßte Kaiſerliche 
Botſchaft an den Reichstag, welche die kaiſerlichen und könig— 
lichen Rechte des Monarchen nachdrücklich wahrte. Bei Ve 
ratung des Reichshaushaltes am 24. Januar 1882 griff die 
Fortſchrittspartei den Fürſten Bismarck auch wegen dieſes Kaiſer— 
lichen Erlaſſes heftig an. Er erwiderte darauf: „Wenn der 
Erlaß (auch) kein neues Recht hat ſchaffen wollen, ſo hat 
er den Zweck, die Verdunkelung des beſtehenden Rechtes zu 
verhüten, die konſtitutionellen Legenden zu bekämpfen, 
welche ſich wie wucheriſche Schlingpflanzen um den ganz klaren 
Wortlaut der preußiſchen Verfaſſungsurkunde legen, als ob es 
noch andere Rechtsquellen für uns gäbe außer dem preußiſchen 
geſchriebenen Rechte. Das Ergebnis dieſer Legenden— 
bildung geht in der letzten Konſequenz dahin, daß eben in 
Preußen der König zwar regiere, im Sinne des franzöſiſchen 
regner — wir, nach richtigen preußiſchen Traditionen, unter— 
ſcheiden beides nicht —, aber nicht regiere im Sinne des fran— 
zöſiſchen gouverner, ſondern daß die aktive Bethätigung der 
Regierungsgewalt in den Händen einer miniſteriellen Regierung 
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wäre, die neben dem Könige ſteht und, wenn ſie ganz korrekt 
und in Ordnung iſt nach dem Sinne des Vorredners, getragen 
wird von der Mehrheit eines oder beider Körper des preußiſchen 
Landtags; in den Händen eines miniſteriellen Abſolutismus, 
neben welchem unſer Königtum verſchwinden würde zur Rolle 
ſchattenhafter Erbkönige, die, wenn man einen neuen Miniſter 
braucht, aus den Couliſſen vorgeführt werden und unterſchreiben 
und dann wieder verſchwinden, nachdem ſie auf dieſe Weiſe der 
landtäglichen Oppoſition ein neues Ziel zur Bekämpfung, eine 
neue Feſtung zur Belagerung, ein neues Miniſterium mit an— 
deren Worten, angewieſen haben. Alſo dieſe konſtitutionelle 
Hausmeierei, dieſes Miniſterregiment, dieſe Kanzlerdiktatur 
iſt etwas, was gerade dann möglich wird, wenn Sie über— 
haupt das Miniſterregiment an die Stelle des Königlichen Re— 
giments ſetzen. Bei uns aber regiert der König ſelbſt, 
die Miniſter redigieren wohl, was der König befohlen hat, 
aber ſie regieren nicht. Die preußiſchen Traditionen ent— 
ſprechen auch vollſtändig den Beſtimmungen der Verfaſſung; es 
iſt von den preußiſchen Königen ihre Stellung nie— 
mals in erſter Linie aus dem Geſichtspunkt der Rechte, ſon— 
dern in erſter Linie aus dem Geſichtspunkt der Pflichten 
aufgefaßt worden. Dieſe Tradition iſt in unſeren Regenten 
in dem Maße lebendig, daß in der That bei uns in Preußen 
innerhalb des Miniſteriums der König befiehlt, und die Miniſter 
gehorchen: in den feſten tiefen Geleiſen, die die Politik Preußens 
im Deutſchen Reiche allein gehen kann, beſtimmt Seine Majeſtät 
der König im Prinzip. Was hat das Volk an mir und meinem 
Kollegen, es ſind unbekannte Leute! Man ſieht auch recht gern 
einen Wechſel — zwanzig Jahre derſelbe Miniſter iſt ſehr lang— 
weilig; — aber ſobald von dem König die Rede iſt, da müſſen 
die Herren ganz andere Glacéhandſchuhe anziehen, wenn ſie die 
Regierung in dem Maße herunterreißen wollen, wie es geſchehen 
iſt. Die politiſche Brunnenvergiftung möchte ich ſagen, wie ſie 
bei den Wahlen ſtattgefunden hat, iſt gar nicht möglich, wenn 
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all die Verdächtigungen, deren man die Regierung geziehen 
hat, nicht den unglücklichen Reichskanzler, ſondern den König 
von Preußen, den deutſchen Kaiſer treffen, — da würde man 
gar nicht den Mut haben, dieſen Unſinn in die Welt zu ſchicken. 
Und, meine Herren, wenn wir auf die Zukunft anderer Länder 
rund um uns blicken, ſollten wir Alles, was bei uns niet- und 
nagelfeſt iſt, was feſtſteht, was wie eine Burg ausſieht, das 
ſollten wir doch ſchonen und pflegen, aber nicht zinslos zurück— 
ſchieben auf Nichtgebrauch und durch Nichtgebrauch wertlos 
werden laſſen. Und ſo iſt für Preußen das monarchiſche 
Prinzip und das Königtum das Wertvollſte.“ 

Am 12. Juni verteidigte Bismarck im Reichstag das Tabak— 
monopol, das er vorlegte, um für die ſozialpolitiſche Geſetz— 
gebung die nötigen Mittel zum „Patrimonium der Enterbten“ 
zu gewinnen, gegen die zahlreichen Angriffe, welche die Vorlage 
von allen Pateien des Hauſes erfuhr. „Wir ſind nie darüber 
im Zweifel geweſen“, ſagte er, „daß das Monopol an ſich 
ein Übel iſt, und daß es ſich bei ſeiner Einführung, ja ſelbſt 
wie bei jeder Reform, zunächſt nur darum handelt, ob es nicht 
andere Übel gibt, im Vergleich zu denen das Monopol das 
kleinere iſt. Für die Reformen, welche die Regierung erſtrebt, 
iſt das Monopol nur Mittel, nicht Zweck“, nämlich zur Er— 
reichung des Ziels, das der Kaiſer und König anſtrebe, „ſeinen 
Unterthanen zu helfen. Daß eine parlamentariſche Körperſchaft 
dieſelben ernſten Mitempfindungen für ſolche Notſtände haben 
ſoll, wie der König von Preußen, das iſt ja gar nicht zu ver— 
langen. Eine Majorität hat viele Herzen, aber ein Herz 
hat ſie nicht — ein König hat ein Herz für ſich, das 
Leiden mitempfindet.“ Bismarck verhehle ſich durchaus nicht, 
daß die Vorlage in hohem Grade unpopulär ſei. „Ich frage 
gar nichts danach, ob eine Sache populär iſt, ich frage 
nur danach, ob ſie vernünftig oder zweckmäßig iſt; die 
Popularität iſt eine vorübergehende Sache, die ſich heute auf 
das, morgen auf jenes richtet, die ich genoſſen und verloren 
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habe, worüber ich mich leicht tröſte, ſobald ich das Gefühl habe, 
meine Schuldigkeit zu thun, und das Übrige ſtelle ich Gott anheim. 
Die Popularität einer Sache macht mich viel eher 
zweifelhaft und nötigt mich, mein Gewiſſen noch einmal zu 
fragen: Iſt ſie auch wirklich vernünftig? Denn ich habe zu 
häufig gefunden, daß man auf beifällige Zuſtimmung ſtößt, 
wenn man auf unrichtigem Wege iſt. Alſo das intereſſiert mich 
nicht, ob die Sache populär iſt, da meine Exiſtenz im Amte 
von jedem Wahlkreiſe unabhängig iſt, und der einzige Wähler, 
den ich habe, Se. Majeſtät der Kaiſer, mit mir zufrieden iſt.“ 
Auf den Vorwurf des „Sozialismus“ entgegnet Bismarck: 
„Etwas mehr Sozialismus wird ſich der Staat bei unſerem 
Reiche überhaupt angewöhnen müſſen. Wir werden den 
Bedürfniſſen auf dem Gebiete des Sozialismus reformierend 
entgegenkommen müſſen. Sie werden genötigt ſein, dem 
Staate ein paar Tropfen ſozialen Oles im Rezepte bei— 
zuſetzen, aber es wäre meines Erachtens eine große Vernach— 
läſſigung der Pflichten der Geſetzgebung, wenn ſie die Reform 
auf dem Gebiete der Arbeiterfrage nicht erſtreben würde. Sozia— 
liſtiſch war die Freiheit des Bauernſtandes, ſozialiſtiſch iſt jede 
Enteignung zu gunſten der Eiſenbahnen, ſozialiſtiſch im höchſten 
Grade die Zuſammenlegung der Grundſtücke, die ganze Armen— 
pflege, der Schulzwang, der Wegebau, d. h. der Zwang zum 
Wegebau, indem ich auf meinen Grundſtücken einen Weg für 
die Durchreiſenden erhalten muß. Das alles iſt ſozialiſtiſch. 
Wenn Sie glauben, mit dem Worte „Sozialismus“ jemand 
Schrecken einflößen zu können, ſo ſtehen Sie auf einem Stand— 
punkte, den ich längſt überwunden habe und deſſen Überwindung 
für die ganze Reichsgeſetzgebung durchaus notwendig iſt.“ Bei 
dieſen volksfreundlichen Bemühungen finde ſich Bismarck aber, 
„ich möchte ſagen: einem Ring von Fraktionen gegen— 
über, wo ich vorausſehe, daß jeder Schritt, den ich nach irgend 
einer Richtung behufs der Reform thue, erfolglos ſein wird“. 
Der Partikularismus der Dynaſtien und Regierungen ſei „ſehr 
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rückgängig geworden“, der „Fraktionspartikularismus“ da— 
gegen ſo weit gediehen, „daß keiner dieſer Regierung irgend 
einen Erfolg noch gönnt. Im Fraktionsweſen liegt eine 
große Schädigung unſerer nationalen Leiſtungsfähig— 
keit. Ich glaube, daß unſere politiſch begabten Männer durch 
die Fraktion, durch das Fraktionsleben dem Staatsleben ente 
zogen und entfremdet werden. Ich habe den Eindruck, daß in 
unſerem heutigen politiſchen Leben überhaupt der Satz gilt: 
„Fraktion geht vor Reich, ‚das Aktienunternehmen geht 
vor der Allgemeinheit‘. Eine Fraktion iſt gewiſſermaßen eine 
Satire auf das Arndtſche Lied: ‚das deutſche Vaterland muß 
größer ſein! Das ganze Deutſchland ſoll es ſein!“ Wer in die 
Fraktion tritt, dem iſt das Ganze zu groß: es ſchrumpft, 
durch ſeine Brille geſehen, zuſammen auf das Frak— 
tionsintereſſe. Die Fraktionsbrille verdunkelt ſeinen 
Blick für die Geſamtintereſſen. Außer dem Grunde des 
Pflichtgefühls iſt es ein anderes, ſehr natürliches, daß ich mit 
einer gewiſſen Sorge der Zukunft der Einrichtungen 
entgegenſehe, deren Herſtellung ich 30 Jahre meines 
Lebens und meine beſten Kräfte gewidmet ha be, daß es 
mich mit Beſorgnis erfüllt, wenn ſie rückgängig werden, ſich 
abnützen, das iſt ein natürliches Intereſſe. Ich kann mich mite 
unter in ſchlafloſen Nächten des Gedankens nicht erwehren, daß 
unſere Söhne vielleicht nochmals wieder um den mir wohl— 
bekannten Tiſch des Frankfurter Bundestags ſitzen. Wir 
haben eine große Autorität gewonnen, ſie iſt aber 
leicht zu erſchüttern. Ich habe, als unſere Verfaſſung ge— 
ſchaffen wurde, unter dem Eindruck gehandelt: Die Gefahr 
für den nationalen Gedanken, für unſere Einheit liege in den 
Dynaſtien, der Anker der Rettung und der Kitt für unſere 
Einheit liege im Reichstage, deshalb müſſe man dem Reichstage 
möglichſt viele Rechte geben und ihn möglichſt ſtark hinſtellen. 
Aber mein Vertrauen darauf, daß unſere Einheit auch in 
Zukunft geſichert ſei, beruht heutzutage auf den Dynaſtien 
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(Hört! Hört!). Die deutſchen Dynaſtien ſind heutzutage national 
geſinnt, fie haben das Bedürfnis, Rücken an Rücken zuſammen— 
zuſtehen, gegenüber allen auswärtigen Gefahren, ich habe zu 
den deutſchen Dynaſtien das Zutrauen, daß ſie den nationalen 
Gedanken ſtets hochhalten werden, daß ſie ihrerſeits die politiſche 
und militäriſche Einheit des Reiches unverbrüchlich bewahren und 
jeder Verſuchung Fremder widerſtehen werden, und uns dann 
vielleicht auch über die Gefahren und Kriſen hinweghelfen wer— 
den, denen das Reich ausgeſetzt ſein könnte, wenn ſeine parla— 
mentariſche Geſtaltung und wenn die Thätigkeit hier im Reichs— 
tage vielleicht vorübergehend an dem Marasmus der Frak— 
tionskrankheit leiden ſollte — (Lachen links), in einer be— 
denklichen Weiſe leiden ſollte. Dann, meine Herren, habe ich 
das Zutrauen zu unſeren Dynaſtien, ich habe Vertrauen zu 
der Zukunft unſerer Einigkeit. Dieſe Einigkeit iſt die 
Vorbedingung unſerer nationalen Unabhängkeit. Deshalb hüten 
Sie ſich vor der Zerfahrenheit, der unſer deutſches Parteileben 
bei der unglücklichen Zankſucht der Deutſchen und der Furcht vor 
der öffentlichen Meinung, bei der byzantiniſchen Dienerei 
der Popularität, wie ſie bei uns eingeriſſen, ausgeſetzt iſt. 
Ich möchte nicht von der Bühne abtreten, ohne Ihnen dies ans 
Herz zu legen: Seien Sie einig und laſſen Sie den 
nationalen Gedanken vor Europa leuchten: er iſt 
augenblicklich in der Verfinſterung begriffen! (Lebhafter, 
andauernder Beifall rechts. Wiederholtes Ziſchen links).“ 

Im Juni 1882 trug ſich Bismarck in das Album einer 
fürſtlichen Frau ein, unter Moltke, der geſchrieben hatte: „Schein 
vergeht, Wahrheit beſteht.“ Bismarck dagegen dichtete: 

„Ich glaube, daß in jener Welt 

Die Wahrheit ſtets den Sieg behält; 
Doch mit der Lüge dieſes Lebens 

Kämpft unſer Marſchall ſelbſt veregbens.“ 

Im Jahre 1883 ließ Bismarck den Reichstag in einer von 
ihm verfaßten Kaiſerlichen Botſchaft vom 14. April zur raſcheren 
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Vollendung des Unfallverſicherungsgeſetzes mahnen. Da 
hieß es: „Unſere Kaiſerlichen Pflichten fordern uns Uns auf, 
kein Mittel zu verſäumen, um für die Beſſerung der Lage der 
Arbeiter und für die Erhaltung des Friedens unter den Klaſſen 
der Bevölkerung, ſo lange Gott Uns Friſt gibt, zu wirken.“ 

Im Jahre 1884 ſagte Bismarck am 25. März im Reichs- 
tag, bei Beratung des Unfallverſicherungsgeſetzes: „Ich bin im 
keiner Weiſe für eine abſolutiſtiſche Regierung, ich halte eine 
richtig geübte parlamentariſche Mitwirkung für ebenjo 
notwendig und nützlich, wie ich eine parlamentariſche Herr- 
ſchaft für ſchädlich und unmöglich halte.“ 

Am 20. März, bei Erneuerung des Sozialiſtengeſetzes, 
rief Bismarck allen reichstreuen Abgeordneten zu: „Vor Allem 
möchte ich diejenigen Parteien, die nicht zur Sozialdemokratie; 
gehören und die angeblich von der Entwickelung derſelben die 
nämlichen Befürchtungen wie alle übrigen haben, bitten, daß. 
ſie aufhören mit Verdächtigungen der Regierung in 
den Augen des gemeinen Mannes, und daß ſie nicht ein 
Feuer anzünden, das ſie ſelbſt zu löſchen ganz außer ſtande ſind.“ 

Da der neubegründete „Deutſchfreiſinn“, der aus der 
Vereinigung der Fortſchrittspartei mit den „Sezeſſioniſten“ ent- 
ſtanden war, auch die Forderung „verantwortlicher Reichs- 
miniſter“ in ſein Programm aufgenommen hatte, ſo ließ Bis— 
marck am 5. April 1884 im Bundesrat Namens der preußifchen 
Regierung eine Erklärung abgeben, der wir folgende Hauptitellen 
entnehmen: „Die Einrichtung verantwortlicher Miniſterien im 
Deutſchen Reich iſt nicht anders möglich als auf Koſten der 
Summe von vertragsmäßigen Rechten, welche die verbündeten 
Regierungen gegenwärtig im Bundesrat üben. Die weſent— 
lichſten Regierungsrechte der Bundes ſtaaten würden 
von einem Reichsminiſterium abſorbiert werden, Ddefjem 
Thätigkeit durch die Art der ihm auferlegten Verantwortlichkeit 
dem maßgebenden Einfluſſe der jedesmaligen Mehrheit des 
Reichstags unterliegen müßte. Man wird nicht fehl gehen, 
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wenn man in der von der neuen fortſchrittlichen Partei er— 
ſtrebten Einrichtung eines ſolchen Miniſteriums ein Mittel 
zur Unterwerfung der Regierungsgewalt im Reiche 
unter die Mehrheitsbeſchlüſſe des Reichstags erblickt. 
Die preußiſche Regierung würde in einer derartigen Verſchiebung. 
der Schwerpunkte der Regierungsgewalt eine große Gefahr für 
die Dauer der neugeborenen Einheit Deutſchlands erblicken. 
Selbſt wenn es gelänge, feſte Majoritäten aus den heute im 
Reichstage vorhandenen Parteien zu bilden, würde die könig— 
liche Regierung doch die Herſtellung eines parlamentari— 
ſchen Regiments für die ſichere Einleitung zum Ver— 
fall und zur Wiederauflöſung des Deutſchen Reiches 
halten. Die Regierung eines großen Volkes durch die Mehrheit 
einer gewählten Verſammlung iſt untrennbar von all den Schäden 
und Gefahren, an welchen ein jedes Wahlreich nach den Er— 
fahrungen der Geſchichte zu Grunde geht. Der Gedanke an 
die Errichtung eines verantwortlichen Reichsminiſteriums iſt des— 
halb im Intereſſe des Reichs, ſeiner Verfaſſung und der Sicher— 
heit ſeines Fortbeſtandes zu bekämpfen, weil er eins von den 
Mitteln bildet, durch welche der Schwerpunkt der Reichsregie— 
rung in die wechſelnden Mehrheiten des Reichstags hinüber— 
geleitet werden ſoll, und weil dieſe Überleitung, wenn ſie ge— 
länge, die Wiederauflöſung der deutſchen Einheit nach Über— 
zeugung der Regierung im Gefolge haben würde.“ 

Bei der zweiten Beratung des Reichstags über Verlängerung 
des Sozialiſtengeſetzes am 9. Mai that Bismarck u. A. den 
Ausſpruch: „Einen Reichskanzler und Miniſterpräſidenten, 
der ſich für die Landwirtſchaft nicht intereſſiert, den 
müßten Sie ſofort wegjagen, den kann das Land gar nicht 
brauchen!“ 

Am 26. Juni 1884 entwickelte Bismarck dem Reichstag die 
Grundzüge ſeiner vom Kaiſer gebilligten Kolonialpolitik 
in den Worten: „Die Verantwortlichkeit für die materielle 
Entwicklung der Kolonie ebenſo wie ihr Entſtehen iſt dem 
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Unternehmungsgeiſte unſerer ſeefahrenden und handeltreibenden 
Mitbürger zu überlaſſen und weniger in der Form der An— 
nektierung von überſeeiſchen Provinzen an das Deutſche 
Reich vorzugehen, als in der Form von Gewährung von 
Freibriefen nach Geſtalt der engliſchen Royal Charters“, 
d. h. indem das Reich dem durch unternehmende deutſche Private 
rechtmäßig erworbenen Kolonialbeſitz den mächtigen Schutz des 
Deutſchen Reiches verleiht und über dem Gebiet die deutſche 
Flagge hißt. 

Das Zentrum brachte im Reichstag am 3. Dezember 1884 
den vom Bundesrat zuvor bereits zweimal, und zum dritten 
Male erſt drei Tage vor dem 3. Dezember abgelehnten Antrag 
auf Außerkraftſetzung des Reichsgeſetzes vom 4. Mai 1874 über 
die unbefugte Ausübung von Kirchenämtern, von neuem ein. 
Bismark bezeichnete dieſes Verfahren rundweg als eine „Miß— 
achtung der verbündeten Regierungen. Es iſt das ein 
Maß von Geringſchätzung, das der Bundesrat dem Reichstag 
gegenüber ſich niemals erlauben würde, indem Sie im Namen 
der Reichstagsmehrheit, ich möchte ſagen, eine Art von Geßler— 
ſchem Hut vor dem Bundesrat aufrichten, den er 
grüßen ſoll. Eine andere Wirkung und einen anderen Zweck 
kann der Antrag nicht haben, als die verbündeten Regierungen 
zu demütigen (Sehr wahr! rechts). Das wird Ihnen nicht 
gelingen, m. H.! Ein konfeſſionell gemiſchtes Staatsweſen 
deutſcher Nation, welches mit Ausſchließlichkeit oder Unentbehr- 
lichkeit auf die Unterſtützung des Zentrums und der römiſchen 
Kurie angewieſen wäre, iſt auf die Dauer nur dann haltbar, 
wenn es zeitweiſe auch in die Lage kommt, die Unterſtützung, 
die ihm von der römiſchen Geiſtlichkeit gewährt wird, vorüber— 
gehend entbehren zu können (Sehr gut rechts). Die Zentrums— 
paxtei hat vieles an ſich, was mich im Vergleich mit den andern 
in hohem Grade anzieht und beſticht: eine ſehr ſtrenge Disziplin 
(Heiterkeit), eine beſtimmte Führung in einer beſtimmten Perſon, 
man kann mit ihr rechnen; ſie hat für mich nur die Gefahr: 


XI. 1884. Ara Windthorſt⸗Richter⸗Grillenberger. Rede B's v. 15. Dez. 145 


man kann ſich mit ihr nicht einlaſſen, ohne ſich dem 
Geiſt, der in ihr lebt, mit Leib und Seele zu verſchreiben; man 
wird auf die Dauer davon erfaßt und, und es kommt immer 
wieder der Moment, wo es heißt: willſt du jetzt fechten, oder 
willſt du weiter mit mir gehen? Das iſt eine Perſpektive, die 
ich fürchte; es mag Mangel an Mut ſein (Heiterkeit rechts), 
aber ich kann mich davon auf Koſten des Reichs nicht voll: 
ſtändig losreißen. Ich kann auch keine Konzeſſionen machen, 
ſolange ich der Gegenkonzeſſion und des Wertes davon nicht 
ſicher bin; das ‚do ut des‘ (ich gebe, damit Du gibſt) haben 
Sie ſelbſt in die Politik hineingebracht und daran müſſen 
wir feſthalten.“ 

Dieſer traurige, im Oktober 1884 gewählte Reichstag 
brachte die berufene „Ara Windthorſt-Grillenberger— 
Richter“ über Deutſchland und begann dieſe Ara mit derartigen 
Zentrumsſcherzen, um ſchließlich, zu Anfang 1887 in der Schmach 
zu erſticken, daß er Deutſchland die Mittel verſagte, den 
vom franzöſiſchen Revanchegeneral Boulanger geplanten friege- 
riſchen Überfall abzuwehren. Einer der ſchmachvollſten aller 
Schmachbeſchlüſſe dieſes Reichstags war aber der vom 15. De— 
zember 1884, durch welchen die reichsfeindliche Mehrheit die 
Gehaltsforderung für einen zweiten Direktor im Auswärtigen Amt 
ablehnte, obwohl Bismarck nachwies, daß alle ſeine Mitarbeiter 
unter Überlaſtung zuſammenbrächen und feinen eigenen Normal- 
arbeitstag von 14 bis 16 Stunden ſchilderte an der ungeheuren 
Fülle der täglichen Eingänge. „Das macht“, rechnete er dem Reichs 
tag vor, „beinahe auf eine Minute eine Nummer, und es ſind 
Nummern darunter, deren Leſen und Bearbeiten mehrere Tage 
erfordern. Jede dieſer Nummern, auch die kleinſte, kann 
den Keim einer Verwickelung in ſich tragen; es iſt oft 
ſehr ſchwer bei einer politiſchen Verwickelung das 
ro@ro» weddos (den Urfehler) aufzufinden, wo der 
falſche Weg, der eingeſchlagen iſt, von dem richtigen, der hätte 
eingeſchlagen werden müſſen, ſich getrennt hat. Es iſt deshalb 
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notwendig, auch die kleinen Sachen im Auge zu behalten, weil 
ſehr leicht eine Verletzung oder eine unberechtigte Inanſpruch— 
nahme darin enthalten ſein kann. Der auswärtige Miniſter muß 
alſo entweder ſelbſt alles ſehen, oder er muß ſo viele Leute 
wie notwendig iſt, haben, auf deren Unterſchrift hin er die 
ſeinige ſetzt, auf deren Urteil, deren Takt, deren ſorgſame 
Arbeit und Aktenleſung er rechnet, wenn er, der Miniſter ſelbſt 
perſönlich nicht im ſtande iſt, dies alles in jedem einzelnen Falle 
zu leiſten.“ 

Am 8. Januar 1885 hielt Bismarck im Reichstag eine 
Rede über die Gründe der deutſchen Auswanderung 
und ſprach dabei die ſcheinbar paradoxen, aber durchaus zu— 
treffenden Worte: „Die Ziffer der Auswanderung iſt 
ein ganz genauer Maßſtab für das Steigen unſeres Wohl— 
ſtandes; je beſſer es uns geht, deſto höher iſt die Ziffer unſerer 
Auswanderung.“ 

Sehr entſchieden trat Bismarck am 15. Januar 1885 dem 
Zentrumsantrag (Hertling) entgegen, von Reichswegen einen 
„Normalarbeitstag“ feſtzuſetzen. Er weisſagte als Folge 
den Niedergang der Landwirtſchaft wie der Induſtrie 
und rief: „So kommen Sie dahin, durch Verarmung die 
Induſtrie zu ſchädigen, weil ihr die Abnehmer fehlen. Wird 
die Induſtrie geſchädigt, ſo iſt der Erſte, der darunter leidet, 
der induſtrielle Arbeiter, weil ihm die Henne, die ihm die Eier 
legt, ſtirbt oder ausgeſchlachtet wird. Es gibt keine größere 
Kalamität für die Arbeiter, als der Niedergang der 
In duſtrie überhaupt, mag er herbeigeführt ſein, auf welche 
Weiſe er will.“ 

Am 12. u. 14. Februar aber zeigte Bismarck auch ſeine 
innige Fürſorge für die Landwirtſchaft, namentlich 
für die Kleinbauern. Hatte er ſchon in ſeiner Rede vom 
15. Januar dem Reichstag zugerufen: „Retten Sie die 
Landwirtſchaft vor Dürftigkeit!“, ſo ſagte er jetzt, am 
12. Februar bei der Beratung des Reichstags über die Er— 
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höhung der Getreide- und Holzzölle: „Ich lerne vom Leben, 
ich lerne, ſo lange ich lebe, ich lerne noch heute“ und 
weiter: „Die Kalamität der Landwirtſchaft iſt eine 
ganz andere, als wenn in irgend einer neu aufgetauchten Induſtrie 
eine Kalamität eintritt. Die iſt zwar auch groß, aber ſie iſt 
lokal, ihr kann durch Unterſtützung geholfen werden; aber die 
Kalamität der Landwirtſchaft fühlt der ganze Körper 
des Volkes; das Volk gerät in Verfall, wenn ſeine 
Landwirtſchaft verfällt.“ Am 14. Februar ſetzte er dann 
bei Beratung derſelben Angelegenheit im Reichstag (der Er 
höhung der Getreide- und Holzzölle) noch hinzu: „Wenn Sie 
den Bauer in die Lage bringen, daß er verkaufen muß, ſo er— 
zeugen Sie notwendig Latifundien. Der große Beſitzer iſt 
ſo reich, daß er eine Kalamität überdauern kann; zu leben be— 
hält er immer noch — er denkt, es kommt eine Zeit, wo es 
umſchlägt, und es ficht ihn nicht ſo an; eine augenblickliche Luſt, 
der Anblick ſeiner Gutskarte — die Karten ſind bekannt— 
lich der Urſprung jedes Eroberers — erwecken in ihm 
den Wunſch, ſich eine Parzelle zu annektieren; und alle die 
Kleinen, die matt werden, die ſammelt er auf, und damit iſt 
das Latifundium da mit allen ſeinen übeln Nachteilen. Zum 
großen Teil bilden ſie ſich in den Händen von Kapitaliſten, 
und das iſt das Gefährlichſte. Der Grundbeſitzer, der auf dem 
Lande wohnt, iſt noch nicht der ſchlimmſte, der ſchlimmſte 
iſt der Großgrundbeſitzer, der in der Stadt wohnt, 
ſei es in Paris, Rom oder Berlin, und der von ſeinen 
Gütern und Verwaltungen nur Geld verlangt, der 
ſie auch nicht vertritt im Parlament oder ſonſtwie, auch nicht 
weiß, wie es ihnen ergeht. Darin liegt das Elend der Lati— 
fundien. Und wenn es Ihnen jemals gelänge, dieſe Raſſe (der 
kleineren Landwirte und der großen Beſitzer, die ſelbſt auf dem 
Lande wohnen) zu vertilgen, ſo würden Sie das in der 
Lähmung unſeres ganzen wirtſchaftlichen und poli— 
tiſchen Lebens, nicht bloß auf dem Lande merken. 
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Bei Beratung der deutſchen Kolonialpolitik im Reichs⸗ 
tag am 2. März 1885 gebrauchte Bismarck das berühmte 
Gleichnis: „Bei den fremden Nationen machen die Vorgänge 
in Deutſchland ja ſehr leicht den Eindruck, daß bei uns zwar 
unter Umſtänden, wie 1870, wie 1813 die geharniſchten Männer 
aus der Erde wachſen, wie aus der Saat der Drachenzähne 
nach der griechiſchen Sage in Kolchis, aber daß ſich dann auch 
ſtets irgend ein Zauberſteinchen der Medea findet, welches man 
zwiſchen ſie werfen kann, worauf ſie übereinander herfallen und 
ſich ſo raufen, daß der fremde Jaſon ganz ruhig dabei ſtehen 
kann und zuſehen, wie die gewappneten Recken ſich untereinander 
bekämpfen. Es liegt eine eigentümliche prophetiſche Vorausſicht 
in unſerem alten nationalen Mythus, daß ſich, ſo oft es den 
Deutſchen gut geht, wenn ein deutſcher Völkerfrühling, 
wie der verſtorbene Kollege Völk ſich ausdrückte, wieder anbricht, 
daß dann auch ſtets der Loki nicht fehlt, der ſeinen 
Hödur findet, einen blöden, dämlichen Menſchen, den er mit 
Geſchick veranlaßt, den deutſchen Völkerfrühling zu erſchlagen, 
bezw. niederzuſtimmen.“ Als in der Sitzung vom 13. März 
der Zentrumsabgeordnete Rintelen ziemlich deutlich eine weitere 
Erklärung dieſes Gleichniſſes vom Reichskanzler forderte, gab ſie 
dieſer u. A. in folgenden Worten: 

„Es liegt nicht in meiner Gewohnheit, mythologiſche An— 
ſpielungen weiter auszuſpinnen. Es war nur etwas, was, ich 
kann es nicht leugnen, mich in den letzten zwanzig Jahren un— 
unterbrochen gequält und beunruhigt hat, dieſe Analogie 
unſerer deutſchen Geſchichte mit unſerer deutſchen 
Götterſage. Ich habe unter dem Begriff Völkerfrühling“ mehr 
veritanden als die Kolonialpolitik. Ich habe unter dem 
Frühling, der uns Deutſchen geblüht hat, die ganze 
Zeit verſtanden, in der ſich, ich kann wohl ſagen, 
Gottes Segen über Deutſchlands Politik ſeit 1866 
ausgeſchüttet hat . . . bis 1870, da wir alle als ‚ein einig 
Volk von Brüdern‘ den Angriffen des Auslandes entgegentreten 
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konnten, die alten deutſchen Grenzländer wiedergewannen, die 
nationale Einheit begründeten, einen deutſchen Reichstag um 
uns verſammelten, den deutſchen Kaiſer wieder erſtehen ſahen, 
das alles ſchwebte mir als Völkerfrühling vor. Dieſer Völker— 
frühling hielt aber nur wenige Jahre nach dem großen 
Siege vor. Denn dann kam, was ich unter dem Begriff 
Lokié verftand: der alte deutſche Erbfeind, der Parteihader, 
der in dynaſtiſchen und konfeſſionellen, in Stammesverſchieden— 
heiten und in den Fraktionskämpfen ſeine Nahrung findet — 
der übertrug ſich auf unſer öffentliches Leben, auf unſere Par— 
lamente, und wir ſind angekommen in einem Zuſtand unſeres 
öffentlichen Lebens, wo die Regierungen zwar treu zuſammen— 
halten, im deutſchen Reichstag aber der Hort der Ein— 
heit, den ich darin geſucht und gehofft hatte, nicht 
zu finden iſt, ſondern der Parteigeiſt überwuchert 
uns. Und der Parteigeiſt, wenn er mit ſeiner Lokiſtimme den 
Urwähler ‚Hödur‘, der die Tragweite der Dinge nicht beurteilen 
kann, verleitet, daß er das Vaterland erſchlage, der iſt es, 
den ich anklage vor Gott und der Geſchichte, wenn das 
ganze herrliche Werk unſeres Volkes von 1866 und 
1870 wieder in Verfall gerät und durch die Feder 
hier verdorben wird, nachdem es durch das Schwert 
geſchaffen wurde.“ 

Im engſten Anſchluß an dieſe Ausführungen ſprach ſich 
Bismarck in der Reichstagsſitzung vom 14. März dem Abg. Eugen 
Richter gegenüber bezüglich der Taktik aller Unzufriedenen 
alſo aus: „Es iſt deshalb die Taktik aller derjenigen, deren 
Parteiprogramm oder deren Beſtrebungen überhaupt nur durch 
Unterbrechung des Friedens, nur durch Krieg verwirklicht wer— 
den können, ſtets Zweifel an der Sicherheit des Friedens 
auszuſprechen.“ 

Je ſchmerzlicher Bismarck das „Überwuchern des Partei— 
geiſtes“ empfinden mußte, um ſo freudiger gibt er ſein Ver— 
trauen auf die Geſamtheit des Volkes und namentlich 
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auf die deutſche Jugend zu erkennen in den berühmten 
Worten ſeiner Reichstagsrede vom 14. März 1885: „Aber ich 
habe zu der deutſchen Nation und namentlich zur Jugend, zu 
der jetzt ſtudierenden Jugend, die unter den Eindrücken der 
großen Zeit ſtudiert hat, die unſer Kaiſer an der Spitze ſeines 
Heeres heraufführte, Vertrauen.“ 

Zu Bismarcks 70. Geburtstag, dem 1. April 1885, 
wurden ihm bekanntlich 1200000 Mark zu freier Verfügung 
überreicht, aus denen er die „Schönhauſer Stiftung“ zu 
Stipendien an Kandidaten des höheren Schulamtes errichtete. 
Der Kaiſer genehmigte die Stiftung am 1. Auguſt 1885, und 
Bismarck ſelbſt begründete deren Errichtung in einem Schreiben 
(vom 15. Januar 1886) an den künftigen Verwalter der Stif— 
tung, den Herzog von Ratibor, als Präſidenten des Herren— 
hauſes, mit folgenden edeln Worten: „Das höhere Lehr— 
fach bedarf deshalb einer beſonderen Unterſtützung, weil es die 
Pflegſtätte des nationalen Gedankens bildet und in 
ſeiner idealen Geſinnung, ohne welche der Lehrerſtand 
ſeinem mühevollen und ſelten einträglichen Berufe nicht würde 
treu bleiben können, ein ſittliches Gegengewicht zu dem Materialis— 
mus der Zeit darſtellt. Die Erhaltung und Pflege dieſer Ge— 
ſinnung bei der Jugend liegt in den Händen der Lehrer und 
iſt für unſere nationale Entwicklung von hoher Bedeutung.“ 

Höchſt bemerkenswert und wichtig auch für unſere Tage ſind 
Bismarcks Außerungen über die Gefahren der Thätigkeit 
des Jeſuitenordens für Deutſchland. Bismarck that 
dieſe Ausſprüche im Reichstag am 28. November 1885 bei Be— 
ratung der Anträge des Zentrums bezüglich der Miſſionsthätig— 
keit in den deutſchen Schutzgebieten. Die Ultramontanen wollten 
dort ihren geliebten Jeſuiten ungehinderte Wirkſamkeit verſchaffen. 
Bismarck aber erklärte: „Die Gefahr, die gerade die Thätig— 
keit der Jeſuiten für Deutſchland, ſeine Einigkeit und 
ſeine nationale Entwicklung hatte, liegt ja nicht im 
Katholizismus der Jeſuiten, ſondern ſie liegt in ihrer ganzen 
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internationalen Organiſation, in ihrem Losſagen und 
Loslöſen von allen nationalen Banden und in ihrer Zer— 
ſtörung und Zerſetzung der nationalen Bande und der 
nationalen Regungen überall, wo ſie denſelben beikommen. Die 
Jeſuiten ſind eine Gefahr für das geringe Maß, für den ge— 
ringen Reſt von Nationalgefühl, der einer großen Mehrzahl 
von uns Deutſchen geblieben iſt. Die Jeſuiten werden 
ſchließlich die Führer der Sozialdemokraten ſein. 
Schicken Sie doch die Mitarbeiter der „Germania!“ 
nach Kamerun, ſie ſollen uns dort willkommen ſein.“ 

Zu Beginn des Jahres 1886 legte die preußiſche Re— 
gierung dem Landtag den Entwurf der Anſiedelungsgeſetze 
vor, welche bezweckten, das deutſche Element in den polniſchen 
Landesteilen Preußens zu ſtärken. In ſeiner Rede zur Recht— 
fertigung dieſer Vorlage gab Bismarck am 28. Januar 1886 
ein deutliches Bild des Wachstums der polniſchen Agita— 
tion in dieſen Landesteilen und zählte die Gründe für 
dieſes Wachstum auf; u. A. ſei jener Agitation ſehr zu 
ſtatten gekommen „die deutſche Gutmütigkeit und Bewunderung 
alles Ausländiſchen und die eigentümliche Befähigung des 
Deutſchen, die ſich bei keiner anderen Nation wiederfindet, 
aus der eigenen Haut nicht nur heraus-, ſondern in 
die eines Ausländers hineinzufahren (Heiterkeit).“ Dieſe 
deutſche Polenſchwärmerei habe auch noch 1863 den damaligen 
polniſchen Aufſtand begleitet und im preußiſchen Abgeordneten— 
hauſe Bismarcks Politik aufs äußerſte erſchwert. Eine weitere 
Urſache für den Fortſchritt der Polen liege in der „reichlichen 
Agitationsmöglichkeit, welche die Landes- und Reichsgeſetze 
über Preſſe und Vereine den Polen geben. Die polniſchen 
Herren ſind nicht ſchüchtern geweſen in der Ausbeutung aller 
dieſer Geſetze. Sie erkennen ſie (aber) ihrerſeits nicht an; ſie 
erkennen ihre Zugehörigkeit zu Preußen nur auf 
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Kündigung, und zwar auf 24ſtündige Kündigung an; wenn 
ſie heute Gelegenheit hätten, gegen uns vorzugehen, und ſtark 
genug wären, jo würden ſie nicht einmal gegen 24ſtündige 
Kündigung, ſondern ohne Kündigung losſchlagen — (Große 
Unruhe bei den Polen). Ja, m. H., iſt einer von Ihnen, der 
ſein Ehrenwort darauf geben kann, daß das nicht wahr iſt 
(große Heiterkeit), daß alle die Herren zu Hauſe bleiben werden, 
wenn die Gelegenheit ſich bietet, mit ihren Banderien auszu— 
rücken, — dann will ich meine Behauptung zurücknehmen; aber 
das Ehrenwort verlange ich (Heiterkeit). Und daß Sie mir 
einreden wollen, das wäre ein Irrtum, m. H., jo dumm jind 
wir wirklich nicht, ich wenigſtens nicht (Heiterkeit).“ 

Bei Beratung der Branntweinmonopolvorlage im Reichstag 
rief Bismarck den Gegnern zu: „Eine Feſtigung des Reiches 
ſuche ich in einem ſtarken Kriegsheere, in guten Finanzen 
und in der Zufriedenheit der Reichsangehörigen. Das Reich 
kann Gefahren ausgeſetzt ſein, die nicht unmittelbar aus unſeren 
inneren Verhältniſſen herrühren. Mir liegt vor Allem am Herzen, 
daß wenn ſolche Kriſen eintreten und wenn die Feſtigkeit der 
deutſchen Verfaſſung auf Proben geſtellt wird, wie ſie deren 
bisher nicht beſtanden hat, — daß man dann ſagen kann: man 
hat in dem tempus utile (der nützlichen Zeit) des Friedens 
nichts verſäumt, ſondern das Seinige gethan, um alle Welt zu— 
frieden zu ſtellen.“ 

In ſehr verwandtem Sinne ſagte er im preußiſchen Abg. 
Hauſe am 12. April bei Beratung des von der Regierung vor— 
gelegten kirchlichen Friedensgeſetzes: „Bei Streitigkeiten im 
Innern, unter Landsleuten, beſteht die Ehre der Regierung 
in ihrer Friedfertigkeit, aber nicht in ihrer Händel— 
macherei.“ In derſelben Rede that er den Ausſpruch: „Der 
katholiſche Prieſter iſt von dem Augenblicke, wo er Prieſter 
iſt, ein einregimentierter Offizier des Papſtes.“ Bei 
der Fortſetzung der Beratung der Vorlage im Abg.-Hauſe am 
4. Mai ſprach Bismarck das ſchöne Wort: „Mein Ziel iſt 
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nur, auf einem Gebiete meinen Meifter nicht zu finden, 
auf dem der Fürſorge für das Wohl meines eigenen 
Vaterlandes.“ 


XII. 


Aus der Zeit von 1887 bis zu Bismarcks Entlaſſung, 
20. März 1890. 


Zu Anfang des Jahres 1887 ſtand Deutſchland vor 
der ſchwerſten Kriegsgefahr ſeit 1870. Der Frieden hing im 
letzten Grunde davon ab, ob der deutſche Reichstag der Re— 
gierung die geforderte Erhöhung der deutſchen Wehrkraft auf 
ſieben Jahre bewilligen werde oder nicht. Denn die Ablehnung 
betrachtete der auf den unmittelbaren Ausbruch des Krieges 
losſteuernde franzöſiſche Revanchekriegsminiſter Boulanger als 
Kriegsloſung, weil er dann die deutſche Volksvertretung und 
das deutſche Volk ſelbſt als Bundesgenoſſen Frankreichs be— 
grüßen zu können glaubte. Bismarck trat am 11. Januar 1887 
in einer großen Rede für die Notwendigkeit der Bewilligung 
der Wehrvorlage ein. „Wenn die Franzoſen ſo lange mit uns 
Frieden halten wollen, bis wir ſie angreifen“, ſagte er, „wenn 
wir deſſen ſicher wären, dann wäre der Friede ja für immer 
geſichert. Wir werden Frankreich nicht angreifen, unter 
keinen Umſtänden und in Frankreich denken auch viele ſo. 
Sie wollen nur le feu sacré (das heilige Feuer) der Revanche 
unterhalten, aber einen Angriffskrieg vermeiden. Die Ent— 
ſcheidungen in Frankreich ſind aber in ſchweren Mo— 
menten immer durch thatkräftige Minderheiten, nicht 
durch die Mehrheit und das Volk bewirkt worden. Das iſt 
auch heute noch die Kennzeichnung der franzöſiſchen Lage. Es 
iſt an jedem Tage möglich, daß eine franzöſiſche Regierung ans 
Ruder kommt, deren ganze Politik darauf berechnet iſt, von dem 
feu sacré zu leben. Wenn uns hier im Parlament verſichert 
wird: wenn die Gefahr eintritt, dann können Sie auf den letzten 
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Thaler rechnen, dann ſtehen wir mit Gut und Blut ein, ſo 
ſind das Worte, damit kann ich nichts machen. Worte 
ſind keine Soldaten, und Reden ſind keine Bataillone; 
und wenn wir den Feind im Lande haben und wir leſen ihm 
dieſe Reden vor, dann lacht er uns aus. Je ſtärker wir 
ſind, deſto unwahrſcheinlicher iſt der Krieg. Sowie 
aber Frankreich irgend einen Grund hat zu glauben, daß es uns 
überlegen ſei, dann, glaube ich, iſt der Krieg ganz ſicher. So— 
bald ſie glauben zu ſiegen, fangen ſie den Krieg an.“ 
Mit vollem Recht klagt er am Schluſſe der Rede: „Die Nör— 
gelei des Parlaments gegenüber Forderungen der 
Regierung, die der Sicherheit des Landes gelten, iſt 
nur eine echt deutſche Eigentümlichkeit.“ 

Dieſer traurige Reichstag blieb ſich indeſſen treu bis zu 
Ende. Am 14. Januar 1887 verfiel er der reichverdienten 
Auflöſung und machte durch die Neuwahlen am 21. Februar 1887 
dem trefflichen „Kartellreichstag“ Platz, der Bismarcks 
großer Politik von 1887 bis 1890 aufs treulichſte zur Seite 
ſtand. Die Reichsfeinde befanden ſich in einer hoffnungsloſen 
Minderheit, und der Friede war durch dieſen glänzenden Aus— 
fall der Wahlen gewahrt. 

Vor dieſem glückhaften Ereignis, das Bismarcks letzte Amts— 
jahre und des Kaiſers Wilhelm letztes Lebensjahr verſchönte, 
hielt Bismarck am 24. Januar 1887 im preußiſchen Abg.-Hauſe 
eine gründliche Abrechnung mit der Fortſchrittspartei, 
die im Reichstag gegen das Septennat geſtimmt hatte und im 
neuen Wahlkampf überall den Reichsfeinden zur Seite trat. 
„Wer wünſcht, daß vom König nicht die Rede ſein ſoll, der 
hat das Bedürfnis, die königliche Gewalt in Vergeſſenheit ge— 
raten zu laſſen“, ſagte er u. A. „Ich erinnere mich, daß jeder 
Fortſchritt der preußiſchen Monarchie und des Deutſchen Reiches 
von den Vertretern der Fortſchrittspartei auf das bitterſte und 
ſchärfſte bekämpft worden iſt. Alles, was Deutſchland 
groß, reich und einig gemacht hat, iſt immer von der 
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Fortſchrittspartei bekämpft worden und iſt doch immer 
zu Stande gekommen.“ 

Am 21. April 1887 ſprach Bismarck, bei Beratung des 
weiteren preußiſchen kirchlichen Friedensgeſetzes im Abg.-Hauſe 
über die Stellung der evangeliſchen und katholiſchen 
Kirche im preußiſchen Staate folgende bedeutſamen Worte 
aus: „Eine Gleichheit der beiden Kirchen im preußiſchen 
Staate iſt ja nach ihrer ganzen Beſchaffenheit nicht möglich. 
So lange der König von Preußen Oberhaupt der evangeliſchen 
Kirche iſt, iſt von einer formalen Gleichheit zwiſchen beiden 
Kirchen gar nicht zu ſprechen, da beide Kirchen auf ganz anderen 
Fundamenten ſtehen. Der proteſtantiſchen Kirche kann 
damit nicht geholfen werden, daß man das Gewicht der 


Gemeinde in ihr vermindert und das Gewicht der BE 


lichkeit in ihr verſtärkt.“ 

Zu Anfang des Jahres 1888 wurde dem Reichstag der 
Geſetzentwurf zur Aufnahme einer Anleihe behufs Erhöhung der 
deutſchen Wehrkraft vorgelegt, und Bismarck ergriff am 
6. Februar das Wort zur größten und berühmteſten 
Rede ſeines Lebens, die ihm ſchon während der Sitzung 
und beim Verlaſſen des Hauſes unbeſchreibliche Huldigungen 
eintrug. Die Rede enthielt drei Worte weniger als 11000. 
Sie wurde aber ſofort in 1218 Telegrammen an 326 Orte des 
In- und Auslandes befördert. Hier können daraus nur die 
folgenden Sätze wiedergegeben werden: „Wir müſſen noch 
größere Anſtrengungen machen als andere Mächte zu 
gleichem Zwecke wegen unſerer geographiſchen Lage. Die Hechte 
im europäiſchen Karpfenteich hindern uns, Karpfen 
zu werden, ſie zwingen uns auch zu einem Zuſammenhalten 
unter uns Deutſchen, das unſerer innerſten Natur widerſtrebt; 
ſonſt ſtreben wir lieber auseinander.“ Früher, zur Zeit der 
heiligen Allianz und des Deutſchen Bundes, da hatten wir ja 
„die Anlehnung an Rußland und Sſterreich und vor allen 
Dingen: die Garantie der eigenen Schüchternheit, daß wir 
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niemals eine Meinung äußerten, bevor die Anderen geſprochen 
hatten. Wenn wir die Iſolierung, die grade in unſerer an— 
greifbaren Lage für Deutſchland beſonders gefährlich iſt, ver— 
hüten wollen, jo müjjen wir einen ſicheren Freund haben. 
Denn Völker führen wohl aus Haß gegeneinander Krieg; aber 
aus Liebe, das iſt noch gar nicht da geweſen, daß ſich das eine 
für das andere opfert.“ Das beſte Mittel zur Erhaltung des 
Friedens und zur Befeſtigung der deutſchen Friedensbündniſſe 
ſei aber die Verſtärkung des deutſchen Heeres. Der Wettbewerb 
der Nachbarmächte auf dieſem Gebiete ſei durch die einfache 
Thatſache abgeſchnitten: „Das können ſie nicht!“ 

„Unſere Ziffer haben ſie längſt erreicht, und die Tapferkeit 
iſt ja bei allen ziviliſierten Nationen gleich, aber in der Tüch— 
tigkeit ſind wir ihnen überlegen: wir haben das Material 
an Offizieren und Unteroffizieren, um dieſe un— 
geheure Armee zu befehligen, das kann man uns nicht 
nachmachen. Denn dazu gehört das ganz eigentümliche Maß 
der Verbreitung der Volksbildung in Deutſchland, wie es in 
keinem anderen Lande wieder vorkommt.“ Dadurch werde vor 
allem auch die feſte, treue Kameradſchaft erſt möglich, die zwiſchen 
unſeren Offizieren und Mannſchaften ohne Schaden der Autorität 
beſtehe, im Frieden wie namentlich im Kriege: „Kein deutſcher 
Offizier läßt ſeinen Soldaten im Feuer im Stich und umgekehrt: 
kein deutſcher Soldat läßt ſeinen Offizier im Stich, das haben 
wir erfahren. Außerdem aber iſt noch ein Vorteil der Annahme 
dieſes Geſetzes“, fuhr Bismarck fort, und damit ſprach er den 
letzten, innerſten Grund der Friedenspolitik Deutſchlands aus, 
„gerade die Stärke, die wir erſtreben, ſtimmt uns 
ſelbſt notwendig friedfertig. Das klingt paradox, es iſt 
aber doch ſo. Mit der gewaltigen Maſchine, zu der wir das 
deutſche Heerweſen ausbilden, unternimmt man keinen Angriff. 
Wenn ich Ihnen jagen wollte: wir find von Frankreich und 
Rußland bedroht, wir werden angegriffen werden, es iſt nütz— 
licher für uns, daß wir jetzt gleich ſchlagen, der Angriffskrieg 
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iſt für uns vorteilhafter zu führen, und ich bitte daher den 
Reichstag um einen Kredit von einer Milliarde oder einer halben, 
um den Krieg gegen unſere beiden Nachbarn heute zu unter— 
nehmen; ja, m. H., ich weiß nicht, ob Sie das Vertrauen zu 
mir haben würden, mir das zu bewilligen? Ich hoffe nicht. 
Aber wenn Sie es thäten, würde es mir nicht genügen. Denn 
wenn wir in Deutſchland einen Krieg mit der vollen 
Wirkung unſerer Nationalkraft führen wollen, ſo muß 
es ein Krieg ſein, mit dem alle, die ihn mitmachen, alle, 
die ihm Opfer bringen, kurz und gut, mit dem die ganze 
Nation einverſtanden iſt; es muß ein Volkskrieg ſein; 
ein Krieg, der mit dem Enthuſiasmus geführt wird wie der von 
1870, wo wir ruchlos angegriffen wurden. Dann wird das 
ganze Deutſchland von der Memel bis zum Bodenſee wie 
eine Pulvermine aufbrennen und von Gewehren ſtarren, 
und es wird kein Feind wagen, mit dieſem furor teu- 
tonicus, der ſich bei dem Angriff entwickelt, es aufzunehmen. 
Deshalb möchte ich an das Ausland die Mahnung richten, ſeine 
drohenden Zeitungsartikel doch zu unterlaſſen. Sie führen zu 
nichts. Die Drohung, die wir, nicht von der Regierung, 
aber in der Preſſe erfahren, iſt eigentlich eine un— 
glaubliche Dummheit, wenn man eine große und ſtolze 
Macht, wie das Deutſche Reich, durch eine drohende Zuſammen— 
ſtellung von Worten glaubt einſchüchtern zu können. Wir 
können durch Liebe und Wohlwollen leicht beſtochen 
werden, vielleicht zu leicht, aber durch Drohungen 
ganz gewiß nicht. Wir Deutſchen fürchten Gott, aber 
ſonſt nichts in der Welt, und die Gottesfurcht iſt es ſchon, 
die uns den Frieden lieben und pflegen läßt. Wer ihn aber 
trotzdem bricht, der wird ſich überzeugen, daß die kampfesfreudige 
Vaterlandsliebe, welche 1813 die geſamte Bevölkerung des damals 
ſchwachen, kleinen und ausgeſogenen Preußen unter die Fahnen 
rief, heutzutage ein Gemeingut der ganzen deutſchen Nation iſt, 
und daß derjenige, welcher die deutſche Nation irgendwie angreift, 
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ſie einheitlich gewaffnet finden wird, und jeden Wehrmann mit 
dem feſten Glauben im Herzen: Gott wird mit uns ſein!“ 

Die nächſten Worte Bismarcks, die wir hier mitteilen, 
ſind nur 32 Tage ſpäter, am 9. März 1888 im Reichstag 
geſprochen worden. Aber ein ungeheures Ereignis liegt zwiſchen 
den beiden Reden: der Tod Kaiſer Wilhelms J. Während— 
Bismarck am 6. Februar, zur hohen Freude ſeines kaiſerlichen 
Herrn, gleichſam die großen Ergebniſſe ihrer gemeinſamen großen 
Politik dem begeiſterten Reichstag darlegte, hielt der treueſte 
Diener des verblichenen großen Kaiſers nun am 9. März dem 
Andenken des unvergleichlichen teuren kaiſerlichen Herrn die nicht 
minder bedeutende Trauerrede. Inmitten der ſchweren Schick— 
ungen, welche der geſchiedene Kaiſer in ſeinem Hauſe noch er— 
lebt hat, hätten ihn zwei Thatſachen mit Befriedigung und Troſt 
erfüllt. Einmal die herzliche Teilnahme der ganzen Welt an 
dem Leiden feines Sohnes, des Kronprinzen. Der zweite Trojt 
aber war, „daß der Kaiſer auf die Entwickelung ſeiner Lebens— 
aufgabe, der Herſtellung und Befeſtigung der Nationalität Des 
Volkes und auf die Entwickelung, welche die Löſung dieſer Auf— 
gabe inzwiſchen genommen hatte, mit einer Befriedigung zurück— 
blickte, welche den Abend ſeines Lebens verſchönt und beleuchtet 
hat. Es trug dazu namentlich in den letzten Wochen die That— 
ſache bei, daß mit einer ſeltenen Einſtimmigkeit aller Dynaſtien, 
aller verbündeten Regierungen, aller Stämme in Deutſchland, 
aller Abteilungen des Reichstags dasjenige beſchloſſen wurde, 
was für die Sicherſtellung der Zukunft des Deutſchen Reiches 
auf jede Gefahr hin, die uns bedrohen konnte, als Bedürfnis 
empfunden wurde.“ Dann ſchloß Bismarck tiefbewegt mit den 
Worten: „Die heldenmütige Tapferkeit, das nationale, 
hochgeſpannte Ehrgefühl und vor allen Dingen die 
treue, arbeitſame Pflichterfüllung im Dienſte des 
Vaterlandes und die Liebe zum Vaterlande, die in 
unſerem dahingeſchiedenen Herrn verkörpert waren: 
mögen ſie ein unzerſtörbares Erbteil unſerer Nation 


fein, das der aus unſerer Mitte gejchiedene Kaiſer uns hinter— 
laſſen hat! Das hoffe ich zu Gott, daß dieſes Erbteil von uns 
allen, die wir an den Geſchäften des Vaterlandes mitzuwirken 
haben, in Hingebung, Arbeitſamkeit und Pflichttreue treu be— 
wahrt wird!“ 

Am 15. Juni 1888 ſchon folgte Kaiſer Friedrich ſeinem 
großen Vater in den Tod und Kaiſer Wilhelm II. beſtieg 
den ſo bald von neuem verwaiſten Thron. 

Am 10. November 1888 verlieh die Univerſität Gießen dem 
Fürſten Bismarck den Ehrentitel eines Doktors der Theo— 
logie. In ſeinem Dankſchreiben vom 22. November ſprach der 
Fürſt aus: „Meinem Eintreten für duldſames und prak— 
tiſches Chriſtentum verdanke ich dieſe Auszeichnung. Wer 
ſich der eigenen Unzulänglichkeit bewußt iſt, wird in 
dem Maße, in welchem Alter und Erfahrung ſeine 
Kenntnis der Menſchen und der Dinge erweitern, duld— 
ſam für die Meinung anderer.“ 

In der Reichstagsſitzung vom 26. Januar 1889 nörgelte 
der Deutſchfreiſinn wieder einmal gegen die Kolonialpolitik 
des Reichskanzlers. Bismarck führte in langer Rede aus, wie 
ſchwer er ſich überhaupt zu einer deutſchen Kolonialpolitik ent— 
ſchloſſen habe und endete: „Kurz und gut, ich war gegen Grün— 
dung deutſcher Kolonien. Aber ich halte mich nicht für er— 
mächtigt, der großen Reichslokomotive, wenn ſie ihren 
Bahnſtrang einmal gewählt hat, Steine in den Weg zu 
werfen.“ 

Am 29. März 1889 ſchon war Bismarck bei der zweiten 
Beratung des Reichstags über den Entwurf eines Alters- und 
In validitätsverſicherungsgeſetzes lebhaft für dieſe Vor— 
lage eingetreten. Bei Fortſetzung der Beratung ergriff er am 
18. Mai 1889 von neuem das Wort: es ſollte Bismarcks 
letzte Reichstagsrede fein. Sie bildet einen würdigen Ab— 
ſchluß ſeiner gewaltigen Wirkſamkeit als Redner in den deutſchen 
Parlamenten! Bismarck ſagte da vornehmlich: „Es hat 
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mich in keiner Weiſe überraſcht, daß die ſozialdemo— 
kratiſche Partei gegen dieſes Geſetz iſt. Wenn eins der 
Mitglieder der freiſinnigen Partei (Abg. Dr. Barth) geſagt hat, 
daß wir die Sozialdemokraten mit dieſer Vorlage nicht gewinnen 
würden, ſo werden zwei Dinge vollſtändig verwechſelt: das 
ſind die ſozialdemokratiſchen Führer und die ſozial— 
demokratiſchen Maſſen; die Maſſen, welche mit irgend 
etwas unzufrieden find mit Etwas, dem auch die Sozialdemo— 
kratie nicht würde abhelfen können, ſtimmen bei den Wahlen 
für die Sozialdemokraten, weil ſie ihrer Unzufriedenheit durch 
eine regierungsfeindliche Abſtimmung eben Ausdruck geben wollen. 
Auf einem ganz anderen Boden ſtehen die Herren, deren ganze 
Bedeutung, deren Herrſchaft darauf beruht, daß die von ihnen 
geleiteten und mißleiteten Maſſen unzufrieden bleiben. Dieſe 
lehnen natürlich das Geſetz ab, weil es immer doch ein Schritt 
auf dem Wege iſt, daß wir wirklich berechtigte Unzufriedenheiten 
nach der Möglichkeit, die ſich uns bietet und die der Reichstag 
uns geſtattet, mildern wollen. Täuſchen wir uns doch darüber 
nicht, daß wir mit der Sozialdemokratie nicht wie mit 
einer landsmannſchaftlichen Partei in ruhiger Diskuſſion 
ſind; ſie lebt mit uns im Kriege und ſie wird los— 
ſchlagen, gerade jo gut wie die Franzoſen, ſo bald ſie ſich 
ſtark genug dazu fühlt. Und dieſe Stärke vorzubereiten 
— nicht der großen Partei ſondern der Führer — iſt ja die 
ganze Aufgabe ihrer Politik, — und alles, was dieſe Stärke 
zum Losſchlagen, zur Erzeugung des Bürgerkrieges, zur Her— 
ſtellung des Maſſentritts der Arbeiterbataillone ſchädigen, hindern 
und hemmen kann, das werden ſie natürlich bekämpfen, alſo 
wird ihnen auch jedes Entgegenkommen für die Leiden des 
armen Mannes, welches von Staatswegen geſchieht, hinderlich 
ſein. Das mindert die Unzufriedenheit, und Unzu— 
friedenheit brauchen ſie.“ Auch darüber habe er ſich „nicht 
gewundert, daß die Herren von der freiſinnigen 
Partei dagegen ſtimmen.“ Denn ſeit mehr als einem 
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Vierteljahrhundert hätten die Herren „nie eine Zuſtimmung für 
irgend etwas gehabt, von der Reichsverfaſſung an bis zur heutigen 
Vorlage. Daß die Herren Welfen gegen die Vorlage ſind, 
das geht aus anderen Beweggründen hervor, als die Oppoſition 
der Fortſchrittspartei. Wenn die Polen eine Vorlage ver— 
werfen, ſo geben ſie damit nur das Zeugnis ab, daß dieſelbe 
zur Befeſtigung des Deutſchen Reiches führen könnte. Daß die 
Franzoſenfreunde, welche durch voreiligen Beſchluß des 
Reichstags in ſeine Mitte zugelaſſen worden ſind, um an der 
Geſetzgebung über das geſamte Reich teilzunehmen — dazu 
haben wir wahrhaftig nicht den Krieg geführt, um uns 
14 Franzoſen einzuimpfen — daß ſie dagegen ſind, iſt 
ebenſo natürlich. Die Oppoſition dieſer Herren zeigt uns, daß 
in dieſem Geſetz etwas drin ſtecken muß, was dem Deutſchen 
Reiche nützlich iſt.“ 

Am 5. Juni 1889 dankte Bismarck dem Dr. Fabri für 
Überſendung des Werkes desſelben „Fünf Jahre deutſcher Kolo— 
nialpolitik“ mit den Worten: „Was die koloniale Frage 
im Allgemeinen betrifft, fo ift zu bedauern, daß diefelbe 
in Deutſchland von Hauſe aus als Parteiſache auf— 
gefaßt wurde, und daß im Reichstage Geldbewilligungen für 
koloniale Zwecke immer noch widerſtrebend und mehr aus Ge— 
fälligkeit gegen die Regierung oder unter Bedingungen eine 
Mehrheit finden. Die Kaiſerliche Regierung kann über ihr ur— 
ſprüngliches Programm bei Unterſtützung überſeeiſcher Unter— 
nehmungen nicht aus eigenem Antriebe hinausgehen, ſo lange 
nicht die nationale Bedeutung überſeeiſcher Kolonien allſeitig 
ausreichend gewürdigt wird und durch Kapital und kauf— 
männiſchen Unternehmungsgeiſt „die. Förderung findet, welche 
zur Ergänzung der ſtaatlichen Mitwirkung unentbehrlich bleibt.“ 


Blum, Bismarcks Mahnworte. 11 
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XIII. 
Aus der Zeit des Ruheſtandes Bismarcks 
(1890 bis 1895). 


Am 20. März 1890 wurde Bismarck aus allen 
ſeinen Amtern entlaſſen. Seit dieſer Zeit lebt er im 
„Ruheſtande“. Aber auch in der Stille feiner Zurückgezogen- 
heit in Varzin und Friedrichsruh trägt er die Sorge um das 
Wohl ſeines Volkes und Vaterlandes auf ſeinem großen Herzen. 
Auch während dieſer fünf Jahre hat er eine Fülle köſtlicher 
Mahnworte an uns Alle gerichtet. So ſprach er zu Beſuchern 
aus Heilbronn am 23. Auguſt 1890: „Ich kann die Hoff— 
nung nicht aufgeben, daß der nationale Gedanke immer 
weiter um ſich greifen wird. Das in der Verteidigung 
des Vaterlandes gefloſſene Blut iſt der feſte Kitt, 
der nicht in die Brüche geht, und die Erinnerung an die großen 
Tage iſt ein feſtes Fundament, das nicht zerbröckelt.“ 

Am 5. Februar 1891 ſchrieb das Organ des Altreichs— 
kanzlers, die „Hamburger Nachrichten“, über die „Verſöhnungs— 
politik“ des neuen Kurſes (Caprivi): „Ohne Zweifel ſind 
‚Erfolge‘ erzielt, aber mancher derſelben, der einen Nickel wert 
war, wurde mit einem Zwanzigmarkſtück bezahlt. Auf dieſe 
Weiſe Verſöhnung zu ſtiften, iſt eben nicht ſchwer; 
es fragt ſich nur, wie das Staatsintereſſe dabei gewahrt bleibt. 
Wenn eine Konzeſſion auf die andere folgt, ohne daß 
man Gegenleiſtungen ſieht, die auch nur annähernd zu den 
gebrachten Opfern im Verhältnis ſtehen, ſo darf man ſich nicht 
wundern, wenn ſchließlich im Inlande wie auswärts der Glaube 
Platz greift, die Männer der neuen Regierung konzedierten in 
dem Beſtreben, zu zeigen, daß es auch ohne den Fürſten Bis— 
marck gehe, alle Forderungen, denen früher ein heilſames Quos 
ego (Ich will Euch!) entgegengeſetzt worden wäre.“ 

Den Vorſtand des konſervativen Vereins in Kiel empfing, 
Bismarck am 14. April 1891 in Friedrichsruh und hielt an 
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denſelben folgende mahnende Anſprache: „Man fragt oft, was 
heißt konſervativ? Wörtlich überſetzt heißt's erhaltend, aber 
dies Erhaltende beſteht nicht etwa darin, daß man 
immer vertritt, was die jedesmalige Regierung will. 
Denn dieſe iſt etwas Wandelbares, die Grundlagen des Konſer— 
vatismus aber ſind beſtändig. Es gibt ein altes, gutes politiſches 
Sprichwort: „Quieta non movere*, das heißt, was ruhig 
liegt, nicht ſtören, und das iſt echt konſervativ: eine Geſetz— 
gebung nicht mitmachen, die beunruhigt, wo das Bedürfnis einer 
Anderung nicht vorliegt. Ich möchte, daß die jetzige Regierung 
dieſen Spruch beachte, als einen der oberſten ſtaatlichen Grund— 
ſätze. Ich ſage das nicht aus Oppoſitionsluſt, ſondern weil ich 
an dem gedeihlichen Fortgange der Zuſtände Intereſſe nehme, 
zu deren Bildung ich mitgewirkt habe. Möchten dieſe poli— 
tiſchen Grundſätze nicht mit mir ausſterben, ſondern unſere 
politiſche Arbeit in der Bahn weitergeführt werden, 
die unſer hochjeliger Herr vorgezeichnet hat.“ 

Am 2. Mai erſchien in Friedrichsruh eine Deputation aus 
dem hannoveriſchen Wahlkreiſe, der Bismarck zum Reichs— 
tagsabgeordneten gewählt hatte. Der Fürſt ſprach zu ihr: 
„Natürlich kann ich nach meiner Vergangenheit nicht einer Partei 
angehören; wenn ich in gewiſſem Sinne auch Parteimann 
bin, ſo bin ich für das alte Kartell, dafür, daß die 
ſtaatserhaltenden Parteien ſich ſoweit verſtändigen, 
wie es ihnen möglich iſt und die Dornen ihrer Programme 
nicht gegeneinander kehren. Das habe ich in meiner letzten 
Zeit als Miniſter ſtets erſtrebt. Das iſt die Linie, in der 
auch meine parlamentariſche Thätigkeit, wenn es zu einer ſolchen 
kommt, ſich bewegen wird.“ 

In Kiſſingen, wo der Fürſt auch in dieſem Jahre (1891) 
die Badekur gebrauchte, empfing er am 10. Auguſt eine Abord— 
nung deutſcher Studenten, der er die nationalen Pflichten 
der deutſchen ſtudierenden Jugend in folgenden Worten 
ans Herz legte: „Die Aufgabe, die Sie, m. H., in der Zukunft 
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zu löſen haben, iſt im Weſentlichen eine ſolche der Erhaltung. 
Wenn erhalten werden ſoll, ſo verſtehe ich darunter, daß man 
verbeſſert, ausbaut. Was aber ſoll erhalten werden? Als 
nächſten Gegenſtand Ihrer künftigen Fürſorge im Erhalten möchte 
ich Ihnen die Reichsverfaſſung ans Herz legen. Sie iſt unvoll— 
kommen, aber fie war das Außerſte, was wir erreichen konnten. 
Pflegen Sie die Verfaſſung, wachen Sie eiferſüchtig 
darüber, daß die Rechte nicht angetaſtet werden, die 
fie ſchützt, ſelbſt wenn Ihnen die Reichsverfaſſung hier und 
da ſpäter nicht gefallen ſollte. Raten Sie zu keiner Anderung, 
mit der nicht alle Beteiligten einverſtanden ſind. Das iſt die 
erſte Bedingung der politiſchen Wohlfahrt des Reiches, gegen— 
über dem Auslande bin ich nicht beſorgt. Alle Angriffe von 
außen werden wie Hammerſchläge auf uns wirken, unſere Einig— 
keit nur noch inniger und ſtärker machen.“ 

Am 21. Mai 1892 wallfahrtete die Dresdner Liedertafel 
zu Bismarck nach Friedrichsruh, und zu dieſer ſprach er: „In 
die alte Sünde der Zerriſſenheit werden wir nicht wieder ver— 
fallen. Ein ſolcher Wechſel“ (die Vollendung der deutſchen 
Einheit) „wäre aber nicht möglich geweſen, wenn nicht unter der 
Aſche immerfort glimmend erhalten worden wäre das alte brüder— 
liche Gefühl, das in der alten Kaiſerzeit die Deutſchen vereinte. 
Und wer hat dieſes ſtille Feuer gepflegt? Die deutſche Wiſſen— 
ſchaft, die deutſche Poeſie und nicht zum wenigſten auch das 
deut ſche Lied. Wir haben immer nur eine deutſche Muſik 
gehabt, und wenn ein Lied gedichtet war, das in deutſchen 
Herzen Widerhall fand, ſo hatte es keine partikulariſtiſche Heimat.“ 

Zu einer wahren Triumphreiſe geſtaltete ſich die Fahrt, welche 
Bismarck am 18. Juni 1892 über Dresden nach Wien antrat, 
um hier der Hochzeit ſeines älteſten Sohnes beizuwohnen. Bei 
der. Ankunft in Dresden erwiderte er auf die Anſprache des 
Oberbürgermeiſters: „Seit 30 Jahren ſind ſich auch die Herzen 

„näher gerückt, wir haben uns kennen gelernt, wir ſind ehr— 
lich national, und darum kann ich auf meine Thätigkeit 
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mit Freude zurückblicken. Es war eine ſchwere Arbeit, 
uns zuſammen zu bringen, ſchwerer aber noch dürfte 
es ſein, uns zu trennen.“ 

Nach der Ankunft in Wien, am Spätabend des 19. Juni, 
erwiderte Bismarck auf ſtürmiſche ihm dargebrachte Huldigungen 
des akademiſchen Geſangvereins und der ganzen Bevölkerung: 
„Sollte je eine Verdunkelung wieder zwiſchen uns eintreten, 
wir werden uns immer wieder zuſammenfinden.“ 

Am Abend des 24. Juni traf Bismarck aus Wien in 
München ein. Hier verweilte er auch bis zum Mittag des 
26. Juni und erwiderte am 25. die Begrüßung der ſtädtiſchen 
Deputation mit den Worten. „Gott hat uns ſo geführt, 
daß in unſerem Werdegange — wie man im Norden 
ſagt — alle Volksſtämme mit auf den Ambos zuge— 
ſchlagen haben, auf dem die Einheit geſchmiedet ward. 
Die Sachſen bei St. Privat, die Württemberger vor Paris, 
die Bayern bei Wörth, Bazeilles und im Schnee von Orleans, 
ſie alle haben freudige und ſtolze Erinnerungen an die Tage 
unſerer Einigung. Das iſt Gottes Gnade, daß es ſo gekommen 
iſt.“ Später, am Abend, mahnte er die Tauſende, welche ihm 
eine Serenade gebracht hatten: „Erinnern Sie ſich ſtets der 
nationalen Gelübde, darum bitte ich Sie nur!“ 

Am 26. Juni Abends traf Bismark in Kiſſingen ein, um 
hier, wie alljährlich, die Kur zu brauchen. Am 27. empfing 
er einen Berichterſtatter der „Münchener Neueſten Nachrichten“ 
und erklärte dieſem u. A.: „Man jagt zwar, ‚der Prophet gilt 
nichts in ſeinem Vaterlande', aber wenn ich doch hier und da 
meine Stimme vernehmen laſſe, ſo thue ich das zum 
Beſten des Vaterlandes.“ 

Nach Kiſſingen zogen nun, während Bismarcks Anweſen— 
heit daſelbſt im Sommer 1892, Tauſende deutſcher Männer und 
Frauen zur Huldigung vor dem ehrwürdigen Altreichskanzler. 
Als erſter nahte am 10. Juli der Maſſenzug der ſchwäbiſchen 
Verehrer Bismarcks. Zu ihnen ſprach der Fürſt u. A.: „In 
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der nationalen Politik iſt das Herz immer ſtärker 
als der Verſtand. Die deutſche Frau hält ihre Be— 
geiſter ung feſt und überträgt ſie auf ihre Kinder 
und läßt ſich nicht ſo leicht durch ſpitzfindige Raiſonnements irre 
machen, wie wir (Männer) das an uns haben. Der Grund 
des Werthes unſerer Einheit iſt die Möglichkeit der vollen 
Entwicklungsfähigkeit im Innern. Wir können das Leben 
eines großen Volkes leben. Bleiben wir einig, jo bilden 
wir einen harten und ſchweren Klotz in der Mitte von Europa, 
den keiner anfaßt, ohne ſich die Finger zu quetſchen.“ Auf die 
Anſprache des Prof. Häckel aus Jena, der am nämlichen Tage 
an der Spitze einer Jenenſer Abordnung unter der ſchwäbiſchen 
Pilgerſchaar erſchienen war, um den Fürſten nach Jena einzu— 
laden, erwiderte Bismarck: „Das Geſamtergebnis unſeres 
fiebziger Krieges und unſeres ganzen Weges durch die 
Wüſte, den wir vorher geführt worden find, wird uns 
keine Macht wieder entreißen.“ 

Am 24. Juli ſtrömten neue Schaaren von Verehrern Bis- 
marcks in Kiſſingen zuſammen, aus Baden, Heſſen, der Rheinpfalz 
und Thüringen. Auf die verſchiedenen Anſprachen ihrer trefflichen 
Redner erwiderte der Fürſt u. A.: „Wir Deutſchen müſſen 
immer Rücken an Rücken ſtehen, und wenn wir das nicht 
thun, ſo kann uns nichts helfen. Die extremen Parteien 
find in Deutſchland nicht regierungsfähig. Es gibt 
ſo Vieles, worüber man einig werden kann, und da ſollte 
man nicht zögern, einig zu ſein. Ich habe mich mit dem 
Kartell bemüht, dies zu erreichen. Sobald der Reichstag 
ohne feſte Mehrheit iſt, ſo können die 8 oder 9 Fraktionen, 
die er hat, nicht hindern, daß ſeine Autorität zurückgeht. 
Ich möchte deshalb an die hier anweſenden Herren die Bitte 
richten, in der Heimat dafür zu ſorgen, daß die Unter— 
ſchiede zwiſchen den verwandten Parteien verſchwin— 
den.“ Auch das deutſch-öſterreichiſche Bündnis berührte 
Bismarck in derſelben Rede mit den Worten: „Der deutſch— 
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öſterreichiſche Block iſt nicht nur ſchwer anzugreifen, ſondern 
wir ſind dadurch auch geſichert vor Velleitäten einer 
veränderten öſterreichiſchen Politik, worauf ich ſehr 
hohen Wert lege.“ 

Am 30. Juli erfolgte Vismarcks Abreiſe aus Kiſſingen. 
Aber auch die ganze weitere Fahrt nach Jena war ein ununter- 
brochener, beiſpielloſer Triumphzug. An der Station Ritſchen⸗ 
hauſen war halb Meiningen zuſammengeſtrömt, und hier ſprach 
Bismarck: „So darf ich denn glauben, daß das, was ich 
im Dienſte des Vaterlandes geleiſtet, im deutſchen 
Volke Anerkennung gefunden, daß es Wurzel geſchlagen 
hat im Herzen des deutſchen Volkes.“ 

Mit unbeſchreiblichem Jubel wurde Bismarck am Abend 
des 30. Juli in Jena empfangen. Schon am Bahnhof waren, 
trotz eines heftigen Gewitters, Tauſende verſammelt. Hier er— 
widerte Bismarck, auf kurze Anſprachen u. A.: „Es iſt für mich 
ein erhebendes Gefühl, dieſen Ausdruck nationalen Dankes auf 
klaſſiſchem Boden zu empfangen. Es iſt erfreulich, daß die 
Bil dungsſtätten in Deutſchland nicht, wie in manchen 
zentraliſierten Ländern, in einer Stadt vereinigt find.“ 
In dem Saale des Gaſthofs zum Bären, wo Bismarck abſtieg, 
hielt ſodann der Altreichskanzler in Erwiderung auf die Be— 
grüßung des akademiſchen Senats eine längere Rede, in welcher 
er u. A. ausſprach: „Selbſt die Schlacht, die für ein 
preußiſches Herz mit dem Namen Jena ſchmerzliche Erinne— 
rungen weckt, war notwendig, wenn die geiſtige Reaktion 
in Preußen erfolgen ſollte, wenn das in Preußen überhaupt 
möglich ſein ſollte, was ich erſtrebte, d. h. ein königlich 
preußiſches Heer in den Dienſt der nationalen Idee 
zu ſtellen. Man kann die Geſchichte überhaupt nicht 
machen, aber man kann immer aus ihr lernen. Es iſt 
ein gefährliches Experiment, heutzutage im Zentrum von 
Europa abſolutiſtiſchen Velleitäten zuzuſtreben, mögen 
fie prieſterlich unterſtützt ſein oder nicht. Die Gefahr iſt im- 
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mer die gleich große und im erſteren Falle eine noch größere, 
weil man ſich täuſcht über die einfache Situation der Sache, 
und glaubt Gott zu gehorchen, wenn man dem Ge— 
heimen Rat gehorcht. Was wir für die Zukunft erſtreben 
müſſen, iſt eine Kräftigung der politiſchen Überzeu— 
gung in der öffentlichen Meinung und im Parla— 
ment.“ 

Dasſelbe Mahnwort nahm Bismarck am 31. Juli vor den 
Tauſenden wieder auf, die ihm auf dem Marktplatz zu Jena 
ſtürmiſch huldigten. Ihnen rief er zu: „Ein Parlament kann 
nicht ſtark ſein, wenn es von Parteien zerriſſen iſt. Es wird 
dann in der Hand jedes Miniſters ſtehen, aus den Fraktionen 
und Fraktiönchen diejenigen herauszupflücken, deren Überzeugung 
und Votum für irgend welche Fraktionsvorteile zu haben ſind, 
und das iſt das Unglück, wenn wir in das Fraktions— 
wettkriechen, in den Fraktionshandel — do ut des- 
Tendenz“ (ſ. o. S. 145) — „verfallen. Wir müſſen nationale 
Politik treiben, wenn wir beſtehen wollen. Ich bin 
eingeſchworen auf eine weltliche Leitung eines evan— 
geliſchen Kaiſertums, und dem hänge ich treu an.“ 

In Berlin, wo Bismarck auf der Reiſe nach Varzin am 
6. Auguſt anlangte, faßte er gleichſam den Geſamteindruck ſeines 
großen Triumphzuges in die Worte zuſammen: „Ich bringe 
den erfreulichen Eindruck mit, daß wir in dem, was man 
früher das Reich nannte, im ganzen außerpreußiſchen 
Deutſchland, über ein mächtiges Reſervekapital von 
Reichstreue gebieten, in einer Stärke und Ausdehnung, an 
die man kaum geglaubt hat.“ 

Als eine Zuſammenfaſſung all der politiſchen Weisheit und 
warmen vaterländiſchen Empfindung, die Bismarck auf dieſer 
ganzen Reiſe in reicher Fülle ausſtrömen ließ, dürfen wir aber 
auch jene Schlußworte bezeichnen, die er am letzten Reiſetage, am 
8. Auguſt, in Treptow ſprach: „Ich bin ſicher, wir halten feſt 
zuſammen, und bitte Sie, dies feſt im Herzen zu bewahren und 
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auch Ihren Kindern zur Lehre einzuprägen, daß der Deutſche, 
ſobald er ſeine Grenzpfähle verläßt, an Anſehen verliert, 
wenn er nicht ſagen kann: 50 Millionen meiner Lands— 
leute ſtehen geeint hinter mir. Halten wir unzer— 
trennlich zuſammen, vom Fels bis zum Meer!“ 

Im Jahre 1893 richtete Bismarck an die Pilgerſchaaren, 
die in Friedrichsruh zur Huldigung erſchienen, vornehmlich die 
Mahnung: „es möchten doch auch die kleineren Kreiſe 
des Reiches, die Einzelſtaaten und Landtage, ſich 
eifriger mit Reichspolitik beſchäftigen und an dieſer 
Kritik üben.“ In dieſem Sinne ſprach er am 18. Juni zu dem 
Huldigungszug der Mecklenburger, am 5. Juli zu den Lippern, 
am 21. Juli zu den Braunſchweigern. Den letzteren ſagte er 
noch: „Zur Zeit des alten Kurſes ſah man keine Gefahr 
darin, Oppoſition zu machen; man hatte das feſte Ver— 
trauen, daß auch durch die ſchärfſte Oppoſition der Beſtand des 
Reiches und des Königreichs Preußen nicht gefährdet werden 
würde, weil das Steuer in den feſten, ſicheren Händen 
des Königs Wilhelm J. und ſeines Miniſteriums ruhte.“ 

Am 9. Juli empfing Bismarck in Friedrichsruh 32 aus 
Kiel zurückgekehrte Sekretäre deutſcher Handelskammern und 
mahnte ſie am Schluſſe einer längeren Rede: „Ich hoffe, Sie 
beherzigen die Empfehlung zur Einigkeit zwiſchen allen 
produktiven Ständen, die bei wachſender Wohlhabenheit der 
Bevölkerung intereſſiert ſind, für die es nicht gleichgültig iſt, 
ob die Bevölkerung arm oder wohlhabend iſt.“ 

In Kiſſingen, wo Bismarck auch 1893 die Badekur ge: 
brauchte, erſchien am 10. Auguſt eine ſtarke Abordnung des 
bayerischen Volksſchullehrervereins, an die der Fürſt u. A. fol— 
gende Worte richtete: „Die deutſche Schule hat an unſeren 
nationalen Inſtitutionen einen ſehr erheblichen Ans 
teil. Die deutſche Schule iſt wie das deutſche Offizierkorps eine 
ſpezifiſch deutſche Einrichtung, um welche die fremden Nationen 
uns beneiden, und welche ſie uns ſo leicht nicht nachmachen 
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werden, wenigſtens ſo raſch nicht. Die durch den Lehrerkörper 
der geſamten deutſchen Nation im Laufe der Jahrzehnte in die 
Volksſeele geſenkten Keime haben Frucht getragen. In der 
Bildſamkeit der Jugend, in dem Feſtwachſen der erſten Kind— 
heitseindrücke liegt die Gewalt, die der deutſche Lehrer 
auf die deutſche Zukunft ausüben kann. Wer die 
Schule in Deutſchland hat, der hat die Zukunft.“ 

Zu Beginn des Jahres 1894, am 26. Januar, vollzog 
ſich die von dem ganzen deutſchen Volke längſt ſo heiß erſehnte 
Verſöhnung zwiſchen dem Kaiſer und Altreichskanz— 
ler, die eingeleitet wurde durch die rührende Teilnahme, welche 
Kaiſer Wilhelm bei der ſchweren Erkrankung Bismarcks in 
Kiſſingen im Sommer 1893 bethätigt hatte. Von bleibender 
und erhebender Bedeutung für das ganze Volk war dieſes glück— 
hafte Ereignis. Unter feinem nachwirkenden Eindrude wall 
fahrteten am 20. April 1894 auch 28 nationalliberale Reichs 


tagsabgeordnete nach Friedrichsruh. Bismarck mahnte fie: „Uns 


klar zum Gefecht zu halten; dazu rechne ich, daß die ſtaats— 
erhaltenden Parteien ſich weniger trennen, ſondern nach 
Möglichkeit einander nähern und ſich wie früher zu einem 
Kartell zuſammenthun, dem Bedürfniſſe geordneter Zu— 
ſtände folgend, welches ſie einigt unter Pflege unſerer ver— 
faſſungsmäßigen Einrichtungen.“ Dann begründete er die Not— 
wendigkeit der Vereinigung der Amter des Reichs— 
kanzlers und preußiſchen Miniſterpräſidenten — die 
ſeit dem März 1893 zwiſchen Caprivi und dem Grafen Eulen— 
burg geteilt waren — u. A. mit den draſtiſchen Worten: „Ein 
Reichskanzler, der nicht auf die Autorität des preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums geſtützt iſt, ſchwebt mit der ſeinigen in der 
Luft wie ein Seiltänzer“. 

Die Begönnerung der Polen unter dem neuen 
Kurſe hatte unter den Deutſchen der polniſchen Provinzen 
Preußens eine lebhafte Gegenbewegung hervorgerufen, die ſich 
u. A. dadurch bekundete, daß am 16. September 1894 etwa 
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4000 Deutſche aus der Provinz Poſen zu dem Altmeiſter der 
deutſchen, antipolniſchen Politik nach Varzin zogen. Bis⸗ 
marck hielt ihnen eine gewaltige Rede, der wir folgende Stellen 
entnehmen: „Ehe wir das Elſaß wieder aufgeben, müßte unſer 
Heer vernichtet werden, dasſelbe findet aber auch für die Oſt— 
grenze ſtatt und zwar in verſtärktem Maße: Wir können 
Beides nicht miſſen, Poſen noch weniger als das El— 
ſaß, aber beides niemals, und deshalb iſt wohl anzunehmen, 
daß wir entſchloſſen bleiben werden, den letzten Mann und 
die letzte Münze in unſeren Taſchen zu opfern für die 
Verteidigung der deutſchen Oſtgrenze. Wir fingen: ‚Feit 
ſteht und treu die Wacht am Rhein“, aber ſie ſteht an der Warthe 
und Weichſel ebenſo. Die Maſſen der unteren Schichten“ (der 
polniſchen Bevölkerung der preußiſchen Provinzen) „ſind zu— 


frieden mit der preußiſchen Verwaltung. Die Schwierig-. 


keiten, die ich in meiner 40 jährigen politiſchen Thätigkeit ge— 
funden habe, wurden ausſchließlich oder doch weſentlich von 
dem polniſchen Adel gemacht, unterſtützt von der pol— 
niſchen Geiſtlichkeit. Es bleibt immer ein mächtiges Gewicht 
in der Wagſchale der beiden Nationen, ob die preußiſche Re— 
gierung ihren Einfluß in voller Entſchloſſenheit und 
auch mit einer für die Zukunft in keiner Weiſe anzuzweifelnden 
Deutlichkeit ausübt.“ Bismarck tadelt darauf den „kindlichen 
Polenkultus“ liberaler Männer, da „der polniſche Edel— 
mann eins der reaktionärſten Gebilde“ ſei, „die Gott 
jemals geſchaffen hat“ und mahnt dann: „Ich bitte Sie, 
laſſen Sie den Mut nicht ſinken, wenn auch Wolken vorhanden 
ſind. Die deutſche Zugehörigkeit der Weichſel und 
Warthe iſt unerſchütterlich. Was wir von den Polen 
lernen können, das iſt das feſte Zuſammenhalten unter 
uns. Wir müſſen an der nationalen Grenze alle 
Parteiunterſchiede vergeſſen.“ 

Unmittelbar darauf, am 23. September, ſprach ſich auch der 
Kaiſer, der gerade damals Oſtpreußen bereiſte, in einer Rede in 
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Thorn mit aller Schärfe gegen die nationalpolniſche Propaganda 
aus, nachdem er ſchon am 6. September in Königsberg das 
Wort geſprochen hatte: „Eine Oppoſition des preußiſchen Adels 
gegen den König iſt ein Unding!“ Unter dem friſchen Eindruck 
der Thorner Kaiſerrede beantwortete Bismarck die Anſprache, die 
am 23. September 1894 der Führer einer Pilgerſchaar von 
2000 Weſtpreußen (Herren und Damen) in Varzin gehalten 
hatte, mit einer zündenden Rede, welche folgende hieher gehörige 
Sätze enthielt: „Das iſt, was ich hauptſächlich betone, wo— 
gegen ich immer kämpfe: gegen den Reſt von Glauben 
an das polniſche Junkertum, und ich ſpreche nur in der 
Hoffnung, bei unſeren deutſchen Landsleuten den letzten Reſt 
von Polenſympathie, von Sympathie für Poloni— 
ſierung und das polniſche Junkertum zu bekämpfen und 
auszurotten. Für uns iſt die polniſche Adelspartei eine 
Partei des Umſturzes.“ Im Anſchluß an das Königsberger 
Kaiſerwort ſagte Bismarck: „M. E. kann eine fonfervative 
Oppoſition bei uns nur ſtattfinden, wenn ſie immer 
getragen iſt von der Hoffnung, den König für ihre 
Sache zu gewinnen.“ 

Zu ſeiner ewigen Schmach lehnte das undeutſche Trium— 
virat Lieber-Richter-Grillenberger des jetzigen Reichstags am 
23. März 1895 ab, den Gründer des Deutſchen Reiches, den 
Schöpfer des Deutſchen Reichstags, den Fürſten Bis marck zu 
deſſen 80. Geburtstage zu beglückwünſchen. Um ſo natur— 
gewaltiger aber regte ſich im deutſchen Volke die herzliche Dank— 
barkeit und begeiſterte Verehrung für den größten Deutjchen. 
Schon zwei Tage nach jenem Schmachbeſchluſſe der Reichstags— 
mehrheit begab ſich ein großer Teil der Minderheit, vereinigt 
mit zahlreichen Mitgliedern des preußiſchen Landtags, in drei 
Sonderzügen nach Friedrichsruh zur Beglückwünſchung. Der 
Fürſt erwiderte auf ihre Anſprache u. A.: „Ich möchte, daß 
der nationale Gedanke ebenſo, wie er in den Dynaſtien 
feſt begründet iſt, auch in den Landtagen der einzelnen 
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Bundesſtaaten ſtärker zum Ausdruck käme. Wir 
müſſen unſeren auswärtigen Miniſter fontrolieren 
über die Haltung, die er im Bundesrate beobachtet, über die 
Reichspolitik, die er treibt, und der ganze nationale 
Gedanke wird ſich ganz anders beleben. Eine Reichs— 
regierung ohne Beziehungen zu den Partikularregierungen ſteht 
vollſtändig in der Luft. Ich bitte Sie, am Reichsgedanken 
feſtzuhalten, auch im preußiſchen Landtage, und Ihrem 
Kaiſer und König zu helfen, nicht bloß kurbrandenburgiſche oder 
auch ſelbſt königlich preußiſche, ſondern kaiſe rlich-deutſche 
Politik zu treiben.“ 

Am 1. April ſelbſt, der, ſoweit die deutſche Zunge klingt, 
als deutſcher Nationalfeſttag gefeiert wurde, empfing Bismarck 
in Friedrichsruh zunächſt die Rektoren der deutſchen Hochſchulen. 
Ihnen ſagte der Gefeierte: „Ich würde keine Freunde haben, 
wenn ich nicht auch Feinde hätte, man kann nicht beides zu— 
gleich, kalt und warm ſein, und aus Kampf beſteht das 
Leben, in der ganzen Natur, in der Schöpfung. So müſſen 
auch wir auf weitere Kämpfe gefaßt ſein. Die Gegner des 
Reiches“ (Zentrum, Sozialdemokratie und Polen) „ſind 
theoretiſch und abſolut grundſätzlich nicht ‚Neichsfeinde‘, aber 
das Reich wie wir es haben, konveniert ihnen nicht. 
Ihr fortdauernder Zorn iſt mir die befriedigende 
Quittung, daß die Herren kein Siegesbewußtſein 
haben, und ich glaube auch nicht an ihren Sieg. Ich 
möchte nur empfehlen, dieſen ganzen Kampf nicht tragiſch zu 
nehmen und der weiteren Entwickelung mit voller Gemütsruhe 
entgegenzuſehen. Unſer Gott läßt keinen Deutſchen zu 
Grunde gehen, am allerwenigſten Deutſchland.“ 

Darauf empfing Bismarck etwa 5000 deutſche Studenten 
und richtete an ſie folgende mahnende Worte: „Aus Ihrer 
Begrüßung entnehme ich die Zuſage für die Zukunft. Das 
Samenkorn, das die Regierungszeit des Kaiſers Wilhelm I. in 
Ihre jungen Herzen gelegt hat, wird immer ſeine Früchte tragen. 
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Wir haben unſere nationale Unabhängigkeit in ſchweren Kriegen 
erkämpfen müſſen. Nachdem wir in unſerem Hauſe uns ſo 
ausgebaut und ausgedehnt hatten, wie wir es zu bedürfen 
glaubten, bin ich immer ein Mann des Friedens geweſen. Es 
iſt in der Politik viel leichter, ſich zu ſagen, was man 
vermeiden, als ſich zu jagen, was man thun muß. Alſo 
poſitive Unternehmungen in der Politik ſind außerordentlich 
ſchwer, und wenn ſie gelingen, ſo ſoll man Gott danken, daß 
er ſeinen Segen dazu gegeben hat und nicht herummäkeln 
an Kleinigkeiten. Denn der Menſch kann den Strom 
der Zeit nicht ſchaffen und lenken. So wollen wir zu— 
frieden ſein und pflegen und erhalten, was wir ge— 
wonnen haben an Kaiſer und Reich, vor allen Dingen, 
ehe wir Neues verſuchen. Fürchten wir uns auch nicht 
vor denen, die uns das nicht gönnen, was wir haben.“ 

Den an demſelben Ehrentage gleichfalls in der Stärke von 
5000 Mann in Friedrichsruh aufziehenden Hamburgern ſagte 
Bismarck u. A.: „Ich halte den überſeeiſchen Kaufmann 
für einen zuverläſſigeren und bequemeren Vertreter 
nicht blos nach unten, ſondern auch oft nach oben, als die 
amtlichen.“ 

Die tiefe nationale Bedeutung aller der Huldigungszüge 
aber, die ſich nun bis in den Juni hinein faſt alltäglich in 
Friedrichsruh einfanden, drückte Bismarck am 2. April der das 
Ehrenbürgerrecht der Stadt München überreichenden Abord- 
nung in den glücklichen Worten aus: „Solange der Geiſt 
erhalten bleibt, der in dieſen Tagen, ich möchte ſagen 
wie ein warmer wohlthuender Sturmwind über das 
Land hingegangen iſt, zu meinen Gunſten und unverdient 
von mir, ſolange ift mir nicht bange: Wir bleiben gus 
ſammen, beſonders wenn man uns von außen angreifen würde.“ 

Am 8. April trafen etwa 700 Lehrer preußiſcher Gym— 
naſien oder ſonſtiger höherer Lehranſtalten in Friedrichsruh ein. 
Bismarck ſprach zu ihnen: „Hätte ich nicht die Vorarbeit 
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des höheren Lehrerſtandes in unferer Nation vor: 
gefunden, ſo glaube ich nicht, daß mein Werk, oder das Werk, 
an dem ich mitgearbeitet habe, in dem Maße gelungen ſein 
würde. Ihnen hat die Pflege der Imponderabilien*) 
obgelegen, ohne deren Vorhandenſein in der gebildeten Minder— 
heit unſeres Volkes die Erfolge, die wir gehabt haben, nicht 
möglich geweſen ſein würden. Die Erfolge der nationalen 
Entwidelung eines jeden Landes beruhen hauptſäch— 
lich auf der Minderheit der Gebildeten, die das Land 
enthält. Eine Verſtimmung der gebildeten Minder— 
heit ruft eine chroniſche Krankheit hervor.“ 

Einer Abordnung von Deutſchen aus Odeſſa, die am näm— 
lichen 8. April in Friedrichsruh erſchien, rief Bismarck zu: 


„Pflegen Sie die politiſche Freundſchaft“ (mit Rußland), 


„die uns und auch der ruſſiſchen Regierung ein Bedürfnis iſt.“ 

Am 15. April trafen etwa 70 Steiermärker, Männer und 
Frauen, von ihren fernen Bergen in Friedrichsruh ein. Bis— 
marck gab ihnen die bedeutenden Worte zu hören: „Das Bünd— 
nis, welches wir vor 16 Jahren in Wien abſchloſſen, der 
Dreibund, reicht in ſeinen Urſprüngen faſt auf die Sagenzeit 
zurück.“ Denn „die alte deutſche Kaiſerherrſchaft des heiligen 
römiſchen Reiches erſtreckte ſich ja von der Nordſee bis Apulien 
und theoretiſch gehörte ganz Italien dazu. Es iſt eine eigen— 
tümliche Fügung des Schickſals und der göttlichen Vor— 
ſehung, daß dieſes große gewaltige Gebiet von Zen— 
traleuropa, nachdem es durch Schickſalsfügungen und viele 
Kämpfe getrennt und zerriſſen war, ſich heutzutage wieder 
zuſammengefunden hat. Ich glaube, wir werden dau— 


ernd zuſammengehören und zuſammenbleiben, mit mehr 


Dauer als wir früher im Frieden miteinander gelebt haben. Je 
ſtärker der Einfluß der Deutſchen in Oſterreich ſein wird, 


) Wörtlich überſetzt: der unwägbaren und unmeßbaren Stoffe, d. h. der 
geiſtigen Güter und Ideale unſeres Volkes. 
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deſto ſicherer werden die Beziehungen des Deutſchen Reiches zu 
Oſterreich fein. Verfahren Sie (aber) mit Ihren flavif chen 
Rivalen immer mit dem Gefühl, daß Sie doch eigentlich der 
überlegene ſind und auf die Dauer bleiben werden.“ 

Selbſt den deutſchen Baugewerksmeiſtern, die am 20. April 
eine Abordnung nach Friedrichsruh entſandten, verſtand Bis— 
marck ein bedeutſames Mahnwort mitzugeben. Denn nachdem 
er beſcheiden erklärt hatte, „er ſei der Baumeiſter des Reiches 
genannt worden, ſei aber nur Mithelfer geweſen“, gab er den 
Meiſtern den Rat: „Nicht den Franzoſen nachzugehen und bei 
den Bauten etwas weniger auf Dekoration der Fa— 
cade, dagegen mehr auf Behaglichkeit und Wohn— 
lichkeit der Innenräume Wert zu legen.“ Dieſer 
Bauplan ſtimmte auch vollſtändig zu dem Grund— 
riß und Aufbau des Deutſchen Reiches! 

Am folgenden Tage, am 21. April, erſchienen die Anhalter 
in Friedrichsruh, die Vertreter der Reſidenzſtadt Deſſau mit 
dem Ehrenbürgerbrief, und Bismarck ſagte ihnen: „Wenn es in 
ganz Deutſchland irgend ein Land oder ein Ländchen gibt, was 
in ſich die Elemente trug, das eigentliche Treibhausbeet 
des Partikularismus zu werden, ſo war es Anhalt. Was 
haben Sie gewonnen durch Herſtellung des Reiches? Die Ge— 
fährdung einer Menge häuslicher Annehmlichkeiten, und doch 
ſind Sie zufrieden; es muß alſo etwas Ideales noch 
geben, was über dieſe Sache hinausgeht, und das 
ijt das deutſch-nationale Gefühl.“ 

Am 8. Mai überreichten die Stadtvertretungen von 72 
ſächſiſchen Städten dem Fürſten Bismarck den Ehrenbürgerbrief. 
„Was uns heutzutage trennt“, ſagte er ihnen, das find 
nicht Stammes- und dynaſtiſche Verſchiedenheiten, es find nur 
die politiſchen Parteien, und die ſind dazu gar nicht be— 
rechtigt. Jeder Führer ſeiner Partei macht mir den Eindruck 
wie in der erſten chriſtlichen Zeit die Säulenheiligen: 
jeder ſtand als Stylit auf ſeiner Säule und ſagte: hier müßt 
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Ihr herkommen, ich gehe nicht runter — die Säule wird ge— 
bildet aus folgſamen Geſinnungsgenoſſen des Parteileiters, der 
ſie beherrſcht und aus einem Mörtel von Grundſätzen, die in 
ihrer Allgemeinheit auf das praktiſche Leben durchaus unan— 
wendbar ſind.“ 

Aus Schleſien kamen am 13. Mai etwa 100 Frauen und 
Jungfrauen, die eine von 117000 Damen Schleſiens unter— 
ſchriebene Ergebenheitsadreſſe in Friedrichsruh überreichten. Bis: 
marck dankte ihnen launig-ernſt in den Worten: „Ich bedauere 
ſtets, daß unſerer beſſeren Hälfte des menſchlichen Geſchlechts 
bei uns nicht mehr Einfluß auf die politiſchen Verhältniſſe ge— 
ſtattet iſt. Wenn unſere Wahlen etwas mehr unter 
weiblichem Einfluß ſtattfänden, als bisher, dann, 
glaube ich, würden ſie nationaler und beſſer aus— 
fallen. Ich appelliere von unſerem Parlament an 
unſere Frauen. Halten die Frauen feſt zur Politik, 
jo halte ich die Politik für geſichert. Ich ſetze mein 
ganzes Vertrauen für die Zukunft auf den Beiſtand 
deſſen, was Goethe das ewig Weibliche im Leben nannte, 
d. h. das Wahrende, das Pflegende, was in der Liebe der Ver— 
einigung der Familie auch dem Manne zu Gute kommt; in der 
Hauptſache möchte ich ſagen, das, was den Unfug ver— 
hindert, zu dem die Männer geneigt ſein könnten, 
das iſt hauptſächlich die Aufgabe der Damen.“ 

Am 23. Mai endlich traten 1400 Leipziger Damen und 
Herren die langerſehnte Wallfahrt nach Friedrichsruh an. Aus 
der bedeutenden Dankrede Bismarcks ſoll hier nur ein einziger 
Satz ſtehen. Nach einer längeren Erinnerung an die Leipziger 
Völkerſchlacht von 1813, da auf dem Monarchenhügel die drei 
gekrönten Sieger, die Herrſcher von Preußen, Sſterreich 
und Rußland, vor dem Höchſten in die Kniee ſanken, ließ er 
die Mahnung ausgehen: „Ich wünſche, daß wir beiderſeits“ 
(Deutſchland und Rußland) „den Frieden nach Oſten und 


den Frieden der monarchiſchen Staaten unter ſich 
Blum, Bismarcks Mahnworte. 12 
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wahren! Sie haben ja alle, ſoviel ihrer da ſind 
an Monarchen, durch Kämpfe untereinander viel 
mehr zu verlieren und der Revolution gegenüber 
viel mehr einzubüßen, als ſie je durch Kämpfe einer 
von dem anderen gewinnen können.“ 

Dieſes eine Wort ſammelt in ſich gleichſam die ganze 
politiſche und perſönliche Lebenserfahrung und Weisheit, die 
Bismarck von ſeinem erſten öffentlichen Wirken im Jahre 1847 
an bis heute gewonnen hat. Aber in tauſend verſchiedenen 
Formen und Wendungen, auf allen Gebieten unſeres nationalen 
Lebens und Strebens, zeigt uns dieſe kleine Sammlung der 
Mahnworte Bismarcks deſſen unvergleichliche Wahrheit, Tiefe 
und Vielſeitigkeit der Beobachtung und Erkenntnis. Seine 
Mahnworte an das deutſche Volk, hervorgegangen aus einem 
beinahe fünfzigjährigen Ringen um die höchſten Aufgaben und 
Ideale unſeres Volkes, bieten uns auf allen Wegen und in 
jeder Entſcheidung unſerer Zukunft den ſicheren ehernen Anker, 
den kein Sturm aus der Tiefe loszurütteln vermag. Und 
gerade in dieſen Tagen, da wir das frohe Gedächtnis der 
deutſchen Erhebung gegen Frankreich im Jahre 1870 und der 
Erneuerung von Kaiſer und Reich feierten, find uns dieſe Mahn- 
worte doppelt eindringlich und doppelt wertvoll! 
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146. 
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Baden, deſſen Anſchluß an den 
Norddeutſchen Bund (1870) 63. 
Bau des Deutſchen Reiches muß feſt 
daſtehen 129. Beſſer weniger Des 
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83. 
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Bundesverträge, die alten (vor 
1866), deren Bruch 17. 

Byzantiniſche Dienerei der Popu⸗ 
larität 141, 


Centrum (fathol. 


Partei). Eine der ungeheuerlichſten 
Erſcheinungen 83. Mobilmachung 
gegen den Staat 84. Belaſtet mit 
fremdartigen Elementen und Be— 


ſtrebungen 84. Wahl des Führers 
(Windthorſt) 85. Verbündet mit 
den Beſtrebungen des polniſchen 
Adels 85. Ein Feind des Staates 
97. Eine Breſchbatterie 97. Im 
Staate bleibt der König Herr, nicht 
das C. 97. Kullmann an den Rocd- 
ſchößen des C., 1874 106. Nimmt 
Partei für alle Umſturzbeſtrebungen 
123. Belagerungsturm und Mauer- 
brecher gegen die Regierung 124. 
Man kann ſich mit ihm nicht ein⸗ 
fajien 145. Hat die do ut des- 
Politik eingeführt 145. 

Chriſtentum, ein gewiſſer Grad 
von poſitivem Chr. 6. Prakti⸗ 
ſches Chr. 131, 159. 


ultramontane | . 
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Civilehe, 1849 B. gegen ſie 5. 
Im Jahre 1873 dafür 100. B. 
hat nicht Dogmatik, ſondern Pos 
litik zu treiben 100. 

Coriolane bei uns nicht ſelten, 
es fehlt ihnen nur an Volskern 57. 


Dankbarkeit eines Volkes, darauf 
nicht zu rechnen 68. 

Decentraliſation, Begriff B.“ 
von D. und Befürwortung 53. D. 
der deutſchen Bildungsſtätten 167. 

Deutſch für Preußiſch 16. Zauber 
des Wortes „D.“ 16. 

Deutſcher Nationalcharakter 
45. 

Deutſchland. Setzen wir D. in 

den Sattel, reiten wird es jchon 

können 46. Der Reichstag beweiſt, 

daß D. nicht reiten kann 103. 

Diäten. B. gegen D. an Reichs⸗ 
tagsabgeordnete 75. 

Dilatoriſche Behandlung der frane 
zöſiſchen Ländergier durch B. 
(1867-1870) 48. 

Dogma, jedes muß der Regierung 
heilig ſein 84. 

Donquixoterie, die 
Polenpolitik (1848) 3. 

Do ut des-Tendenz 
tionshandel 168. 

Dreibund, eine Fügung des Schick⸗ 
ſals 175. 

Dreikaiſerbündnis oder -Ver⸗ 
hältnis 115, 177. 

Dreiſt und beharrlich ſetzt viel 
durch 14. 

Duldſamkeit gegen Andersmei⸗ 
nende 61, 159. 

Dynaſtien, auf ihnen ruht B. 's. 
Vertrauen 140. 


preußiſche 


im Frak- 


Ehre, die preußiſche 8. Die natio: 
nale E. geht einem Volk über Alles 
51. 

Einigkeit der deutſchen Nation muß 
feſt daſtehen 129. Der Grund ihres 
Wertes 166. 

Eiſen und Blut 16. 

Elbherzogtümer ſ. Schleswig. 
Holſtein. 

Elſaß, von B. ſchon 1848 für 
Deutſchland zurückgefordert 2. 

Elſaß⸗Lothringen wieder bei 
Deutſchland 72. Notwendigkeit ihrer 
Wiedervereinigung mit Deutſchland 
77. Behandlung ihrer Einwohner 
77. Warum „Reichslande“? 79. 
„Diktatur-Geſpenſt“ 98. Unbe⸗ 
gründete Klagen der Proteſtler 102. 
Im Reichsintereſſe erobert 104. 

Embryo der Untreue 13. 

England. Berufung auf E. 4. 
Engliſches Unterhaus erfordert eng— 
liſche Inſtitutionen 27. 

Erfahrungen B.'s beim Bundes— 
tage 16. 

Europäͤiſche Streitigkeiten nur 
durch Bayonette zu entſcheiden 36. 

Extreme Parteien bei uns nicht 
regierungsfähig 166. 


Fagade, weniger Dekoration, als 
Bequemlichkeit im Innern 176. 
Fäulnis erzeugt ein Leben, das 
man ohne Glacéhandſchuhe nicht 

anfaſſen kann 58. 
Ferro et igni (mit Blut und 
Eiſen) 16. 
Fortſchrittspartei, Vorfrucht der 
Sozialdemokratie 119. Hat Alles 
bekämpft, was Deutſchland groß, 
reich und einig gemacht hat 154. 
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Fraktion faßt bindende Beſchlüſſe 
62. Fr. geht vor Reich 140. 

Fraktionsbrille 140. 

Fraktionshandel mit Do ut des- 
Tendenz 168. 

Fraktionsintereſſe und Reichs- 
intereſſe 140. 

Fraktionskrankheit Marasmus 
141. 

Fraktionsleben, deſſen Zerfahren⸗ 
heit 135. Das Fr. ſchädigt unſere 
nationale Leiſtungsfähigkeit 140. 

Fraktionspatriotismus 60,140. 

Fraktionswettkriechen 168. 

Frankfurter Frieden (10. Mai 
1871) 78. 

Frankfurter Fürſtentag (Auguſt 
1863) 27. 

Frankreich kann unſere Erfolge 
nicht verzeihen 68. Betrachtet den 
Waffenruhm als Monopol 68. Wir 
brauchen ein Glacis gegen F. 69. 
F. wollte 1870 den Krieg 69. Wir 
müſſen die Grenze weiter zurück⸗ 
legen 70. B.'s Politik gegen F. 
1871 flg. 92. F. dient als ab⸗ 
ſchreckendes Beiſpiel 93. Jede Re⸗ 
gierung in F. betreibt die Revanche 
94. Wir greifen F. unter keinen 
Umſtänden an 153. Entſcheidungen 
in F. durch thatkräftige Minder⸗ 
heiten 153. 

Frau, die deutſche. Hält ihre Vee 
geiſterung feſt 166. Appellation 
vom Parlament an die deutſche F. 
177. Das ewig Weibliche 177. 

Früchte, deren Reifen durch Unter⸗ 
halten einer Lampe nicht zu be⸗ 
ſchleunigen 61. 

Furcht vor der Demokratie und dem 
Ausland 36. Man kann Vorſicht 
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F. und Mut Leichtfertigkeit nennen 
36. Appell an die F. findet in 
deutſchen Herzen niemals ein Echo 
56. 


Gefühlspolitik ausſchließlich 
deutſche Eigentümlichkeit 13. 

Geld. Wenn Worte G. wären 41. 

Gelübde. Mahnung an die natio⸗ 
nalen G. 165. 

„Germania“ (Bentrumsblatt in 
Berlin), deren Mitarbeiter gehören 
nach Kamerun 151. 

Geſchichte kann man nicht machen 
aber immer aus ihr lernen 167. 

Geſetze ſind wie Arzeneien 87. 

Geßler'ſcher Hut vor dem Bun⸗ 
desrat aufgerichtet 144. 

Getreidepreiſe, niedrige, ſind ſie 
ein Glück? 121. 

Getreidezölle 121. 

Grundrechte, Eroberungen der 
Revolution 7. 


Hammer oder Ambos 14. 

Hannover, Abfindungsvertrag (von 
1867) 51. Verliert ſeine Unab⸗ 
hängigkeit 52. 

Harte Steine mahlen ſchlecht, acht 
noch ſchlechter als zwei 59. 

Hausmeierei, konſtitutionelle 137. 

Hechte, die H. im europäifchen 
Karpfenteiche hindern uns, Karpfen 
zu werden 155. 

Heer. Ausgaben für das H. ſind 
nicht unproduktiv 62. 

Hödur 148, 149. 

Holſtein ſ. Schleswig⸗Holſtein. 


Impotente Verneinung 40. 
Indem nität in Preußen nachge⸗ 
ſucht (5. Auguſt 1866) 44. 


Regie. 


Induſtrie, deren Niedergang, Ka- 
lamität für die Arbeiter 146. 

Jena (1806) 167. 

Jeſuitenorden, deſſen Gefahren 
für Deutſchland 150. Wird ſchließ⸗ 
lich Führer der Sozialdemokratie 
151. 

Jeſuitismus ſ. Ultramontanis⸗ 
mus. 

Jugend, deutſche, ihre nationalen 
Pflichten 163. 

Junkertum, parlamentariſches 37. 


Kaiſer und Reich, deren Er⸗ 
neuerung, Proklamation von Ver⸗ 
ſailles (18. Januar 1871) 71. 

Kaiſerliche Botſchaft (vom 
17. November 1881) 132. 

Kaiſerliche Politik 134, 172. 

Kaiſertum, deutſches, deſſen natio⸗ 
nale Entwickelung ohne Gewalt⸗ 
that 67. B. eingeſchworen auf die 
weltliche Leitung eines evange— 
liſchen K. 168. 

Kalamität, die größte für die 
Arbeiter iſt der Niedergang der 
Induſtrie und Landwirtſchaft 146. 

Kartell (von 1887) aller ſtaats⸗ 
erhaltenden Parteien, B. dafür 
163, 166, 170. 

Katholiſche Geiſtlichkeit in Deutſch— 
land, deren undeutſche Haltung 87. 
Einregimentiertes Offizierkorps des 
Papſtes 152. 

Kaufmann, der überſeeiſche, ein 
zuverläſſigerer und bequemerer Ver⸗ 
treter als der amtliche 174. 

Kirche, Felſen der chriſtl. K. 6. 
Uralter Machtſtreit zwiſchen Staat 
u. K. 95. 

Kleinbauern, Fürſorge für ſie 146. 
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Kolonialpolitik B.'s, Grundzüge 
derſelben 143. Als Parteiſache 
aufgefaßt 161. 

Kompaß einziger: Salus publica 


8 


128 
Kompromiß, der Kern des Ver— 
faſſungslebens 23. Grundlage des 
konſtitutionellen Lebensprozeſſes 38 
König hat ein Herz für ſich, das 
Leiden mit empfindet 138 

König von Preußen. Es gibt 
eine Grenze, was er anhören kann 
22. Trennung der Miniſter von 
ihm 23. Hat ſeine Miſſion noch nicht 
erfüllt 24. Rocher de bronze, ſteht 
noch heute feft und unerſchüttert 35. 
Treibt die Politik ſelbſt 42. Bleibt 
Herr im Staate, nicht das Zentrum 
97. Legendenbildung: Rolle ſchatten⸗ 
hafter Erbkönige 137. Der K. v. Pr. 
regiert, die Miniſter redigieren 
137. Faßt ſeine Stellung aus 
dem Geſichtspunkt der Pflicht 137. 

Königtum, das konſtitutionelle 3. 
Tragender Mittelpfeiler des Staats— 
gebäudes 4. Uralter Machtſtreit 
zwiſchen K. und Prieſtertum 95. 
K. für Preußen das Aertvolljte 
138. 

Konfeſſioneller Friede, in 
Preußen getrübt, ſowie Preußen 
wuchs 88. 

Konflikte werden zu Machtfragen 
23. K. fürchtet B. nicht, will ſie 
aber auch nicht zu einer permanen⸗ 
ten nationalen Einrichtung machen 
54. 

Konſervativ. Was heißt k.? 163. 

Konſervative Partei bejorgt den 
Bruch mit der Regierung mitunter 
ſelbſt 87. Losreißen von der 


Regierung 98. Selbſtüberſchätzung 
98. Konſervative Oppoſition kann 
nurſtattſinden, wenn ſie hoffen darf, 
den König für ihre Sache zu ge⸗ 
winnen 172. 

Konſtitutionell. Die Regierung 
konſtitutioneller finden, als Sie 
vorausſetzen 53. Nach jedem Kriege 
konſtitutioneller 81. K. Legenden⸗ 
bildung und Hausmeierei 136. 
ſ. auch Regierung. 

Kreisrichter als konſtitutioneller 
Hausarzt des Bundeskanzlers 55. 

Krieg. Warum führen große Staaten 
K. 8. Innerer K. muß die Uhr 
der Entwicklung auf die richtige 
Stunde ſtellen 12. K. werden wir 
führen mit oder ohne Ihr Gut⸗ 
heißen 31. Kann nur aus nationalen 
Gründen geführt werden 61, 146, 
157. K. iſt um ſo unwahrſcheinlicher, 
je ſtärker wir ſind 154. 


Krie gsſchatz (1871), Notwendigkeit 


deſſelben 80. 
Krone (Preußen), Trennung der 
Miniſter von der Kr. 23. 
Kulturkampf 91 Uralter Macht- 
ſtreit 95. 


Landesvertheidigung, ſchlechte 
Anſtalt für dieſelbe ſtraft ſich ſelbſt 


52. 


Landwirtſchaft, die Grundlage 
des Staates 121. Ein Reichs⸗ 
kanzler, der ſich nicht für L. inter⸗ 
eſſirt, unbrauchbar 143. Nieder⸗ 
gang der L. größte Kalamität für 
die Arbeiter 146 und für den 
Staat 147. 

Latifundien, deren Nachteil für 
Kleinbauern und Landwirtſchaft 147. 
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Leben beſteht aus Kampf 173. 
Lernen vom L. 147. 

Legendenbildung konſtitutionelle 
136. 

Lehrer, Pflege des nationalen Ge— 
dankens und idealer Geſinnung 
150, 169, 170, 175. Pflege der 
Imponderabilien 175. 

Leichtfertigkeit, Furcht und 
Vorſicht 36. 

Lernen vom Leben 147. 

Lied, das deutſche, deſſen nationale 
Bedeutung 164. 

Loki 148, 149. 

Lüge dieſer Welt 141. 

Luxemburger Frage (1867) 48. 
B. darüber im Nordd. Reichstag 49. 

Marasmus der Fraktionskrank⸗ 
heiten 141. 

Matrikularbeiträge, B. dagegen 
89, 144. 

Mehrheit. Eine M. hat viele 
Herzen, aber ein Herz hat ſie nicht 
138. 

Metz, Glacis gegen Frankreich 69. 
In deutſcher Hand defenſiv 70. 
Militärgeſetz (1874). Der Reichs⸗ 
tag beweiſt, daß Deutſchland nicht 

reiten kann 103. 

Miniſter, ſtreng examinierte und 
nützliche 110 

Monopol, das gehäſſigſte, das der 
politiſchen Einſicht und Tugend 26. 
Jedes Monopol ein Übel 138. 

Münzeinheit, deutſche 81. 


Narrenſchiff der Zeit 6. 

Nationalcharakter, deutſcher 45. 
Nationale Ehre, Unabhängigkeit, 
Freiheit geht einem Volk über 
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Alles 51. Ermattung der nationalen 
Begeiſterung 125. 

Nationaler Gedanke in der Ver 
finſterung begriſſen 141. Hat den 
feſten Kitt an dem vergoſſenen 
Blut 162. Soll auch in den 
einzelnen Landtagen ſtärker zum 
Ausdruck kommen 172. 

Nationale Politik. In der n. P. 
iſt das Herz immer ſtärker als der 
Verſtand 166. N. P. müſſen wir 
treiben, wenn wir beſtehen wollen 
168 

Nationalität. Begeiſterung für 
fremde N. iſt eine ſpezifiſch deutſche 
Krankheit 26. 

Nationalliberale Partei, deren 
Entſtehung (1866) 44. 

National vertretung deutſche, 
von B. ſchon 1861 gefordert. 19. 

Norddeutſcher Bund, deſſen Er⸗ 
richtung 43. deſſen Verfaſſung 45. 

Normalarbeitstag, Folgen ſeiner 
Feſtſetzung 146 


Oberhaus, B. gegen deſſen Er- 
richtung im deutſchen Reiche 75. 
Der Bundesrat wiegt ſchwerer 
als ein O. 75. 

Offentlichkeit, abſoluteſte, wird 
von B. hochgeſchätzt 105 

Ol. Ein paar Tropfen ſozialen Oles 
139. 

Oſterreich, deſſen Feindſeligkeit 
gegen Preußen (von 1851 bis 1859) 


11. Deſſen „föderaliſtiſches“ 
| Bundesprojeft (1863) 27. 
Oſterreich-Ungarn wird vom 


Deutſchen Reich gegen jeden An⸗ 
griff geſchützt 103. Bündniß vom 
7. Oktober 1879 122. Ver⸗ 
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hältnis zu O. und Rußland 122. 
Das Bündnis mit S. ſichert vor 
Velleitäten in der Veränderung 
der ö. Politik 167. Einfluß der 
Deutſchen, Überlegenheit über die 
Slaven 176. 

Opfer für ſtaatliche nationale Frei 
heit 51. 

Oppoſition. Zur Zeit des alten 
Kurſes ſah man keine Gefahr in 
derſelben 169. 

Orientpolitik Bs. Deutſchland 
hat Europa den Frieden zu erhalten 
112. Zwei mächtige Wappentiere 
an den Halsbändern 112. Im 
ganzen Orient kein Intereſſe, was 
die geſunden Knochen eines 
einzigen pommerſchen Musketiers 
wert wäre 113. Deutſchland 
allein kann unbeteiligt vermitteln 
113. Leitende Grundſätze dieſer 
Vermittelung: als „ehrlicher 
Makler“ 114. 


Papſt und Gott ein weſentlicher 
Unterſchied 108. Sollen wir dem 
P. mehr gehorchen als dem 
König? 109. P. nicht der Nachfolger 
Petri 111. 

Papſttum iſt jederzeit eine poli— 
tiſche Macht geweſen 96. 

Papſtwahl, Erlaß über die künftige 
P. (14. Mai 1872 91. 

Pariſer. „Der P. deutſchen Ur⸗ 
ſprungs“ iſt B. unſympathiſch 94. 

Parlamentariſche Mitwirkung 
und Herrſchaft 142. 

Parlamentariſches Junker⸗ 
tum 37. 

Parteien, extreme bei uns nicht 
regierungsfähig 166. 
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Parteiführer, deren Ehrgeiz 5. 
P. find minder befonnen, real: 
politiſch und patriotiſch als die 
Wähler 93. 

Parteihader, Überwuchern des⸗ 
ſelben 149. 

Parteikämpfe ermatten die natio⸗ 
nale Begeiſterung 126. 

Parteileben, deſſen Zerfahrenheit 
135. 

Parteiſtandpunkt, Opferung des⸗ 
ſelben 34. P. für die Regierung 
ungeeignet 54, 82. Extremer P. bei 
uns nicht regierungsfähig 166. 

Partikulare Intereſſen ſind 
ſtärker als Gemeinſinn 39. 

Partikularismus, parlamenta⸗ 
riſcher 46. Stimme des preußiſchen 
P. 50. Der P. iſt die Baſis der 
Schwäche und Blüte Deutſchlands 
60. Wachſen desſelben 126. 

Peculium (Vermögen), freies für 
die Arbeiter 131. 


Pflichterfüllung. Trägheit bei 


P. 40. 

Phäaken, das Daſein auf deren 
Baſis bequemer, als auf der der 
Spartaner 39. 

Polarſtern, einziger, Salus pu- 
blica 128. 

Polen. B. gegen den Polonismus 
(1848) 2. Polniſcher Aufſtand 
(1863) 24. Vertrag mit Rußland 
(18. Februar 1863) 24. Ein un⸗ 
abhängiges P. treibt keine preußiſche 
Politik 25. Anmaßung der pol⸗ 
niſchen Abgeordneten, von ſich als 
„polniſche Nation“ zu reden 46, 
73, 74. Die P. machen etwa alle 
15 Jahre Aufſtände zur Auffriſchung 
der Gefühle 47. Es gibt nicht P. 
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genug zur Wiederherſtellung der 
Republik P. (von 1772) 47. Die 
preußiſchen P. ſind Preußen 73. 
Sie haben kein Vertragsrecht auf 
Sonderſtellung 73. Sie find preußi⸗ 
{che Unterthanen auf 24 ſtündige 
Kündigung 151. Kindlicher P.⸗ 
Kultus 174. Von den P. können 
wir Zuſammenhalten lernen 171. 

Politik iſt keine exakte Wiſſenſchaft 
32. Verſtändnis für nationale P. 
32. Hohe P. kann jeder treiben 33. 
Es giebt keine P. als die der König 
treibt 42. P. muß nach der Meinung 
des leitenden Miniſters gemacht 
werden 63. P. läßt ſich mit juriſtiſchen 
Theorien nicht treiben 111. P. muß 
ſich nach den Landesintereſſen richten 
112. Kaiſerliche P. 134. In der 
P. iſt es viel leichter zu ſagen, was 
man vermeiden, als was man thun 
muß 174. 

Politiker, unzünftige 32. 

Politiſche Heuchelei 89. 

Polniſcher Adel und polniſche 
Geiſtlichkeit 171. Der polniſche 
Edelmann eines der reaktionärſten 
Gebilde der Welt 171. 

Polniſche Agitation lebt nur 
von der Gutmütigkeit des Staates 86. 
Gründe für das Wachstum der 
p. A. 151. 

Polniſche Herrſchaft war herz- 
lich ſchlecht 75. 

Polonismus ſ. Polen, polniſche 
Agitation. 

Popularität macht eine Sache zwei— 
ſelhaft 139. Byzantiniſche Dienerei 
der P. 141. 

Preſſe und Tribüne verdirbt was 
das Schwert gewonnen 135. 


Preußen, Preußiſches Aufgehen 


in Deutſchland 6. In was beſteht 
die Ehre Preußens? 8. Unabhängig— 
keit einer deutſchen Politik P.'s 
12, 14, 28, 29. Einverſtändnis 
zwiſchen P. und Frankreich 12. 
Deutſch für preußiſch 16. Innere 
und äußere Politik P.'s (1861) 18. 
Deutſchland ſieht nicht auf P.'s 
Liberalismus, ſondern auf P.'s 
Macht 22. Es giebt eine Grenze, 
was ein König von P. anhören 
kann 22. P.'s Königthum hat ſeine 
Miſſion noch nicht erfüllt 24. B. iſt 
ſtolz darauf, eine preußiſche Sprache 


zu reden 24. Der Weg, den ein 


pr. Miniſter gehen kann, iſt ſo 
breit nicht. 24. Grenzen für die 
Schmähung der eigenen Regierung 
25. B.'s Sinn für die Ehre P. “s 
25. Mängel des pr. Wahlgeſetzes 27. 
Die Trübung des konfeſſionellen 
Friedens in P. 88. Die Stellung 
der beiden Konfeſſionen in P. 155. 
ſ. a. Regierung. 


Prieſter, der katholiſche, iſt ein ein⸗ 


regimentierter Offizier des Papſtes 
152. 


Prieſtertum, deſſen uralter Machi 


jtreit mit dem Königtum 95. Vere 
lauf und Haltepunkte des Kampfes 
97. 


Produktive Stände, Einigkeit 


unter ihnen 169. 


Proteſtantiſche Kirche. Ihr kann 


durch Verminderung des Gewichts 
der Gemeinde und Verſtärkung des 
Gewichts der Geiſtlichen nicht ger 
holfen werden 155. 


Quieta non movere 163. 
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Ratſchläge an fremde Regierungen 
führen leicht zu Reeiprocität 26. 

Rechtseinheit, deutſche, B. dafür 
65, 82. 

Rednergabe etwas ſehr Gefähr— 
liches 62. 

Regierung. Was heißt, zur Unter⸗ 
ſtützung der R. gewählt? 53. Die 
R. muß auf eine größere Partei 
zählen können 53. Sie darf nicht 
ſchwanken 54. Sie kann nicht einen 
Parteiſtandpunkt einnehmen 54, 82. 
Sie muß für die Entwickelung 
ſorgen, Stillſtand iſt Rückſchritt 56. 
Sie hat keine Verpflichtung zu „kon⸗ 
ſeſſioneller Volkszählung“ in den 
Beamtenſtellen 83. Ihr muß jedes 
Dogma heilig ſein 84. Sie hat 
kein Intereſſe, mit der konſervativen 
Partei zu brechen 87. Ihre Ehre 
beruht in Friedfertigkeit, nicht in 
Händelmacherei 152. 

Reich, das deutſche, deſſen natio— 
nale Entwickelung ohne Gewaltthat 
66, 67. Deſſen Feſtigung in Heer, 
Finanzen und Zufriedenheit 152. 

Reichseinnahmen, ſelbſtändige 
89, 114. 

Reichsflut iſt rückläufig 113. 

Reichskanzler, deſſen Verantwort— 
lichkeit 105. R. ſoll frei und ſelb— 
ſtändig fein 128. Notwendigkeit der 
Vereinigung ſeines Amtes mit dem 
des preußiſchen Miniſterpräſidenten 
170. 

Reichs miniſter, ſ. Bundesminiſter. 

Reichspreßgeſetz 99. 

Reichstag, konſtituierender nord» 
deutſcher 45. Der deutſche R. ver⸗ 
liert an Autorität ohne fefte Mehr: 
heit 166. 


Reichsverfaſſung. Der Friede der 
Regierungen ihr Hort 126. Nicht 
daran rühren! 164. 

Reptilien, ihre Verfolgung bis in 
die Höhlen hinein 58. 

Reſervekapital von Reichstreue 
168. 

Reſſortpatriotis mus 60. 

Rußland. Politiſche Freundſchaft 
mit R. 175. S. a. Oſterreich⸗Ungarn, 
Orientpolitik und Polen. 


Säulenheilige, die Parteiführer, 
176. 

Scheu vor Verantwortung, eine 
Krankheit unſerer Zeit 64. 

Schleswig-Holſtein ſeit (1848) 
29. Deren Recht 29. B. 's Politik 
(ſeit 1863) 29 fg. Europäiſcher 
Standpunkt 31. S.⸗H. und Lauen⸗ 
burg im Wiener Frieden (v. 30. Ok⸗ 
tober 1864) an Preußen und Dfter- 
reich abgetreten 37. 

Schönhauſer Stiftung 150. 

Schulaufſichtsgeſetz(preußiſches). 
Sein Zweck 84. Gegnerſchaft der 
Hochfeudalen; B. gegen ſie 87. 

Schule, deutſche, ihr Anteil an den 
nationalen Inſtitutionen 169. 

Sedan kann uns Frankreich nicht 
verzeihen 68. 

Selbſtverwaltung, B. dafür 52. 

Souveränität kann nur eine eine 
heitliche ſein: Die S. der Geſetz— 
gebung 91. 

Sozialdemokratie. Sozialiſtengeſ. 
116. Weſen u. Ziele der S. 116, 117, 
118. Ihr üppiges Emporwachſen 
118. Der Fortſchritt ihre Vorſrucht 
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119. Notwehr gegen die ©. 119. 
Sie lebt mit uns im Kriege 160. 

Sozialismus. Der Staat muß 
ſich etwas mehr ©. angewöhnen 139. 
Ein paar Tropfen jozialen Oles 139. 

Sozialpolitik, Grundzüge der— 
ſelben 130. Kaiſerliche Botſchaft 
(v. 17. November 1881) 132. 

Spartaner ſ. Phäaken. 

Staat. Jeder St. ruht auf ſeinem 
Degen 62. Der S. hat im Reiche 
dieſer Welt das Regiment und den 
Vortritt vor der Kirche 97. 

Steuern, alle unangenehm 90. Poli- 
tiſche Heuchelei 89. 

Strafgeſetzbuch, deutſches 63. 

Straßburg, von B. ſchon 1848 für 
Deutſchland zurückgefordert 2. S. 
bildet ein Glacis gegen Frankreich 
69; iſt in deutſcher Hand defenſiv 70. 

Streitbare Räte 59. 

Strom der Zeit, der Menſch kann 
ihn nicht ſchaffen und lenken 174. 

Süddeutſche Staaten, 1867 — 
1870, Verhältnis zu denſelben 49. 
Deren Beitritt zum Reiche 71. 

Südweſtſpitze Deutſchlands iſt 
der Schlußſtein des deutſchen Ge— 
wölbes 11. 


Tabakmonopol 138. 

Taktik aller Unzufriedenen 149. 

Teufel. B. einem teutoniſchen T. 
verſchrieben, kleinem galliſchen 17. 
Dem Böſen verfallen 33. 

Tendenzpolitik, Warnung davor 
57. 

Theorie iſt auf diplomatiſchem Ge— 
biete noch grauer 56. 

Todesſtrafe, B. dafür 63. B. gegen 
den Antrag Planck⸗Stephani 64. 


Regiſter. 


Trägheit in nationaler Pflichter⸗ 
füllung 40. 

Treibhausbeet des Partikularis— 
mus 176. 

Tribüne und Preſſe verderben, was 
das Schwert gewonnen 135. 


Uhr der Entwickelung auf der rich— 
tigen Stunde 12. Vorſtellen der U. 
kann den Lauf der Zeit nicht be— 
ſchleunigen 61. 

Ultramontanismus, deſſen Weſen 
9. Ihm kann nichts helfen als die 
Revolution 107. Sein Anteil am 
Kriege (von 1870) 108. 

Unfallverſicherungsgeſetz 142. 

Unitarismus, B. dagegen 59. 

Unterſtützung der Regierung, was 
heißt das? 53. 

Untreue, Embryo derſelben 13. 

Unzufriedene, deren Taktik 149. 

Unzünftige Politiker 32. 

Urfehler (mowrow n) bei pos 
litiſchen Verwickelungen 145. 


Vaterland, Dienſt für dasſelbe 44 
Man ſoll dem V. nicht ſeine Wünſche 
und Neigungen aufdrängen; ihm 
nur dienen, es nicht meiſtern 72 
Das V. iſt über die Perſon zu 
ſtellen 104. Das V. verlangt ſelbſt⸗ 
loſe Hingabe 132. 

Verantwortliche 
(Reichs⸗) Miniſter. 


Bundes- 
B. dagegen 


59, 142. 

Verantwortlichkeit. Scheu vor 
V. 64. V. des Reichskanzlers 
105. 

Vereinsfreiheit, ſchrankenloſe, 
Blaſebalg der Demokratie; die 


Scheere Delilas 7. 


Regiſter. 
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Verfaſſung nicht etwas Totes 21. 
V.⸗Rechtsfragen werden leicht zu 
Machtfragen 21. V.⸗Fragen ſind 
keine mathematiſchen Exempel 21. 
Wir ſind vielleicht zu gebildet, um 
eine V. zu ertragen 21. V. weiſt 
auf den Weg der Kompromiſſe 23. 
Das ganze V.⸗Leben iſt eine Reihe 
von Kompromiſſen 23. Die Ziele 
der Fortſchrittspartei ſind mit der 
V. nicht zu erreichen 40. 

Verneinung, impotente 40. Zur 
V. iſt raſch eine große Mehrheit 
hergeſtellt 135. 

Verſöhnungspolitik des neuen 
Kurſes 162. 

Vertrauen eine zarte Pflanze 95. 
V. auf die deutſche Jugend 150. 
Völkerfrühling, der deutſche 148, 

149. 

Volk. Das Wort „V.“ 3. V. von 
Denkern — das war früher! 6. 
Völker, männliche und weibliche, 
Germanen ſehr männlich 55. Auf 
die Dankbarkeit eines Vies iſt nicht 
zu rechnen 68. Das V. denkt be 
ſonnener und patriotiſcher als die 
Parteiführer 93. Zum V. gehört 
auch der Kaiſer und B. 99. Das 
V. will keine hohe Fraktionspolitik, 
ſondern ſeine praktiſchen Intereſſen 
wahrgenommen wiſſen 132. 

Volks rechte und Volksgeſetze 
99. 


Vorſicht, Furcht und Leichtfertig⸗ 
keit 36. 


Wahlen. Wer verſprechen kann, 
kann auch gewählt werden 40. > 

Waldeck, Acceſſionsvertrag (1867) 
50. 

Wehrkraft, die deutſche, verträgt 
keine jährliche Infrageſtellung 46. 
Forderungen für die W. werden 
nur in Deutſchland beſtritten 154. 

Welfenfond 57. 

Wind. Das W.⸗machen überlaſſen 
wir Anderen 41. 

Wir Deutſchen fürchten Gott, 
aber ſonſt nichts in der 
Welt! 157. 

Wirtſchaftsreform B.'s 120. 

Worte. Wenn W. Geld wären 41. 


Zentraliſation eine Gewaltthat 
60. 

Zentrum ſ. Centrum. 

Zollanſchluß Hamburgs 125. 

Zollparlament, von B. ſchon 
1858 verlangt 14. Eingeſetzt durch 
den Zollvereinsvertrag (vom 8. Juli 
1867) 48. Erſte Tagung (1868) 55. 

Zollvereinsvertrag (neuer vom 
8. Juli 1867) 48. 

Zwirnsfäden. Stolpern über 3. 
19. Kein Stolpern über juriſtiſche 
Z. 57. 
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Verlag von A. Hofmann & Comp., Berlin. 


Das Bismarck⸗Album 


des 
Kladderadatſch 18491890. 


25. e Mit 300 Feichnungen von Wilh. Scholz und vier 
facſimilirten Briefen des Keichskanzlers. 


Groß⸗Quart⸗Format, 24 Bogen. Eleg. cart. Mk. 6.—. Fein ge⸗ 
bunden Mk. 9.—. In Prachtband gebunden Mk. 20.—. 


Das Erſcheinen der 25. Auflage dieſes einzig in ſeiner 
Art daſtehenden Werkes fpricht wohl am beſten für den hohen 
Werth des Buches und für die Beliebtheit, die es ſich in weiten 
Kreiſen des deutſchen Volkes errungen hat. 


Bismarck⸗ Gedichte 


des 
Kladderadatſch 1862-1894. 


Mit Erläuterungen im Text herausgegeben von Dr. Borſt Kohl. 
Mit vielen Illuſtrationen aus dem Kladderadatſch von Wilhelm 
Scholz und Guſtav Brandt. 


Oktavformat, 29. Bogen. Preis geb. Mk. 4.—. cart. Mk. 3—. 


Dieſe ſoeben erſchienene Sammlung der beſten Bismarck 
Gedichte aus dem Kladderadatſch bildet eine Ergänzung zu 
dem in unſerem Verlage erſchienenen Vismard= Album des 
Kladderadatſch. Aber auch für Jeden, dem das letztere noch 
fremd iſt, werden dieſe Gedichte eine Quelle reichſter Unter- 
haltung und Belehrung ſein, indem es jenes große Stück 
deutſcher Geſchichte, das die Aera Bismarck gezeitigt, dem Leſer 
in eigenartigſter Weiſe vor Augen führt. 


Die SE e 
für's deutſche Volk. 


Ein humoriſtiſches Heldengedicht in 10 Geſängen mit vielen 
Illuſtrationen. 


Preis eleg gebunden Mk. 3.—. In farbigem Umſchlag broſch. Mk. 2.— 
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Verlag von Wilhelm Hertz Beſſerſche Buchhandlung) in Berlin Mar 


È Ludwig Hahn, Fürſt Bismarck. Sein politiſches Leben und Wirken, 
urkundlich in Thatſachen und des Fürſten eigenen Kundgebungen dare 
geſtellt. Vollſtändige, pragmatiſch geordnete Sammlung der Reden, Des 
peſchen, wichtiger Staatsſchriften und politiſchen Briefe des Fürſten. 
Fünf Bände. Preis jedes Bandes: geheftet 11 Mk, in Leinwand ge— 
bunden 12 Mk. 50 Pf. 

Briefwechſel des Generals Leopold von Gerlach mit dem Bundestags- 
Geſandten Otto von Bismarck. Preis: geheftet 5 Mk.; in Leinwand 
gebunden 6 Mk. 20 Pf., in Halbfranz gebunden 6 Mk. 50 Pf. 

Schiemann, Prof. Theodor, Fürſt Bismarck. Feſtrede zu ſeinem achtzigſten 
Geburtstage, geſprochen auf dem Commers des Bismarckausſchuſſes zu 
Berlin. Preis: 40 Pf. 


Verlag von Ferdinand Enke in Stuttgart. 


Bismarcks 
Parlamentariſche Kämpfe und Siege 


von 

Prof. Dr. Fr. von Thudichum. 
1. Abtheilung. gr. 8. 1887. geh. Mk. 3.—. 
2. 2 gr. 8. 1890. geh. Mk. 8.—. 


Im Verlage von Palm & Enke in Erlangen iſt erſchienen und ſei 
hiermit für Knaben und Mädchen von 12. Jahre an wie auch für Er⸗ 
wachſene beſonders empfohlen: 


von Schubert, Dr. G. H., Wunderſame Wege. Erzählungen für das 
Volk und feine Jugend. 3. Aufl., eingeleitet und durchgeſehen von 
Richard Lauxmann, Stadtpfarrer in Stuttgart. Mit kolorirtem 
Titelbild u. 4 feinen Holzſchnitten. (400 Seiten). Geb.: 3 Mk. 
Die Bayer. Lehrerzeitung ſagt hierüber: „Schubert's Erzählungen gehören nach 
Inhalt und Form zu dem Gediegendſten, was die Volks⸗ und Jugendliteratur aufzuweiſen 
hat. Das Buch, das auch ſehr hübſch ausgeſtattet iſt, kann als wertvolle Feſtgabe für 

Kinder vom 12. Jahre an aufs Beſte empfohlen werden.“ 
Ferner erſchien ſoeben für Knaben und Mädchen vom 7.— 10. Jahre 

in 4. Auflage: 


=} Märchen und Erzätzlungen für das kindliche Alter. Mit 
einem Titelbilde in Farbendruck. In kolorirtem Einbande: 
1 Mk. 80 Pf. 8 

Urteil der deutſchen Hausfrauen⸗Zeitung: „Aus vollſter Überzeugung können 


wir vorliegendes Werkchen den Eltern und Erziehern als Feſtgabe für ihre Lieblinge em⸗ 
pfehlen ...“ 
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